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Einleitung

Die moderne Gegenwartsgesellschaft wird durch eine komplexe Infrastruktur
technischer Systeme zusammengehalten. Verkehrssysteme, Stromverbunde,
Telekommunikationsnetze, Computeranlagen und ähnliche Technologien er-
möglichen den Informations- und Leistungsaustausch zwischen räumlich oder
stukturell getrennten, aber funktional interdependenten Gesellschaftsteilen und
erlauben dadurch eine sonst unerreichbare Komplexität im Gesellschaftsauf-
bau. Damit technische Systeme solcherart zur Konstitution komplexer Gesell-
schaften beitragen können, müssen sie aber zunächst einmal selbst >konsti-
tuiert< werden. Das ist kein triviales Problem. >Technische Infrastruktursyste-
me< (Mayntz 1988) bestehen aus einer Vielzahl von Komponenten und Teil-
systemen, die von verschiedenen Akteuren an verschiedenen Orten entwickelt,
produziert und betrieben werden. Ihr Auf- und Ausbau und ihr Betrieb werden
deshalb oft von denselben Informations-, Koordinations- und Einigungsproble-
men behindert, die auch die Integration der Gesellschaft als Ganzes problema-
tisch machen.

Die Entstehung der ersten großen technischen Systeme während des 19.

Jahrhunderts - Eisenbahnen, Elektrizitätsversolgungssysteme, Telegrafen- und
Telefonnetze - ging mit der >Entdeckung< der Hierarchie für die Industrie-
organisation einher (vgl. Chandler 19'77; Hughes 1983; Mayntz/Hughes 1988).

Hierarchische Strukturen ermöglichten es, die Komplexität und räumliche
Ausdehnung technischer Systeme weit über das bis dahin bekannte Maß hin-
aus zu steigern. Sie boten einen Rahmen, innerhalb dessen die Entwicklung,
Produktion und Operation solcher Systeme in Teilprobleme zerlegt und ar-
beitsteilig abgearbeitet werden konnten, und sie boten die Garantie, daß diese
Zerlegung nicht zu inkompatiblen Ergebnissen führen würde, weil sie alle
Entscheidungen einer einheitlichen Kontrolle unterwarfen.

Das hierarchische Prinzip war ein unerhört erfolgreiches Mittel zur Ent-
wicklung und Ausweitung technischer Systeme und hat wesentlichen Anteil
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an dem heute erreichten Stand der Technisierung der Welt. Trotzdem sind

hierarchische Strukturen in den letzten Jahren unter Druck gekommen. Schritr
weise werden sie von nichthierarchischen Arrangements überwölbt, unterhöhlt
oder sogar ganz verdrängt. Das alte Vertrauen in die Effrzienz und Effektivität
von Hierarchien schwindet und macht einem tiefgreifenden Mißtrauen Platz.

War früher die verwaltungsförmige Gliederung von IBM das Vorbild erfolg-
reicher Managementstrukturen, so ist sie heute nur mehr abschreckendes

Beispiel.
Welche Ursachen auch immer hinter der Tendenz zur Enthierarchisierung

institutioneller Lenkungsstrukturen stehen mögen - die Literatur zu diesem

Thema ist schier unüberschaubar (vgl. nur Powell 1990; Mayntz 1992:' Peters

1992; Teubner 1992 Schneider 1994) -, sie schafft aufjeden Fall Schwierig-
keiten für die Integration und Koordination technischer Systeme. Bestimmte
Koordinationsaufgaben, die früher durch hierarchische Kontrolle geregelt

werden konnten, müssen heute anders, nichthierarchisch erledigt werden. Die
Nachfrage nach funktional äquivalenten Koordinationsmechanismen hat des-

halb im Gleichschritt mit dem relativen Bedeutungsrückgang hierarchischer
Strukturen zugenommen. Ein Mechanismus, dem dabei besonders viel Auf-
merksamkeit zuteil wurde, ist die technische Standardisierung. I Du, Interesse

an technischen Standards, das lange Zeit aufeher esoterische Ingenieurszirkel
begrenzt gewesen waE hat auf breitere Kreise übergegriffen und Manageq

Politiker und Wissenschaftler erfaßt. Ein deutliches Indiz hierfür ist die Flut-

welle von Artikeln, die während der letzten Jahre in der Handelspresse und

in der wissenschaftlichen Literatur über Standards veröffentlicht wurden. Die
Zahl von Beiträgen über Computerstandards hat sich z.B. seit 1980 in jedem

Jahr verdoppelt (Cargill 1989: 5).
Die meisten wissenschaftlichen Arbeiten zu Fragen der Standardisierung

sind ökonomischen Ursprungs und modelltheoretischer Natur. Sie untersuchen,

wie Standards zustandekommen, durch ungesteuerte Marktprozesse oder durch

explizite Kooperation. Sie analysieren die Interessenkonstellationen, die dem

Funktionieren des einen oder des anderen Mechanismus hinderlich oder för-
derlich sind, und sie stellen wohlfahltsökonomische Überlegungen über das

optimale Versorgungsniveau von Standard, un.2 Di" Frage, warum und wofür

Es gibt natürlich auch noch andere Mechanismen, die hier aber nicht weiter berücksich-

tigt werden sollen, z.B. Gateways, Konverter oder Adapter (vgl. dazu David/Bunn
1988; siehe auch Farlell/Saloner 1992).

Einen guten Überblick bieten David (1987), David/Greenstein (1990), OECD (1991)

und Besen/Farrell (1994). Vgl. auch Kapitel l.
2
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Akteure Standards brauchen, bleibt dagegen in der Regel unberührt. Es wird
einfach unterstellt, daß es einen bestimmten >Bedarf< an Standards gibt und
nicht weiter gefragt, worin er besteht und warum er heute soviel größer ist
als früher.

Die Vernachlässigung dieser Frage ist bedauerlich, denn auf diese Weise
bleibt das techniksoziologisch interessante Problem, was an der Konstitution
technischer Systeme sich so verändert hat, daß heute zu ihrer Integration und
Koordination mehr und qualitativ andere Standards gebraucht werden als
früher, vollkommen ausgespart. Diesem Defizit soll im folgenden ein wenig
abgeholf'en werden. Die vorliegende Arbeit wird am Beispiel der Informa-
tionstechnik versuchen, den angedeuteten Zusarnmenhang zwischen dem
relativen Bedeutungsverlust hierarchischer Lenkungsstrukturen und dem rela-
tiven Bedeutungsgewinn technischer Standards empirisch nachzuzeichnen.
Die Informationstechnik ist insofern ein geeignetes Objekt für dieses Bemü-
hen, weil einerseits beide ihrer Sparten, sowohl die Telekommunikation als
auch die Computertechnik, ursprünglich sehr stark von hierarchischen Formen
der technischen Koordination geprägt waren und weil andererseits heute die
Abhängigkeit der Informationstechnik von der Verfügbarkeit technischer Stan-
dards besonders ausgeprägt ist.

In der Telekommunikation wurde bis in die siebziger Jahre hinein alles
von der Forschung und Entwicklung von Fernmeldetechnik bis zum Aufbau
und Betrieb von Fernmeldenetzen von den nationalen Fernmeldeverwaltungen
(PTTs) kontrolliert. Im Computerbereich waren es die Hersteller von Com-
puterhardware, die eine ähnlich weitgehende Kontrolle über die Entwicklung,
Produktion und Operation von Computeranlagen ausübten. Standards spielten
in diesem Kontext eine nur untergeordnete Rolle. Ihr Einsatz war auf die
relativ wenigen Koordinationsprobleme beschränkt, die an der Grenze zwi-
schen den Kontrollbereichen verschiedener Hierarchien auftauchten, z.B. wenn
zwei PTTs versuchten, eine Verbindung zwischen den Netzen ihrer beiden
Länder herzustellen. Während der letzten zwanzigJahre hat die hierarchische
Prägung von Telekommunikation und Computertechnik jedoch stark nach-
gelassen. Die technische Revolutionierung von Mikroelektronik, Software und
Ubertragungstechnik, die Deregulierung der Telekommunikation, die Globa-
lisierung der Märkte und die Verschärfung der internationalen Konkurrenz
haben die Kontrollmonopole von Fernmeldeverwaltungen und Hardwareher-
stellern untergraben. In vielen Fällen ist heute die Kontrolle über die Entwick-
lung, Produktion, Beschaffung und Nutzung von Telekommunikations- und
Computeranlagen vielfältig fragmentiert. Die Integration und Koordination
informationstechnischer systeme, die früher eine (quasi-)interne Angelegenheit
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von [rITs und Computerhardware-Herstellern gewesen war, ist heute zu einem

Gegenstand der Kooperation und Konkurrenz einer Vielzahl voneinander

unabhängiger Akteure geworden. Neben Hardwareherstellern und Fernmelde-

verwaltungen spielen Softwareentwickler, Komponentenhersteller, Groß-

anwender, private Netzbetreiber, private Diensteanbieter und andere Akteure
oft eine mindestens ebenso wichtige Rolle. In diesem fragmentierten Umfeld
stellen sich neue Koordinationsprobleme, die nichthierarchisch gelöst werden

müssen. Die Genese dieser Probleme soll in einem ersten Teil der Arbeit
(Kapitel 2 und 3) nachgezeichnet und die sich aus diesen Problemen ergeben-

de >Nachfrage< nach technischen Standards näher bestimmt werden.

In einem zweiten Teil (Kapitel 4 und 5) wird es dann darum gehen, den

Prozeß zu rekonstruieren, der die institutionellen Voraussetzungen für die
Befriedigung dieser >Nachfrage< schuf . Zwar ist technische Standardisierung

oft auch ohne jegliche institutionelle Vorbedingung möglich. Das vielleicht
bekannteste Beispiel ist die technische Vereinheitlichung des Marktes für
Videorecordertechnik auf das VHS-Format, die allein durch die Marktdynamik
vorangetrieben wurde (vgl. Kleinaltenkamp/Unruhe 1990). In vielen später

genauer zu spezifizierenden Fällen ist Standardisierung aber nur im Rahmen

fest institutionalisierter Standardisierungsorganisationen erreichbar und setzt

deshalb zu ihrer Realisierung eine geeignete Infrastruktur von Standardisie-

rungsorganisationen voraus.
In der Informationstechnik gab es durchaus eine Infrastruktur von Stan-

dardisierungsorganisationen. Das Problem mit dieser Infrastruktur war nur,

daß sie durch die neuen Anforderungen überlastet war, die mit der tendenziel-

len Dehierarchisierung und technischen Revolutionierung der Informations-
technik an sie gerichtet wurden. In der Telekommunikation gab es das Inter-
national Telegraph and Telephone Consultative Committee (CCITT), eine

Untereinheit der UN-Sonderorganisation Intemational Telecommunication
Union (ITU). Für die Computertechnik gab es die International Electrotech-
nical Commission (IEC) und die International Organization for Standardiza-

tion (ISO), die zwar beide lange Zeit kaum Computerstandards produziert

hatten, sich im Grunde aber für sie zuständig fühlten. Die internen Strukturen
dieser Organisationen entsprachen jedoch kaum den Gegebenheiten der neuen

Situation. So wirkte z.B. ihr nationales Gliederungsprinzip anachronistisch

angesichts der zunehmenden Transnationalisierung der technischen Systeme,

die standardisiert werden sollten. Ihr Arbeitstempo war gemessen am Tempo

des technischen Fortschritts zu langsam. Ihre Ausrichtung war zu politisch

angesichts der zunehmenden Kommerzialisierung der Technik.
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Die Diskrepanz zwischen externen Anforderungen und internen Verhältnis-
sen hat Versuche provoziert, die alten Strukturen der Standardisierungsorgani-
sationen zu verändern und reformieren. Diese Versuche blieben jedoch weit-
gehend erfolglos. Der Weg zu Reformen war durch politische und andere Pro-
bleme verstellt. Im CCITT z.B. fürchteten die Entwicklungsländer, daß eine
Anderung der Mitgliedsregel, die die Beteiligungsrechte privater Unternehmen
stärkt, ihre Einflußchancen mindern würde und widersetzten sich deshalb in
diese Richtung zielenden Bemühungen. Die tradierten Strukturen blieben
daher weitgehend unverändert erhalten. Dieser Strukturkonservatismus verhin-
derte aber institutionellen Wandel und eine Anpassung an die neuen Verhälr
nisse nicht. Er lenkte den Wandel nur ab vom Umbau bereits bestehender
Strukturen in den An- und Neubau neuer Strukturen. Innerhalb der traditionel-
len Standardisierungsorganisationen wurden neue Gremien und Verfahrens-
regeln eingeführt, die die Unmöglichkeit, die Struktur der alten Gremien und
Verfahrensregeln zu reformieren, teilweise kompensierten. Außerhalb dieser
Organisationen wurden Standardisierungsorganisationen gegründet, die sich
darauf spezialisierten, bestimmte von den alten Organisationen vernachlässigte
oder ganz ignorierte Standardisierungsprobleme zu bearbeiten. Der Wandel
der Standardisierungsstruktur vollzog sich also nicht in einem radikalen Bruch
alter Strukturkonstanten, sondern in einem sukzessiven Zuwachs struktureller
Komplexität. Die alten Standardisierungsorganisationen sind intern komplexer
geworden, und die Zahlvon Standardisierungsorganisationen hat sich deutlich
erhöht. War sie früher im wesentlichen auf die Trias von CCITT, ISO und
IEC beschränkt, so spielen heute noch eine Vielzahl andercr Organisationen
wie z.B. das European Telecommunication Standards Institute (ETSI), der
Asia Oceania Workshop (AOW) oder die Internet Society (Isoc) eine Rolle.
Standardisiert wird heute nicht mehr in einzelnen weitgehend isolierten Orga-
nisationen, sondern in einem Organisationsnetzwerk.

Die Rekonstruktion des institutionellen Wandels der Standardisierungs-
struktur ist nicht nur wegen der Bedeutung interessant, die diese Struktur für
das Angebot informationstechnischer Standards hat, sondern auch, weil sie
reiches Anschauungsmaterial zu der theoretisch relevanten Frage liefert, ob
und wie institutionelle Arrangements sich an veränderte Gegebenheiten und
Herausforderungen anpassen.'

lnstitutionen ( im fblgenden auch institutionelle Strukturen oder einfach nur Struktulen)
werden hier verstanden als mehr oder weniger komplexe Sätze von mehr oder weniger
fbrmalisierten Verhaltensregeln. Beispiele sind Staatsvertässungen, Vereinsstatuten,
Eigentumsrechte oder Kooperationsverträge zwischen Organisationen (vgl. Mayntz/

3
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Das Problem der Adaptivität institutioneller Arrangements wird gemeinhin

unter dem Gesichtspunkt diskutiert, welchen Widerstand einzelne Institutionen
ihrer Reform entgegensetzen. Wenn es schwierig ist, eine bestimmte Struktur
umzubauen oder durch eine neue Struktur zu ersetzen, so gilt die institutionel-
le Adaptivität als gering, wenn dagegen der Umbau problemlos scheint, gilt
die Adaptivität als hoch. Die funktionalistischen, behavioristischen und wahl-
handlungstheoretischen Ansätze, die die Politikwissenschaft der fünfzigeq
sechziger und zum Teil auch der siebziger Jahre dominierten, unterstellten

eine relativ problemlose Veränderbarkeit bestehender Institutionen. Sie gingen

davon aus, daß Institutionen durch einen >>effizienten historischen Prozeß<<

(March/Olsen 1989: 7) geprägt würden, der sie schnell und umstandslos an

geänderte Umweltbedingungen anpasse. Institutionen erschienen als relativ
unproblematisch und deshalb auch als relativ uninteressant. Sie blieben am

Rand der Analyse, während andere Variablen wie z.B. individuelle Einstel-

lungs- und Verhaltensmuster oder funktionale Imperative in den Mittelpunkt
rückten (vgl. March/Olsen 1984; Thelen/Steinmo 1992:' Cammack 1992)'

Ganz anders der >Neue Institutionalismus< der achtziger Jahre. Er unterstellt
Institutionen eine hohe Reformresistenz. Er sieht in ihnen rigide Strukturen,
deren Gestalt auch dann nur schwer zu ändern sei, wenn die Bedingungen

in ihrer Umwelt sich immer weiter wandelten. Starr und unbeweglich verharr-

ten sie in ihrer Form, ziemlich unberührt davon, was um sie herum geschehe.

Gerade wegen dieser Widerspenstigkeit stellt der Neue Institutionalismus sie

auch ins Zentrum seiner Untersuchungen. Ihre Resistenz autonomisiere In-
stitutionen gegenüber ihrer Umwelt. Sie mache Institutionen unempfindlich
gegen den Druck neuer Probleme, Präferenzen und Machtverhältnisse und

gestatte ihnen dadurch, diesen ihre Form aufzuprägen. Sie entziehe Institutio-
nen dem Einfluß der Politik und mache sie dadurch zu deren Bestimmungs-
grund (vgl. nur March/Olsen 1989; Krasner 1984, 1988; Ikenberry 1988)'

Die Annahme einer hohen Anderungsresistenz institutioneller Strukturen
war schon wegen ihrer hohen intuitiven Plausibilität attraktiv. Es entspricht

historischer (und alltäglicher) Erfahrung, daß Institutionen sich weniger än-

dern, als die Verhältnisse um sie herum; Institutionen sind ja oft als solche

überhaupt nur erkennbar, weil sie sich nicht im Gleichschritt mit Umweltver-
änderungen wandeln (vgl. Krasner 1988: 73-:74). Darüber hinaus bot diese

Annahme auch noch die Möglichkeit, bestimmte Anomalien der nichtinstitu-

Scharpf 1994 3). Für einen Überblick über die Vielfalt der gegenwärtig gängigen

Definitionen des Begriffes >lnstitution< in der Politikwissenschaft, Soziologie, Ökono-

mie und Anthropologie vgl. Scott (1994).
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tionalistischen Ansätze auflösen zu können. Der Hinweis auf änderungsresi-
stente Institutionen konnte z.B. erklären, warum es auch in inhärent unstabilen
politischen Umwelten zu einer hohen Konstanz politischer Entscheidungen
kommen kann (Shepsle/Weingast l98l), warum immer wieder auch offen-
sichtlich reformbedürftige Verhaltensmuster dauerhaft perpetuiert werden (vgl.
Skowronek 1982; Webber/Rosewitz 1990), oder warum die Politiken ver-
schiedener Länder häufig auch dann nicht konvergieren, wenn diese Länder
gleichen Bedingungen und Herausforderungen ausgesetzt sind (vgl. Scharpf
1987; North 1990); alles Phänomene, die in der Perspektive nichtinstitutionel-
ler Ansätze rätselhaft geblieben waren.

Um die Annahme abzustützen, daß Institutionen inhärent änderungsresistent
sind, haben sich die Neuen Institutionalisten intensiv um die Identifizierung
kausaler Mechanismen bemüht, die zu dieser Anderungsresistenz beitragen.
Es ist nicht möglich, an dieser Stelle einen vollständigen Überblick über ihre
Ergebnisse zu geben. Stattdessen sollen hier nur frinf Mechanismen kurz
vorgestellt werden, die für die weitere Analyse eine Rolle spielen werden:
irreversible Investitionen (>sunk costs<), Lernen, Risikoaversion, politische
Transaktionskosten und institutionelle Interdependenzen. Diese Mechanismen
tragen zur Dauerhaftigkeit und Kontinuität institutioneller Strukturen durch
positive Rückkoppelungseffekte bei. Sie bewirken, daß die Benutzung einer
Institution die Wahrscheinlichkeit erhöht, daß dieselbe Institution in Zukunft
wiederbenutzt und nicht durch eine andere Institution ersetzt wird.

Irreversible Investitionen' Die Benutzung von Institutionen setzt oft beträcht
liche Investitionen in institutionenspezifische Güter wie etwa Infrastrukturen,
Technologien oder Personalbestände voraus. All diese Investitionen sind ver-
loren oder doch zumindest stark entwertet, wenn die Institutionen, an die sie
gebunden sind, gegen andere ausgetauscht werden. Es ist deshalb oft
zweckmäßig, bei den alten Institution zu bleiben, auch wenn man eigentlich
gern neue Institutionen hätte (Stinchcombe 1968; Keohane 1984; Krasner
r 988).

Lernen: Je länger Akteure bestimmte Institutionen benutzen, desto besser
können sie in der Regel mit ihnen umgehen. Sie sammeln Erfahrungen, knüp-
fen Kontakte, lernen bestimmte formale Feinheiten zu ihrem Vorteil nutzen
und werden geschickt in der Vermeidung verborgener Fallstricke. Das steigert
die Performanz, reduziertdie Überraschungen und bietet einen starken Anreiz,
den Wechsel zu neuen, weitgehend unbekannten Institutionen zu vermeiden.
Es kann deshalb sein, daß Akteure bei ihren alten Institutionen bleiben, auch
wenn der Übergang zu neuen Institutionen langfristige Vorteile böte (North
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1990;March l99l). >Learning by using< verbessert aber nicht nur die techni-
sche Kompetenz der Akteure, sondern beeinflußt auch ihre Präferenzen. Präfe-
renzen sind nur in den seltensten Fällen >von Natur aus< gegeben. Weit öfter
entwickeln sie sich historisch. Akteure handeln im Kontext spezifischer In-
stitutionen und lernen dabei, was ihre Präferenzen in diesem Kontext eigent-
lich sein sollten. Präferenzen, Prioritäten und in gewissem Sinne Identitäten
sind deshalb immer mehr oder weniger stark institutionell geprägt und von
institutionellem Außenhalt abhängig. Der Wechsel auf neue lnstitutionen kann
deshalb zu Orientierungslosigkeit und Identitätsverlust führen. Auch das

schreckt Akteure davon ab, ihre bekannten Institutionen aufzugeben (March/
Olsen 1989; Offe 1992; Schimank 1992).

Risikoaversion: ln einer Welt beschränkter Rationalität und unvollständiger
Information ist das Wissen über die institutionellen Alternativen zum Status

quo notwendigerweise lückenhaft. In manchen Situationen ist es ganz unmög-
lich, sich andere als die gegebenen Strukturen vorzustellen. Aber selbst wenn
alternative Institutionen vorstellbar sind, so sind doch ihre Effekte und Wir-
kungen kaum je mit derselben Sicherheit abschätzbar wie die der gegebenen.

Jeder Wechsel von einer alten auf eine neue Institution impliziert daher ein
Element der Unsicherheit. Wenn die Einsätze hoch sind und das Potential für
zukünftiges Bedauern groß, dann schrecken auch solche Akteure vor dem
Risiko zurück, die eigentlich vermuten, der Übergang zu einer alternativen
Institution würde sich lohnen (Shepsle 1986; Tsebelis 1990).

Politische Transaktionskosten: Oft haben Institutionen asymmetrische Ver-

teilungswirkungen: Sie machen es einigen Akteuren leichter, thre Ziele zu

erreichen, als anderen. Das gibt den von den gegebenen Institutionen Privi-
ligierten einen starken Anreiz, sich für deren Erhalt einzusetzen und macht
die Einigung auf neue Institutionen schwierig. Aber selbst in dem idealen Fall,
daß ein Wechsel zu neuen Institutionen keine Verteilungsfragen impliziert,
stellt er die Akteure noch vor Kommunikations- und Kollektivhandlungspro-
bleme, die schwierig oder sogar unlösbar sein können. Die Akteure müssen

sich auf einen Migrationspfad einigen, diesen Pfad allgemein bekanntmachen
und Vorsorge dagegen treffen, daß Akteure versuchen, auf diesem Pfad als

Schwarzfahrer mitgenommen zu werden. Der Übergang zu neuen Institutionen
macht deshalb aufjeden Fall politische Probleme. Gefolgsleute müssen mobi-
lisiert, Streitfragen geklärt und Parolen bekannt gemacht werden. All das

kostet Zeit, Geld und Nerven und ist nicht in jedem Fall erfolgreich. Im all-
gemeinen werden Akteure solche Kosten scheuen, es sei denn, sie hätten den

Eindruck, die Nachteile der alten und die Vorteile der neuen Institution seien

wirklich substantiell. Diese Zurückhaltung puffert Institutionen gegen Unzu-
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friedenheit ab und gibt ihnen ein Maß an Stabilität, das sie in einer transak-
tionskostenfreien Welt nie erreichen könnten (Keohane 1984; Shepsle 1989;
Tietzel 1990).4

Instittttionelle Interdependenzen: Das konservative Moment von irreversiblen
Investitionen, Lernen, Risikoaversion und politische Transaktionskosten wird
dadurch verstärkt, daß Institutionen selten vollkommen unabhängig vonein-
ander sind. In der Regel sind sie zu mehr oder weniger engen Netzwerken
gegenseitiger Abhängigkeit verknüpft und lassen sich deshalb nur in Ausnah-
mefällen unabhängig voneinander umbauen. Meistens setzt eine Veränderung
an einer Stelle des Netzes komplementäre Veränderungen an anderen Stellen
voraus. Das potenziert die Schwierigkeiten des Wandels und macht ihn da-
durch unwahrscheinlicher (Schelsky 1952; David 1985; Schlicht 1993).

Wenn man der Annahme des Neuen Institutionalismus folgt und davon aus-
geht, daß Mechanismen wie die eben genannten institutionelle Strukturen
änderungsresistent machen, so bleibt damit aber immer noch die Frage offen,
was das für die Anpassungsfähigkeit institutioneller Arrangements bedeutet.
Ein >mainstream< im Neuen Institutionalismus sieht die Konsequenzen ein-
deutig negativ. Aus der Disparität zwischen der Veränderlichkeit sozialer,
politischer und ökonomischer Faktoren einerseits und der Anderungsresistenz
einmal etablierter Institutionen andererseits folgert er, daß die >Passung< zwi-
schen einer Institution und ihrer Umwelt im Laufe der Zeit immer schlechter
werden muß. Die Anhänger dieser Position unterstellen eine >Tendenz, mit
der die Effizienz von Institutionen mit der Zeit immer weiter abnimmt< und
untersuchen die Folgen (Cammack 1992: 401). Eine Anpassung institutioneller
Arrangements an geänderte Bedingungen erwarten sie nur im Zusammenhang
mit ökonomischen oder politischen Krisen, die stark genug sind, die Ursachen
institutioneller Rigidität zu neutralisieren, so daß alte Institutionen in sich
zusammenbrechen und Platz machen für neue. Stephen Krasner hat diese
Perspektive am konsequentesten ausformuliert und in einem Modell >diskon-
tinuierlichen institutionellen Wandels< (>punctuated equilibrium<) zusammen-
gefaßt (Krasner 1984, 1988; vgl. auch Ikenberry 1988; March/Olsen 1989).
Institutionelle Strukturen erscheinen in diesem Modell als primär und ein-
engend. Wandel ist ein schwieriges und seltenes Phänomen. Er vollzieht sich
in großen krisenhaften Umbrüchen, wenn institutionelle Strukturen durch die
Vorgänge in ihrer Umwelt über daß Maß ihrer Absorptionsfähigkeit hinaus

4 Das Argument ist natürlich alt. Vgl. nur Machiavelli (1965: 33).
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gefordert und belastet werden. Die Geschichte, im Lichte dieses Modells, er-

scheint als Abfolge langer Perioden institutioneller Erstarrung, die von kurzen

dramatischen Phasen institutioneller Neuorientierung unterbiochen werden.5

Sicher ist unbestritten, daß die Stanheit institutioneller Strukturen die Adap-
tion an geänderte Umweltbedingungen behindern und die Anfälligkeit für kri-
senhafte Zusammenbrüche erhöhen kann, ganz wie das Modell diskontinuier-
lichen Wandels behauptet. Die Implosion der kommunistischen Systeme in

Osteuropa nach Jahren der Versteinerung ist ein noch frisches Beispiel dafiir.
Trotzdem sind das Modell diskontinuierlichen Wandels und die ihm zugrunde-

liegenden neoinstitutionalistischen Annahmen in die Kritik gekommen. Auf
der einen Seite wird dem Neuen Institutionalismus vorgeworfen, er betreibe
>institutionellen Determinismus<. Allzu oft werde von seinen Vertretern unter-

stellt, daß das Verhalten von Akteuren direkt und ausschließlich von ihrem
institutionellen Kontext bestimmt sei. Der Freiraum, über den Akteure auch

innerhalb starrer institutioneller Strukturen oftmals verfügten, werde regelmäßig

unterschätzt; die Beschränkungen, die Institutionen einer Adaption an neue

Bedingungen auferlegten, würden überschätzt. >Policy-Wandel< sei oft auch

innerhalb unveränderter Institutionen möglich (vgl. Mayntz/Scharpf 1994: 14;

Thelen/Steinmo 1992: 14-16; siehe auch allgemein Sewell 1992). Auf der

anderen Seite wird darauf hingewiesen, daß der Zusammenbruch von Institutio-
nen nicht die einzige Quelle institutionellen Wandels sei. Oft ändere sich die
Funktion und Wirkungsweise institutioneller Arrangements auch ohne dramati-

sche Strukturbrüche. Auch in Phasen institutioneller Kontinuität sei institutio-
neller Wandel möglich. Die Fokussierung des Modells diskontinuierlichen
Wandels auf dramatische Ereignisse institutioneller Reorientierung sei deshalb

zv eng, um die Vielfalt des Phänomens institutionellen Wandels angemessen

zu berücksichtigen (vgl. Thelen/Steinmo 1992: l7).
Das Beispiel des Wandels der Standardisierungsstruktur für die Informa-

tionstechnik ist ein Beleg für die Berechtigung dieses zweiten Kritikpunktes.
Es demonstriert eine Art des institutionellen Wandels, die ohne die Disruption
und Beseitigung alter institutioneller Ordnungen auskommt und die darin
besteht, alte Strukturen um neue Strukturen zu ergänzen Dieser >Wandel

durch Addition< gerät aus dem Blick, wenn, wie im Modell des diskontinuier-

Es sollte an dieser Stelle festgehalten werden, daß die Vorstellung, institutionelle Ent-

wicklungen vollzögen sich in diskontinuierlichen Schüben, weit älter ist als das neo-

institutionalistische Modell diskontinuierlichen Wandels. Sie ist z.B. schon von Crozier
( I 964) für die Organisationstheorie und von Schurnpeter ( I 934) für die politische Öko-

nomie entwickelt worden.

5
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lichen Wandels, die Aufmerksamkeit nur auf die Entwicklung einzelner iso-
lierter Strukturen gerichtet wird. Die alten Strukturen ändern sich ja nicht,
sondern bleiben im wesentlichen so, wie sie früher waren. Erst wenn der Blick
von der Ebene einzelner institutioneller Strukturen angehoben wird auf die
Ebene der institutionellen Arrangements, zu denen diese Einzelstrukturen
zusammengefügt sind, wird der Wandel sichtbar. Diese Arrangements werden
durch die Hinzufügung zusätzlicher Strukturen komplexer. Die Strukturen
selbst bleiben weitgehend unverändert. Stabilität auf der Ebene der Strukturen
geht einher mit dem Wandel auf der Ebene der Strukturzusammenhänge,

Wandel durch Addition ist ein sehr gängiges Phänomen. Moderne institutio-
nelle Arrangements zeigen eine starke Neigung, mit dem Alter an Komplexität
zuzunehmen. Trotzdem ist er ein kaum erforschtes Phänomen, was daran
liegen mag, daß die fortschreitende Komplexierung unserer institutionellen
Umwelt ein so offensichtlicher Vorgang ist, daß darüber seine Erklärungs-
bedürftigkeit leicht übersehen wird. Diese Arbeit versucht, die Bedingungen
und Effekte des Wandels durch Addition etwas weiter aufzuhellen. Am Bei-
spiel der Infrastruktur für die Standardisierung von Informationstechnik wird
untersucht, warum die Addition neuer Strukturen oft leichter möglich ist als
die Veränderung oder Substitution alter Strukturen. Die Verlaufsform des
Wandels soll nachgezeichnet und sein Effekt auf die Adaption an neue Bedin-
gungen beurteilt werden.

Das Buch gliedert sich in sechs Kapitel. Im ersten Kapitel werden die
Begriffe und Konzepte entwickelt, die für die Untersuchung notwendig sind.
Es wird definiert, was Standards sind, und es wird untersucht, wie sie zustan-
dekommen und welche Rolle Standardisierungsorganisationen dabei spielen.
Im zweiten Kapitel werden die technischen und institutionellen Verhältnisse
der Informationstechnik der sechziger und siebziger Jahre beschrieben. Es
wird der hierarchischeZugriff nachgezeichnet, den PTTs und Hardwareher-
steller auf die Konstitution und Koordination von Telekommunikations- bzw.
Computersystemen hatten. Es werden die Standardisierungsprobleme analy-
siert, die sich in diesem hierarchisch geprägten Kontext ergaben, und die Stan-
dardisierungsorganisationen werden vorgestellt, die für die Befriedigung dieser
Bedürfnisse zur Verfügung standen. Im dritten Kapitel wird der Prozeß skiz-
ziert, der während der vergangenen zwanzig Jahren die hierarchische Kon-
trolle von PTTs und Hardwarehersteller unterminiert und zersetzt hat. Es wird
analysiert, welche neuen Standardisierungsbedürfnisse sich aus dieser ver-
änderung ergaben. Die Bedürfnisse werden klassifiziert, und es wird geprüft,
warum die alten Standardisierungsorganisationen ungeeignet waren, sie zu
bedienen. Im vierten Kapitel wird der wandlungsprozeß der standardisie-
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rungsstruktur beschrieben. Die Reformschwierigkeiten der alten Standardi-

sierungsorganisationen werden am Beispiel des CCITT belegt. Die Neugrün-

dung von neuen Standardisierungsorganisationen wird am Beispiel der neuen

Organisationen für die Standardisierung von Computerkommunikation und

der neuen regionalen Standardisierungsorganisationen für die Telekommunika-

tion untersucht. An ausgewählten Beispielen wird auch der Prozeß der institu-

tionellen Verknüpfung neu gegründeter und alt etablierter Organisationen zu

einem komplexen Organisationsnetzwerk rekonstruiert. Das fünfte Kapitel

stellt die Gestalt und Funktionsweise dieses Netzwerkes dar und untersucht

seine Eignung, die neuen Anforderungen an die informationstechnische Stan-

dardisierung zu befriedigen. Kapitel 6 faßt die im Laufe der Untersuchung

gesammelten Einsichten über den >institutionellen Wandel durch Addition<

zusammen.
Die Sachdarstellungen dieser Arbeit fußen fast ausschließlich auf öffentlich

zugänglichen Quellen. Es gibt eine erstaunliche Vielfalt von Fachpublikatio-

n"n unO Fachjournalen, die sich - von der breiteren Öffentlichkeit aus gutem

Grunde ignoriert - den Problemen der Standardisierung widmen. In Verbin-

dung mit dem Besuch einiger der fast ebenso vielfältigen Fachkonferenzen

eröffnen sie auch dem Außenstehenden einen recht guten Überblick über das

Standardisierungsgeschehen. Bei der Einordnung und Bewertung der aus

diesen Quellen geschöpften Informationen erwiesen sich Experteninterviews

als wertvolle Hilfe. Allen Interviewpartnern wurde strikte Anonymität zu-

gesagt, weshalb im Te-xt jede nachvollziehbare Bezugnahme auf einzelne

Interviews unterbleibt.6

Für ihre Gesprächsbereitschaft danke ich den Damen Cremonini (Consorzio Milano

Ricerche, Mailand) und Deberdt (EG-Kornmission, DG XIII, BLüssel) und den Herrn

van den Beld (ECMA, Gen0, Dutt (SEL / Alcatel, Stuttgart), Eckert (FTZ' Darmstadt),

Groenke (DIN, Berlin), Hekimi (ECMA, Gen0, Irmer (CCITT' Genf), Lanting (EWOS'

Brüssel), Lieberzeit (DEC Deutschland, Frankfurt), Richter (EG-Kommission' DG XIII'
Brüssel), Quander (BMPT, Bonn), D'Oultremont (SPAG, Brüssel), Reihlen (DIN'

Berlin), de Robien (Bull, Paris), Schneider (PC-Connection, Berlin), Schulte (lBM

Deutschlancl, Stuttgart), Smith (lSO, Genf), Strübin (lEC, Genf) und Wende (DIN'

Berlin).
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Kapitel I

Standards und Standardisierungsprozesse

In diesem Kapitel sollen die Begriffe und Konzepte entwickelt werden, die
für das Verständnis und die Beurteilung der Fallstudien notwendig sind. Es
wird definiert, was Standards sind (Abschnin l.l ), wie sie zustande kommen
und welche Rolle Standardisierungsorganisationen dabei spielen (Abschnitt
t.2).

l.l Standards

Standards sind Konventionen darüber, wie bestimmte sich wiederholt stellende
technische Probleme zu regeln sind (Farrell/Saloner 1992: 9). Sie regeln 2.8.,
ob ein Elektrostecker zwei Stifte haben soll oder drei, welches Gefälle das
Gewinde einer Schraube haben muß oder welche Grenzwerte die Emissionen
einer Feuerungsanlage nicht überschreiten dürfen. Kurz, Standards definieren,
was im Hinblick auf Technik zulässig und empfehlenswert bzw. unzulässig
und nicht zu empfehlen ist (vgl. Schotter 1986: I l9).

Die Einführung dieser Unterscheidung von zulässigen und unzulässigen
technischen Entscheidungen kann zwei unterschiedliche Funktionen haben.
Sie kann einerseits der Regulierung von negativen Externalitäten dienen. Das
ist immer dann der Fall, wenn Standards Höchst- oder Mindestwerte t'estlegen,
die aus Gründen des Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsschutzes nicht über-
oder unterschritten werden dürf'en. Sie kann andererseits aber auch der Her-
stellung technischer Funktionsfähigkeit dienen. Das ist vor allem dann der'
Fall, wenn Standards >Schnittstellen< definieren, bzw. Symbolsysteme zu deren
einfacher Beschreibung zur Verfügung stellen und dadurch die für das Funk-
tionieren vielteiliger technischer Systeme notwendige Koordination leichter
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erreichbar machen. Je nachdem, welche dieser beiden Funktionen Standards

wahrnehmen, können >regulative< und >koordinative< Standards unterschieden

werden (Werle 1993; vgl. auch Cargill 1989:23).
Regulative Standards zwingen zur Internalisierung von externen Effekten,

die beim Betrieb technischer Anlagen entstehen, und weisen damit den Eigen-

tümern dieser Anlagen Kosten ny die diese andernfalls nicht zu tragen

bräuchten. Ihre Durchsetzung setzt deshalb voraus, daß die Eigentümer unter

Zwang gesetzt werden können. In der Regel nehmen regulative Standards

deshalb die Form staatlich auferlegter Gebote oder Verbote an (Werle 1993).

Die Bedeutung regulativer Standards für das Staatshandeln macht sie für
die Politikwissenschaft interessant. Es liegen inzwischen schon zahlreiche

Analysen vor, die sich mit Problemen der Entwicklung, Durchsetzung und

Verwendung solcher Standards beschäftigen (vgl. z.B. Mayntz 1990; Müller-
Graff I 99 I ; Eichner/Heinze /Voelzkow I 99 I ; Eichner/Voelzkow I 99 I ; Eich-

ner 1993; Altenstetter 1993). In den folgenden Fallstudien spielen regulative

Standards allerdings kaum eine Rolle. Koordinative Standards sind in ihrem

Zusammenhang wichtiger. Sie sollen an dieser Stelle deshalb eingehender

vorgestellt werden. Dazu wird zunächst ihr Bezugsproblem beleuchtet, der

Kompatibilitätsbedarf von Technik. Dann wird analysiert, was sie zur Rege-

lung dieses Problems beitragen.
Technik ist selten aus einem Guß. In der Regel besteht sie aus mehreren

Einzelteilen. Das Zusammensetzen solcher Einzelteile zu funktionsfähigen
technischen Systemen ist voraussetzungsvoll. Die notwendige Bedingung ist,

daß die Teile >zusammenpassen<, daß sie kompatibel sind. Ihre Funktionen
müssen komplementär ausgelegt sein, und ihre >Oberflächen< müssen sich

exakt ineinander oder aufeinander fügen (Constant 1984: 33)' Ein Video-

recorder und eine Mdeokassette gleichen Formats erfüllen diese Vorausset-

zung. Man kann die Kassette in den Recorder schieben und einen Film sehen.

Videorecorder und Videokassette unterschiedlichen Formats erftillen die Vor-

aussetzung dagegen nicht. Die Kassette paßt nicht in den Recorder. Der Bild-
schirm bleibt leer: ohne Kompatibilität der Komponenten kein technisches

System.
Entwicklung, Produktion und Beschaffung der Komponenten eines Systems

müssen deshalb im Hinblick auf Kompatibilität koordiniert werden. Das wäre

auch weiter kein Problem, gäbe es immer nur eine einzige Möglichkeit, Kom-
patibilität zu erreichen. Wo es - auf der Basis verfügbaren Wissens - nur

einen Weg zur Kompatibilität gibt, erübrigt sich die Frage, welcher gewählt

werden wird. Koordination stellt sich >wie von selbst< ein. In Abbildung l.a
ist solch eine Situation schematisch dargestellt.
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Abb. 1: Kompatibilität als Koordinationsproblem

1.a Nur eine kompatible Kombination:
Kein Koordinationsbedarf

Komponente A

A1 A2 A3

A = z.B. Videorecorder
B = z.B. Videokassetten

1.b Mehrere kompatible Kombina-
tionen: Koordinationsbedarf
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In der Regel gibt es aber verschiedene Möglichkeiten, um Komponenten
kompatibel zu machen. Das eröffnet Freiheiten, schafft aber im selben Zug
Koordinationsprobleme. In dem Fall, den die Abbildung l.b skizziert, kann
Kompatibilität sowohl über die Kombination A I -B I als auch die Kombination
A2-82 realisiert werden. Welche von ihnen gewählt wird, ist - vom techni-
schen Standpunkt betrachtet - egal. Wichtig ist aber, daß alle an der Entschei-
dung Beteiligten die gleiche wählen. Wenn z.B. A in der Variante Al enr
wickelt, produziert oder beschafft wird, dann muß Komponente B in der
Variante B I entwickelt, produziert oder beschafft werden. Koordination stellt
sich nicht >von selbst< ein und wird zum Problem (vgl. Lewis 1969: l6).

In der Realität stellt sich dieses Problem aber noch schärfer. Das liegt unter
anderem daran, daß technische Systeme in der Regel mehr als zwei Kom-
ponenten haben. Es gibt daher immer Komponenten, die an mehr als eine
andere Komponente anschließen. Dabei treten Kompatibilitätsprobleme auf',
die hoch interdependent sein können. So kann die Art und Weise, wie zwei
Komponenten A und B kompatibel gemacht worden sind, die Zahl der Mög-
lichkeiten, B mit einer dritten Komponente C kornpatibel zu machen, deutlich
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einschränken. Die Integration vielteiliger technischer Systeme setzt deshalb
voraus, daß die Koordination von Komponenten-Dyaden ihrerseits koordiniert
wird. Statt eines einzigen Koordinationsproblems muß deshalb oft ein ganzer

Komplex miteinander verketteter Koordinationsprobleme gelöst werden.
Ein weiterer Grund, warum technische Koordinationsprobleme in der Praxis

oft so schwierig sind, besteht darin, daß die Integration von Komponenten
in Systeme nicht das einzige Bezugsproblem von Kompatibilität ist. Daneben
sind noch mindestens zwei weitere Probleme relevant, närnlich die Austausch-

barkeit (oder, wie es in der Computertechnik heißt: Portierbarkelr) von Kom-
ponenten zwischen Systemen und die Interoperation von Systemen in System-
verbünden. Austauschbarkeit meint, daß nichtjedes System aus ganz eigenen

Komponenten besteht, sondern manche Komponenten mit anderen Systemen
tellt. Z.B. gibt es nicht zu jedem Computersystem eigene Disketten, sondern
manche Disketten, z.B. das 3,5-Zoll-Format, werden in sehr vielen Systemen
gleichzeitig eingesetzt, was aber voraussetzt, daß die Diskettenlaufwerke der
verschiedenen Computer kompatibel sind. Interoperation bedeutet, daß Syste-
me zusammenarbeiten, um bestimmte Leistungen über ihre originären System-
leistungen hinaus zu erbringen. Computer können für sich genommen schon

viel, aber über ein Datennetz zusammenarbeitend können sie noch mehr.

Voraussetzung ist natürlich auch hier Kompatibilität. Die Computer müssen

>dieselbe Sprache sprechen< (Abb. 2).

Austauschbarkeit und Interoperabilität schaffen technische Interdependenzen

über die Gren2en technischer Systeme hinaus (vgl. Schneider 1992: I l4- I I 5).

Oft sind diese Interdependenzen unmittelbar physisch greifbar, z.B. in Gestalt

von Kabeln, die hinten aus Computern herauskommen und sie mit anderen

Computern vernetzen, oder in Form von Wasserschläuchen, die Waschmaschi-
nen und Wasserversorgungssysteme verbinden. Aber auch da, wo systemüber-
greifende Interdependenzen nicht so augenfällig sind, begründen sie einen

besonderen Koordinationsbedarf: das Design einer Komponente kann nicht
rücksichtslos auf die lntegration in ein bestimmtes System optimiert werden,

wenn sie gleichzeitig in andere Systeme portierbar bleiben soll. Die Kom-
patibilitätsrelationen zwischen den Komponenten eines Systems können nicht
rücksichtslos umgestellt werden, wenn das System gleichzeitig mit anderen

Systemen interoperabel bleiben soll.
Offenbar kann Kompatibilität also ausgesprochen komplexe Koordinations-

probleme implizieren. Wur trug"n Standaids zur Lösung dieser Problerne bei?7

Irn folgenden wird der Begriff Standard synonym mit dem Begriff koordinativer Stan-

dard verwendet.
7
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Abb. 2: Bezugsprobleme von Kompatibilität

System A System B

Integration verschiedener Komponenten in ein System

Portierbarkeit gleicher Komponenlen zwischen verschiedenen Systemen

lnteroperation von mehreren Systemen

Die Lösung von Koordinationsproblemen hängt davon ab, daß die beteiligten
Akteure korrekte Vorstellungen von ihren gegenseitigen Entscheidungen ha-
ben. Man kann eine Entscheidung schließlich nur dann auf andere Entschei-
dungen abstimmen, wenn man weiß, wie sie aussehen. Nur dann kann man
feststellen, welche Entscheidung mit ihnen kompatibel ist und zu einem koor-
dinierten Ergebnis führen wird. Man muß z.B. in der von Abbildung l.b skiz-
zierten Situation wissen, ob A das Format Al oder A2hat, um sagen zu
können, ob die Entscheidung für Bl oder 82 zur Kompatibilität von A und
B führt. Wenn man das nicht (vollständig) weiß, kann man >richtige<, zur
Koordination führende, und >falsche<, Koordination konterkarierende Entschei-
dungen nicht (vollständig) auseinanderhalten. Es entsteht kognitive Unsicher-
heit darüber, was getan werden muß, um Koordination zu erreichen; und je
größer diese Unsicherheit ist, desto unwahrscheinlicher wird der Erfolg der
Koordination (Heiner 1983: 565).

Standards erleichtern es, sich korrekte Vorstellungen von den Entschei-
dungen anderer Akteure zu machen. Sie erklären bestimmte Entscheidungs-
optionen frir zulässig, heben sie damit aus der Menge anderer, technisch eben-
so machbarer Optionen heraus und machen sie >fokal<. Jeder erwartet, daß
jeder andere erwartet, daß jeder sich an den Standard hält und standardkon-
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form entscheidet. Dadurch bleibt es den Akteuren weitgehend erspart, ihre

gegenseitigen Entscheidungen durch Beobachtung oder Kommunikation verifi-
zierenzlu müssen. Sie können einfach unterstellen, daß die anderen standard-

konform entscheiden und daß sie deshalb Koordination erreichen, wenn sie

auch selbst standardkonform entscheiden. Kommunikationsaufwendige kollek-

tive Abstimmungsprozesse werden überflüssig. Alles, was man wissen muß,

um Koordination zu ereichen, ist im Standard enthalten (Schelling 1960:

54-58; Tietzel 1990:259). Wer in Deutschland einen Elektrostecker kaufen

will, braucht nicht erst zuhause seine Steckdose zu vermessen und dann mit
verschiedenen Anbietern zu verhandeln. Er kann wortlos einen Stecker aus

dem Regal im Heimwerkermarkt nehmen und davon ausgehen, daß er paßt.

In Deutschland werden alle Stecker und Steckdosen nach dem gleichen Stan-

dard gebaut, und jeder weiß das.

Nicht in jedem Fall allerdings ermöglichen Standards Koordination ganz

ohne Kommunikation. Wer z.B. eine Videokassette kaufen möchte, muß dem

Verkäufer immerhin noch sagen, ob er sie im VHS- oder Betamax-Format

haben will. Selbst in solchen Fällen erleichtern Standards aber die Koordina-

tion, weil sie den Austausch von koordinationsrelevanten Informationen er-

leichtern.
Der Austausch koordinationsrelevanter Informationen ist um so schwieriger,

je komplexer diese Informationen sind, je größer also die Anzahl der Worte

oder anderer Zeichen ist, die zu ihrer Übermittlung kommuniziert werden

muß. Wie komplex eine Information ist, hängt ganz wesentlich von dem

Symbolsystem ab, das zu ihrer Repräsentation zur Verfügung steht' Wenn

das System eine große Menge von Daten mit wenigen Symbolen repräsentie-

ren kann, dann kann die koordinationsrelevante Information einfach sein,

selbst wenn die technischen Sachverhalte, über die sie informiert, hoch kom-
plex sind. Wenn seine Datenkompression dagegen gering ist, dann können

schon Informationen über einfache Sachverhalte relativ komplex sein (Boisot

1986; Boisot/Child 1988).8

Das Problem läßt sich am >Noisy-marble<-Experiment illustrieren, das von March und

Simon berichtet wird (1958: 162-163). Testpersonen erhalten farbige Murmeln und

werden aufgefordert herauszufinden, welche Farbe sie alle gemeinsam haben. Die

Kontrollgruppe bekommt Murmeln in geläufigen Farben, wie rot, blau und gelb, die

Testgruppe dagegen Murmeln, deren Farben keiner gewöhnlichen Farbbezeichnung

entsprechen. Die Testgruppe hat (natürlich) größere Schwierigkeiten, die Aufgabe zu

erfüllen, denn die Alltagssprache stellt ihr kein Symbolsystem zur Verfügung, das die

koordinationsrelevante Information effizient komprimieren könnte. Die Ermittlung der

gemeinsamen Farben dauert deshalb länger als in der Kontrollgruppe' Sobald es der

8
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Standards erleichtern die Kommunikation koordinationsrelevanter Informa-
tionen, weil sie als Symbole zur Repräsentation koordinationsrelevanter tech-
nischer Sachverhalte funktionieren. Der VHS-Standard z.B. setzt ein be-
stimmtes Symbol, das VHS-Label, für ein ganz bestimmtes, durch eine Viel-
zahl von Parametern definiertes Videokassettendesign. Potentiellen Käufern
solcher Kassetten bleibt es dadurch erspart, alle einzelnen Designparameter

- Länge, Breite und Tiefe des Kassettengehäuses, Anordnung des Bandes in
diesem Gehäuse, etc. - aufzählen und überprüfen zu müssen. Sie brauchen
lediglich das Symbol zu nennen - >Eine >VHS-Kassette< bitte.<< - oder nach
einer Verpackung Ausschau zu halten, auf die dieses Symbol aufgedruckt ist,
und bekommen relativ einfach eine Kassette, die mit hoher Sicherheit der von
ihnen gewünschten technischen Spezifikation entspricht. Standards erlauben
also, die Anschlußmöglichkeiten technischer Gegenstände leichter zu beschrei-
ben und zu beurteilen. Über standardkonforme Gegenstände kann deshalb bei
gleichem Kommunikationsaufwand mehr Information gesammelt werden als
über Gegenstände, deren Spezifikationen keinem Standard entsprechen, und
sie können deshalb auch leichter kompatibel gemacht werdene (vgl. Link
1983: 393; Leibenstein 1984: 85; David 1987:212).

Koordinative Standards vereinfachen also die technische Koordination,
indem sie Erwartbarkeiten schaffen und auf dieser Basis Kommunikationen
teils ganz erübrigen, zumindest aber abkürzen und erleichtern. Mit ihrer Hilfe
können deshalb anspruchsvollere Koordinationen realisiert und komplexere
Kompatibilitätsprobleme gelöst werden.

1.2 Standardisierungsprozesse

Diese Entlastungswirkung haben Standards aber nur, weil sie Konventionen
sind, weil sie also in einer Population so allgemein befolgt werden, daß jeder-
mann erwartet, daß jedermann erwartet, daß jedermann sie befolgt (Lewis

Testgruppejedoch gelingt, solch ein Symbolsystem zu entwickeln, also Spezialbezeich-
nungen f'ür die Farben ihrer Murmeln zu ertinden und die Benutzung dieser Bezeich-
nungen gruppenweit durchzusetzen, wird ihre Leistungsfähigkeit mit der der Kontroll-
gruppe vergleichbar.
Das gilt selbst dann, wenn die Standards, nach denen die in Frage stehenden Gegen-
stände gebaut worden sind, nicht kompatibel sind!

9
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1969: 42). Aber wie kommen Regeln zu ihrer Konventionalität? Wie werden

aus technischen Lösungen Standards?

Die Implementation einer bestimmten technischen Lösung kann auf drei

Wegen zur allgemeinen Verhaltensregel und damit zum Standard werden. Sie

kann normativ verfügt werden (hierarchische Standardisierung), sie kann sich

im Zuge ungesteuerter Imitationsprozesse als allgemeine Praxis durchsetzen
(nichtkooperative Standardisierung), oder sie kann in freiwilligen Aushand-

lungsprozessen vereinbart werden (koope rative oder Komitee -Standardis i e -

rung) (Besen/Saloner 1989: 178; David/Greenstein 1990: 4).

Die hierarchische Standardisierung spielt besonders bei der Durchsetzung

regulativer Standards eine Rolle. Für die freiwillige Befolgung solcher Stan-

dards fehlt (rational-egoistische Nutzenkalküle einmal unterstellt) jedes Motiv.
Deshalb ist normatives Sanktionspotential notwendig, um ihre Durchsetzung

zu erreichen. Die Anwendung muß bindend vorgeschrieben und überwacht

und die Nichtanwendung unter Strafandrohung gestellt werden.

In vielen Fällen ist es der Staat, der die Rolle des Hierarchen übernimmt.
Nicht immer allerdings formuliert er auch die Regeln selbst, die er zu Stan-

dards macht. In seltenen Fällen werden diese zwar von der Legislative und

öfter auch von staatlichen Verwaltungsstellen verabschiedet. Oft aber wird
ihre Ausformulierung an nichtöffentliche Verbände delegiert, in denen die
Adressaten der Standards organisiert sind.lO Ein wichtfer Grund hierfür
ist, daß den staatlichen Stellen häufig die Informationen fehlen, die zur
Identifizierung und Beurteilung alternativer technischer Problemlösungen

notwendig sind; ein anderer, daß die Folgebereitschaft der Adressaten steigt,

wenn sie an der Ausformulierung der Standards, zu deren Implementation
sie gezwungen werden sollen, selbst mitgewirkt haben. Man gibt ihnen da-

durch die Möglichkeit, unter denjenigen Regelungsalternativen, die den

staatlichen Anforderungen entsprechen, diejenige auszuwählen, die für sie

mit den geringsten Nachteilen verbunden ist. Nicht immer sind sie allerdings
einer Meinung, welche Alternative das ist. Es kann sehr gut sein, daß ver-

schiedene Akteure gleiche Regelungen im Hinblick auf ihre relative Schäd-

lichkeit unterschiedlich beurteilen. Der Prozeß kollektiver Entscheidung

kann deshalb von schwierigen Einigungsproblemen überlagert sein. Die Ak-
teure stehen aber unter einigem Druck, diese Probleme zu lösen, denn wenn

sie sich nicht einigen, kann der Staat einfach einen Standard auswählen und

Z.B. ist an der Entwicklung von Sicherheitsstandards für die Atomtechnik ein ganzes

Ceflecht von staatlichen, parastaatlichen und privatrechtlichen Organisationen betei-

ligt (vgl. dazu Czada 1993: 78-81).

t0
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durchsetzen, ohne dabei unbedingt auf ihre speziellen Interessen zu achten.
Die Verhandlungen sind deshalb keine ganz freiwilligen und zwanglosen
Veranstaltungen, sondern, wie es bei Scharpf heißt, Verhandlungen >>im

Schatten der Hierarchie< (Scharpf 1993: l8; vgl. auch Voelzkow/Hilbert/
Bolenz 1987; Mayntz 1990; Eichner/Voelzkow l99l: 23-26; Werle 1993).

Im Gegensatz zu regulativen Standards, bei denen immer ein Anreiz be-
steht, sie zu vermeiden oder zu unterlaufen, besteht bei koordinativen Stan-
dards ein Anreiz, sie wo immer möglich anzuwenden (Ullman-Margalit 1977:
77). Koordinative Standards erleichtern es, sich mit anderen Akteuren zum
eigenen Vorteil zu koordinieren. Ihre Mißachtung hat im wesentlichen nur
Nachteile. Die Koordination mit anderen wird schwieriger, und auf im Prinzip
vorteilhafte Transaktionen muß verzichtet werden. Aus diesem Grunde sind
koordinative Standards selbstüberwachend (>self-policing<).ll Sie brauchen
keine formale Verbindlichkeit, um gelten zu können, und haben sie in der
Regel auch nicht (Tietzel 1990: 25r.tz Die an Koordination interessierten
Akteure sind oft motiviert genug, um sich mit den notwendigen Standards
selbst zu versorgen. Diese >Selbstversorgung( kann kooperativ organisiert sein:
Das ist der Fall der Komitee-Standardisierung. Oder sie kann ganz ohne Ko-
operation erfolgen: Das ist der Fall der nichtkooperativen Standardisierung.

Die nichtkooperative Standardisierung funktioniert wie ein Bandwagon.
Die Akteure laufen anderen Akteuren nach und imitieren deren Verhalten,
statt selbst innovativ zu werden. Dadurch setzt sich ein bestimmtes Verhal-
tensmuster immer weiter durch und wird schließlich zum Standard. l3 Der
Motor, der den Standardisierungs-Bandwagon treibt, sind die Nutzenzuwächse
(steigende Skalenerträge), die der Anwender einer Koordinationslösung er-
fährt,.wenn andere Akteure sich entscheiden, dieselbe Lösung zu verwen-
den.14 Diese Ertragssteigerungen machen die Imitation oft lohnender als

Das gilt selbst dann, wenn es Koordinationslösungen gibt, die für einige oder sogar
alle Akteure besser wären als der Standard. Del Grund ist, daß diese Lösungen nicht
durch unilaterale Def'ektion, sondern nur durch kollektive Migration auf eine neue
Lösung erreicht werden können. Wenn die Organisation solch eines kollektiven Wech-
sels auf einen anderen Standard zu schwierig ist, ist der gegebene Standard die beste
Koordinationslösung, die die Akteure erreichen können, und sie werden sich deshalb
an ihn halten (Tietzel 1990: 256).
Koordinative standards sind in den weit tiberwiegenden Fällen unverbindlich. Ihre
Befblgung ist fieiwillig. Ihre Mißachtung zieht keine formale Sanktion nach sich.
solcherart zustandegekommene standards werden oft als >De-facto-standards< bezeich-
net (2.8. Besen/Saloner 1989: 193).
Vgl. zu Prinzip und Wirkungsweise steigender Skalenertr.äge besonders Maruyama

l2

l3
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die Innovation, und zwar um so sicherer, je weiter verbreitet die zur Imitation
stehende Koordinationslösung bereits ist. Die Ursache für das Steigen der

Skalenerträge sind die sogenannten Netzwerkexternalitäten. Sie bestehen darin,

daßieder zusätzliche Anwender einer Koordinationslösung - jeder zusätzliche

Teilnehmer am Netz - dieZahl potentieller Koordinationspartner erhöht, die

über die Verwendung dieser Lösung erschlossen werden können und sie da-

durch >wertvoller< macht.l5 Je weiter z.B. eine bestimmte Spezifikation für
die Schnittstelle zwischen Videorecorder und Videokassette verbreitet ist,

desto größer ist die Zahl von Leuten, mit denen Kassetten getauscht und die
Zahl von Videoverleihstellen, bei denen Filme ausgeliehen werden können,

und desto attraktiver wird der Kauf eines Recorders mit dieser Spezifikation.
So verstärkt sich der Markterfolg der Spezifikation selbst immer weiter, bis

schließlich ihre Verbreitung eine kritische Schwelle erreicht, jenseits derer

niemand mehr ein Gerät mit anderer Spezifikation kaufen möchte. Alle ande-

ren Spezifikationen verschwinden vom Markt, und sie allein bleibt als Stan-

dard übrig. Auf diese Weise hat das VHS-Videokassettenformat das Betamax-

und alle anderen Formate aus dem Markt gedrängt und ist zum de facto Stan-

dard für Mdeorecorder geworden (Arthur 1990: 80).

Das Besondere an der nichtkooperativen Standardisierung ist, daß sie als

ungesteuerter Marktprozeß ablaufen kann. Sie setzt keinerlei Planung, Kom-
munikation oder Organisation voraus. Das ist ihre Attraktion und gleichzeitig

die Ursache ihrer Schwierigkeiten.
Problemlos funktioniert die nichtkooperative Standardisierung nur unter

sehr restriktiven Randbedingungen, nämlich bei vollständiger Information und

identischen Interessen. Wenn die Akteure alle den gleichen Standard favorisie-

ren und das auch voneinander wissen, dann kommt immer, sobald nur einer

von ihnen die von dem prospektiven Standard vorgesehene Lösung implemen-
tiert, eine lückenlose Imitationskette in Gang, in der alle anderen seine Im-
plementationsentscheidung kopieren (Farrell/Saloner 1985: 72-74). In der

realen Welt kommen vollständige Information und vollkommen identische

Interessen aber nur selten vor. Meistens haben die Akteure nichtidentische
Präferenzen, und meistens wissen sie auch nicht genau, welche Präferenzen

die anderen Akteure haben. Divergierende Präferenzen und unvollständige

(1963); Arthur (1988; 1989; 1990); David (1985; 1987) und Cowan (1992).

Grob gesagt bestehen Netzwerkextemalitäten immer dann, wenn >one consumer's value

for a good increases when another consumer has a compatible good< (Farrell /Saloner

1985: 70; vgl. auch KatzlShapiro 1985; Braunstein/White 1985).

l5
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Information bewirken,. daß die nichtkooperative Standardisierung nur unvoll-
kommen funktioniert. | 6

Die nichtkooperative Standardisierung kann aus zwei Gründen zu einer nur
unvollkommenen Standardisierung führen. Ein erster Grund kann sein, daß
Akteure infolge unterschiedlicher Präferenzen inkompatible Lösungen als
prospektive Standards lancieren. Die Lösungen konkurrieren dann unterein-
ander um Anwender, und diese Konkurrenz kann verhindern, daß je irgend-
eine von ihnen die kritische Masse von Anwendern erreicht, die notwendig
ist, um ihre Verwendung für alle Akteure attraktiv zu machen. Statt eines ein-
heitlichen entstehen dann mehrere untereinander womöglich inkompatible
Standards (Farrell/Saloner 1988: 236).

Die nichtkooperative Standardisierung kann zweitens zu einer unvollstän-
digen Standardisierung führen, weil die unvollständig informierten Akteure
unsicher sind, ob andere ihren Entscheidungen folgen werden. Das macht die
Wahl einer Koordinationslösung riskant, und zwar gerade deshalb, weil der
Nutzen, den ein Akteur aus der Implementation einer Koordinationslösung
ziehen kann, davon abhängt, wieviele andere Akteure sich der gleichen
Lösung bedienen. Implementiert er in der Hoffnung, die von ihm gewählte
Lösung werde sich allgemein durchsetzen, und sie tut es nicht, so sind die
Investitionen, die er in ihre Implementierung unternommen hat, entwertet.
Sie erschließen ihm keine Transaktionschancen oder doch zumindest sehr viel
weniger, als er eigentlich erwartet hatte. Niemand will etwas von ihm. Er
bleibt allein und ohne Anschluß, eine >technologische Waise< (>technological
orphan<) (David 1981:232). Um das Risiko der Verwaisung zu vermeiden,
kann der Akteur natürlich abwarten, bis sich eine Lösung so deutlich durch-
gesetzt hat, daß ihre Implementation kein großes Risiko mehr bedeutet. Wenn
das allerdings alle tun, wartet er ewig. Die Gefahr bei unvollständiger Infor-
mation ist deshalb, daß ein allgemeiner Attentismus verhindert, daß überhaupt
ein Bandwagon ins Rollen kommt (Dybvig/Spatt 1983: 232;FarrelllSaloner
1985:75-79; David 1993: ll).

Diese Gefahr ist relativ gering, wenn es einen Marktführer gibt. Im besten
Fall ist der nämlich groß genug, um allein die kritische Masse aufzubringen,
die für die Durchsetzung einer bestimmten Problemlösung als Standard not-

Ein weiteres in der Literatur vieldiskutiertes, für den Zusammenhang dieser Arbeit aber
weitgehend irrelevantes Problem der nichtkooperativen Standardisierung besteht darin,
daß sie, wenn sie denn einen Standard produziert, nicht unbedingt einen produziert,
der unter wohlf'ahrtsökonomischen Vorzeichen effizient ist (vgl. z.B. David 1987;
Arthur 1989; David/Creenstein 1990; OECD l99l;Cowan 1992).
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wendig ist (vgl. Olson 1965: 50). Aber selbst, wenn es dafür nicht reicht,
macht es seine im Vergleich zu den anderen Akteuren beachtliche Größe doch

immerhin besonders wahrscheinlich, daß die von ihm gewählte Lösung (und

nicht irgendeine andere) die kritische Masse erreichen wird, Auf diese Weise

versorgt er die anderen Akteure wenigstens mit einer >fokalen< Lösung, von
der alle erwarten können, daß sie einmal zum Standard werden wird, und

macht ihnen dadurch das Entscheiden leichter.lT
Die Gefahr des Attentismus ist relativ groß, wenn die Skalenerträge einer

technischen Lösung mit ihrer wachsenden Verbreitung sehr stark ansteigen,
oder anders gesagt, wenn die Netzwerkexternalitäten so groß sind, daß der

Nutzen, den ein Akteur aus der Lösung ziehen kann, kritisch davon abhängt,

wieviele andere Akteure sich der gleichen Lösung bedienen. Unter diesen

Bedingungen riskieren die ersten Anwender nämlich besonders hohe Verluste,

sollte die von ihnen gewählte Lösung sich wider Erwarten nicht allgemein
durchsetzen. Zwar werden sie für diese Risikobereitschaft in gewisser Weise

durch die besonderen Einflußmöglichkeiten entschädigt, die ein früher Ent-
scheidungszeitpunkt auf die Auswahl des späteren Standards bietet. Je steiler
jedoch die Skalenerträge ansteigen, desto weniger wird dieser Vorzug noch

das Risiko aufwiegen können, das in einer frühen Festlegung liegt, und desto
größer wird die Neigung der Akteure sein, abzuwarten. Tragischerweise ist
die nichtkooperative Standardisierung also gerade dann in besonderer Gefahr,
nicht in Gang zu kommen, wenn es auf Standards eigentlich besonders ankä-

me, weil hohe Netzwerkexternalitäten eine besondere Prämie auf Koordination
und Kompatibilität aussetzen (Dybvig/Spatt 1983; Sirbu/Hughes 1986: 22-25;
Farrell 1990: 196:' Schmidt 1992: l7).

Die Gefahr des Attentismus verschwindet mit der Einführung von Kom-
munikation. Sobald Akteure miteinander reden und dabei feststellen, daß sie

alle denselben Standard haben wollen, verschwindet die Unsicherheit, die

sonst das Ingangkommen einer Imitationskette verhindert. Sich früh festzule-
gen, verliert sein Risiko. Es fällt leichter" den Anfang zu machen bzw. denen,

die den Anfang gemacht haben, rasch zu folgen (Farrell/Saloner 1985: 80;

Farrell 1987),
Kommunikation ist die Grundlage der kooperativen Standardisierung. Ak-

teure mit einem gemeinsamen Koordinationsproblem treffen sich in einem

Komitee und erörtern mögliche Lösungen. Das Ziel dabei ist, eine Lösung

Das funktioniert selbst dann, wenn der Marktführer gar nicht intendiert, daß seine

Lösungen zu fokalen Lösungen für andere Akteure werden. Am Beispiel IBM wird
das noch deutlich werden (vgl. Abschnitt 2.2).
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zu finden, die, wäre sie Standard, alle besser und keinen schlechter stellen
würde. Gelingt es, solch eine Lösung zu finden, so wird sie dadurch zwar
nicht automatisch zum Standard, denn die in einem Komitee erzielten Eini-
gungen bleiben formal vollkommen unverbindlich (auch für die daran Be-
teiligten). Sie wird aber fokal. Jeder weiß, daß sie zumindest die Komitee-
mitglieder besserstellt, würde sie zum Standard. Jeder weiß, daß jeder andere
das weiß, und jeder erwartet deshalb, daß die Anwendung sich zumindest im
Kreise der Komiteemitglieder rasch ausbreiten würde, sobald nur einer den
Anfang machen und sie implementieren wollte. Die Wahrscheinlichkeit, daß
ein Bandwagon ins Rollen kommt und genug Schwung gewinnt, um die
Lösung als Standard durchzusetzen, ist entsprechend groß18.

Wie groß sie genau ist, hängt vor allem von der Größe und Zusammen-
setzung oder, wie im weiteren gesagt werden soll, der Inklusivitrit des Komi-
tees ab. Wenn das Komitee sehr groß ist und so gut wie alle Akteure umfaßt,
die mit dem zur Standardisierung anstehenden Koordinationsproblem zu tun
haben, so ist auch die Wahrscheinlichkeit, daß die von ihm verabschiedeten
Lösungen zu Standards werden, sehr groß. Auch bei einem kleinen Komitee,
das aber besonders mächtige Akteure umfaßt, kann diese Wahrscheinlichkeit
noch relativ hoch sein. Bei einem kleinen Komitee, in dem nur Akteure ohne
jede Marktmacht repräsentiert sind, ist sie dagegen gering.

Das Problem der Komitee-Standardisierung ist, daß Kommunikation den
Standardisierungserfolg nur dann eindeutig fördert, wenn die Präferenzen der
Akteure gleich oder doch annähernd gleich sind. Wenn die Präferenzen sich
deutlich unterscheiden, kann der Standardisierungsedolg durch Kommunika-
tion sogar unwahrscheinlicher werden (Farrell/Saloner 1985: 8l). Während
es in der kommunikationslosen nichtkooperativen Standardisierung nämlich
möglich ist, daß auch solche Akteure eine Lösung als Standard akzeptieren,
die lieber einen anderen Standard hätten - die Vorraussetzung ist nur, daß
diese Lösung einen Verbreitungsgrad ereicht hat, der die Netzwerkexternalitä-
ten in eine Höhe treibt, die auch für ihre Gegner unwiderstehlich ist - gibt
es in der kooperativen Standardisierung keinen Grund, warum Akteurc Stan-
dardentwürfen zustimmen sollten, die nicht nach ihrem Geschmack sind. Die
Standardisierung im Komitee kann deshalb von Interessendivergenzen ver-

>ln this [committee] process, interested parties undertake to choose a standard by reach-
ing explicit agreement. Even with no legal fbrce, the agreement is likely to be a fbcal
point, which is important because of network externalities< (Farrell zit. in Foray 1993:
t9).
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zögertoder blockiert werden, die die nichtkooperative Standardisierung nicht

unbedingt behindern müssen. l9

Die Interessendivergenzen in der Standardisierung können partieller oder

prinzipieller Art sein.2o Partielle Interessendivergenzen liegen vor, wenn

die Akteure zwar alle einen Standard haben wollen, aber alle einen anderen,

wenn es also ein gemeinsames Interesse an einem allgemeinen Standard gibt,

aber keine Übereinstimmung, wie dieser Standard aussehen soll. Solche Inter-

essendivergenzen treten häufig auf und sind damit gewissermaßen der Normal-
fall in der Standardisierung (Farrell/Saloner 1988; Schmidt/Werle 1994). Wie

ausgeprägt sie sind, hängt vor allem davon ab, wie neu das Koordinations-
problem ist, um dessen Standardisierung es geht. Wenn es sehr neu und den

Akteuren noch weitgehend unbekannt ist, sind die Interessendivergenzen in

der Regel gering. Die Akteure haben noch keine Erfahrungen mit dem Pro-

blem, sind auf keinen speziellen Ansatz zu seiner Lösung festgelegt und haben

deshalb wenig Grund, einen Standard stärker zu präferieren als einen anderen.

Die Erfolgsaussichten für die kooperative Standardisierung sind gut.

Je mehr Erfahrungen die Akteure jedoch mit einem Problem sammeln und
je mehr sie in bestimmte Ansätze zu seiner Lösung investieren, desto mehr

Grund haben sie, solche Standards vorzuziehen, die an diese Erfahrungen und

Investitionen anschließen, und solche Standards abzulehnen, die ganz neues

Lernen und ganz neue Investitionen notwendig machen (vgl. Stinchcombe

1968: 120-125). Diese Präferenz kann so ausgeprägt werden, daß Akteure

eher bereit sind, auf einen Standard ganz at verzichten, als einen Standard

zu akzeptieren, der ihren Wünschen nicht entspricht. Die Einigungsfiihigkeit
geht dann gegen null. Die Erfolgsaussichten für die kooperative Standardisie-

rung sind schlecht. Die kooperative Standardisierung funktioniert deshalb mit
der meisten Aussicht auf Erfolg in der Frühphase technischer Entwicklungen,
wenn noch niemand an spezifische Lösungen gebunden ist (OECD l99l:
99-100).

t9 Das wäre natürlich nicht der Fall, wenn Mehrheitsentscheidungen im Komitee möglich

wären. Wie aber noch gezeigt werden wird, sind - zumindest in den Komitees, die

in dieser Arbeit noch eine Rolle spielen werden - Mehrheitsentscheidungen wenn nicht

de jure, so doch de facto ausgeschlossen.

Partielle Interessendivergenzen sind kennzeichnend für Mixed-motive-Spiele. Gemein-

same Produktionsinteressen der Spieler koexistieren mit divergierenden Verteilungs-

interessen. Absolute Interessendivergenzen sind dagegen kennzeichnend für alle strikt

kompetitiven Spiele. Die Interessen der Spieler schließen ihre Realisierung wechsel-

seitig aus.

20
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Prinzipielle Interessendivergenzen liegen dann vor, wenn einige Akteure
einen Standard haben wollen und andere nicht. Der Konflikt ist unüberbrück-
bar und muß mit der Niederlage der einen oder der anderen Seite enden. Die
Ursache solch prinzipieller Divergenzen liegt darin, daß Standards Akteure
nicht nur besseq sondern unter Umständen auch schlechter stellen können.
Sie stellen Akteure besser, wenn sie ihnen die Kombination ihrer Technik
mit komplementärer anderer Technik erleichtern (komplementäre Kompatibili-
tät). Sie stellen Akteure schlechter, wenn sie es ermöglichen, daß deren Tech-
nik durch die Technik anderer ersetzt wird (substitutive KompatibilitäQ. Z.B.
kann ein Standard für die Schnittstelle zwischen Computerhardware und -
software einen Computerhersteller A besser stellen, indem er seinen Produkten
den Zugang zum großen Angebot von Softwarehaus B eröffnet und sie damit
für potentielle Käufer attraktiver macht. Er kann A aber auch schlechter stel-
len, weil er den Kunden erleichtert, As Computer durch Computer des kon-
kurrierenden Anbieters C zu ersetzen, ohne dabei die Investitionen zu yer-
lieren, die er in Software von B unternommen hat. Sobald ein Akteur befürch-
tet, durch den Substitutionseffekt mehr zu verlieren, als er durch den Koor-
dinationseffekt gewinnt, wird er versuchen, jede Standardisierung zu verhin-
dern (David/Bunn 1989: 171; Farrell 1990: 190; Schmidt/Werle 1994). Gegen
den Widerstand solch prinzipieller Gegner der Standardisierung ist im Ko-
mitee keine umfassende Einigung zu erreichen. Auf nichtkooperativem Wege
ist unter Umständen aber trotzdem eine Standardisierung möglich, denn die
Gegner der Standardisierung können die Befürworter schließlich kaum daran
hindern, Verhalten zu kopieren und damit Imitationswellen auszulösen.

Eine Möglichkeit, die kooperative Standardisierung auch angesichts starker
Interessendivergenzen funktionsfähig zu halten, besteht natürlich darin, auf
einen umfassenden Konsens zu verzichten und mit Mehrheit zu entscheiden.
Eine andere Möglichkeit ist, die prinzipiellen Gegner einer Standardisierung
von vornherein von den Beratungen auszusperren (Voelzkow /Hilbert/Bolenz
1987: lll). Der Preis beider Strategien ist, daß die Wahrscheinlichkeit, mit
der die im Komitee vereinbarten Lösungen sich am Markt durchsetzen und
zu Standards werden, abnimmt. Wenn es Interessendivergenzen gibt, dann
ist der Effekt der Inklusivitär (Exklusivität) von kooperariven Standardisie-
rungsprojekten ambivalent. Je größer (kleiner) der Kreis derjenigen ist, die
an der Standardisierung mitarbeiten und an der Schlußabstimmung beteiligt
werden, desto besser (schlechter) sind die Durchsetzungschancen des verein-
barten Standards; desto schwieriger (einfacher) sind aber auch die Einigungs-
probleme zu lösen, die solch einer Vereinbarung im Wege stehen. Das eine
ist der Standardisierung förderlich, das andere behindert sie.
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Abbildung 3 faßt die Ergebnisse dieses Kapitels zusammen. Es gibt drei

Modi der Standardisierung: hierarchische Standardisierung, nichtkooperative

Standardisierung und kooperative Standardisierung. Jeder dieser Modi funktio-

niert unterschiedlich. Die hierarchische Standardisierung funktioniert über

autoritative Anordnungen. Standards werden durchgesetzt, indem ihre Nicht-
befolgung unter Strafandrohung gestellt wird. Die nichtkooperative Standardi-

sierung funktioniert über Imitation. Steigende Skalenerträge motivieren die
Akteure, aus einem Angebot von Lösungen immer diejenige auszuwählen,

die die größte Zahl anderer Akteure bereits gewählt hat oder im Begriff ist

zu wählen, und sie auf diese Weise langsam zum Standard zu machen. Die

kooperative Standardisierung funktioniert über unverbindliche Kommunika-

tion. Die Akteure reden miteinander über ein gemeinsames Koordinations-
problem und versuchen, dabei eine Lösung zu finden, von der sie alle profitie-
ren würden, wäre sie Standard. Gelingt es ihnen, solch eine Lösung zu identi-

fizieren, so wird diese Lösung dadurch zum Objekt einer allgemeinen Erwar-
tung, sie sei der kommende Standard, und diese Erwartung schafft dann die

Chance, daß sie das auch tatsächlich wird.
Die drei Modi der Standardisierung funktionieren nicht nur unterschiedlich,

sie eignen sich auch für unterschiedliche Standardisierungsprobleme unter-

schiedlich gut. Wenn es um die Durchsetzung regulativer Standards geht,

kommt nur die hierarchische Standardisierung in Frage.'' Die beiden ande-

ren Modi basieren auf Freiwilligkeit und sind deshalb nicht in der Lage, den

Adressaten die Kosten zuzuweisen, die die Anwendung regulativer Standards

impliziert. Auch koordinative Standards können hierarchisch durchgesetzt

werden. Da zu ihrer Anwendung aber keine Sanktionsandrohung notwer^r^dig

ist, ist das unnötig und in den meisten Fällen auch unnötig aufwendig.22

Die Entwicklung koordinativer Standards erfolgt in der Regel entweder

nichtkooperativ oder im Komitee. Je nachdem, welcher dieser beiden Modi
zur Anwendung kommt, hängt der Erfolg von unterschiedlichen Bedingungen

ab. Die notwendige Bedingung für den Erfolg der nichtkooperativen Standar-

2l Cum grano salis. Wenn der Kreis der Regulierungsadressaten klein genug ist, damit

diese sich gegenseitig beobachten und für ihr Verhalten belohnen oder bestrafen kön-

nen, dann ist natürlich auch eine nichthierarchische Selbstversorgung mit regulativen

Standards möglich (Olson 1965; Snidal: 594)' In jedem Fall gilt aber, daß zur Durch-

setzung regulativer Standards eine glaubhaften Sanktionsandrohung notwendig ist und

daß diese unter vielen Umständen nur hierarchisch garantiert werden kann.

Unter bestimmten Bedingungen gibt es allerdings Effizienzargumente für den Einsatz

hierarchischer Mittel bei der Durchsetzung koordinativer Standards (vgl. Dybvig/Spatt
1983; David 1987).

22



S tanda rd s und S tanda rd i s ie run gs p t'oze s s e 4t

Abb. 3: Drei Modi der Standardisierung

Standardisierungsmodi

hierarchisch kooperativ nichtkooperativ

(autoritative
Anordnung)

(unverbindliche
Kommunikation)

(ungesteuerte
lmitation)

regulativ Ja netn netn

ex ante

koordinativ
ex post

p ia netn

ia ja ja

Standards

disierung ist, daß mindestens ein Akteur eine Lösung implementiert und damit
den Bandwagon anstößt. Wenn sich dazu kein Akteur in der Lage sieht, weil
das Risiko angesichts stark steigender Skalenerträge und/oder mangelnder
Marktführerschaft zu hoch ist, dann kommt die nichtkooperative Standardisie-
rung nicht in Gang. Die notwendige Bedingung für den Erfolg der Standardi-
sierung im Komitee ist, daß die an einem Koordinationsproblem interessierten
Akteure sich auf eine Lösung dieses Problems einigen können. Wenn sie das
nicht können, weil sie bereits zu viel Geld und Geduld in die Implementation
inkompatibler Lösungen gesteckt haben, dann kommt das Komitee zu keiner
Entscheidung. Die Akteure können dann nur noch versuchen, auf nichtkoope-
rativem Wege zu einem Standard zu kommen.

Aus den unterschiedlichen Erfolgsbedingungen ergeben sich komplementäre
Stärken und Schwächen. Die nichtkooperative Standardisierung kann nur im
Gefolge technischer Entwicklungen ansetzen, wenn bereits Lösungen imple-
mentiert sind und zur Imitation zur Verfügung stehen. Die kooperative Stan-
dardisierung dagegen funktioniert in der Regel nur im Vorfeld technischer
Entwicklungen friktionsfrei, wenn noch keine Implementationen getätigt wor-
den sind, die die Einigungsfähigkeit der Akteure kompromittieren. Die nicht-
kooperative Standardisierung eignet sich deshalb für alle Situationen, in denen
es darum geht, aus einer gegebenen Auswahl bereits implementierter Lösun-
gen eine auszuwählen und zum Standard zu machen. Die kooperative Standar-
disierung eignet sich dagegen für Situationen, in denen es darum geht, im
Vorgriffaufein Koordinationsproblem Standards zu dessen Lösung zu schaf-



42 Kapitel l

fen und damit den Akteuren zu erlauben, sich dieses sonst zu riskante Pro-

blem überhaupt zu stellen. Die kooperative Standardisierung erlaubt die Stan-

dardisierung im Vorgriff auf eine Technik, also ex ante. Die nichtkooperative
Standardisierung dagegen standardisiert eine bereits entwickelte Technik
nachträglich.

Ein letzter Unterschied zwischen den verschiedenen Standardisierungsmodi

besteht darin, daß sie in unterschiedlich starkem Maße von institutionellen
Voraussetzungen abhängig sind. Am deutlichsten ist diese Abhängigkeit bei

der hierarchischen Standardisierung. Sie setzt Institutionen voraus, die Kon-

trollkompetenz und Sanktionspotential schaffen. Anders ist sie nicht realisier-
bar. Die nichtkooperative Standardisierung dagegen ist weitgehend unabhängig

von institutionellen Vorbedingungen. Sie funktioniert ohne (interaktive) Kom-
munikation und Kooperation und braucht deshalb kein institutionelles Skelett.

Auch die kooperative Standardisierung ist ohne jede institutionelle Voraus-

setzung möglich. Akteure, die ein gemeinsames Interesse an der Lösung eines

spezifischen Koordinationsproblems haben, können in freien Verhandlungen

zusammentreten, um einen Standard für dieses Problem zu entwickeln. Solche

freien Verhandlungen sind aber relativ aufwendig. Es ist oft schwierig, die
relevanten anderen Akteure zu identifizieren, die an dem gleichen Koordina-
tionsproblem interessiert sind; und selbst wenn man diese relevanten anderen

kennt, kann es noch große Probleme machen, sie zu verständigen und sich

mit ihnen auf ein Prozedere für Verhandlungen über einen Standard zu eini-
gen. In der weit überwiegendenZahl der Fälle findet die kooperative Standar-

disierung deshalb in fest institutionalisierten Standardisierungsorganisationen
statt.

Standardisierungsorganisationen geben der kooperativen Standardisierung

einen organisatorischen Rahmen. Sie führen die kooperationswilligen Akteure
zusammen. Sie signalisieren, wo die Standardisierung stattfindet und unter
welchen Bedingungen Akteure sich an ihr beteiligen können. Sie routinisieren
die kooperative Standardisierung und bieten den Rahmen für eine dauerhafte

Zusammenarbeit in Standardisierungsfragen. Sie schaffen eine Opportunitäts-
struktur, durch die Standardisierungsprojekte angeregt werden, die sonst nicht
zustande kämen. Standardisierungsorganisationen sind keine >neutralen Behäl-

ter< von Standardisierungsprozessen, sondern prägen und verursachen diese

mit. Es ist deshalb notwendig, die internen Strukturen von Standardisierungs-

organisationen sehr genau zu analysieren.
Es wäre wenig sinnvoll, an dieser Stelle der genauen empirischen Beschrei-

bung einzelner Standardisierungsorganisationen, wie etwa dem International
Telegraph and Telephone Consultative Committee (CCITT) oder dem Euro-



S tanda rd s und S tanda rcl i s ie run g s p rory s s e 43

pean Workshop for Open Systems (EWOS), vorgreifen zu wollen. Es sollen
aber wenigstens die Dimensionen angedeutet werden, auf denen diese Organi-
sationen verglichen werden sollen.zr

Die meisten Standardisierungsorganisationen haben einen sehr ähnlichen
organisatorischen Aufbau. Sie bestehen aus einer mehr oder minder großen
Zahl von Komitees, Unterkomitees und Unter-Unterkomitees, in denen die
an der Standardisierung interessierten Akteure zusammenkommen, um den
gemeinsamen Standardisierungsbedarf zu identifizieren und abzuarbeiten. Die
Arbeits- und Entscheidungsverfahren in den Komitees sind formalisiert. Die
Entscheidungsregel ist normalerweise Konsenr24. Di" verabschiedeten Stan-
dards sind unverbindlich und für jedermann frei zugänglich (Verman 1973:
150-188;Cargill 1988; 1989: 9l-l0l). Die Arbeit der Komitees wird in den
meisten Standardisierungsorganisationen von einer speziellen Verwaltungsein-
heit (>Sekretariat<) betreut und unterstützt. Das Sekretariat bildet den perma-
nenten Kern der Organisation. Es hilft den Komitees bei der Koordination
ihrer Arbeit, gibt logistische Handreichungen, achtet darauf, daß Regeln und
Termine eingehalten werden, und übernimmt die Repräsentation der Standardi-
sierungsorganisation nach außen.

Trotz der Gemeinsamkeiten im Aufbau unterscheiden sich die meisten
Standardisierungsorganisationen in mindestens drei Hinsichten: ihrer Inklusivi-
tät, ihrer Spezialisierung und ihrem Arbeitstempo. Jede Standardisierungs-
organisation verfügt über Mitgliedschaftsregeln, die bestimmen, welche Akteu-
re Mitglied werden und an der Standardisierungsarbeit teilnehmen können
und welche nicht. Oft sind diese Regeln sehr liberal und eröffnen jedem, der
ein >substantielles Interesse< an der Standardisierung plausibel machen kann,
die Teilnahme. Manchmal schließen sie aber auch bestimmte Akteure und
Kategorien von Akteuren gezielt von der Standardisierung aus. Je liberaler
(restriktiver) die Mitgliedschaftsregeln sind, um so inklusiver (exklusiver)
können die Standardisierungsprozesse sein, die in einer Standardisierungs-
organisation ablaufen (lnklusivitcit). Jede Standardisierungsorganisation verfügt
über Zuständigkeitsregeln, die definieren, welche Techniken für die Standardi-
sierung in ihrem Rahmen in Frage kommen und welche nicht (Spezialisie-

Eine gute Eintührung zur generellen Funktionsweise von Standardisierungsorganisa-
tionen gibt Verman (1973). Cargill (1988; 1989) und Macpherson (1990) tühren in
die Standardisierungsorganisationen für die lnformationstechnik bzw. die Telekom-
munikation ein.
wobei Konsens nicht unbedingt Einstirnmigkeit bedeutet, sondern lediglich die Ab-
wesenheit von explizitem Protest,

23
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rung). Je enger sie die technische Domäne dabei abstecken, desto kleiner und

spezialisierter wird in der Regel auch die Klientel sein, also die Gruppe von

Akteuren, die an diesem technischen Ausschnitt interessiert ist und für die

Übernahme der Standards in Frage kommt, und desto leichter ist es möglich,

inklusive Standardisierungsprozesse zu organisieren. Schließlich verfügt auch

jede Standardisierungsorganisation über Verfahrensregeln. Diese Regeln be-

stimmen die Modalitäten des Standardisierungsprozesses. Sie legen fest, wie

Standardisierungsprojekte vorgeschlagen, beschlossen, durchgeführt und abge-

schlossen werden, und beeinflussen dadurch unter anderem, wie schnell Stan-

dards produziert werden können (Tempo).

1.3 Zusammenfassung

In diesem Kapitel wurde die begriffliche Basis für die weitere Untersuchung

gelegt. Nach diesen Vorarbeiten ist es möglich, Situationen nach den techni-

schen Koordinationsproblemen zu klassifizieren, die vorherrschen - Integra-

tion, Portierbarkeit oder Interoperation -, und nach den Typen von Standardi-

sierungsprozessen, die am meisten Aussicht haben, Standards zu produzieren,

die auf diese Koordinationsprobleme passen - hierarchische, nichtkooperative

oder kooperaliye Prozesse. Standardisierungsorganisationen lassen sich nach

ihrer Inklusivität, ihrer Spezialisierung und ihrem Tempo unterscheiden.



Kapitel 2

Vor dem Wandel: Technik, Standardisierungsstruktur
und institutioneller Kontext

In diesem Kapitel wird die Ausgangssituation des Wandels geschildert. Die
technischen und institutionellen Verhältnisse in der Telekommunikation und
der Computertechnik der sechziger und frühen siebziger Jahre werden skiz-
ziert. Es wird gezeigt, wie die Technik strukturiert war und wie ihre Produk-
tion und Nutzung durch staatliche Regulierung und marktliche Dynamik ge-
prägt wurde, und es wird untersucht, welche Koordinationsprobleme sich im
Rahmen dieser spezifischen technischen und institutionellen Bedingungen
ergaben. Es wird die Rolle diskutiert, die Standards bei der Regelung dieser
Probleme gespielt haben. Die in den beiden Bereichen vorherrschenden Typen
der Standardisierung werden identifiziert, und die Standardisierungsstrukturen
werden beschrieben und klassifiziert. Abschnin 2.1 ist der Telekommunikation
gewidmet, Abschnitt 2.2 der Computertechnik. Abschnitt 2.3 faßt die Ergeb-
nisse zusammen und stellt sie zum Vergleich.

2.1 Telekommunikation

Bis in die achtziger Jahre hinein lag die Telekommunikation fast ausschließ-
lich in den Händen staatlich kontrollierter Monopole. In manchen Ländern
betrieb der Staat das Monopol unmittelbar selbst, z.B. in Form einer Post-,
Telefon- und Telegraphenverwaltung (PTT), wie in Europa üblich. In anderen
war das Monopol privat, und der Staat beschränkte sich darauf, es mehr oder
weniger eng zu regulieren, z.B. AT&T in den Vereinigten Staaten.2-5 Das

Der Einf'achheit halber werden, obwohl das streng genomtnen ungellilu ist, irn tblgenden
alle nationalen Telekomrlunikationsrnonopole als PTTs angesprochen.
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Monopol war in der Regel sehr umfassend und reichte vom Betrieb von Tele-

kommunikationsnetzen über das Angebot von Telekommunikationsdiensten
bis zum Vertrieb der >Endgeräte<, die den Endabnehmern den Zugang zu Netz
und Dienst eröffneten (Schneider l99l: 25).

Die PTTs operierten unter extrem einfachen und stabilen Umweltbedingun-
gen. Das Monopol entlastete sie von den Unsicherheiten des Wettbewerbs.

Die staatlichen Vorgaben, an denen sie ihre Betriebsentscheidungen auszurich-

ten hatten, änderten sich nur langsam und selten. Sie waren gut berechenbar,

wenn auch mitunter hinderlich.26 Das Marktsegment, das sie bedienten, war
klein, bekannt und gut prognostizierbar. Ihr Angebot beschränkte sich aufdie
drei Produkte Telegrafie, Telefonie und Telex - alles einfache Dienste ohne
große Differenzierungsmöglichkeiten. Von diesen Produkten war zudem nur

eines von ausschlaggebender Bedeutung, die Telefonie. Sie stand für über

95Vo der Umsätze (Chapuis/Joel 1990: 534,540).
Unter diesen Umständen entwickelten die PTTs einen sehr langfristig kal-

kulierenden und extrem risikoaversen Entscheidungsstil. Sie tendierten dazu,

der Reduzierung von Kosten und der Verläßlichkeit von Erträgen die Priorität
vor der Ausnutzung von Chancen zu geben. Die Rationalisierung des Be-

stehenden war ihnen wichtiger als die Schaffung von Neuem. Prozeßinnova-

tionen erhielten den Vorzug vor Produktinnovationen, und Erweiterungsent-
scheidungen wurden erst getroffen, wenn die >Warteliste< prospektiver Kunden

lang genug geworden war, um eine hinreichende Nachfrage zu garantieren
(Arthur D. Little 1983: 53).

Die Präferenz für Kontrolle und Risikovermeidung spiegelte sich zum einen

in einer streng hierarchischen Organisationsstruktur. Alle Entscheidungsgewalt

war in einer >Generalverwaltung< an der Spitze zusammengezogen. Alle unter-
geordneten Organisationseinheiten waren Befehlsempfänger, deren Verhalten

en ddtail >von oben< bestimmt wurde (Chapuis/Joel 1990: 542). Sie spiegelte

sich zum anderen in der Technik.
Diese Technik war genauso hierarchisch strukturiert wie die PTTs, die sie

betrieben. Für jeden Dienst gab es ein landesweites Netz, das alle Teilneh-
mer über eine mehrstufige Hierarchie von >Vermittlungsebenen< miteinander
verband. An der Basis dieser Hierarchie standen die vielen Teilnehmer-End-
geräte und an der Spitze die wenigen Vermittlungsstellen, die auf oberster

Die Vorgaben betrafen in der Regel die Tarifierung der Dienstleistungen, die Lenkung

der Investitionsentscheidungen und, sol'ern die PTT als staatliche Verwaltung geführt

wurde, die Regulierung der Kapitalquellen, auf die die PTT zurückgreifen konnte

(Arthur D. Linle 1983: 51, 54).
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Ebene die Verkehrsströme zwischen den verschiedenen Regionen des Landes
steuerten.

One hundred million telephones converge into twenty thousand end-office
switches, which converge into a thousand tandem switches, and so on up to
a handful of regional rnaster switches at the apex. (Huber 1987: 1.3)

Die Hierarchisierung der Netze stand unter einem technischen >Sachzwang<.
Die Vermittlung war im Vergleich zur Übertragung langsam und teuefi,
und es war deshalb wichtig, die Zahl von Vermittlungsstellen, durch die der
Kommunikationsverkehr geschleust wurde, so gering wie möglich zu halten.
Über einen hierarchischen Netzaufbau ließ sich das erreichen (Huber 1987:
1.3).

Die hierarchische Netzarchitektur kam aber auch dem Interesse der PTTs
an Betriebs- und Planungssicherheit entgegen. Ihre hohe Symmetrie erlaubte
es, das Netz aus vollkommen gleichförmigen Komponenten aufzubauen.23
Auf gleicher Hierarchieebene konnte überall gleiches eingesetzt werden. Das
Netz sah überall gleich aus, und das technische Personal traf überall auf die
gleiche vertraute Technik, was die Kontrolle und Wartung natürlich wesentlich
erleichterte. Die hohe Selektivität der hierarchischen Struktur sorgte außerdem
für eine Eindämmung innovativer Unruhe. Der Zwang, Innovationen in den
durch die Struktur vorgegebenen engen Rahmen zu fügen, konzentrierte die
Aufmerksamkeit auf kleine, inkrementelle und leicht integrierbare Verbes-
serungen an bestehenden Komponenten. Das verlangsamte das Innovations-
tempo und reduzierte die Wahrscheinlichkeit technischer Brüche (Schmidt/
Werle I992a: l6; vgl. auch Werle 1990: 198).

Die Technik, die die PTTs für den Aufbau ihrer Netze brauchten, produ-
zierten sie nur in den seltensten Fällen selbst.29 In der Regel deckten sie
sich bei einem kleinen Kreis nationaler Hersteller ein, mit denen sie langfri-
stige Lieferbeziehungen unterhielten (>Hoflieferanten<). Diese enge Bindung
an nationale Hersteller war in den meisten Fällen das Resultat staatlicher

27 Das galt natürlich in besonderer Weise, solange sie noch per Hand ertblgte. Es galt
aber auch später noch, als sie schon über elektromechanische Anlagen vollautomatisch
abgewickelt wurde.

28 Natürlich gab es Unterschiede im Grad der Vereinheitlichung. Wühre nd in Deutschland
und vor allen Dingen in den Vereinigten Staaten die Unitbrmierung der Technik ins
Extrern getrieben wurde, war sie in anderen Ländern wie z.B. Großbr.itannien und
Italien doch deutlich geringer.

29 Eine der Ausnahmen ist AT&T, die ihren Gerätebedarf bei ihrer Tochter Western
Electric decken konnte.
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Auflagen, die aus sicherheits- oder beschäfligungspolitischen Gründen eine

Bevorzugung der heimischen Industrie verlangten. Sie machte aber auch den

PTTs das Leben einfacher. Sie ersparte ihnen, mit wechselnden Herstellern
und wechselnden Vorstellungen, Ideen und Lösungen umgehen zu müssen

(Arthur D. Linle 1983: 56; Schneider l99l:29).
Für die Hersteller bedeutete dieses Beschaffungsmuster geschützte und

berechenbare heimische Märkte und als Kehrseite davon eine geschlossene

internationale Handelsstruktur. Die Aufträge >ihrer< PTT waren ihnen zwar
sicher, aber ihre Exportmöglichkeiten waren extrem beschränkt. Mitte der

siebziger Jahre wurden 90Vo der Weltproduktion auf geschlossenen nationalen

Märkten gehandelt. Nur die Märkte der Entwicklungsländer ohne eigene Pro-

duktionskapazitäten waren offen, und die Konkurrenz auf diesen Märkten war
groß (Dang-Nguyen 1985: 9l).

Auf ihre heimischen Märkte eingeschränkt, verkauften die Hersteller den

weitaus größten Teil ihrer Produktion an die nationale PTT und gerieten da-

durch in eine kritische Abhängigkeit. Die PTT konnte Forderungen stellen,

und sie waren gezwungen, Forschung, Entwicklung und Produktion sehr eng

aufderen spezifische Vorstellungen, Vorlieben und Bedürfnisse auszurichten.

Wenn man so will, funktionierte das Monopol der PTT im Verein mit der

geschlossenen internationalen Handelsstruktur als Aquivalent zur vertikalen
Integration: Die Hersteller waren zwar formal eigenständig, de facto aber

weisungsgebunden an ihre PTT (vgl. Lehmbruch 1989: 227-228; Hüttig
rqsq: i+7).30

Für die Hersteller war diese Abhängigkeit mit einer hohen Anfälligkeit für
Fluktuationen im Investitionsniveau der PTT verbunden. Der forcierte Ausbau

des Telefonnetzes, der in praktisch allen Industrieländern während der sechzi-
ger und siebziger Jahre betrieben wurde, verhinderte aber weitgehend, daß

diese Anfälligkeit auch durchschlug. Die Hersteller fanden sich deshalb mit
ihrer Lage sehr gut ab. Das Verhältnis zu ihrer PTT charakterisieren manche

Beobachter als geradezu symbiotisch (Arthur D. Little 1983: 42,56; Noam

1992: 4-5).

30 Die Effekte der vertikalen Quasiintegration waren ambivalenter, als diese Formulierun-
gen vielleicht nahelegen. Schließlich waren unter diesem Regime nicht nur die Herstel-

ler abhängig von der Nachfrage >ihrer< PTT, sondern auch umgekehrt die PTTs vom

Angebot >ihrer< Lieferanten. Das Arrangement schuf also Abhängigkeiten auf beiden

Seiten und eröffnete somit auch beiden Seiten Möglichkeiten der strategischen Manipu-

lation (vgl. Milgrorn/Roberts 1990; Miller l99l).
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An dem Bild der geschlossenen intemationalen Handelsstruktur ändern auch
die multinationalen Herstellerunternehmen nichts, die es in der Telekommu-
nikation durchaus gab. Konzerne wie ITT oder Philips waren über Tochter-
gesellschaften auf relativ vielen nationalen Märkten gleichzeitig tätig. Aber
diese Töchter operierten so vollkommen selbstständig und unabhängig vonein-
ander, daß ihre Mutterunternehmen eher wie lose Föderationen eigenständiger,
>quasinationaler< Organisationen denn wie straff integrierte transnationale''
Einheiten wirkten (J6quier 1916: 25; Mueller 1986). Sie brachen die nationale
Fragmentierung des Weltmarktes nicht auf, sondern reproduzierten sie bloß
intern (vgl. Michalet l99l: 8l; Porter 1989:2V21).

Aber nicht nur der Handel mit Telekommunikationsgeräten endete an natio-
nalen Grenzen, sondern auch der Betrieb von Telekommunikationsnetzen und
das Angebot von Telekommunikationsdiensten. Die ganze Welt der Telekom-
munikation war national fragmentiert, und das prägte sich der Technik auf.
Die Telekommunikationssysteme der verschiedenen Länder entwickelten sich
unabhängig voneinander und bildeten große technische Unterschiede aus.

Komponenten zu portieren war zwar nicht prinzipiell ausgeschlossen, hätte
aber sehr hohe Investitionen vorausgesetzt, um die zu portierenden Kompo-
nenten an den >fremden< Systemkontext anzupass"n.32 Di" geschlossene
internationale Handelsstruktur hatte deshalb eine Tendenz, sich selbst zu re-
produzieren (Arrhur D. Linle 1983: 56; OECD 1987: l2).

Der einzige Kontaktpunkt zwischen den nationalen Telekommunikationssy-
stemen war die Bereitstellung internationaler Kommunikationsverbindungen.
Für diese Verbindungen mußten die PTTs Netzübergänge zu den Netzen der
Nachbarländer einrichten und in bilateralen Betriebsvereinbarungen festlegen,
zu welchen finanziellen, betrieblichen und technischen Bedingungen sie ge-

meinsam genutzt werden sollten. Im Prinzip hätten sie sich dabei von Fall
zr.r Fall auf andere Bedingungen einigen können. Aber sehr früh schon wurde
deutlich, daß die Verwendung allgemeiner Grundsätze das Geschäft wesentlich
erleichtern würde (Reid 1985: 5).

3l Eine Organisation ist transnational, wenn sie in verschiedenen nationalen Kontexten
so agielt, als seien sie ein einziger homogener Kontext (vgl. Huntington 1973: 3-50).

32 Nach Angaben von Philips sind 50 bis 100 Mann/Jahle an Sofiwaleentwicklung not-
wendig, um eine computerisierte Vermittlungsanlage so umzugestalten. daß sie in das

Netz eines anderen europäischen Landes eingebaut werden könnte (OECD 1987 12).

ITT nrufJte angeblich 100 Mio. US-Dollal investieren, urn ihr Velmittlungssystern
>System I 2< für den Kontext des nordanrerikanischen Netzes passend zu machen (Hu-
ber 1987: 14.3, Fn. l2). Urn so schmerzhafler muß es dann fiir dieses Unternehnren
gewesen sein, ihr Systenr auldenr anrerikanischen Markt nicht untelbringen zu können.
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1865 gründeten Delegierte aus 20 europäischen Ländern eine intergouver-
nementale Organisation, die allgemeine rechtliche, kommerzielle, betriebliche
und technische Richtlinien für den internationalen Telegraphieverkehr entwik-
keln sollte, die International Telegraph Union (ITU).33 Die ITU entledigte
sich dieser Aufgabe im Rahmen periodisch abgehaltener Regierungs- und
Verwaltungskonferenzen. Ihr Vorgehen dabei war formalistisch und langsam,
aber erfolgreich. Mit der Proliferation von Telekommunikationsdiensten ge-

lang es ihr, ihre Zuständigkeiten immer weiter auszudehnen, und am Anfang
der dreißiger Jahre benannte sie sich in International Telecommunication
Union um. 1947 erhielt sie den Status einer Sonderorganisation der Vereinten

Nationen. Ihre Mitgliedschaft wuchs ständig und lag im Dezember 1992 bei
174 Ländern (ITU 1992: l).34

Betrachtet man die geschilderten technischen und institutionellen Aman-
gements unter dem Gesichtspunkt der technischen Koordination, so fällt auf,

daß das überragende Koordinationsproblem die Systemintegration war. Jedes

Telekommunikationssystem (sprich:jedes nationale Telefon-, Telegrafen- oder
Telexnetz) wurde - cum grano salis - aus speziell dafür gefertigten Kom-
ponenten zusammengebaut. Bei der Entwicklung, Produktion und Beschaffung

der Komponenten ging es deshalb vor allem darum, sie im Hinblick auf ihren

Einsatz in einen ganz spezifischen Systemkontext zu optimieren.
Diese einsinnige Optimierung ging natürlich zu Lasten der Portierbarkeit.

Aber Portierbarkeit war unter den gegebenen Umständen ohnehin wertlos.
Erstens gab es keinen internationalen Handel mit Telekommunikationsgeräten,
so daß die Portierung von Komponenten zwischen den Netzen verschiedener
Länder ausgeschlossen war. Zweitens gab es innerhalb der einzelnen Länder
von jedem Netz - Telefon, Telegraf und Telex - immer nur eines, so daß

auch die Möglichkeiten, Komponenten innerhalb eines Landes zu portieren,

sehr beschränkt waren.
Die Fixierung auf die Systemintegration wurde auch durch den Interopera-

rionsbedarf nicht wesentlich gemildert, der beim Betrieb internationaler Lei-
tungen entstand. Solange diese Leitungen per Hand vermittelt wurden und

außerdem gering an Zahl waren, konnte die Interoperabilität der durch sie

verbundenen nationalen Netze unmittelbar an den Netzübergangspunkten
durch >Gateways< sichergestellt werden, die die aus einem Netz kommenden
Signale in eine Form übersetzten, die im anderen Netz verstanden und ver-

33 Nach ihrer eigenen Einschätzung ist die ITU die erste intergouvernementale Organisa-

tion, die überhaupt gegründet wurde (lTU 1992: I, Fn. l).
34 Zu Ceschichte und Struktur der ITU vgl. Codding / Rutkowski ( 1982); Savage ( 1989).
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arbeitet werden konnte (vgl. Richter 1990: 6). Eine Anpassung der interoperie-
renden Netze auf der Ebene ihrer Komponenten war deshalb nicht notwendig;
Systemintegration und systeminteroperation ließen sich fast vollkommen
unabhängig voneinander regeln. Das änderte sich etwas mit der Einführung
der automatischen internationalen vermittlung während der sechziger Jahre
(vgl. Wallenstein 1990: 73). Aber auch danach blieb die Inrerdependenz zwi-
schen den Problemen der Systemintegration und der Systeminteroperation
relativ schwach.

Bei der Regelung von Problemen der Systemintegration und der System-
interoperation wurde regelmäßig und routinemäßig auf Standards zurückge-
griff'en. Die Produktion dieser Standards war fest institutionalisiert. Für jedes
der beiden Probleme gab es eine eigene Standardisierungsstruktur.

Die >Standards< fiir die Systemintegration waren die Einkaufsspezifikatio-
nen der PTTs.35 Diese Spezifikationen waren in der Regel ausgesprochen
detailliert und bezogen sich nicht nur auf die schnittstellen zwischen den
Komponenten, sondern auch auf deren interne Struktur. Die PTTs begründeten
diesen hohen Standardisierungsgrad mit der hohen Lebenserwartung von
Telekommunikationsgeräten: Manche Teile wie z.B. Vermittlungsanlagen
blieben bis zu 30 Jahre im Netz (vgl. Dang-Nguyen 1985:88). Es reiche
deshalb nicht, wenn sie bloß mit den Komponenten kompatibel seien, die zum
Zeitpunkt ihrer Einführung installiert sind. sie müßten auch mit allen zukünf-
tigen Gerätegenerationen kompatibel sein, und das lasse sich am sichersten
kontrollieren, wenn nicht nur ihre Außenhaut, sondern auch ihr Innenleben
uniform gestaltet werde. Ein weiteres Argument waren die erheblichen ökono-
mischen Vorteile, die die Verwendung >einheitstechnischer< Komponenten
in der Wartung versprach (Arthur D. Little 1983: 62).

Die Festlegung der Einkaufsspezifikationen erfolgte nach dem Modus /rier-
urchischer stanclardisierung. sie wurden von den PTTs dekretiert. Bei der
Ausarbeitung der spezifikationen ließen sich die PTTs allerdings von ihren
Lief'eranten beraten. Das war sinnvoll, weil die Lieferanten über wissensbe-
stände verfügten, die den PTTs nicht unbedingt zugänglich waren, und weil
sie dabei automatisch die Informationen erhielten, die sie brauchten, um ihre
Produktion auf die kommenden wünsche der PTTs einzustellen. Die Form,
in der die Hersteller an der Ausarbeitung der Spezilikationen beteiligt wurden,
war von Land zu Land unterschiedlich. In Deutschland lud die Bundespost
ihre Lief'eranten zu sogenannten Beratenden Technischen Ausschüssen ins

ln der Bundesrepublik wurden diese spezifikationen z.B. in den >pflichtenhefien. der
Deutschen Bundespost veröil'entlicht.

35
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Fernmeldetechnische zentralamt. unabhängig von der Form blieb aber die

letzte Entscheidung immer bei der PTT.

Die Standards für die Interoperation wurden in einem Prozeß der Komitee-

Standardisierung festgelegt. Der Ort des Geschehens war das International

Telegraph and Telephone Consultative Committee (CCITT), eine Unterorgani-

sation der ITU. Die Vorläuferorganisation des CCITI das International Con-

sultative Committee on Long-Distance Telephony (CCIF), war 1924 von 20

europäischen PTTs mit dem Auftrag gegründet worden, sie beim Aufbau

intemationaler Telefonverbindungen zu beraten. Es sollte technische, betriebli-

che und tarifäre Probleme des internationalen Verkehrs untersuchen und Stan-

dards zu ihrer Regelung vorschlagen, Die Befolgung dieser Standards sollte

rein freiwillig sein. Niemand sollte zu ihrer Implementation gezwungen sein,

selbst wenn er an ihrer Formulierung mitgewirkt hatte. In der Bezeichnung

dieser Standards als >Empfehlungen< (Recommendations) kam das deutlich

zum Ausdruck (Chapuis 1976:20-22; Savage 1989: 176-177).

Diese unverbindlichen Empfehlungen hatten einen erheblichen Vorteil

gegenüber den verbindlichen Vertragsinstrumenten der ITU. Ihre >Anbah-

nungs- und Abschlußkosten< waren geringer. Sie konnten einfacher verhandelt,

schneller verabschiedet und flexibler an geänderte Verhältnisse angepaßt

werden (vgl. Rutkowski 1983). Unter den europäischen PTTs wurden sie

außerordentlich schnell populär (Chapuis 1976 23). Die ITU beschloß des-

halb, sich das CCIF einzugliedern und seine Organisationsform zu imitieren'

Auf der ITU-Regierungskonferenz 1925 wurde das cclF der ITU formal

angegliedert und ein äquivalentes Komitee für die Telegrafie gegründet, das

International Consultative Committee for Telegraph Communications (CCIT).

1927 kamein drittes Komitee hinzu, das International Radio Technical Com-

mitree (CCIR). 1956 wurden CCIF und CCIT zum CCITT fusioniert (Chapuis

1976: 24-25; Savage 1989: 177-179).
Das CCITT bestand aus drei Teilen, einer Mitgliedervollversammlung, einer

Reihe von Studiengruppen und einem Sekretariat (Abb.4). Die Vollversamm-

lung der Mitglieder, also der PTTs aus den Mitgliedsländern der ITU, trat

alle vier Jahre zusammen, um die Probleme zu definieren, die das CCITT

als nächstes standardisieren sollte. Diese Probleme wurden als >Fragen< formu-

liert und zur Bearbeitung an die Studiengruppen weitergeleitet. Die Studien-

gruppen bestanden aus technischen Experten der PTTs sowie Spezialisten aus

inAuitrie, Wissenschaft und Forschung36, di" in einer beratenden Funktion

Hersteller, universitäten und andere Forschungsorganisationen heißen im ccITT:Jargon

Scientific or Industrial Organizations (SIOs).
36
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Abb. 4: Die Struktur des CCITT
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teilnahmen. Sie durften in die Sachdebatten eingreifen, hatten aber kein
Stimmrecht und mußten schriftliche Diskussionsbeiträge von ihrer PTT autori-
sieren lassen. Auf gelegentlichen Treffen, vor allem aber auf dem Korrespon-
denzweg, suchten diese Experten nach konsensfähigen Antworten auf die
ihnen gestellten Fragen, das heißt, sie versuchten einen gemeinsamen Entwurf
für einen Standard zu entwickeln. Waren sie dabei erfolgreich, so legten sie
das Ergebnis ihrer Bemühungen der nächsten Vollversammlung zur Begut-
achtung vor. Erteilte die Vollversammlung dem Entwurf ihr Plazet, so war
er damit als vollgültige CClTT-Empfehlung verabschiedet und konnte gemein-
sam mit allen anderen Empfehlungen in dem nach jeder Vollversammlung
neu aufgelegten >Farbbuch. des CCITT veröffentlicht werden37. Das Sekre-
tariat unterstützte diese Abläufe, indem es die Zeitpläne der Studiengruppen
koordinierte, die Einhaltung von Fristen überwachte, Arbeitsbeiträge verviel-
fältigte und verschickte und alle vier Jahre das Farbbuch herausgab (Dormel
1965; Codding/Rutkowski 1982: 94-95).

Farbbuch deshalb, weil es nach jedel Vollvelsarnrnlung in einem anderstirrbigen Ein-
band aufgelegt wurde. Nach der Vollversammlung 1984 wal der Einband z.B. rot, nilch
der Vollversarnnrlung 1988 blau.
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Entschieden wurde im CCITT per Konsens. Mehrheitsentscheidungen

waren zwar prinzipiell möglich. Aber einvernehmliches Entscheiden war die

eingeschliffene und unter den Mitgliedern normativ sanktionierte Praxis. Sie

machte zwar Einigungen schwierig, galt aber als die einzige Sicherheit dafür,

daß die vom CCITT verabschiedeten Empfehlungen auch allgemein befolgt
und implementiert werden würden, und das war nach herrschender Meinung
das wichtigste. Um Einvernehmen zu erzielen, wurden deshalb oft Unschärfen

in den Empfehlungen hingenommen. Semantische Unklarheiten wurden ste-

hengelassen, oder die Empfehlungen wurden explizit als Mehr-Optionen-Stan-
dards angelegt (Wallenstein l97l: 140; 1980: 528).

Die Einigungsproblematik wurde durch zwei Sachverhalte entschärft. Zum
einen war das CCITT insofern exklusiv, als nur PTTs stimmberechtigte Voll-
mitglieder waren und an den formalen Entscheidungen des CCITT partizipieren

konnten. Andere Industrieakteure durften zwar mitarbeiten, wurden an den

abschließenden Entscheidungen aber nicht (formal) beteiligt. Zum anderen

beschränkten sich die CCITT:Empfehlungen im allgemeinen auf die Definition
von Sachverhalten, die an den Netzübelgangspunkten zwischen zwei nationalen

Netzen auftauchten (Jones 1919: 131-732). Ihre Implementation präjudizierte

deshalb die interne Gestaltung der Netze in keiner Weise. Die PTTs blieben
frei, mit ihrem Netz zu tun und zu lassen, was ihnen beliebte. Verschärfend

wirkte sich auf das Einigungsproblem allerdings aus, daß das CCITT in vielen
Fällen Ex-post-Standardisierungen unternahm. Nur in der Frühzeit des CCIF,

als das Telefonieren über lange Strecken eine noch nicht voll beherrschte

Technik wag gab es auch Fälle von Ex-ante-Standardisierungen.
Zusammenfassend läßt sich das CCITT als ein exklusiver Club von PTTs

charakterisieren, der auf die Standardisierung von Koordinationsproblemen
spezialisiert war, die an den Netzübergängen zwischen nationalen Netzen

auftauchten. Sein Arbeitsstil war langsam aber durchaus im Gleichschritt mit
der technischen Entwicklung.

2.2 Computertechnik

Verglichen mit der Telekommunikation ist die Computertechnik eine junge

Technik. Die ersten elektronischen Computer wurden in den vierziger Jahren

entwickelt, und ein Markt für Computertechnik entstand erst in den fünfziger
Jahren. Auf diesem Markt wurdeu zunächst nur ganze Systeme gehandelt,



Technik, Stantlurulisierung,sstntktur Lmtl institutioneller Kontext 55

die in der Regel auf Mietbasis angeboten wurden. Die Anbieter waren vertikal
integrierte unternehmen, die alle Funktionen von der Konstruktion der Prozes-
soren und anderer Hardwarekomponenten über die Softwareentwicklung bis
zur Wartung und Instandhaltung der fertigen Systeme und der Ausbildung
der Systembenutzer intern abwickelten (Brock 1986: 239-240 Gabel l99l:
146).

Die Systeme, die sie produzierten, waren relativ sperrige >Großrechner<.
Die technische Varianz zwischen diesen Rechnern war groß. Sie unterschieden
sich je nach Anwendung und je nach Hersteller.3S 1960 waren 50 verschie-
dene Laufwerktypen und 60 verschiedene Systeme zur Kodierun gvonZahlen,
Buchstaben und Sonderzeichen im Gebrauch. IBM allein benutzte I I Kodie-
rungsschemata und hatte 7 verschiedene Computersysteme auf dem Markt
(Brock 1915b:77; Evans 1986: 164).

Die technischen Unterschiede brachten Inkompatibilitäten mit sich: Periphe-
riegeräte, Programme oder Dateien ließen sich zwischen verschiedenen Syste-
men nicht portieren. Was für eines gedacht war, war für ein anderes unbrauch-
bar. Ob dieser Mangel an Portabilität nun die Folge ungesteuerten Experimen-
tierens mit der neuen Technik war oder ob dahinter auch strategische Ent-
scheidungen standen, aufjeden Fall war er sehr folgenreich.

Eine Folge war, daß Anwender, die mit mehreren Systemen gleichzeitig
arbeiteten, bei der Nutzung dieser Systeme durch technische Brüche stark
behindert wurden. Ein Untersuchungsbericht des amerikanischen Konglesses
stellte z.B. f-est, daß die Computer der amerikanischen Bundesregierung im
Jahre 1965 nicht zuletzt deshalb 500.000 Stunden ungenutzt geblieben seien,
weil Daten und Programme zwischen ihnen nur sehr eingeschränkt portiert
werden konnten (Cunningham 1969: 2l). Die Anwender bemühten sich des-
halb, Inkompatibilitäten zu vermeiden, indem sie die Zahl der Systeme und
Marken in ihren Inventaren gering hielten. In der Regel beschafften sie ihre
gesamte Datentechnik deshalb bei nur einem Hersteller (Brock 1986: 243).

Eine weitere Folge war, daß Anwender nur zu relativ hohen Kosten von
einem Computersystem auf ein anderes umwechseln konnten. Ihr Personal,
ihre Proglamme und ihre Datenbestände waren auf die Anfbrderungen einer
bestimmten Maschine spezialisiert und verloren stark an Wert, wenn sie im
Zusammenhang mit einer anderen Maschine genutzt werden sollten. Das
Personal mußte umgeschult werden und sich neu einarbeiten. Die Anwen-

Mitte der fiinf2iger Jahre wurde unterschieden zwischen wissenschatllichen und korrr-
merziellen Anwendungen sowie zwischen Anwendungen mit relativ grol3erl und sol-
chen rnit relativ kleinem Rechenbedarf (Flarnrn 1988: 229).

38
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dungsprogramme mußten umgearbeitet oder sogar ganz neu geschrieben,3g

und die Datenbestände umformatiert und auf neue Datenträger gebracht wer-

den. Bei Re- oder Neuinvestitionen bestand deshalb ein großer Anreiz, beim

alten System und beim alten Hersteller zu bleiben. Dieses >Lock-in< auf einen

Hersteller und seine Technik führte zu einer ungewöhnlich hohen Lieferan-

tentreue. Eine Untersuchung von 1962 behauplete 2.8., daß927o der Anwen-

der ihren zweiten Computer vom selben Hersteller bezogen wie ihren

ersten4o (Brock 1975a: 49-51).
Das Lock-in gab den Herstellern, auch denen mit kleinen Marktanteilen,

Marktmacht. Es konstituierte eine Abhängigkeit der Kunden, die sie durch

Preisaufschläge ausbeuten konnten. Die Kehrseite war, daß sie kaum Möglich-

keiten hatten, in die Kundenstämme ihrer Konkurrenten einzudringen. Des

einen Lock-in war des anderen Lock-out. Wer neue Kunden gewinnen wollte'

mußte sich an die noch nicht gebundenen Erstanwender halten (Brock 1975a:.

5l; 1975b:78).
Eine weitere Folge der mangelnden herstellerinternen Portabilität war

schließlich, daß die Hersteller ihr Potential für Kostendegressionen (>econ-

omies of scale and scope<) nicht voll ausschöpften. Statt für jede technische

Funktion nur eine Hard- oder Softwarekomponente zu entwickeln, die über

das ganze Spektrum der angebotenen Systeme eingesetzt und amortisiert

werden konnte, mußten sie für jedes System spezielle Teile produzieren. Die

Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen wurden dadurch unnötig multi-

pliziert und auf unnötig kleine Produktionsmengen umgelegt. Die Stückkosten

waren höher als notwendig, und manche Teile wurden gar nicht erst produ-

ziert, weil die geringen Absatzmengen den Entwicklungsaufwand nicht ge-

rechtfertigt hätten (Evans 1986: 164-165).
IBM war das erste unternehmen, das seine Produktpalette vollständig kom-

patibel machte. 1964 führte sie das System/360 ein, eine Serie von Compu-

tern, die in der Leistungsfähigkeit so unterschiedlich waren, daß sie das ge-

samte Spektrum wissenschaftlicher und kommerzieller Anwendungen abdeck-

ten, die aber in ihrer Schnittstellenarchitektur so ähnlich waren, daß Hard-

39 AnwendungsprogramrnewuldenmeistensinmaschinenspezifischenDialektenhöherer
Progranrmiersprachen oder direkt in Assernbler geschrieben.

40 Auch am Anfang cler siebziger Jahre wal die lVlarkentreue noch sehr groß. Eine Llnter-

suchung von l91 l zeigte, daß 9lc/o aller Burroughs-Anwender, die einen neuen Comptt-

ter beschafften, diesen auch von Burroughs bezogen. Dieselben Werte ftir andere Fir'-

men sind 82vo ft\r lBM,'790/o für. Honeywell, 7670 für NCR, 6170 für univac l]nd 5670

für RCA (die allerclings in diesern Jahr ihren Rückzug aus dem Computergeschäti

angekündigt hatte).
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und Softwarekomponenten zwischen ihnen portiert werden konnten (Evans
1986: 167). Das hatte einige Vorzüge. Vor allen Dingen entfiel derZwang,
Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen zwischen verschiedenen Syste-
men aufzuteilen. Massenproduktionsvorteile konnten realisiert und Kosten
gespart werden. Die größere Menge von Anschlußmöglichkeiten rechtfertigte
höhere Investitionen in bessere und funktional vielfältigere Komponenten.
Die hohe Uniformität der Systeme sorgte außerdem für Einsparungen bei der
Wartung. Die Anwender profitierten von dem vielfältigeren Angebot von
Anwendungen und gewannen eine ganz erhebliche Flexibilität, ihre Computer-
systeme nach ihren aktuellen Bedürfnissen aus- und umzubauen, ohne das
in Programme, Dateien, Peripheriegeräte und Personal eingesetzte Kapital zu
gefiihrden. Ein Lock-in gab es zwar auch auf das System/360. Aber weil es
eine ganze Reihe von Cornputern umfaßte, war es weniger beengend und ließ
den Anwendern mehr Bewegungsfreiheit als bis dahin üblich (Gabel l99l:
r30-r 31).

Das System 1360 war sofort ein voller Erfolg. Die Verkaufszahlen lagen
weit über allen ursprünglichen Erwartungen (Evans 1986: 175, Fig. 20). IBM
gewann mit dem System rundTIVo des Weltmarktes für universal einsetzbare
Großrechner, der bis in die siebziger Jahre hinein den allergrößten Anteil des
gesamten Computermarktes ausmachte (vgl. Abb. 5 in Kapitel 3) und erreichte
dadurch Kostendegressionen in der Entwicklung, Produktion und Wartung,
die für ihre Konkurrenz ganz unerreichbar waren.

Die Konkurrenz reagierte entweder dadurch, daß sie den Erfolg von IBM
zu imitieren versuchte oder dadurch, daß sie an ihm zu partizipieren versuch-
te.Zur ersten Gruppe gehörten die nach IBM größten amerikanischen Compu-
terunternehmen, Burroughs, Univac/Sperry, NCR, Control Data und Honey-
well (the BUNCH), und außerdem die während der sechziger und frühen sieb-
ziger Jahre in Europa geschaff'enen >national champions<, wie z.B. ICL in
England oder CII in Frankreich. Diese Unternehmen entwickelten eigene
Großrechnerserien, die auf ähnliche Anwendungen zielten wie die Computer
des System/360, versuchten die Geschäftsbeziehungen zu ihren angestammten
Kunden soweit auszudehnen, daß sie mit ihren Stückkosten nicht zu hoch über
denen von IBM lagen, und verbauten ihren Kunden die Möglichkeit der Ab-
wanderung zu IBM oder einem anderen Hersteller, indem sie auf die voll-
ständige Inkompatibilität ihrer Technik mit der Technik anderer Unternehmen
achteten (Jdquier 1974; Brock 1975a:98).

Kurz- und minelfristig funktionierte diese Sn.ategie durchaus befriedigend.
Die Kunden waren abhängig. Die Unternehmen konnten Preisaufschläge
durchsetzen und trotz kleiner Marktanteile und technischer Rückstände gegen-
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über IBM für einige Zeit hohe Profite erwirtschaften (Brock 1975a:98).al
Langfristig war die Strategie jedoch wenig erfolgreich. Am Ende der siebziger

Jahre waren alle Firmen, die ihr gefolgt waren, in Schwierigkeiten, und

manche, wie Honeywell oder Burroughs, mußten ganz aufgeben. Die Firmen

waren zu klein, um mit der Forschung und Entwicklung von IBM mithalten

zu können, und sie konnten auch durch das Lock-in ihrer Kunden nicht

verhindern, daß diese auf Dauer zu den besser unterstützten IBM-(kompati-
blen-)Maschinen überliefen (Flamm 1988: 236).a2

Eine andere Gruppe von Unternehmen versuchte am Erfolg des System/

360 zu partizipieren, indem sie Komponenten für dieses System baute. Die

Unternehmen kopierten die IBM-Schnittstellenspezifikationen, entwickelten
danach Komponenten, die billiger oder besser waren, und boten sie den IBM-
Kunden als Alternative zu den Originalkomponenten an. Das Kennwort dieser

Strategie war >steckerkompatibel< (plug-compatible), denn das Ziel war, den

Kunden Teile anzubieten, die ohne weitere Anderungen in System/360-Instal-
lationen eingestöpselt werden konnten.43 Anfangs beschränkte sich das An-
gebot steckerkompatibler Teile auf die Peripherie des Systems. Firmen wie

Telex, Memorex oder Cambridge brachten Ende der sechziger Jahre Band-

laufwerke, Diskettenlaufwerke und Hauptspeicher für System /360-Maschinen
auf den Markt. Später wurden dann von Amdahl, Magnuson und anderen auch

steckerkompatible Zentraleinheiten angeboten, und Hitachi und Fujitsu ent-

wickelten ein kompatibles Betriebssystem (Gabel l99l: l3l-132).
Diese Komponentenhersteller waren oft sehr jung und relativ klein. Sie

hatten die steckerkompatible Strategie gewählt, weil sie eine relativ einfache

Möglichkeit des Marktzugangs eröffnete, Sie ersparte ihnen, gleich ganze

Systeme entwickeln zu müssen, und erlaubte ihnen die Spezialisierung auf

einzelne Komponenten.44 Außerdem senkte sie die Hemmschwelle bei den

4l Ein weiterer Faktor war, daß IBM durch ihre schiere Größe und Anfälligkeit für kartell-

rechtliche Verfahren dalan gehindert wurde, die Verwundbarkeiten ihrer Konkurrenten

voll auszunutzen (J6quier 1974: 224).

42 Das war aber nicht der einzige Grund dieser Schwierigkeiten. Ein anderer, auf den

im Abschnitt 3.1 näher eingegangen wird, war, daß sich der Schwerpunkt des Marktes

. langsam aus dem Großrechnerbereich in den Bereich kleinerer Systeme verlagerte

(Gabel l99l: 135).

43 Diese >Mitbenutzung< der lBM-eigenen lnfrastruktur von Standards durch andere Unter-

nehmen ist ein gutes Beispiel für das, was Olson die >Ausbeutung. del Großen durch

die Kleinen nennt (Olson 1965: 29).

44 Die Zutrittsbarrieren auf dem Systemmarkt waren erheblich. Die Entwicklung des

Sysrem/ 360 hatte zwischen 700 Millionen und einer Milliarde (1964 ) US-Dollar ge-
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Kunden. Die Kunden gingen mit steckerkompatiblen Komponenten ein relativ
geringes Risiko ein, da sie sie jederzeit wieder gegen Originalkomponenten
von IBM austauschen konnten (Brock 1986: 245; Delamarter 1986: 122).

Der Nachteil dieser Strategie war allerdings, daß IBM sie relativ leicht
unterlaufen konnte, indem sie die für die Steckerkompatibilität maßgeblichen
Schninstellen in relativ kurzen Abständen ändertea5. Dadurch zwang sie
die Komponentenhersteller, ständig neuen Spezifikationen hinterherzujagen,
und verunsicherte die potentiellen Kunden, ob die steckerkompatiblen Kom-
ponenten auch auf Dauer steckerkompatibel bleiben würden46. Die Position
der Komponentenhersteller blieb deshalb prekär und ihr Marktanteil gering.
1973 hatten sie in den Vereinigten Staaten lediglich einen Anteil von etwa
57o tn der gesamten installierten Hardware (Gabel l99l: 132).

Die Dorninanz von IBM und die Reaktionen der Konkurrenz spalteten die
Computerindustrie in zwei Märkte. Auf dem einen Markt boten IBM und eine
kleine Auswahl amerikanischer und europäischer Hersteller komplette Com-
putersysteme an. Das Verhalten auf diesem Markt war wenig kompetitiv.
Jeder Hersteller hatte seinen eigenen, separaten Kundenstamm, und keiner
rnachte große Anstalten, in den eines anderen einzudringen. Die Marktanteile
waren vergleichsweise stabil. Der Markt befand sich in einem >Quasigleich-
gewicht. (Brock 1975a: 106; Gabel l99l: 144-145). Auf dem anderen Markr
boten IBM und eine Reihe neu auf den Computermarkt hinzugetretener kleiner
Hersteller Komponenten für das System/360 an. Das Verhalten auf diesem
Markt war stark kompetitiv. Die kleinen Hersteller versuchten, in den IBM-
Kundenstamm einzudringen, standen dabei aber vor dem Problem, daß IBM
die Schninstellenspezi{ikationen und damit die Wettbewerbsbedingungen kon-
trollierte (Brock 1975a:90; Adams/Brock 1982: 36).

kostet, was selbst für ein Unternehnren wie IBM mit jührlichen Gewinnen zwischen
200 und 300 Millionen Dollar eine ausgesprochen riskante Größenordnung war (Flanrrrr
1988: 206, Fn. 5).

45 ln einem internen IBM-Papier wurde die Peripherals Task Force angewiesen. >pre-
planned incremental product improvenrents< vorzubereiten. >The idea would be to
announce every six to twelve nronths small irnprovements that add value to the product
and, at the same time, nrake us a moving targek< (Bartkus 1976: 294,Fn.42\.

46 >ln fact, fbr IBM's pulposes, it is generally sufTicient that customers sinrply believe
that IBM can and might change intertäces. Whether or not the company actually does
that in every case, customers will tend to shy away tiom the conrpetitive gear that
rnight suddenly become incompatible and therefbre ultimately useless., (Delanrarter
1986: 2-53).
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Auf beiden Märkten war Portqbilitöt das dominierende technische Koor-
dinationsproblem. Auf dem Systemmarkt ging es dabei vor allem um herstel-

lerinterne Portabilität. Die Hersteller brauchten die Austauschbarkeit von

Komponenten zwischen ihren Maschinen, um Forschungs- und Entwicklungs-

aufwendungen zu sparen und Kostendegressionen zu realisieren. Hersteller-

übergreifende Portabilität interessierte sie dagegen nicht. Um herstellerüber-

greifende Portabilität ging es dafür auf dem Komponentenmarkt. Das Haupt-

anliegen der Komponentenhersteller war, die Portabilität ihrer Produkte in
IBM-Systeme sicherzustellen; das Hauptanliegen von IBM war, genau dieses

zu verhindern. Der Interessengegensatz war prinzipiell. Bemerkenswert ist,

daß es auch auf dem Komponentenmarkt immer nur um die Portabilität in
bezug auf die Systeme eines Systemherstellers, nämlich IBM, ging. Die Kom-
ponentenhersteller versuchten nicht, Teile zu entwickeln, die in ein IBM-
System ebenso gut eingebaut werden konnten wie z.B. in ein System von

Bull. In diesem Sinne blieb deshalb auch die von ihnen gesuchte hersteller-

übergreifende Portabilität >herstellerspezifi sch<.

Bei der Regelung der Portabilitätsprobleme spielten Standards eine große

Rolle. Die Produktion von Standards für die herstellerinterne Portabilität war

fest institutionalisiert und erfolgte im Modus der hierarchischen Standardisie-

rung.Wie sie im einzelnen organisiert war, wäre interessant zu wissen, kann

hier aber nicht nachgewiesen werden. Es ist jedoch plausibel, davon auszu-

gehen, daß die Standardisierung ein integraler Bestandteil der Forschungs-

und Entwicklungsroutinen der Systemhersteller war, daß sie im Vorfeld der

Produktentwicklung ablief (also ex ante) und daß sie eine mehr oder weniger

intensive Konsultation aller betroffenen Unternehmenseinheiten beinhaltete

(vgl. z.B. Evans 1986)

Die standards für die herstellertibergreifende Portabilität wurden nicht-

kooperativ festgelegt. Die Komponentenhersteller kopierten die IBM-internen

Spezifikationen und machten sie damit zu allgemeinen Standards. Die Reihen-

folge war regelmäßig die, daß IBM ihre internen Standards festlegte und in

Produkten implementiefte. Dann brachten die Komponentenhersteller sie durch

>reverse engineering< (und manchmal wohl auch durch Industriespionage) in

Erfahrung und implementierten sie schließlich in eigenen Produkten' Die

Standardisierung war langsam und ineffizient. Die Komponentenhersteller
mußten immer erst warten, bis IBM ihre Standards in Produkten implementiert

hatte, bevor sie sie ermitteln und kopieren konnten. Ihre Produkte kamen

deshalb regelmäßig später auf den Markt als die entsprechenden IBM-Produk-
te und hatten eine kürzere effektive Lebenszeit, in der sie sich rentieren muß-

ten. Für die Komponentenhersteller wäre daher eine Form der Ex-ante-Stan-
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dardisierung, in der IBM sie im voraus über ihre Standards informiert hätte,
vorteilhafter gewesen.

IBM hatte aber überhaupt kein Interesse, die Standardisierung schneller
und effizienter zu machen. Die steckerkompatiblen Produkte der Komponen-
tenhersteller waren sehr gute Substitute für IBM-Originalprodukte, und IBM
setzte deshalb alles daran, den Komponentenherstellern die Ermittlung und
Imitation der für die Steckerkompatibilität relevanten Standards so schwer
und kostspielig wie möglich zu machen. Sie hielt die internen Standards ge-
heim, veränderte sie in rascher Folge, drohte für den Fall einer Mitbenutzung
durch Dritte mit rechtlicher Verfolgung und verschleppte oder verhinderte
dadurch eine Anwendung dieser Standards über die Unternehmensgrenzen
hinaus (Brock 1975b: 78-79). Die nichtkooperative Standardisierung war der
einzige Weg, trotz der hartnäckigen K.o_operationsverweigerung von IBM zu
gemeinsamen Standards zu kommen.a/

Trotz der prinzipiellen Interessendivergenz zwischen IBM (und einigen
anderen Systemherstellern) und den Komponentenherstellern entwickelten sich
Standardisierungsorganisationen für die Computertechnik. Ihre Bedeutung war
marginal. Aber weil sie im folgenden noch eine wichtige Rolle spielen wer-
den, sollen hier drei von ihnen kurz vorgestellt werden: ISO, IEC und ECMA.

Die 1906 gegründete International Electrotechnical Commission (IEC) und
die 1947 gegründete International Organization for Standardization (ISO)
waren die Gegenstücke zum CCITT in den Bereichen Elektrotechnik bzw.
Technik außerhalb der Telekommunikation und Elektrotechnik. Im Unter-
schied zum CCITT waren sie privatrechtlich organisiert, aber ihm nach Auf-
bau und Funktionsweise doch einigermaßen ähnlich. Sie bestanden, wie das
CCITT, aus drei großen Blöcken, einer Mitgliedervollversammlung, einem
Sekretariat und einer Reihe von Arbeitsgruppen. Sie hatten eine ähnlich starke
Konsensorientierung und waren ebenso national gegliedert. Die Mitglieds-
länder, die im CCITT durch die nationalen PTTs repräsentiert waren, wurden
in der ISO und der IEC durch die nationalen Spitzenorganisationen der Stan-
dardisierung vertreten, z.B. die Bundesrepublik durch das Deutsche Institut
für Normung (DIN) in der ISO und die Deutsche Elektrotechnische Kommis-
sion (DKE) in der IEC.a8

47 Die Kooperationsverweigerung bei der herstellerübergreif'enden Standardisierung war
nicht IBM-typisch. Auch andere Systemhersteller wehrten sich gegen herstellerüber-
greifende Standalds. Da sie aber viel kleiner waren als lBM, kamen sie gar nicht erst
in die Verlegenheit, sich mit Unternehmen auseinandersetzen zu müssen, die mit stek-
kerkompatiblen Komponenten in ihre Märkte eindrangen (vgl. Brock 1975b: 78).
Bei genauerem Hinschauen fällen natürlich einige Unterschiede auf (vgl. Orth 1980;48
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Die ISO und die IEC gründeten beide am Anfang der sechziger Jahre rou-
tinemäßig neue Komitees für die neue Computertechnik, die ISO das TC 97

und die IEC das TC 53. Die Domänenüberlappungen zwischen beiden Komi-
tees und die damit verbundenen Schwierigkeiten waren von Anfang an er-

kennbar und wurden 1968 im Zuge eines Koppelgeschäfts bereinigt. Die IEC
gab das TC 53 aufund wurde dafür durch Zugeständisse der ISO in anderen

technischen Bereichen entschädigt (Clippinger 1962: 35;' Cerni/Gray 1983:

l6).
Einen deutlichen Kontrast zur Organisationsform von CCITT, ISO und IEC

bildete die European Computer Manufacturers' Association (ECMA). ECMA
wurde 1960 als ein exklusiver Verband von in Europa tätigen Computerher-

stellern gegründet.49 Sie unterschied sich von den drei anderen Organisatio-

Schulz 1984; Winckler 1984; 1986; Lohse 1985; Sherr 1985; Macpherson 1990).

Die Mitgliedervollversammlung heißt bei der ISO General Assembly und bei der

IEC Council. Die Sekretariate heißen bei der ISO Zentralsekretariat (central secretariat)

und bei der IEC Zentralbüro (central office). Die Arbeitsgruppen heißen in beiden

Organisationen Technische Komitees (technical committees) und sind intern in Unter-
komitees (subcommittees) und Arbeitsgruppen (working groups) gegliedert.

Die Arbeits- und Entscheidungsvorgänge waren in der ISO und der IEC stärker

dezentralisiert als im CCITT. Die Vollversammlungen beschränkten sich auf sehr

allgemeine konstitutionelle und strategische Fragen. Operative Fragen wurden von

Unterausschüssen der Vollversammlungen wahrgenommen, in der ISO vom sogenann-

ten Council, in der IEC vom Committee of Action. Über die Aufnahme von neuen

Standardisierungsprojekten wurde in beiden Organisationen direkt in den zuständigen

Technischen Komitees entschieden. Die Schlußabstimmungen wurden in beiden Organi-

sationen aufdem Postwege abgewickelt. Im Unterschied zum CCITT gaben die Sekre-

tariate den Arbeitsgruppen nur sehr beschränkte Organisationshilfen. Der Hauptteil der

Sekretariatsarbeit für ein Technisches Komitee oder Unterkomitee mußte von einer

der beteiligten Mitgliedsorganisationen übernommen werden. Die Rolle der Sekretariate

beschränkte sich im wesentlichen auf die Abwicklung der Schlußabstimmungen über

die von den Technischen Komitees angelieferten Entwürfe.
Die nationalen Standardisierungsorganisationen dominierten die Entscheidungsfin-

dung in der ISO und der IEC viel weniger als die PTTs im CCITT. Im Gegensatz zu

den PTTs waren sie selbst an diesen Standards nur mittelbar interessiert. Ihr Einfluß

bestand deshalb lediglich darin, daß sie den Zugang von Industrievertretern zu den von

ihnen geleiteten De'legationen regulierten und diese zwangen, eine >nationale< Position

zu finden und zu vertreten.
49 Das Mitgliedschaftskriterium ist, daß die Unternehmen in Europa Computer entwickeln,

herstellen und vermarkten (ECMA By-Laws, Art. 3.3). Deshalb konnten auch solche

Unternehmen Mitglied werden, die ihren Hauptsitz nicht in Europa hatten. 1990 waren

24 europäische, l8 amerikanische und 8 japanische Unternehmen Mitglied bei ECMA
(van den Beld 1990: I l).
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nen durch ihre größere Exklusivität, ihre schlankere Verfahrensorganisation
und ihr nicht auf Nationalität rekurrierendes Gliederungsprinzip. Ihre Mir
glieder repräsentierten Untemehmen und nicht Nationen. Angesichts der trans-
nationalen Komplexion der Computerindustrie, die sich bereits zu diesem
Zeitpunkt abzeichnete, machte das einen großen Unterschied (ECMA 1990).

Die Initiative zur Gründung von ECMA ging von IBM aus (ECMA 1990),
was angesichts der Obstruktionshaltung, die diese Firma gegenüber allen
Versuchen herstellerübergreifender Standardisierung regelmäßig einnahm,
nicht wenig erstaunlich ist. Ihr Motiv könnte in der Befürchtung gelegen
haben, die europäischen Regierungen könnten zum Schutz ihrer schwachen
Computerindustrien die Befolgung nationaler Standards vorschreiben. Dadurch
wäre der europäische Markt fragmentiert und IBM vieler Vorteile beraubt
worden, die ihr aus ihrer transnationalen Operation erwuchsen. Mit der Ein-
bindung der europäischen Hersteller in die transnational gegliederte ECMA
bezweckte sie deshalb wahrscheinlich, den nationalen Regierungen den Weg
zu nationalen Standardisierungsinitiativen zu verstellen (vgl. Cargill 1989:
r5l).

2.3 Vergleich und Interpretation

Eine grundsätzliche Ahnlichkeit zwischen den institutionellen Strukturen der r
Telekommunikation und der Computertechnik lag darin, daß in beiden Berei-
chen Planung, Entwicklung, Produktion und Betrieb der technischen Systeme
unter einheitlicher hierarchischer Kontrolle standen. In der Telekommunikation
wurden diese Funktionen von den PTTs überwacht, wenn auch nicht in jedem
Fall selbst ausgeführt, in der Computertechnik von den Systemherstellern.
Die totale vertikale Kontrolle erlaubte ihnen, ihre Systeme >von oben nach
unten< zu konstruieren, also von dem geplanten System ausgehend Komponen-
ten zu entwerfen, die auf die spezifischen Bedürfnisse dieses Systems beson-
ders zugeschnitten waren. Sie konnten deshalb ihre Systeme gestalten, ohne
Rücksicht darauf nehmen zu müssen, wie vergleichbare Systeme von anderen
PTTs oder Systemherstellern gestaltet wurden. Das gab der Technik in beiden
Feldern eine höchst organisationsspezifische Prägung, die in der Telekom-
munikation als PTT- oder länderspezifisch auffiel, und in der Computertechnik
als herstel lerspezifisch.
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Ein grundsätzlicher Unterschied bestand darin, daß die PTTs immer nur
ein System, ein landesweites Übertragungsnetz, kontrollierten, während die
Systemhersteller immer mehrere Systeme zugleich kontrollierten, mehrere

Computer vom selben Typ und mehrere Computer von unterschiedlichen
Typen. Den PTTs ging es deshalb vor allen Dingen darum, Komponenten zu

finden, die sich in den spezifischen Kontext ihres einen Systems besonders

gut einfügten, während die Systemhersteller eher nach Komponenten suchten,

die über das gesamte Spektrum der von ihnen unterstützten Systeme einsetz-

bar waren. Für die Systemhersteller war das überragende Koordinationspro-
blem die >interne< Portierbarkell, für die PTTs die Systemintegration.

Eine Ahnlichkeit bestand wieder darin, daß die PTTs und die Systemher-

steller zur Regelung dieser Kompatibilitätsprobleme regelmäßig auf Standards

zurückgriffen. In beiden Fällen wurden diese >internen< Standards auf dem

W ege hi e r a rc h i s c h e r St an d a rdi s i e run g f estgele gt.

Ein letzter Unterschied lag schließlich darin, wie die Kontrollmonopole
der PTTs bzw. der Systemhersteller gegen Herausforderungen von außen

abgesichert waren. Die Monopole der PTTs waren politisch geschützt, wäh-
rend die Monopole der Systemhersteller nur durch hohe Zutrittsbarrieren
abgesichert waren, im Prinzip aber anfechtbar blieben. Die PTTs hatten des-

halb von Kompatibilität keine nachteiligen Substitutionseffekte zu befürchten.

Keine PTT konnte die Kompatibilität zu einer anderen PTT nutzen, um in
deren Markt einzudringen. Die Systemhersteller in der Computertechnik muß-

ten dagegen immer mit dieser Möglichkeit von Substitutionseffekten rechnen.

Tatsächlich wollten die Hersteller steckerkompatibler Komponenten die Kom-
patibilität zu IBM ja, um in deren Kundenstamm eindringen zu können. Wäh-
rend es in der Telekommunikation deshalb bestenfalls partielle Interessen-

divergenzen zwischen den PTTs verschiedener Länder gab, waren die Inter-
essendivergenzen in der Computerindustrie prinzipiell. Es ist deshalb wenig
verwunderlich, daß die internationale Standardsisierung in der Telekommuni-
kation in einem Komitee abgewickelt wurde, während die herstellerübergrei-
fende Standardisierung in der Computertechnik nichtkooperali v auf dem freien

Markt stattfand.



Kapitel 3

Technik und institutioneller Kontext wandeln sich:
Neue Akteure, neue Strategien und neue Techniken

In diesem Kapitel soll beschrieben werden, wie sich die technischen und
institutionellen Verhältnisse in der Computertechnik und der Telekommunika-
tion seit der Mitte der siebziger Jahre verändert haben und welche Verschie-
bungen in der dominierenden Koordinationsproblematik das jeweils zur Folge
hatte. Da die Entwicklungen in der Telekommunikation stark von denen in
der Computertechnik mitbestimmt wurden, sollen letztere hier zuerst geschil-
dert werden. Ihnen ist der Abschnitt 3.1 gewidmet. Der Abschnitt 3.2konzen-
triert sich dann auf die Telekommunikation. Im Abschnitt 3.3 werden die
Entwicklungen in beiden Sektoren verglichen und auf ihre Implikationen für
die Standardisierung untersucht.

3.1 Computertechnik

Seit der Mitte der siebziger Jahre hat sich die Struktur der Computerindustrie
grundlegend verändert. Auf der Angebotsseite haben sich der Modus, nach
dem die Hersteller miteinander konkurrieren, und die Art und Weise, in der
sie produzieren, geändert. Auf der Nachfrageseite haben sich die Anfbrderun-
gen, die die Anwender an die Technik stellen, und das Muster, nach dem sie
diese beschaffen, gewandelt.

All diese Veränderungen hängen mehr oder weniger direkt mit der rasanten
Entwicklung der Halbleitertechnik zusammen. In kurzen Entwicklungsschüben
wurden immer mehr Schaltungen auf immer kleinere Platten (Chips) gepreßt,
die mit immer weniger Strom immer schneller arbeiteten. Dadurch wurde die
auf diesen Schaltungen autbauende Computertechnik immer leistungsfähiger
und billiger. Der Preis für die Million Instruktionen pro Sekunde (MIPS), die
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Standardmaßeinheit für Computerleistung, sank von durchschnittlich 250.000

US-Dollar I 980 über 25.000 US-Dollar I 985 auf unter 2.500 US-Dollar I 990
(Rappaport/Halevi 1992: 88).

Mit dem Leistungszuwachs und dem Preisverfall bei roher Rechenkapazität

wuchsen die technischen Differenzierungsmöglichkeiten bei der Hardware.

Neue Unternehmen traten auf den Markt und erschlossen mit innovativen
Produkten neue Marktnischen jenseits des von IBM dominierten Großrech-

nerbereichs. Oberhalb dieses Bereichs etablierten sich Firmen wie Cray

Research mit extrem leistungsfähigen Rechnern für wissenschaftliche Anwen-
dungen (Supercomputer). Darunter setzten sich DEC, Hewlett-Packard, Nix-
dorf und andere mit relativ kleinen und billigen Computern fest, die außerhalb
großer Rechenzentren in unmittelbarer Nähe ihrer Anwendungen eingesetzt

werden konnten (Minirechner). In den späten siebziger und den achtziger

Jahren folgten Firmen wie Apple oder Sun Microsystems mit 'Mikrocompu-
tern<, die so klein waren, daß sie sich direkt am Arbeitsplatz oder zu Hause

aufstellen ließen (Workstations, Personal Computer) oder sogar zwischen

verschiedenen Orten hin und hergetragen werden konnten (Laptops, Note-

books).
Die neuen Unternehmen und ihre Produkte erweiterten die Konkurrenz über

den Bereich der Großrechner hinaus, auf den sie bis in die siebziger Jahre

eingeschränkt gewesen war (vgl. Abb. 5). Damit verlor IBM einiges von ihrer
früheren Dominanz. Zwar engagierte sie sich in vielen der neu sich entwik-
kelnden Marktsegmente. Aber sie erreichte in ihnen nie das Maß an Kontrolle,
das sie über den Großrechnerbereich gehabt hatte. Das lag zum einen daran,

daß sie die neuen Segmente nicht selbst entwickelte, sondern immer erst in

sie eintrat, nachdem andere sie entwickelt hatten und bereits zu fest etabliert
waren, um noch einfach an den Rand gespielt werden zu können. Zum ande-

ren lag es daran, daß IBM in den neuen Marktsegmenten mit Maschinen

antrat, die weder untereinander noch mit der Nachfolgeserie des System/360,
dem System/370, kompatibel waren. Damit verbaute sie sich die Möglichkeit,
ihren überlegenen Anteil am Gesamt-Computermarkt dazu zu nutzen, auch

in den neuen Marktsegmenten dominierende Positionen zu gewinnen (Flamm

1988:241; Grindley 1990: l0l).so

50 Die Abkehl von der Produktlinienkompatibilität erscheint nach dem Erfolg des System/

360 einigermaßen erstaunlich. Ein Grund könnte gewesen sein, daß die Architektur

des System/360-370 für kleinere Anlagen nicht geeignet war und für diese deshalb

eigene Architekturen entwickelt wurden. Vielleicht wollte IBM durch die lnkompatibi-

litäten aber auch den Großrechnerbereich, in dem sie hohe Preisaufschläge durchsetzen
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Durch den Marktzutritt neuer innovativer Unternehmen war das Produkt-
spektrum auf dem Computermarkt am Ende der achtziger Jahre so ausdiffe-
renziert, daß selbst IBM es nicht mehr voll abdecken konnte. Alle Hersteller
waren auf mehr oder weniger viele, mehr oder weniger enge Marktnischen
spezialisiert. Den >Universalanbieter<, der in den sechziger Jahren das Feld
bestimmt hatte, gab es nicht mehr (vgl. Grindley 1990: 99).

Neben dem Produktspektrum veränderten die neuen Unternehmen auch die
Art und Weise, wie Produkte entwickelt, produziert und vermarktet wurden.
Viele von ihnen, besonders im Mikrocomputerbereich, verzichteten auf die
vertikale Kontrolle, die die Hersteller von Großr'echnern über diese Funktionen
ausgeübt hatten. Sie kauften Hard- und Softwarekomponenten von außen ein,
statt sie selbst zu entwickeln und zu produzieren (>outsourcing<), und sie
arbeiteten mit unabhängigen Handelsorganisationen zusammen, statt ihre
gesamte Produktion selbst zu vermarkten. Nur die Montage der vorgefertigten
Teile und die dafür erforderliche Forschung und Entwicklung übernahmen
sie selbst (Gabel l99l:20; Forge l99l: 968-970).

Der Verzicht auf vertikale Kontrolle erlaubte ihnen den Marktzutritt mit
relativ beschränkten technischen und materiellen Ressourcen, zumal die Fort-
schritte in der Halbleitertechnik die Montage eines Computersystems immer
einfacher machten. Je höher integriert die Bauteile wurden, desto weniger von
ihnen mußten kombiniert werden, um einen Computer mit gegebener Rechen-
leistung zu realisieren. Die Systemintegration wurde von einem relativ kom-
plexen zu einem relativ trivialen Problem.5 l In den sechziger Jahren mußten
extrem viele Bauteile kombiniert und nach einem komplexen Bauplan zusam-
mengefügt werden, um einen Großrechner zu montieren. Mitte der achtziger
Jahre brauchte man immerhin noch 170 Chips plus Speicher für einen PC,
Anfang der neunziger schon nur noch l0 Chips plus Speicher und Mitte der
neunziger wahrscheinlich nur noch einen Chip plus Speicher.52 Mit der sin-

konnte, gegen das untere Ende des Marktes isolieren, in dern del Wettbewerb schült'er'
war. Ein dritter Grund könnte ein Mangel an interner Kornnrunikation und Koordination
gewesen sein. Auf jeden Fall war die Abkehr von der internen Kornpatibilität sehr
nachteilig für IBM. Einige ihrer Konkurrcnten, wie z.B. DEC, die auf die durchgängige
Kompatibilität ihrer Produkte achteten, waren nicht zuletzt deshalb wählend der acht-
ziger Jahre besonders erfblgreich (Delarnarter 1986: 159; Flarnrn 1988: 240-242..
Schulz 1989: 105).

5l Datür wulde es aber imrner schwieriger, diese Komponenten zu entwickeln und ztr
produzieren (vgl. Crande 1994: 67).

52 Angeblich dauert die Montage eines PC irn Siernens-Nixdort'-Wer.k in Augsburg nur
noch maxirnal eine Minute (Hülsrneier. 1993: 8).
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kenden Zahl benötigter Chips war immer weniger technische Expertise und
materielle Reserve notwendig, um Computer herzustellen. Was früher die
Computerunternehmen hatten leisten müssen, war zunehmend schon von den

Halbleiterherstellern erledigt. Die Grenzen zwischen beiden wurden schwim-
mend. Der stellvertretende Direktor des Mikroprozessorproduzenten Intel
bringt das auf den Punkt: >>We are doing what an ICL or a Nixdorf was doing
l0 years ago< (zit. in Financial Times, 23.4.1991: VIII; vgl. auch Rappaport/

Halevi 1992:94, l0l; Flamm 1988: 248).
Der Verzicht auf eine tiefgestaffelte vertikale Kontrolle entsprang nicht

allein der Ressourcenknappheit der neuen Hersteller, sondern hatte auch Vor-
züge, die etablierte Hersteller wie IBM bewegten, ihn zu praktizieren. Ein
Vorteil war die Verkürzung von Produktentwicklungszeiten. Ein System aus

bereits verfügbaren Komponenten zu konfigurieren (>von unten nach oben<)

geht einfach schneller, als es einschließlich systemspezifischer Komponenten
ganz neu zu konstruieren (>von oben nach unten<). Ein weiterer Vorteil be-

stand in der Externalisierung von Entwicklungs- und Produktionsrisiken auf
die Komponentenhersteller (Herget 1987: 82-83; Grindley/McBryde 1990:

232-233).Ihren PC entwickelte IBM deshalb fast ausschließlich auf der Basis
zugekaufter Komponenten: die Zentraleinheit von Intel, das Betriebssystem
von Microsoft, das Diskettenlaufwerk von Tandon, den Drucker von Epson

etc. (Gabel l99l:23).
Die Umstellung von tiefer auf flache vertikale Kontrolle ließ das Verhältnis

der Computerhersteller untereinander nicht unberührt. Je weniger sie die Enr
wicklung und Herstellung ihrer Produkte selbst kontrollierten, desto geringer

war deren herstellerspezifischer Gehalt. Das Spezifische am IBM-PC - also
das, was die Benutzer langfristig an dieses System band - war keine von IBM
kontrollierte Technik, sondern das von der Firma Microsoft gelieferte Be-
triebssystem (MS/DOS) und die von der Firma Intel gelieferte Zentraleinheit
(Intel 8088). Die Folge waq daß IBM kaum noch Vorteile aus dem >Lock-in<

der Anwender auf die technischen Spezifika dieses Systems hatte53. Sobald
sich nämlich der Erfolg des IBM-PC abzuzeichnen begann, traten Konkurren-
ten auf den Plan, die dieselbe Zentraleinheit und dasselbe Betriebssystem

einkauften und damit weitgehend identische Maschinen, sogenannte >Clones<

produziertens4. Co*puq brachte bereits ein Jahr nach der Markteinführung

53 Die eigneten sich jetzt Microsoft und Intel an (Gabel l99l: 42).

54 Nur eine Komponente am IBM-PC war herstellereigen: der Chip für das Read-Only

Memoly Basic Input/Output System (ROM BIOS). OtTenbar konnte aber über >reverse

engineering< relativ leicht ein Substitut dafür entwickelt werden (Gabel l99l: 23).
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des IBM-PC den ersten Clone auf den Markt. Fünf Jahre nach Markteinfüh-
rung wurden bereits mehr Clones verkauft als IBM-Originalmaschinen und
sechs Jahre danach schon fast dreimal soviele. Mit den Cloneherstellern nahm
der Preiswettbewerb zu, und die Profite von IBM nahmen ab. Im Gegensatz
zu den >steckerkompatiblen< Produzenten konnte sich IBM aber gegen die
Cloneproduzenten nicht wehren, denn die Technik, die diese benutzten, gehör-
te ihr nicht.

Im PC-Bereich wurde der Verzicht auf vertikale Kontrolle besonders aus-
geprägt geübt. Aber auch in anderen Segmenten kam er vor55, auch dort
sanken die Zutrittsbarrieren. Der Wettbewerb wurde härter, die Chancen,
Preisaufschläge durchzusetzen, wurden geringer, und das ganze Geschäft
verlor an Profitabilität (Flamm 1988:249; Gabel l99l: 25-2q.s6

Die Reaktionen auf dieses neue Wettbewerbsumfeld waren unterschiedlich.
Manche Firmen versuchten, in eine stärkere technische Spezialisierung auszu-
weichen. Sie konzentrierten sich auf die Entwicklung innovativer Hard- und
Softwarekomponenten für bestimmte strategisch wichtige technische Funk-
tionen oder versuchten, Systeme zusammenzustellen, die auf die spezifischen
Anforderungen besonderer Anwendungsfelder - z.B. Einzelhandel, Bankge-
werbe, Reisedienstleistungen - besonders abgestimmt waren (>systems integra-
tion<). Andere konzentrierten sich darauf, Kostenvorteile in der Produktion
zu realisieren. Sie kopierten erfolgreiche Designs anderer Hersteller und ver-
suchten, sie billiger anzubieten als diese. Die erste Strategie erhöhte die
Diversität des computertechnischen Angebots, die zweite die Geschwindigkeit,
mit der neue Systeme angeboten wurden und alte Systeme im Preis verfielen.
Beide Ergebnisse trugen das Ihre dazu bei, denZwang zum Kontrollverzicht
in der Vertikalen weiter zu verstärken (Flamm 1988:248-249; vgl. auch
Andexser 1987:133).

Die technischen und sozialen Veränderungen in der Computerindustrie
erfaßten auch die Anwender. Vor allen Dingen veränderte sich, wer Computer
benutzte und wie. In den sechziger Jahren war der Computergebrauch auf
wenige große Organisationen beschränkt. Die Technik war teuer, primitiv und
sperrig. Nur relativ wenige Anwendungen lohnten den Aufwand. Sie wurden
in speziellen Rechenzentren zusammengezogen. Je leistungsfähiger, billiger

-55 Selbst irn Croßrechnerbereich scheint sich diese Praxis zusehends durchzusetzen (vgl.
Grindley 1990: 103).

56 >Die Möglichkeiten, mit Hardware, also mit Computern und Zusatzgeräten Gewinne
zu machen, sind derzeit praktisch gleich Null< (Hans-Olaf Henkel, Chef von IBM
Deutschland, zit. in Crande 1994: 83, Fn.27).
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und kleiner die Computer jedoch wurden, desto stärker weitete sich ihr Ge-

brauch aus und desto dezentraler wurden sie eingesetzt. Vorgänge, die vorher
manuell oder mechanisch erledigt wurden, wurden computerisiert: Buch-
führung, Prozeßsteuerung, Textverarbeitung, das Führen von Kundendateien

und anderes mehr. Die Rechner, die dazu verwendet wurden, rückten immer
näher an den Ort, wo ihre Rechenleistung gebraucht wurde. Sie wanderten

aus den Rechenzentren, wo in den sechziger Jahren die gesamte Technik
konzentriert gewesen war, über die Abteilungsebene, auf der während der

siebziger Jahre die Minirechner eingeführt wurden, und die Arbeitsplatzebene,

auf der in den achtziger Jahren die PCs und Workstations erschienen, bis in
die Musterköfferchen der Handlungsreisenden, in denen heute Laptop- oder

Notebook-Computer mitgeführt werden. Die Computerbenutzung, die während

der sechziger Jahre eine exklusive Angelegenheit großer Organisationen
gewesen war, weitete sich auf immer kleinere Organisationen aus und wurde
während der achtziger Jahre auch bei Einzelpersonen üblich (Green 1984: 5 I ;

Forge l99l: 961).
Die Ausweitung und Dezentralisierung des Computergebrauchs kam vor

allen Dingen dem unteren Ende des Computermarktes zugute. Die Markt-
anteile von Mini- und Mikrocomputern wuchsen während der siebziger und

achtziger Jahre massiv und auf Kosten der Großrechn"..57 Di" Großrechner,

die Mitte der siebziger Jahre noch einen Anteil von knapp 807o am euro-
päischen Computermarkt gehabt hatten, besetzten Anfang der neunziger Jahre

nur noch knapp207o des Marktes. Dafür wuchs im selben Zeitratm der Anteil
der Mikrocomputer von Null auf knapp ljber 60Vo an (vgl. Abb. 5).

Eine weitere Folge bestand in einem Aufschwung der Computerkommuni-
kation. In der ursprünglichen Konzeption von Computertechnik kam Kom-
munikation nicht vor. Jeder Computer wurde für sich (>stand alone<) installiert
und arbeitete für sich. In einer ersten Annäherung an die Telekommunikation

57 Die Anteilsverluste der Großrechner hingen nicht allein damit zusammen, daß die neu

eingeführten Anwendungen alle dezentraler realisiert wurden als die alten, sondern auch

damit, daß kleine Rechner für große substituiert wurden (,downsizing<). Ein Grund

dafür war das sehr viel günstigere Preis-Leistungs-Verhältnis von Mikrorechnern im
Vergleich zu Großrechnern. Es wird geschätzt, daß l98l das Preis-Leistungs-Verhältnis
bei Großrechnern rund 28mal schlechter war als bei PCs und daß es sich seitdem weit
langsanrer verbessert hat als bei diesen. Der Leistungszuwachs per Kosteneinheit seit

l98l soll bei Großrechnern bei rund l9%a gelegen haben, bei PCs dagegen bei rund

48a/a (MalerbalTorrise/von Tunzelmann l99l:99). Aufgrund dieser Differenz wurde

es immer günstiger, einen Mikrorechner bzw. einen Verbund von Mikrorechnern statt

eines Großrechners einzusetzen.
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Abb. 5: Wertanteile verschiedener Produktkategorien am europäischen Gomputermarkt
(Werte für 1993 und 1994 geschätzt)
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Quelle: Financial Times (19.01.1993)

wurden viele Computer während der sechziger Jahre mit sogenannten Daten-
ferneingabe-Stationen ausgerüstet, die es erlaubten, sie aus der Distanz zu
bedienen. Mit der Ausweitung und Dezentralisierung der Datenverarbeitung
wurde es dann während der achtziger Jahre üblich, die räumlich verteilten
Computer kommunikationstechnisch zu vernetzen, um die Kohärenz ihrer
Operationen zu sichern und die Ausnutzung knapper Ressourcen, wie z.B.
Softwareprogramme und Peripheriegeräte, zu verbessern.S8 In Geschäftsge-
bäuden und Fertigungshallen wurden spezielle Datennetze, sogenannte Local
Area Networks (LANs), eingerichtet, die die darin installierten Computer
miteinander verbanden. Räumlich weiter getrennte Standorte wurden im Rück-
griff auf die Netzressourcen der PTTs zusammengeschlossen. Dazu wurden
Übertragungswege von den PTTs angemietet, über die die Computerkommuni-
kation dann vom Anwender selbst realisiert werden konnte, oder es wurden
die Kommunikationsdienste genutzt, die die PTTs über ihre Telephon- und

Zur Ausbreitung der Computerkommunikation hat aber sicher auch beigetr.agen, daß
die zu ihrer Unterstützung notwendige Technik insgesamt billiger wurde (vgl. Schindler
1980: 208; von Pattay 1989: 173).

Minirechner

Mikrorechner
(PCs und Workstations)

58
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Abb.6: LAN-Anschlüsse in Europa
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Quel/e: Cunningham (1988)

Datennetze anboten (Reid 1985: 19; Kubicek 1990: 356; Dunphy 1992:

2OS-209). Abbildung 6 zeigt, wie stark allein die Vernetzung über lokale
Datennetze während der achtziger Jahre zugenommen hat.

Eine dritte Veränderung auf der Anwenderseite bestand darin, daß es zu-

sehends unüblicher wurde, all seine Computertechnik bei nur einem Hersteller
zu beschaffen. In dem Maß, in dem das computertechnische Angebot sich

differenzierte und die Hersteller sich spezialisierten, wurde es gängiger, die
Beschaffungen über mehrere Hersteller zu streuen. Gekauft wurde, was
günstig war oder den speziellen Anforderungen einer bestimmten Anwendung
besonders zu entsprechen schien. In den Inventaren der meisten korporativen
Anwender nahm deshalb die Markenvielfalt sehr stark zu. 1980 benutzte z.B.

der Flugzeughersteller Boeing Computerhardware von mehr als 85 Herstellern
(OECD 1987:37 Cargill 1989: 68; Dankbaar/van Tulder 1989: 30).

Betrachtet man die Veränderungen in der Herstellung und der Nutzung von
Computertechnik unter dem Gesichtspunkt der technischen Koordination, so

fällt aui daß sich die zentralen Koordinationsprobleme sehr stark verschoben

haben. Das Problem der Systemintegration hat seine frühere Bedeutung einge-

büßt. Das Integrationsniveau der mikroelektronischen Komponenten ist stark

gestiegen, so daß sehr viel weniger von ihnen benötigt werden, um einen
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Computer zu bauen. DieZahl der Schnittstellen, die zumZwecke der Syste-
mintegration kompatibel gemacht werden müssen, ist drastisch gesunken. Die
Systemintegration ist einfacher geworden.

Das Problem der Portabilitcit hat seine Bedeutung behalten. Aber sein
Bezug ist ein anderer geworden. Früher war es ein herstellerspezifisches Pro-
blem insofern, als es nur die Austauschbarkeit von Komponenten zwischen
den Systemen eines Herstellers betraf. Mit dem zunehmenden Verzicht der
Computerhersteller auf vertikale Kontrolle wandelte es sich zu einem her-
stellerübergreifenden Problem: die Computerhersteller wie auch die Kompo-
nentenhersteller, die sie beliefern, haben jetzt eine hohe Präferenz für Kom-
ponenten, die sich über ein breites Spektrum von Systemen, unabhängig von
deren Hersteller, portieren lassen.

Das Motiv bei den Komponentenherstellern ist Risikoaversion. Mit der
Entwicklung ihrer Komponenten gehen sie sehr spezifische Investitionen ein.
Diese Investitionen rentieren sich nur dann, wenn hinreichend viele Computer
verkauft werden, die auf diesen Komponenten aufbauen. Die Chancen dafür
steigen mit der Zahl der Computersysteme, in die die Komponenten integrier-
bar sind: Bleiben die Verkaufszahlen des einen Systems hinter den Erwartun-
gen zurück, so besteht immer noch die Möglichkeit, daß ein anderes System
oft genug verkauft wird, um den Komponentenhersteller auf seine Kosten
kommen zu lassen. Die Portierbarkeit streut das Entwicklungsrisiko. Sind die
Komponenten dagegen nicht portierbar, so konzentriert sich das gesamte
Risiko des Komponentenherstellers auf den Erfolg des einen Systems, in das

sie integrierbar sind (OECD 1987: 8; Andexser 1987: 133).
Das Motiv bei den Computerherstellern sind Zeit- und Kostenersparnisse.

Komponenten, die schon in anderen Systemen eingesetzt werden, sind un-
mittelbar verfügbar. Durch ihre Verwendung gewinnt der Computerhersteller
Zeit, die er für die Entwicklung derjenigen Teile nutzen kann, von denen die
Differenzierung seines Produktes von denen der Konkurrenz wirklich abhängt.
Komponenten, die in verschiedenen Systemen einsetzbar sind, werden außer-
dem oft in höherer Stückzahl und deshalb billiger produziert. Durch ihre
Verwendung spart er Kosten. Das verbessert seine Position im Preiswett-
bewerb und macht Mittel frei, die er für die Produktdifferenzierung verwenden
kann (Andexser 1987: 133).

Neu zu den Problemen der Systemintegration und der Portabilität hinzu-
gekommen ist das Problem der Interoperution. Mit der Vernetzung, die der
Ausweitung und Dezentralisierung der Datenverarbeitung folgte, entwickelte
sich ein Bedürfnis nach Kompatibilität an den >Kommunikationsschnittstellen<
zwischen den zusammengeschlossenen Computern. Auch dieses Kompatibili-
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tätsproblem war ein herstellerübergreifendes Problem, weil in der Regel nicht
nur Computer ein und desselben Herstellers miteinander vernetzt wurden. In

den Inventaren der meisten Anwender fanden sich Computer mehrerer Mar-
ken, und außerdem ging die Vernetzung über die Grenzen der einzelnen An-
wender hinweg. Voraussetzung war deshalb, daß die Computer unabhängig

von ihrem Hersteller interoperieren konnten.

Faßt man diese Ergebnisse zusammen, so ergibt sich, daß sich die über-

ragende Koordinationsproblematik in der Computertechnik von der hersteller-

internen Portabilität zur herstellerübergreifenden Portabilität und Interopera-

bilität verschoben hat. Welche Konsequenzen diese Problemverschiebung für
die Standardisierung hat, wird in Abschnitt 3.3 analysiert. Vorher sollen aber

die institutionellen und technischen Veränderungen beschrieben werden, die
die Telekommunikation in den letzten Jahren durchlaufen hat.

3.2 Telekommunikation

Die zentrale Veränderung im Telekommunikationssektor ist der Machtverlust
der PTTs. Sie verloren die umfassende Kontrolle, die sie bis in die achtziger
Jahre über die Entwicklung und Produktion von Telekommunikationsgeräten,
den Betrieb von Telekommunikationsnetzen und das Angebot von Telekom-
munikationsdiensten gehabt hatten. Die vertikale Quasiintegration der Herstel-

lerfirmen zerfaserte. Die Anwender emanzipierten sich. Teilweise versorgen

sie sich heute selbst mit den Telekommunikationsdiensten, die sie brauchen.

Teilweise kaufen sie sie von neu entstandenen privaten Diensteanbietern, die

in Konkurrenz zu den PTTs operieren.
Die kausalen Hintergründe dieser Veränderungen sind unübersichtlich. Eine

ganze Reihe von Faktoren haben eine Rolle gespielt. Ein erster Faktor waren

die Reformen, mit denen während der achtziger und frühen neunziger Jahre

in vielen Ländern - und keineswegs nur Industrieländern - der Telekommuni-
kationssektor neu geregelt wurde. Die Modalitäten des Netz-, Dienst- und

Endgeräteangebots wurden neu definiert, der Status und die Verfassung der

PTTs geändert. Nicht in allen Ländern waren diese Reformen gleich radikal.
Aber überall hatten sie die gleiche Stoßrichtung, sie zielten auf Deregulierung,
Liberalisierung und Privatisierung.

Das Endgeräteangebot wurde ganz oder teilweise aus dem Monopol der

PTTs herausgelöst. Das Diensteangebot wurde teilweise dereguliert und libera-
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lisiert. Die PTTs behielten zwar in der Regel das Monopol auf den Telefon-
dienst. Aber alle Dienste, die im Zuge technischer Fortentwicklungen zu
diesem Dienst neu hinzukamen (Datendienste, Mehrwertdienste), wurden ganz
oder teilweise für die Konkurrenz privater Anbieter geöffnet. Auch die Re-
striktionen, unter denen Anwender Leitungen von der PTT mieten und selbst
betreiben durften, wurden gelockert. Am wenigsten weit ging die Deregulie-
rung und Liberalisierung beim Netzangebot. Das >Grundnetz< blieb in den
meisten Ländern im Monopol der PTT, und nur die neu entstehenden Mobil-
funknetze wurden für einen allerdings sehr beschränkten Wettbewerb geöffnet
(vgl. Cowhey I 990: I 90; Schneider I 99 I : 30, Tab. 3; Schnöring 1992: 6, Abb.
3.2).

Die PTTs wurden neu geordnet. Post und Telekommunikation wurden
organisatorisch getrennt. Die Subventionen, die bisher von der Telekommuni-
kation zur Unterstützung der Post aufgebracht worden waren, wurden einge-
schränkt. Auch die Regulierungs- und die Betriebsfunktionen, die bisher ge-
meinsam unter dem PTT-Dach erledigt worden waren, wurden getrennt. Die
hoheitlichen Aufgaben wurden von separaten Regulierungsbehörden übernom-
men. Der Betrieb der öffentlichen Netze wurde neu geschaffenen Netzbetrei-
bergesellschaften übertragen. In vielen Ländern wurden diese Netzbetreiber
dann zusätzlich noch privatisiert. Aber auch dort, wo sie in öffentlicher Hand
blieben, näherten sie sich den Verhaltensmustern >normaler< Privatunterneh-
men an (Cowhey 1990: 189-190).

Das zeigte sich unter anderem in der Internationalisierung ihrer Geschäfts-
tätigkeit. Ende der achtziger Jahre begannen viele Netzbetreiber, sich außer-
halb der Grenzen ihres Landes durch Direktinvestitionen, Allianzen, Joint
ventures, Beteiligungen und anderes zu engagieren. Der Wert ihrer grenzüber-
schreitenden Erwerbungen stieg von knapp 400 Mio. US-Dollar 1985 auf über
l6 Mrd. US-Dollar 1990 (Financial Times, 7 .10.1991: XXI; Schnöring 1992:
8-12).

Ein weiteres Indiz für die >Normalisierung< der Netzbetreiber war die
Lockerung der engen Beziehungen zu ihren Zulieferern. Ein Grund dafür war,
daß angesichts des bereits bestehenden und des für die Zukunft noch erwar-
teten Wettbewerbs im Netz- und Dienstebereich die Effizienzorientierung
zunahm. Die Beschaffungsentscheidungen wurden preisbewr.rßter. Die Bereit-
schaft, ausländische Produkte zu kaufen, die Preis- oder Qualitätsvorzüge vor
den Produkten der heimischen Industrie boten, wuchs. Das Beschaffungswesen
wurde internationaler (Cowhey 1990: 190; Grande 1994:95).

Die Auflockerung der vertikalen Verflechtung mit der Herstellerindustrie
war aber keine einseitige Initiative der Netzbetreiber. Auch die Hersteller
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bemühten sich um größere Unabhängigkeit. Ein Grund dafür war, daß sich

der Ausbau des Telefonnetzes, von dem sie während der sechziger und sieb-

ziger Jahre im wesentlichen gelebt hatten, während der achtziger Jahre seinem

Abschluß näherte (vgl. Financial Times, 7.10.1991: XXI). Die Hersteller

waren deshalb gezwungen, neue Märkte zu erschließen, und bemühten sich

verstärkt um Aufträge aus dem Ausland (Noam 1992: 4546).
Ein weiterer Grund war, daß im wichtigsten Segment des Ausrüstungs-

marktes, der Vermittlungstechnik59. die Forschungs- und Entwicklungsko-

sten rapide anstiegen. Hatten sie bei elektromechanischen Vermittlungssyste-
men noch bei durchschnittlich 50 Mio. US-Dollar gelegen, so beliefen sie

sich für die erste Generation digitaler Systeme schon auf 500 Mio' bis 1,4

Mrd. US-Dollar. Die Kosten für die folgende Systemgeneration werden sogar

auf 2-3 Mrd. Dollar geschätzt. Gleichzeitig sank die Lebenserwartung der

Systeme. Hatte sie bei elektromechanischen Anlagen noch bei 30 Jahren

gelegen, so lag sie bei digitalen Systemen nur noch bei l0 bis 15 Jahren.

Beides, höhere Kosten und eine geringere Amortisationszeit, zwang die

Hersteller, immer größere Marktanteile zu gewinnen. Nach Schätzungen von

Siemens liegt die Rentabilitätsschwelle inzwischen bei etwa l07o des Welt-

marktes und könnte noch auf l57o steigen. So groß ist aber, abgesehen vom

amerikanischen, kein nationaler Markt. Der größte europäische Markt
(Deutschland) hat einen Weltmarktanteil von n:ur 67o (Roobeek 1988: 298-
300; Grande 1994:94:, Pisano/Russo/Teece 1988: 38).

Gezwungenermaßen gaben die großen Systemhersteller deshalb während

der achtziger Jahre die Fixierung auf >ihre< nationalen PTTs auf und began-

nen, für den Weltmarkt zu produzieren. Über Firmenaufkäufe, Beteiligungen'

Joint ventures, Kooperationen und Allianzen versuchten sie, sich den Zugang

zu fremden Ländern zu verschaffen, und bei der Produktentwicklung begannen

sie, verstärkt auf >Weltmarktfähigkeit< zu achten, also darauf, daß Produkte

ohne große Anpassungskosten in die Netze verschiedener Länder portiert

werden konnten. Die Industrie gewann dadurch an Konzentration und Trans-

nationalität. Von den I I Systemherstellern, die es Anfang der achtziger Jahre

auf dem europäischen Markt gab, sind Anfang der neunziger Jahre nur noch

sechs übrig60. Dut Augenmerk, das sie früher auf die Bedienung länderspe-

zifischer technischer Eigenheiten gelegt hatten, hat sich auf deren Neutralisie-

rung und Einebnung verschoben (Grande 1994: 94-95; Porter 1989: 39-40).

59 Die Vermittlungstechnik steht für etwa 507o des gesamten Marktes für Telekommunika-

tionsausrüstungen (Roobeek 1988: 302, Tab. 2).

60 Alcatel, Siemens, Ericsson, Bosch, Philips und Italtel (Schnöring 1992: l4).
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Ein dritter Grund für die Lockerung der vertikalen Verflechtung von Netz-
betreibern und Herstellern war, daß der Anteil der Netzbetreiber an der Ge-
samtnachfrage nach Telekommunikationsausrüstung sank. 1975 wurden in
den Vereinigten Staaten noch nahezu 1007o aller Kapitalinvestitionen im
Telekommunikationsbereich von AT&T und den regionalen Betreibergesell-
schaften getätigt. 1986 waren es nur noch 67Vo.Rund,l5 Mrd. US-Dollar wur-
den dagegen von Nichtbetreibern, zum größten Teil von großen Anwender-
organisationen investiert.6l In dem Maße, wie die Nachfrage der Nicht-
betreiber wichtiger wurde, wendete sich die Industrie ihnen und ihren Bedürf-
nissen zu (Noam 1992:46; Huber 1987: l.l0).

Der Bedeutungszuwachs von Nichtbetreibern als Abnehmern von Telekom-
munikationsausrüstungen rührte vor allem daher, daß viele Anwenderorgani-
sationen dazu übergingen, sich mit bestimmten Telekommunikationsdienst-
leistungen selbst zu versorgen. Sie installierten lokale Datennetze und Neben-
stellenanlagen (PBX)62 und verknüpften sie über Fernleitungen, die sie von
den öffentlichen Netzbetreibern anmieteten. Die auf diese Weise entstehenden
privaten Netze erreichten oft umfangreiche Gößen. Das Netz von General
Motors z.B. verknüpfte 600 PBX-Anlagen und bediente 250.000 Anschlüsse.
Die Ausdehnung der Netze ist in vielen Fällen grenzüberschreitend, und nicht
selten sind mehrere Dutzend oder sogar Hunderte Personen notwendig, um
sie zu betreiben und zu warten (Noam 1992:45; Huber 1987, Tab. 1X22;
PACE 90: l99l)63.

Hinter dem Aufbau privater Netze standen zum Teil Kostenerwägungen,
zum Teil aber auch das Problem, von den PTTs nicht mehr alle Dienste be-
kommen zu können, die man brauchte (Pisano/Russo/Teece 1988: 37; Reid
1985: l9).

Seit den siebziger Jahren sind alle Gesellschaftsbereiche >telekommunika-

6I Nach Angaben von Huber (1987: I.ll) wurden Mitte der achtziger Jahre 40Va der
Verm ittlungste chnik, 2OVo der M ikrowel lenübertragungstechni k und 20o/o der Licht-
leiterkabel und Elektronik von >privaten< Nicht-Netzbetreibern bezogen.
Für die Verbreitung von lokalen Datennetzen vgl. Abbildung 6 (Cunningharn 1988).
Die Bedeutung der PBX-Anlagen wird durch den Tatbestand illustriert, daß in den
Vereinigten Staaten Mitte der achtziger Jahre bereits mehr Anschltisse von PBX-An-
lagen bedient wurden, als von dem größten öft'entlichen Netzbetreiber (Huber 1987:
l.-5).

Nicht in jedem Falle warten und betreiben die Anwender ihre privaten Netze im buch-
stäblichen Sinne >selbst<. Oft beaLrflragen sie damit eine der vielen Firmen, die sich
auf die Systernintegration und den Systernbetrieb spezialisiert haben (Rutkowski l99l :

289).

62

63
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tionsabhängiger. geworden. Banken, Versicherungen, Luftlinien, Einzelhan-

delsorganisationen und just-in-time-produzierende Industriebetriebe werden

heute nur noch durch Telekommunikationsverbindungen zusammengehalten.

Die Telekommunikation ist damit zu einem wichtigen Kostenfaktor geworden.

Bei Citicorp 2.B., Amerikas größtem Bankunternehmen, ist sie der drittgrößte
Ausgabenposten hinter Personal und Immobilien. Die Sensibilität, mit der

Einsparmöglichkeiten registriert und realisiert werden, ist entsprechend groß

(Noam 1992 44). Aus unterschiedlichen Gründen ist es für stark kommunika-

tionsabhängige Organisationen oft billiger, private Telekommunikationsnetze
aufzubauen, als die PTT:-Angebote in Anspruch zu nehmen. Ein Grund ist'

daß durch den Preisverfall und den Leistungsfortschritt in der Halbleiter- und

Computertechnik Vermittlungsintelligenz sehr viel billiger und in sehr viel

kompakteren Formaten verfügbar geworden ist. Dadurch gelang es, PBX-
Anlagen so intelligent zu machen, daß sie viele Vermittlungsleistungen aus

dem öffentlichen Netz übernehmen konnten (Huber 1987: 1.8). Ein anderer

Grund ist, daß die Telekommunikationsbedürfnisse von Organisationen oft
räumlich sehr stark spezialisiert sind, z.B. auf die Kommunikation zwischen

einer Unternehmenszentrale und ihren Filialen oder zwischen einem Produk-

tionsbetrieb und seinen Zulieferern. Wenn diese räumlich spezialisierten Be-

dürfnisse über das öffentliche Netz befriedigt werden, so wird dabei stets die

nicht in Anspruch genommene Möglichkeit, mit dem Rest der Welt vermittelt

zu werden, mitbezahlt. Ein privates Netz kann dagegen der räumlichen Ver-

teilung einer Organisation genau angepaßt werden, so daß keine Ausgaben

für nicht gewünschte Vermittlungskapazitäten anfallen (OECD 1989: 30)'o*

Neben Kostengesichtspunkten bestand ein weiterer Grund für die Ausbrei-

tung privater Netze darin, daß sie ihren Anwendern maßgeschneiderte Tele-

kommunikationslösungen boten. Solange es bei der Telekommunikation nur

um Telefon, Telex und Telegraf ging, war das kaum ein Vorzug. Die Bedürf-

nisse der einzelnen Anwender unterschiedert sich kaum voneinander und

wurden durch die Einheitslösungen der PTTs gut bedient. Mit dem Aufkom-
men der Computerkommunikation gewann der individuelle Zuschnitt von

Kommunikationsdiensten aber an Bedeutung. Die Anforderungen der Compu-

terkommunikation variierten nämlich je nachdem, welche Computertypen
miteinander kommunizieren und welche Anwendungen sie dabei unterstützen

sollten. Die PTTs waren aufgrund ihrer Größe, ihrer Struktur und ihrer Tradi-

tion nicht in der Lage, auf dieses neue, stark differenzierte Dienstesegment

64 1986 verbanden 35Vo der in Europa betriebenen privaten Wide Area Networks (WANs)

5 Orte oder weniger. Nur2o/o verbanden 1.000 Orte und mehr (OECD 1989:21).
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mit einem entsprechend differenzierten Angebot zu reagieren.Zwar richteten
sie während der siebziger und achtziger Jahre besondere Übertragungsnetze
ftir die Computerkommunikation ein, aber die Vielfalt der von ihnen ange-
botenen Dienste blieb hinter den Forderungen vieler Anwender zurück (Reid
1985: l9; Noam 1992:47).

Die Unfähigkeit, das gesamte neu entstehende Nachfragespektrum zu bedie-
nen, provozierte nicht nur den Aufbau privater Netze, sondern auch den
Marktzutritt spezialisierter privater Diensteanbieter. Diese Anbieter operierten
in der Regel über das öffentliche Netz und boten Anwendern, deren Kom-
munikationsvolumen den Aufbau eines privaten Netzes nicht rechtfertigte,
Spezialdienste wie z.B. Electronic mail oder besondere Informationsdienst-
leistungen an. Da das Spezifikum dieser Dienste in den Leistungsmerkmalen
lag, die sie der Übertragungsleistung des öffentlichen Netzes hinzufügten,
wurden sie >Mehrwertdienste< genannt (Noam 1992: 5l).

Auch auf der Ebene des Netzbetriebes wurden private Unternehmen aktiv
und machten den öffentlichen Netzbetreibern Konkurrenz. Das Telefonnetz
blieb zwar in den meisten Ländern auch nach den Reformen im Monopol.
Aber neu sich entwickelnde Übertragungstechniken (Datenübefiragung, Mobil-
funk) wurden in vielen Fällen für einen beschränkten Wettbewerb freigegeben.
Private Netzbetreiberfirmen etablieren sich neben den öffentlichen Netzbetrei-
bern und begannen, Übertragungsleistungen in Konkurrenz ns ihnen ana+
bieten (Schnöring 1992: 6, 8).

Das Bild der Telekommunikation hat sich also mit der Ausbreitung privater
Netze und der Etablierung privater Netzbetreiber stark verändert. Früher be-
stand Telekommunikation aus drei unverbundenen Dienstenetzen pro Land:
Telegraf, Telefon und Telex. Heute dagegen besteht sie aus einer Vielzahl
teils miteinander verkoppelter, teils aufeinander aufbauender, geographisch,
technisch und sozial stark unterschiedlicher Netze: Lokale Netze koexistieren
mit transnationalen Netzen, Spezialnetze ergänzen Universalnetze, und private
Netze schließen an öffentliche Netze an.65 Abbildung 7 vermittelt einen
Eindruck von dieser neuen Vielfalt.

65 Ein gutes Beispiel, um die Unübersichtlichkeit der neuen Telekomnrunikationslandschafl
zu veranschaulichen, ist der Bildschirmtext-Dienst der Deutschen Bundespost. Dieser
Dienst wird teils über das normale Teletbnnetz, teils über spezielle Datennetze betrie-
ben (Datex-P, Datex-L, Datex-J). Er hat Übergänge zu den Fax-, Telex- und X.-400-
Diensten, erlaubt es, über X.29-Protokolle externe Rechner anzusteuern, und errnöglicht,
sof'ern diese Rechner Gateways zum Internet, bzw. Bitnet haben, auch den Zugang zu
diesen Netzen (vgl. genauer Schneider 1989).
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Abb. 7: Spezialisierung von Telekommunikationsnetzen

Anlorderungsprofile

Verkehrsdichte unspezifisch spezilisch

hoch private Netze strategische private
Netze

mittel virtuelle private Netze Netze für geschlossene
Nutzergruppen

niedrig öflentliche Netze Mehnryertnetze

Ouel/e: Noam (1922: 51)

Analysiert man die neuen Verhältnisse in der Telekommunikation unter dem

Gesichtspunkt der technischen Koordination, so fällt unmittelbar ins Auge,
daß Interoperabilität und Portabilität an Bedeutung gewonnen haben.

Interoperabilität war früher ein relativ untergeordnetes Problem. Es tauchte
nur an den Netzübergängen zwischen den Netzen verschiedener Länder auf,

und die Zahl solcher Netzübergänge sowie die Kompatibilitätsanforderungen,
die sie stellten, waren gering. Mit der Multiplikation von teils privaten und

teils öffentlichen Netzen hat sich dieZahl der Netzübergänge, an denen Inter-
operabilität erforderlich ist, erheblich erhöht.66 Außerdem sind auch die
Kompatibilitätsanforderungen, die an diesen Übergängen gestellt werden,
gestiegen. Die Automatisierung des Betriebes und die Spezialisierung der

Dienste machten eine sehr viel genauere Abstimmung der interoperierenden

Netze notwendig. Interoperabilität ist ein ubiquitäreres und anspruchsvolleres

Problem als früher.
Im Gegensatz zur Interoperabilität war die Portabilint in der alten Welt

der Telekommunikation noch nicht einmal ein untergeordnetes Problem. Für
jedes Telekommunikationsnetz wurden spezielle Komponenten verwendet.

Ein Austausch von Komponenten fand nicht statt. Portabilität war nicht erfor-
derlich. Das hat sich unter anderem aufgrund der Auflockerung der vertikalen
Verflechtung von Netzbetreibern und Geräteherstellern geändert. Damit Her-

66 Damit ist gleichzeitig die Interoperabilität von einem internationalen Problem, das nur

an den Grenzen zwischen Ländern auftaucht, zu einem überall auftauchenden Problem

geworden.
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steller für den Weltmarkt produzieren können und nicht nur für einen einzel-
nen Netzbetreiber, und damit Netzbetreiber Produkte kaufen können, die nicht
speziell für sie und ihr Netz gefertigt worden sind, brauchen sie Portabilität.

Am Bedeutungsgewinn der Portabilität mitbeteiligt war aber auch die Mul-
tiplikation der Netze. In dem Maße, wie die Zahl der öffentlichen und priva-
ten Netze zunahm, wuchs auch das Interesse der Hersteller an der Portier-
barkeit ihrer Produkte zwischen diesen Netzen, weil damit der Referenzmarkt,
der zur Deckung von Entwicklungskosten und zur Realisierung von Kosten-
degressionen offen stand, größer wurde (Lifchus I986: 181). Auch die An-
wender entwickelten ein Interesse an Portabilität. Sobald sie an mehr als nur
einem Netz hingen, wollten sie möglichst frei sein, ihre Endgeräte zwischen
diesen Netzen hin- und herzuwechseln. Das sparte Kosten und erhöhte die
Flexibilität (OECD 1987: l0). Es leuchtet ja auch unmittelbar ein, daß ein
Telefon, das sowohl an das öffentliche Netz als auch an die private Neben-
stellenanlage paßt, praktischer ist als eines, das nur an eines der beiden Sy-
steme angeschlossen werden kann.

Weniger gut sichtbar als die Bedeutungsgewinne der Interoperabilitäts- und
der Portabilitätsproblematik ist der Bedeutungsverlust der Integrationspro-
blematik. Ahnlich wie in der Computertechnik und aus einem ähnlichen
Grund wurde es auch in der Telekommunikation einfacher, Systeme zusam-
menzubauen. Der Integrationsgrad der Komponenten nahm zu, und es wurde
dadurch einfacher, bestirnmte Anwendungen technisch zu realisieren. Die
Leistungsfähigkeit von Vermittlungssystemen stieg, und Hierarchieebenen in
der Vermittlung konnten eingespart werden. Die Kapazität der Übertragungs-
medien wuchs. Sie konnten immer mehr Signale in immer kürzerer Zeit über
immer weitere Strecken transportieren, so daß der Faktor >Entfernung< immer
stärker an Bedeutung verlor (Huber 1987: 1.6; Baur 1992: 349; Noam 1992:
52). Durch den Zukauf >hochintegrierter< Komponenten können heute auch
relativ kleine, ressourcenschwache Unternehmen relativ große und leistungs-
fähige Netze zusammenstellen.

It is possible ... to put together relatively easily a very sophisticated global
network supporting a wide variety of information applications for a modest
sum by picking and choosing combinations of off'-the-shelf hardware, sofiware
and long-haul transrnission capacity. (Rutkowski 199 l:288-289)

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß sich die zentrale Koordinations-
problematik in der Telekommunikation von der Systemintegration innerhalb
von Ländergrenzen auf die Systeminteroperation und die Komponentenportabi-
lität i.iber Länder- und Organisationsgrenzen hinweg verschoben hat.
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3.3 Vergleich und Interpretation

Wenn die Telekommunikations- und die Computerindustrie verglichen werden,

dann fallen zunächst die Unterschiede ins Auge, z.B. das Ausmaß staatlicher

Regulierung hier und ungesteuerter Marktdynamik da, oder der prägende

Einfluß der öffentlichen Verwaltung in der einen und der unternehmerischen

Entscheidungen in der anderen Industrie. Vor dem Hintergrund dieser sehr

augenfälligen Unterschiede ist es um so bemerkenswerter, daß beide Indu-

strien in den letzten Jahre sehr ähnliche Veränderungsprozesse durchlaufen
haben. Der Ausgangspunkt war in beiden Fällen eine Situation, in der Pla-

nung, Entwicklung, Produktion und Betrieb der Technik unter der hierarchi-

schen Kontrolle einer Organisation waren, der Kontrolle einer PTT im einen,

der eines Systemherstellers im anderen Falle. Der Endpunkt ist in beiden

Fällen eine Lage, in der die Einheit der Kontrolle zerbrochen ist. Die PTTs

und Systemhersteller haben ihre unumschränkte Herrschaft verloren und teilen

sich mit einer Vielzahl anderer Akteure die Kontrolle.
Eine gemeinsame Ursache dieser Entwicklung - wenn auch nicht die ein-

ztge - war, daß der Optionenreichtum der Technik zunahm. Die technische

Entwicklung produzierte immer mehr Möglichkeiten, Systeme zu gestalten

und zu nutzen, und überforderte damit die Möglichkeiten einzelner Organisa-

tionen. Die PTTs und Computerhersteller waren irgendwann nicht mehr in

der Lage, alles anzubieten, was technisch realisierbar war. In den von ihnen

vernachlässigten Bereichen konnten sich deshalb neue spezialisierte Unter-
nehmen etablieren: Hersteller von Supercomputern, von Mikrorechnern und

von Spezialanlagen für besondere Anwendungen (Bankgewerbe, Einzelhandel

etc.) im einen und private Netz- und Diensteanbieter sowie sich selbst ver-

sorgende Anwender im anderen Fall. Die Computerhersteller und PTTs waren

auch nicht mehr in der Lage, alles selbst zu entwickeln und zu produzieren,

bzw. von ihren vertikal quasiintegrierten Zulieferfirmen entwickeln und produ-

zteren zu lassen, was sie zum Aufbau ihrer Systeme brauchten. Die Compu-
terhersteller gingen immer stärker dazu über, Komponenten von anderen

Unternehmen einzukaufen, statt sich selbst mit ihnen zu versorgen; die PTTs

begannen, ihre Beschaffungen breiter und auch internationaler zu streuen und

nicht mehr nur von ihren traditionellen Lieferfirmen zu kaufen.

Im Effekt bewirkten diese Entwicklungen eine Differenzierung und funktio-
nale Spezialisierung der vormals einheitlichen Kontrolle über die technischen

Systeme. Sie ermöglichten mehr Komplexität und mehr Variabilität und damit

die Realisierung einer größeren Auswahl technischer Optionen. Im gleichen
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Zug schufen sie aber auch neue Koordinationsprobleme. Sie provozierten die
Ausbildung von Interdependenzen über die Grenzen einzelner technischer
Systeme - einzelner Computer, einzelner Telekommunikationsnetze - hinaus,
und dies in einem Umfang und einer Intensität, die bis dahin unbekannt gewe-
sen war.

Solange die technischen Systeme unter hierarchischer Kontrolle gestanden
hatten, war der Bedarf an Interoperabilität und Portabilität beschränkt gewe-
sen. In der Telekommunikation war Interoperabilität nur an den Netzüber-
gängen zu den Netzen andercr Länder erforderlich. Die Zahl solcher Über-
gänge, ebenso wie die Kompatibilitätsanforderungen, die sie stellten, waren
gering. Die Probleme der Systemintegration und der Systeminteroperation
ließen sich getrennt voneinander bearbeiten. Interoperabilität war keine Vor-
aussetzung für die Integration. In der Computertechnik war der Bedarf an
Portabilität zwar größer, weil die Hersteller versuchten, eine möglichst große
Zahl von Teilen in einer möglichst großen Zahl von Systemen ihrer Marke
einzusetzen. Aber beschränkt war er auch hier. Es ging immer nur um die
Portabilität zwischen den Systemen eines Herstellers. Insofern war sie auch
hier ein bloß >internes< Problem.

Mit der Differenzierung und Spezialisierung der Kontrolle wurde der Be-
darf an Interoperabilität und Portabilität universal. Systeme können heute oft
nur noch realisiert werden, wenn sie auf Teilen aufbauen, die auch in einer
Vielzahl anderer Systeme verwendet werden, und wenn sie mit einer Vielzahl
anderer Systeme interoperabel sind. Was eigene Teile braucht oder nur für
sich arbeiten kann, hat kaum noch Chancen, entwickelt und produziert zu
werden. Insofern sind allgemeine Portabilitüt und Interoperabilitöt zur Bedin-
gung der Systemintegration geworden: Komponenten müssen beliebig einge-
setzt und Systeme beliebig verkoppelt werden können, und zwar über Lttndes-
und Organisationsgrenzen hinweg. Um solche Beliebigkeiten zu erreichen,
braucht man Standards (Genschel/Werle 1993).

Aber wie kann man zu diesen Standards kommen? Mit der Diff'erenzierung
und Spezialisierung der Kontrolle nahm auch die Interdependenz der Nutzen-
funktionen der verschiedenen Industrieakteure zu. Ob sich eine Investition
in der Computer- oder Telekommunikationstechnik lohnt oder nicht, hängt
heute sehr stark davon ab, ob und wieviele andere Akteure dazu kompatible
Investitionen tätigen. Die Netz.werkexternolittiten sind groß. Es ist daher aus-
gesprochen riskant, den ersten Schrin zu tun und eine bestimmte Investition
zu tätigen, ohne daß andere Akteure schon die dazu passenden Komplementär-
investitionen unternommen hätten. Die Neigung zum Attentismus ist entspre-
chend hoch und die Wahrscheinlichkeit, daß nichtkooperative Standardisie-
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rungsprozesse in Gang kommen, niedrig. Die Standardisierung muß deshalb

organisiert werden, entweder hierarchisch oder im Komitee.
Für eine hierarchische Standardisierung fehlen wesentliche Voraussetzun-

gen. Nicht nur hat der Staat kaum einen Durchgriff auf die Computerindustrie
und immer weniger Durchgriff auf die Telekomrnunikationsindustrie, auch

die zunehmende Transnationalität beider Branchen schließt aus, Standards
per staatlicher Verordnung durchzusetzen. Um die Standards zu bekommen,

die in dem veränderten technischen und institutionellen Umfeld notwendig
sind, muß deshalb im Komitee standardisiert werden.

In den späten siebzigerund frühen achtziger Jahren, als die Veränderungen

des Umfeldes wirksam zu werden begannen, stand dazu aber keine hinrei-
chende Infrastruktur von Standardisierungsorganisationen zur Verfügung. In
der Computertechnik gab es überhaupt keine Standardisierungsorganisationen
für die herstellerübergreifende Standardisierung, jedenfalls keine, die genutzt

wurden. Alle Standardisierungen liefen nichtkooperativ ab. In der Telekom-
munikation gab es immerhin das CCITT. Aber auch das CCITT war für die
Befriedigung des neuen Standardisierungsbedarfes kaum geeignet, weil es

erstens eine exklusive PTT-Organisation war, weil es zweitens thematisch

aufein einziges sehr spezielles Problem ausgerichtet war - die Interoperation
zwischen öffentlichen Telekommunikationsnetzen verschiedener Länder - und

weil drittens sein Arbeitstempo und seine Arbeitskapazität zu gering waren.

Es fehlte eine Standardisierungsstruktur, die die heterogene Vielzahl der

Akteure repräsentierte, die thematisch offen war für die Vielfalt der Portabili-
täts- und Interoperationsprobleme und die die Standardisierung in der Tele-

kommunikation und der Computertechnik strukturell zusammenführte. Mit
dem Einsatz von Kommunikationstechnik in Computernetzen und der Compu-
terisierung der Telekommunikation waren nämlich auch Interdependenzen

über die Grenze dieser beiden vormals getrennten technischen Domänen hin-
weg entstand"n.67 Dur Fehlen solch einer Struktur und die daraus resultie-
rende Schwierigkeiten ließen Standards als voraussetzungsvoll und problema-

tisch bewußt werden.

Diese Entwicklung wird im allgemeinen als >Konvergenz. von Telekommunikation
und Computertechnik bezeichnet.

6-l
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Die Standardisierungsstruktur wandelt sich:
Umbau, Neubau und Vernetzung
von Standardisierungsorganisationen

Im Gefolge der technischen und institutionellen Veränderungen, die im letzten

Kapitel dargestellt worden sind, wandelte sich auch die Standardisierungs-
struktur. Alte Standardisierungsorganisationen wurden reformiert, neue Stan-
dardisierungsorganisationen wurden gegründet, und zwischen den einzelnen

Organisationen wurden Kooperationsbeziehungen etablierl. Die Standardisie-
rungsstruktur ist dadurch komplex und unübersichtlich geworden. Sie be-

schränkt sich heute nicht mehr auf wenige weitgehend isoliert arbeitende

Standardisierungsorganisationen, wie noch in den siebziger Jahren (Abb. 8),
sondern umfaßt ein kompliziertes Geflecht von Organisationen, in-das eine
Vielzahl von Standardisierungskomitees eingewoben ist (Abb. 9)6E.

68 Die Abbildung untertreibt die Komplexität des Netzes noch. Tatsächlich sind sehr viel
mehr Standardisierungsorganisationen angeschlossen, als in der Abbildung verzeichnet

und im Text behandelt werden. Sie sind aber für den hier behandelten Technikaus-

schnitt weniger zentral oder beteiligen sich nur sporadisch an der Standardisierung und

werden deshalb hier nicht berücksichtigt.
Zur ersten Cruppe gehören z.B. die European Broadcasting Union (EBU), mit det'

ETSI im Bereich der Radioübertragung ein gemeinsames technisches Komitee unterhält
(vgl. Sandbank. I 99 I ), oder die diversen Verbände, die in der UNlX-Standardisierung
tätig sind (X/Open, Open Software Foundation IOSF], UNIX International, etc.) (vgl.

Gabel l99l: 137-142).
Zu den sporadisch beteiligten Organisationen gehört unter anderem die United

Nations Economic Commission for Europe (UN / ECE), die sehr aktiv an der Standardi-
sierung von Datentbrmaten (EDl) teilnimmt und in diesem Bereich mit CCIfi. ISO

und IEC kooperiert (vgl. David/Foray 1992: IEC 1992).

Die Beziehungen zwischen lsoc einerseits und CCITT und JTC I andererseits waren
zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Manuskripts noch nicht vollständig definiert und
werden deshalb in der Abbildung nur durch eine gestrichelte Linie angedeutet.
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Abb. 8: Die Standardisierungsstruktur 1970
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4.1 Der Umbau alter Standardisierungsorganisationen

In diesem Kapitel soll der Wandel der Standardisierungsstruktur rekonstruiert
werden. Da der Wandel sehr viele und vielftiltige Veränderungen umfaßt, kann

dabei nur selektiv vorgegangen werden. Die Schilderung muß sich auf ausge-

wählte >typische< Veränderungen beschränken.
Der Abschnitt 4.1 beleuchtet die Geschichte der Reformbemühungen der

traditionellen Standardisierungsorganisationen CCITT, ISO und IEC. Alle drei

Organisationen waren während der siebziger und achtziger Jahre bestrebt, sich

den neuen Bedingungen und Bedürfnissen anzupassen. Sie versuchten, sich

für neue Akteure zu öffnen, neue Themen zu belegen und ihre Strukturen und

Verfahren zu rationalisieren, um die Kapazität und Beweglichkeit zu gewin-

nen, die als notwendig angesehen wurde, um mit der wachsenden und un-

stetiger werdenden Nachfrage nach Standards zu Rande zu kommen. Dabei

gingen sie zwar unabhängig voneinander vor, machten aber ähnliche Erfahrun-
gen und stießen auf ähnliche Hindernisse. Es genügt deshalb für die Belange

dieser Arbeit, nur einen dieser Reformprozesse detailliert zu rekonstruieren,

den des CCITT.
Der Abschnin 4.2 beschäftigt sich mit den zahlreichen Fällen, in denen

neue Standardisierungsorganisationen gegründet wurden. Zu Neugründungen

kam es vor allem in der Computerindustrie. Während der achtziger Jahre

wurden eine Vielzahl neuer Komitees eingerichtet, die im Unterschied zu den

traditionellen Organisationen ISO und IEC sehr eng auf spezielle Kompatibili-
tätsprobleme zugeschnitten sind. Manche beschäftigen sich z.B. nur mit der

Standardisierung eines gemeinsamen Betriebssystems (UNIX), um die Voraus-

setzungen für die Portierbarkeit von Anwendungsprogrammen zu verbessern
(vgl. Gabel 1987, l99l; Gallagher 1986). Andere arbeiten nur an der Verein-

heitlichung bestimmter Hardwareschnittstellen, um die Kombinierbarkeit und

Portierbarkeit von Hardwarekomponenten zu erweitern (vgl. Caruso 1986;

Forge l99l : 966). Die Organisationen schließlich, deren Genese im Abschnitt
4.2.1 rekonstruiert werden soll, befassen sich ausschließlich mit der Entwick-
lung von Standards für die Kommunikationsschnittstelle zwischen Computem.

Durch eine Vereinheitlichung dieser Schnittstelle sollen Computer einfach
und unabhängig von Größe, Alter und Herstellerfirma interoperabel gemacht

werden können. Der Orientierungsrahmen dieser Standardisierungsbemühun-
gen wird durch das noch vorzustellende Modell der >Open Systems Intercon-
nection< (OSI) geschaffen.

Auch im Telekommunikationssektor wurden neue Standardisierungsorgani-
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sationen gegründet. Besonders bedeutsam war die Einrichtung von drei regio-
nalen Standardisierungsorganisationen in Nordamerika (ANSI Standards Com-
mittee Telecommunication l, Tl), Japan (Telecommunications Technology
Committee, TTC) und Europa (European Telecommunication Standards In-
stitute, ETSI), die im Gegensatz zu den hochspezialisierten Neuorganisationen
in der Computertechnik sehr wenig spezialisiert und für alle möglichen The-
menstellungen der Telekommunikation offen sind. Die Gründung dieser Orga-
nisationen hing sehr eng mit der Deregulierung des Telekommunikationssek-
tors zusammen. Bei ETSI spielte zusätzlich noch das Interesse der EG an
einer Vereinheitlichung des europäischen Marktes für Telekommunikations-
geräte und -dienste eine Rolle. Wie die Gründung von ETSI vorbereitet und
durchgeführt wurde, beschreibt der Abschnitt 4.2.2.

Die zahlreichen Neugründungen von Standardisierungsorganisationen und
die Konvergenz von Computer- und Telekommunikationstechnik fiihrten dazu,
daß Standardisierungsorganisationen sich zunehmend ins Gehege kamen. Neue
Organisationen drängten auf Domänen, die schon von alten Organisationen
reklamiert wurden, und vormals klar getrennte Wirkungsfelder schoben sich
immer weiter ineinander. So entstanden überlappende und konkurrierende
Zuständigkeitsansprüche und damit Unsicherheit und Koordinationsbedarf.
Die betroffenen Organisationen reagierten darauf mit dem Aufbau koopera-
tiver Beziehungen. Der Abschnitt 4.3 wird die Entstehung von vier Koopera-
tionsregimen rekonstruieren. Dabei geht es in den ersten beiden Fällen um
die Kooperation zwischen Computer- und Telekommunikationsorganisationen
(Abschnitt 4.3.2), in den letzten beiden um die Zusammenarbeit zwischen
alten und neuen Organisationen (Abschnitt 4.3.3).

Das Ergebnis des gesamten, aus den Einzelgeschichten dieses Kapitels zu-
sammengesetzten Veränderungsprozesses wird in Kapitel 5 dargestellt und
auf seine >Kompatibilität< mit den im Kapitel 3 geschilderten technischen und
institutionellen Verhältnissen hin untersucht. Die Logik des Veränderungs-
prozesses wird im Kapitel 6 analysiert.

4.1.1 Reformversuche und Reformblockaden im CCITT

Im Gleichschritt mit den technischen und institutionellen Wandlungen, die
den Telekommunikationssektor so grundlegend veränderten, wurde im CCITT
versucht, die Organisation den neuen Bedingungen anzupassen. Mit wechseln-
der Schwerpunktsetzung ging es dabei um zweierlei. Erstens sollte das CCTTT
für neue Akteure geöffnet werden. Das CCITT war ursprünglich als eine
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geschlossene Veranstaltung von PTTs gegründet worden. Solange der gesamte

Telekommunikationssektor unter der hierarchischen Kontrolle der Verwaltun-
gen stand, war diese exklusive Organisationsform auch sinnvoll. Je stärker

die PTTs jedoch die Telekommunikation aus dem hierarchischen Griff ver-

loren, desto fragwürdiger und unhaltbarer wurde ihr Kontrollmonopol über

die Standardisierung. >Nicht-PT?Akteure< gewannen an Statur und mußten

stärker als bisher an den Standardisierungsentscheidungen beteiligt werden.

Dazu mußte das CCITT geöffnet werden.
Bei den Reformversuchen im CCITT ging es zweitens um eine Rationalisie-

rung von Strukturen und Verfahren. Ursprünglich hatte sich das CCITT aus-

schließlich auf die Standardisierung eines ganz speziellen Koordinations-
problems konzentriert, nämlich die Kompatibilisierung der Telefon-, Telegra-

fen- und Telexnetze verschiedener Länder an ihrer internationalen Schnitt-
stelle. Diese Beschränkung und das eher langsame Tempo der technischen

Fortentwicklung machten es möglich, mit relativ leistungsschwachen Struk-
turen und umständlichen Verfahren zu arbeiten. Mit der Erosion der hierarchi-
schen Kontrolle und der Multiplikation technischer Möglichkeiten erweiterte
sich jedoch das Spektrum von Koordinationsproblemen, die im Komitee stan-

dardisiert werden mußten, enorm (vgl. Wallenstein 1977: l4l; Richter 1990:

6). Auch das Tempo des technischen Fortschritts beschleunigte sich, so daß

schneller standardisiert werden mußte (Irmer 1987: 62-63). Innerhalb der alten

Strukturen und Verfahren waren diese neuen Anforderungen nicht zu bewälti-
gen'

Schon in den sechziger Jahren gab es erste Ansätze zu einer Organisations-

reform. Im Vorfeld der CCITT Vollversammlung 1968 machte der damalige

Direktor der Organisation, Rouviöre, auf die >beunruhigende Lage< aufmerk-
sam, in die das CCITT durch einen starken Anstieg seiner Arbeitsbelastung
geraten sei. Die Zahl der Arbeitsgruppensitzungen wachse kontinuierlich und

stelle zusammen mit der ebenfalls wachsenden Zahl von Arbeitsbeiträgen,
die zur Vorbereitung dieser Sitzungen vom CClTT-Sekretariat gedruckt und

an die Experten verschickt werden müsse, Ansprüche an die finanziellen und
personellen Reserven des CCITT und seiner Mitglieder, die auf Dauer nicht
tragbar seien (vgl. Abb. l2). Die bevorstehende Vollversammlung solle des-

halb Reformen beschließen, um das CCITT besser auf das neue Belastungs-

niveau einzustellen (Rouviöre 1968: 635).
Die Maßnahmen, die die Vollversammlung darauftrin beschloß, blieben

hinter Rouviöres Vorstellungen weit zurück. Er hatte an eine radikale Ver-

änderung der grundsätzlichen Struktur des CCITT - Vollversammlungen alle
vier Jahre und dazwischen technische Arbeit in den Studiengruppen - gedacht,
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während die Vollversammlung sich damit begnügte, diese Struktur um zwei
Neuerungen nt ergänzen.

Die eine Neuerung bestand in einer stärkeren Dezentralisierung der techni-
schen Arbeit. Bisher waren die Studiengruppen, die für die Entwicklung der
von der Vollversammlung in Auftrag gegebenen Standards zuständig sind,
intern lediglich in mehrere >Working parties< aufgegliedert gewesen. Diese
Working parties waren auf bestimmte Ausschnitte aus dem Zuständigkeits-
bereich ihrer Studiengruppe spezialisiert und übernahmen die in diesen Be-
reich fallenden Standardisierungsaufträge (Fragen). Die Vollversammlung
1968 schaffte unterhalb der Working-party-Ebene neue Untereinheiten, die
>Rapporteur's group< und den >Special rapporteur<. Die Rapporteursgruppen
sollten sich aufeinzelne Fragen spezialisieren und unter Leitung eines Special
rapporteur die Vorentwürfe für die unter diese Frage fallenden Standards ent-
wickeln. Im Gegensatz zl den Studiengruppen und Working parties bekamen
sie keine Organisationsunterstützung vom CCITT-Sekretariat, sondern sollten
sich vollkommen selbst organisieren. Durch diese neuen Einheiten hoffte man,
die Studiengruppen von langwieriger technischer Detailarbeit und das CCITT-
Sekretariat von kostenträchtigem Verwaltungsaufwand zu entlasten.

Die andere Neuerung bestand in der Einrichtung eines Verfahrens, um
Standards auch zwischen zwei Vollversammlungen zu verabschieden. Es sah
vor, daß ein Entwurf auf einhelligen Beschluß der zuständigen Studiengruppe
den CCITT-Mitgliedsverwaltungen auf dem Postwege zur Abstimmung vor-
gelegt werden darf und im Zustimmungsfalle sofort als sogenannte >vorläufige
Empfehlung< (provisional recommendation) veröffentlicht werden kann. Diese
Empfehlungen sollten dann auf der nächsten Vollversammlung überprüft und
gegebenenfalls in vollgültige CClTT-Empfehlungen umgewandelt werden.
Durch dieses neue Verfahren sollte das CCITT schneller und flexibler ge-
macht werden, um auch bei weiterer Beschleunigung des technischen Fort-
schritts den Anschluß an die technische Entwicklung halten zu können. Es

sollte allerdings ein Ausnahmeverfahren bleiben, das nur in begründeten Fäl-
len angewendet wird.

Das Unspektakuläre dieser beiden Neuerungen hinterließ bei den Delegier-
ten offenbar ein etwas schales Gefühl. Eigentlich schien >Radikaleres< notwen-
digzu sein, und wie aus schlechtem Gewissen, daß sie selbst es nicht hatten
beschließen können, setzten sie wenigstens eine Expertengruppe ein, die bis
zur nächsten Vollversammlung ein umfassendes Reformprogramm entwickeln
sollte (Rouviöre 1968: 635).

Trotzdem war diese nächste Vollversammlung wie auch alle anderen, die
während der siebziger und frühen achtziger Jahre noch folgten, noch reform-
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schwächer als die von 1968. Die Arbeitsbelastung des CCITT stieg zwar
immer weiter an, wie sich etwa am dramatischen Wachstum der vom CCITT-
Sekretariat pro Studienperiode gedruckten und verschickten Arbeitsbeiträge
deutlich ablesen läßt (Abb. 10 und ll). Alle Versammlungen beschäftigten

sich auch mit dem Thema Reform. Aber keine beschloß Grundlegendes. An
der bestehenden Struktur wurden lediglich Details geändert. Grundsätzlich
umgebaut wurde sie nicht. Die Vollversammlung 1976 reduzierte z.B. die

Zahl der Studiengruppen in der Hoffnung, dadurch Tagungstage und Koor-
dinationsaufwand einzusparen, und beschloß, daß in Zukunft alle Standardisie-

rungsaufträge (Fragen) überschneidungsfrei zu formulieren und nur an jeweils
eine Studiengruppe zu delegieren seien. Dadurch sollten unnötige Duplikatio-
nen von Verwaltungs- und Personalaufwendungen vermieden werden (Croze

1976). Die Vollversammlung 1980 straffte die Regeln für die Annahme und

Verteilung von Arbeitsbeiträgen durch das CClTT:-Sekretariat. Sie legte eine

maximale Seitenzahl fest, die solche Beiträge nicht überschreiten dürften und

entschied, daß das CClTT-Sekretariat sie nicht mehr jedem Studiengruppen-
mitglied einzeln zuschicken sollte, sondern nur noch bestimmten Sammel-

adressen, die dann für die Weiterverteilung zu sorgen hatten (Tar 198l).69

Die Vollversammlung 1984 schließlich legte fest, daß in Zukunft alle Standar-

disierungsaufträge verfallen sollten, zu denen keine Arbeitsbeiträge eingingen.

Projekte, an denen so erkennbar wenig Interesse bestehe, lohnten den Auf-
wand nicht (Telecommunication Journal 1985: 79-95, 130-137).

Daß eine grundlegende Remedur der Formalstruktur des CCITT ausblieb,

lag allerdings nicht nur an den CClTT-Vollversammlungen. Bestimmte kon-
stitutionelle Veränderungen konnten nämlich nicht von einer CCITT-Vollver-
sammlung allein beschlossen werden, sondern bedurften in letzter Instanz der
Zustimmung einer ITU-Regierungskonferenz. Das galt insbesondere für die

seit dem Ende der siebziger Jahre immer öfter erhobenen Forderungen, den

Status der Nicht-PTT:Akteure (SIOs) aufzuweften und den starren vierjährigen
Arbeitsrhythmus des CCITT aufzuweichen. Den SIOs sollten ähnliche Rechte

der Mitgliedschaft eröffnet werden wie den PTTs, und die postalische Ab-
stimmung sollte zu einem Verfahren der Verabschiedung von Standards und

Standardisierungsaufträgen aufgewertet werden, das mit der Abstimmung auf
CCITT-VoIlversammlungen gleichberechtigt ist oder es womöglich sogar als

Regelverfahren ersetzt. Weder die Regierungskonferenz 1973 noch die Re-

Auf diese Weise konnte die Zahl der zu versorgenden Adressen immerhin von rund

8.000 in der Studienperiode I 976- I 980 auf rund 400 in der darauf folgenden Periode

reduziert werden (vgl. CCITT 1989a: 145).

69
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Abb, 10: Anzahl der vom CCITT-Sekretariat pro Studienperiode
verschickten Dokumentenseiten
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Abb. 11: Anzahl der Berichte (reports) und Beiträge (contributions)
pro Studienperiode
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gierungskonferenz 1982 konnten sich jedoch zu diesen oder irgendwelchen

anderen Reformen des CCITT entschließen.
Drei Faktoren haben dazu beigetragen, daß Reformen immer wieder aufge-

schoben wurden. Der erste Faktor lag in der Zeitökonomie der Entschei-

dungsgremien. CCITT-Vollversammlungen und ITU-Regierungskonferenzen
tagten nur selten und kurz. Die Vollversammlungen fanden alle vier Jahre

statt und dauerten l0-14 Tage; die Regierungskonferenzen fanden alle 7-9
Jahre statt und dauerten in den fünfziger Jahren noch bis zu drei Monaten,

in den siebziger und achtziger Jahren aber kaum noch länger als sechs Wo-

chen. Beide Gremien standen deshalb regelmäßig unter großem Zeitdruck und

konzentrierten sich auf Entscheidungen, die nicht aufgeschoben werden konn-
ten, damit die Organisation unmittelbar weiteroperieren konnte. Dazu gehörten

z.B. die Verabschiedung eines Standardisierungsprogramms für die nächsten

Jahre und die Bewilligung eines Haushaltes. Reformen wurden zwar immer

als wünschenswert und dringlich, aber nie als prinzipiell unaufschiebbar ange-

sehen und wurden deshalb regelmäßig durch die >Vordringlichkeit des Befri-
steten( (Luhmann) von der Spitze der Agenda verdrängt.

Der zweite Faktor lag in der Zusammensetzung dieser Gremien. Die Dele-
gationen bei CClTT-Vollversammlungen und ITU-Regierungskonferenzen
waren vielzählig und heterogen. Bei der Vollversammlung 1984 waren z.B.

94Länder vertreten, und bei der Regierungskonferenz 1982 sogar 143. Allein
diese großen Zahlen machten es schwierig, Einigungsprozesse zu organisieren.

Noch wichtiger war jedoch, daß die Mehrheit in beiden Gremien von Ent-

wicklungsländern gehalten wurde.
Für die Entwicklungsländer war das CCITT immer sehr fern. An den dort

behandelten Themen waren sie nur am Rande interessiert. Was sollten sie sich

in die Standardisierung von Techniken mischen, die sie in näherer Zukunft
weder einsetzen, geschweige denn produzieren würden. Außerdem war die

Beteiligung an der Studiengruppenarbeit so teuer, daß sie nur sehr sporadisch

zugegen sein und aufdie Behandlung von Themen drängen konnten, an denen

sie mehr interessiert gewesen wären (Codding/Rutkowski 1982: 104). Das

einzige Gremium, in dem sie zahlreich vertreten waren und Einfluß auf die

Arbeit des CCITT nehmen konnten, war die VollversammlungTo. Alle Vor-

70 Auf der Vollversammlung 1980 waren 85 Länder repräsentiert (Tar 198 I : I 75); in den

Studiengruppen der darauf folgenden Studienperiode I 98 I -84 dagegen nur 63 Länder.

Von diesen 63 Ländern gehörten nur 32 in die Gruppe der Entwicklungsländer. Von

diesen 32 Ländern nahmen wiederum I 5 nur an der Arbeit von ein oder zwei Studien-

gruppen teil. Von den OECD-Staaten dagegen nahmen allein l3 Länder an der Arbeit
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schläge, die auf eine Schwächung ihrer Stellung in der Vollversammlung oder
der Vollversammlung insgesamt hinausliefen, wie etwa die Zulassung von
SIOs als Vollmitglieder oder die Aufwertung postalischer Abstimmungen,
lehnten sie ab. Statt dessen versuchten sie, die Entscheidungskompetenzen
noch stärker auf die Vollversammlung bzw. die lTU-Regierungskonferenz
zu zentralisieren. Seinen sichtbarsten Ausdruck fand dieses Bemühen in dem
1982 auf der Regierungskonferenz in Nairobi gefaßten Beschluß, den CCITT-
Direktor nicht mehr wie bisher von der CClTT-Vollversammlung, sondern
von der Regierungskonferenz wählen zu lassen (Quander 1983: ll2, ll8).

Das Motiv der Entwicklungsländer schien eher symbolisch-expressiv als

instrumentell zu sein. Da die meisten Vorgänge im CCITT für sie weder von
Belang, noch auch mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln zu beein-
flussen waren, hätte ihnen unter einem instrumentellen Gesichtspunkt ziemlich
gleichgültig sein können, ob ihre fbrmalen Rechte und Kompetenzen einge-
schränkt wurden oder nicht. Unter einem symbolischen Gesichtspunkt war
deren Verteidigung aber wichtig. Gerade weil sie an der Arbeit des CCITT
praktisch nicht teilnahmen, brauchten sie die formalen Rechte, um trotzdem
ihre Zugehörigkeit und prinzipielle Gleichberechtigung dokumentieren zu
können, um sich und anderen beweisen zu können, daß sie genauso gleichbe-
rechtigte und vollwerlige Nationalstaaten waren, wie die Industrieländer auch.

Wichtig für die Haltung der Entwicklungsländer war aber auch, daß in ande-
ren ITU-Kontexten Themen behandelt wurden, an denen sie materiell inter-
essiert waren, etwa das Projekt zur Gründung einer ITU-Unterorganisation
für Entwicklungshilfe. Solange die Industrieländer sich in diesen für die Ent-
wicklungsländer wichtigen Bereichen nicht besonders kooperativ verhielten,
bestand für die Entwicklungsländer auch keine Veranlassung, den Industrielän-
dern bei für sie wichtigen Fragen wie etwa einer Reform des CCITT entge-
genzukommen. Mehr noch, sie konnten die beiden Themenkomplexe verkop-
peln und die Kooperationsverweigerung im CCITT benutzen, um die Indu-
strieländer für ihre unnachgiebige Haltung in Verteilungs- und Entwicklungs-
fragen zu bestraf'en (vgl. Renaud 1987: 188-190; Drake 1989: 3l-33; Savage
1989:169-170).

Der dritte Faktor, der zur Reformunfähigkeit beigetragen haben dürfte, lag
darin, daß die Operationsfähigkeit des CCITT auch ohne Refbrmen zu keinem
Zeitpunkt grundsätzlich gefährdet schien. Die alte Formalstruktur bot genü-
gend Raum, um die Organisation auch ohne große Regeländerungen in Maßen
zu rationalisieren, zu beschleunigen und zu öfTnen. Dieser Raum wurde im

aller l5 Studiengruppen teil (CCITT 198-5: 207-2 ll).
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wesentlichen durch die Möglichkeit geöffnet, die technische Arbeit immer
weiter zu dezentralisieren. Im Laufe der siebziger und achtziger Jahre wurden
immer mehr Aufgaben von den Studiengruppen und Working parties an Spe-

cial rapporteurs und Rapporteursgruppen delegiert. Die Studiengruppen haben

heute bis zu 50 Rapporteure, die die Working-party- und Studiengruppenta-
gungen inhaltlich vorbereiten und den Großteil der Entwurfs- und Redaktions-
arbeit leisten. Sie entlasten das CClTT-Sekretariat von Verwaltungsarbeiten
und die Studiengruppen und Working parties von technischem Detail und
haben es ermöglicht, mit nur moderatem Mehreinsatz von CClTT-Ressourcen
die Arbeitsleistung des CCITT dramatisch zu steigern und zu beschleunigen.
Ein deutliches Indiz hierfür bietet der Vergleich der Entwicklung der (vom

CCITT zu finanzierenden) Tagungstage der Studiengruppen und Working
parties pro Studienperiode mit der Entwicklung der neu verabschiedeten bzw.

grundlegend geänderten Empfehlungen pro Studienperiode. Während sich die
Zahl der Tagungstage von der Studienperiode 1968-72 bis zu ihrem Höchst-
stand in der Studienperiode 1980-84 noch nicht einmal verdoppelte und da-

nach sogar wieder deutlich zurückging, hat sich dieZahl der neu verabschie-
deten Empfehlungen zwischen der Studienperiode 1968-72 und der Periode
1984-88 mehr als verfünffacht (Abb. l2 und l3). Dabei sind gleichzeitig die
Empfehlungen komplizierter und länger geworden. Der Ausstoß des CCITT
gemessen an den Seitenzahlen der Standards, die es pro Studienperiode ver-
öffentlichte, wuchs exponentiell (Abb. l4).

Indirekt trug die Dezentralisierung nicht nur zur Rationalisierung und Be-
schleunigung, sondern auch zur Öffnung der Standardisierung für Nicht-PTT-
Akteure bei. Vom Anfang an konnten private Netzbetreiber und SIOs im
CCITT in einer beratenden Funktion an der Standardisierung teilnehmen, und
seit den fünfziger Jahren stieg die Zahl von Organisationen, die diese Mög-
lichkeit nutzten, auch kontinuierlich an (Abb. l5).

Von den formalen Entscheidungen der Organisation blieben die SIOs und
RPOAs jedoch ausgeschlossen. Sie konnten diese wohl durch ihren Rat und
ihre Expertise beeinflussen, aber sie konnten nicht direkt eingreifen.Tl Je

stärker Hersteller, Anwender und private Netzbetreiber aus dem hierarchischen
Schatten der PTTs traten, desto problematischer wurde dieser Ausschluß. Es

gab keine Garantie mehr für eine Interessenkongruenz von PTTs und Nicht-
PTTs. Nicht nur die NichrPTT-Akteure mußten deshalb befürchten, mit Stan-

Die Regierungen der ITU Mitgliedsländer konnten allerdings für RPOAs den sogenann-

ten )participatory status< beantragen, der sie dann, wie etwa AT&T aus den Vereinigten

Staaten, mit den PTTs gleichstellte.

7l
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Abb. 12: CC|TT-Tagungstage pro Studienperiode
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Abb. 13: Neue und wesentlich geänderte CC|TT-Empfehlungen pro Studienperiode
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Abb. 14: Seitenzahl der CCITT-Farbbücher pro Studienperiode
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dards konfrontiert zu werden, die ihren Bedürfnissen nicht entsprachen, son-

dern auch die PTTs mußten fürchten, daß die Durchsetzungschancen der von

ihnen beschlossenen Standards deutlich abnehmen würden.
Die Dezentralisierung entschärfte dieses Problem, indem sie das formale

Entscheidungsgremium des CCITT, die Vollversammlung, von aller realen

Entscheidungsmacht über die Standardisierung enteignete. Die Vollversamm-
lung behielt zwar das Vorrecht zu entscheiden, was standardisiert und welche

Entwürfe als CClTT-Empfehlungen veröffentlicht werden sollten. Aber sie

verlor die Fähigkeit, dieses Recht auch tatsächlich auszuüben. Je mehr Fragen

und Standards von den Studiengruppen und ihren Untergliederungen erarbeitet

und der Vollversammlung zu Annahme vorgelegt wurden, desto weniger war
diese in der Lage, sie eingehend zu prüfen und zu diskutieren. Immer stärker
ging sie deshalb dazu über, die Vorlagen ungeprüft zu übernehmen. Über die

Standardisierungsaufträge (Fragen) stimmte sie nur noch en bloc ab, und die
Entwürfe für neue Empfehlungen verabschiedete sie fast ungesehen. De facto
wurden alle die Standardisierung betreffenden Entscheidungen auf der Arbeits-
ebene getroffen (lrmer 1990: 24).

Der Umgang auf dieser Ebene ist nur in sehr geringem Maße formal ge-

prägt. Die Vertreter von Nicht-PTT-Organisationen konnten deshalb informell
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Abb. 15: Beteiligung anerkannter öflentlicher Netzbetreiber (RPOAS) und wissenschaft-
licher oder gewerblicher Organisationen (SlOs) an der Arbeit des CCITT
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sehr weitgehend an allen Entscheidungen beteiligt werden, ohne daß das

besondere Emotionen aufwirbelte. Mit der Devolution der Entscheidungsmacht
von der Vollversammlung auf die Arbeitsgremien wuchsen den Herstellern
und Anwendern deshalb neue, wenn auch formal nicht abgesicherte Einfluß-
möglichkeiten zu. Das CCITT änderte alhnählich seinen Charakter und wurde
von einem exklusiven Club der PTTs zu einem off'eneren Forum, in dem eine
größere Vielzahl von Akteurcn mitbestimmt (Hurnmel/Staudinger 1983: 401).

Die Integration neuer Akteure und neuer Interessen verlief aber nicht immer
spannungsfiei. Problerne ergaben sich insbesondere dann, wenn die PTTs die
neuen Interessen als inkompatibel mit ihren eigenen ernpfanden, wie z.B. die
der Hersteller privater Telekomrnunikationsanlagen. Diese Hersteller waren
sehr stark davon abhängig, daß ihre Produkte mit den öf'fbntlichen Netzen
kompatibel sind. Privatanlagen lassen sich nümlich in großer Zahl nur unter
der Bedingung velkauf'en, daß sie rnit den öffentlichen Netzen interopelielen
können und daß Endgeräte zwischen ihnen und öffentlichen Anlagen portiert
werden können. Die Hersteller privatel Telekommunikationsanlagen waren
deshalb daran interessiert, daß bei der Standardisierung der öft'entlichen Tech-
nik irn CCITT die technischen Entwicklungen in ihrer Domäne berücksichtigt

-| t I
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werden. Damit drangen sie aber solange nicht durch, wie die PTTs davon

ausgingen, daß ein Ausbau privater Netze voll auf Kosten der öffentlichen
Netze gehen würde. Erst durch einen Einstellungswandel der PTTs wurde eine

gewisse Öffnung des CCITT für die Interessen der Hersteller privater Technik
möglich. Je mehr Erfahrungen die PTTs nämlich mit den Auswirkungen priva-

ter Netze sammelten, desto höher veranschlagten sie die komplementären

Effekte. Private Netze substituieren zwar bestimmte Funktionen öffentlicher
Netze. Sie generieren aber auch zusätzlichen Verkehr, speisen ihn in die öf-
fentlichen Netze ein und verbessern dadurch deren Auslastung. Im Laufe der

Zeit stieg deshalb die Bereitschaft der PTTs, auf die Anliegen der Hersteller
privater Telekommunikationstechnik zu hören, und in der Studienperiode

1988-92 wurde im CCITT sogar eine Working party für das Interworking
öffentlicher und privater Netze eingerichtet.

Integrationsprobleme ergaben sich auch dann, wenn die neuen Akteure eine

neue >Kultur< mit ins CCITT brachten. Das provozierte in vielen Fällen Kon-
flikte, die weniger mit unvereinbaren Interessen als mit unvereinbaren Welt-
sichten zu tun hatten. Bei der Integration von Computerexperten wurden

diese Schwierigkeiten besonders deutlich. Mit der Konvergenz von Computer-

und Telekommunikationstechnik wurde Expertise im Computerbereich auch

im CCITT immer wichtiger. Da sie bei den traditionellen Mitgliedern des

CCITT nicht vorhanden war, mußte sie von außen eingeworben werden (vgl.

Chapuis/Joel 1990: 265). Die Computerhersteller, die über diese Expertise

verfügten, waren zu einer Mitarbeit schon aus eigenem Interesse gern bereit.

Aber die Verständigung zwischen den Experten, die sie in die Arbeitsgremien
des CCITT schickten, und den dort eingesessenen Telekommunikationsinge-
nieuren war schwierig. Sie hatten andere Ausbildungsgänge absolviert als

diese und waren in einer anderen Industrie, mit anderen Erwartungen und

anderen Traditionen sozialisiert worden. Die Kommunikation kulminierte
deshalb oft in ideologischen Reibereien. Die erste Working-party-Tagung,
auf der Computerexperten und Fernmeldeingenieure in großer Zahl aufein-
andertrafen, glich einem Beobachter zufolge einem >leicht theatralischenZlu-
sammenprall zweier Welten<< (Wallenstein 1990: XIII). Die kulturelle Diffe-
renz zwischen beiden Industrien hat sich bis heute erhalten. Sie ist aber

schwächer geworden, denn in der Telekommunikation sind inzwischen viele
normative und kognitive Orientierungen aus dem Computerbereich übernom-

men worden. Der frühere Generalsekretär der ITU, Butler, behauptet heute:

>>The telecommunications industry has learned to apply the philosophies of
the computer< (zit. in Purton o.J.: 38). Das macht die Verständigung natürlich
leichter.
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Als Fazit kann festgehalten werden, daß das CCITT während der siebziger
und frühen achtziger Jahren deutlich verändert worden ist, auch wenn eine
grundlegende Reform der formalen Strukturen immer wieder scheiterte. Der
Wandel vollzog sich in einer Serie kleiner, für sich ganz unscheinbarer Schrit-
te, deren Kumulationseffekt aber ganz beachtlich war. Mitte der achtziger
Jahre glich das CCITT nur noch äußerlich der Organisation, die es am Anfang
der siebziger gewesen war. Tatsächlich war es offeneq arbeitete schneller und
produzierte mehr Standards. Die Schrin für Schritt realisierte Leistungssteige-
rung war allerdings unvollständig. Der Inkrementalismus führte zu Folgepro-
blemen, die den Impuls, das CCITT grundsätzlich zu reformieren, auch in
der zweiten Hälfte der achtziger Jahre nicht erlöschen ließen.

Eines dieser Folgeprobleme war, daß das Management der im CCITT mir
arbeitenden Organisationen zusehends an Einfluß auf die Standardisierung
verlor. Früher hatte es die Standardisierung über die Vollversammlungen
steuern können. Je stärker jedoch die Vollversammlung Entscheidungskom-
petenz an die Studiengruppen und ihre Untergliederungen verlor, desto stärker
wurde auch das Management in der Standardisierung entmachtet. Es hatte
kaum noch Einfluß darauf, was, wie und wann standardisiert wurde, denn alle
wirklichen Entscheidungen wurden nun von den technischen Experten in den
Studiengruppen getroffen.

The experts in the Study Groups define their standardization objectives by
questions which they draft; they carry out their work as determined by the

Questions, and finally they decide whether, and when, their work is turned into
a standard (Recommendation), almost a closed cycle - seemingly without in-
volvement of their organizations' managements. (Irmer 1990: 24)

In dieser geschlossenen Welt der technischen Experten gab es keine institutio-
nell gesicherte Einbruchstelle mehr, an der nichttechnische, kommerzielle und
strategische Kalküle in die Standardisierung eingebracht werden konnten.
Einflußreiche Beobachter, wie der CCITT-Direktor lrmer, befürchteten des-
halb, das CCITT könne den Kontakt zum Markt verlieren und rein technik-
getrieben an den Bedürfnissen des Marktes vorbei operieren (lrmer 1990:
24-25). Sie forderten deshalb eine Reform der Entscheidungsstrukturen, die
das Management wieder stärker in die Standardisierung einbinden würde.

Eine kaum weniger problematische Folge des inkrementellen Wandels war,
daß sich die Organisationswirklichkeit des CCITT immer stärker von dessen
formaler Struktur ablöste. In der Organisationspraxis wurden die Regeln dieser
Struktur oft nur noch rituell befolgt/r und in manchen Fällen sogar ganz

'72 Z.B.die Verabschiedung von Standaldisierungsauflrägen (Fragen) und Standards (Enrp-
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unterlaufenT3. Dur war nicht nur in systematischer Hinsicht unbefriedigend,
sondern hatte auch die potentiell gefährliche Folge, daß das, was das CCITT
>eigentlich< war, an seiner Formalstruktur nicht mehr abgelesen werden konn-
te. Die an dieser Struktur orientierte Beobachtung mußte regelmäßig >Moder-

nisierungsdefizite< auch da konstatieren, wo sie durch informelle Berichtigun-
gen tatsächlich schon weitgehend beseitigt worden waren. Das CCITT schien
>unmoderner<, als es wirklich war.

Die Diskrepanz zwischen Außendarstellung und interner Wirklichkeit war
harmlos, solange das CCITT die Standardisierung von Telekommunikations-
technik für sich hatte. Als aber in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre die

drei regionalen Standardisierungsorganisationen ETSI, T I und TTC gegründet

wurden, wurde sie zum Problem. Im Vergleich zu diesen neuen Organisatio-
nen sah das CCITT nämlich im wahrsten Sinne des Wortes alt aus. Wollte
es in der Konkurrenz zu ihnen bestehen, so mußte es nicht nur ähnlich effi-
zient und flexibel sein wie diese, sondern auch ähnlich effizient und flexibel
aussehen, und das ging nicht ohne Anderungen an der Formalstruktur.

Die Vollversammlung 1988 in Melbourne stand ganz unter dem Eindruck
der >regionalen< Gefahr. Die regionalen Organisationen Tl, TTC und ETSI
schienen dem CCITT sein Monopol in der internationalen Standardisierung
von Telekommunikatiottstechnik streitig zu machen. Sie wurden als existen-

tielle Bedrohung wahrgenommen und schürten bei zahlreichen CCITT-MiI-
gliedern Marginalisierungsängste. Die Neigung, die Aggressivität und Lei-
stungsfähigkeit dieser neuen Organisationen zu überschätzen, war hoch, obwohl
odeigeraJe weil noch kaum Erfahrungen mit ihnen vorlagenT4. Dazu trug
nicht zuletzt der CCITT-Direktor lrmer bei, der im Vorfeld der Versammlung

eine vielbeachtete Denkschrift lancierte, in der er vor der Gefahr warnte, das

CCITT werde in der Konkurrenz mit den regionalen Organisationen unter-
gehen, sollte es ihm nicht gelingen, sich deren >modernen< und >flexiblen.
Strukturen anzupassen (Drake 1989: 35). Die Lage schien dramatisch. Die
Erinnerung an die in den letzten Jahren bewiesene Reformunfähigkeit machte

es schwer, der Krise mit gelassenem Selbstbewußtsein zu begegnen.

f'ehlungen) durch die Vollvet'samnrlung.

73 Z.B. die Regelungen übel die Übersetzung von Disknssionsbeiträgen in die verschiede-

nen Amtssprachen der ITU. Auf manchen Sitzungen von CClTT-Untergliederungen,
aufdenen eigentlich Übersetzungen in alle Arntssprachen zur Verftigung stehen müßten,

wird tatsächlich nur Englisch gesprochen.

74 Weiter unten im Abschnitt 4.3.2.1 wird die das Verhältnis von CCITT, Tl, TTC und

ETSI noch eingehender analysiert werden.
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Unter dem Eindruck der Krise brachen alte Reformblockaden auf.75 Vor
allem die Haltung der Entwicklungsländer wurde konzilianter. Ihre strategische
Position wllrde durch das Auftauchen der drei regionalen Organisationen aber
auch besonders geschwächt. Vor der Gründung dieser Organisationen hatten
sie ihre Forderungen im CCITT stellen können, ohne befürchten zu müssen,
dadurch ein Abwandern der Industrieländer und einen Bedeutungsverlust des

CCITT zu provozieren. Mit der Gründung von Tl, TTC und ETSI verlor das

CCITT aber seine Monopolposition, und Abwanderung und Bedeutungsverlust
wurden reale Möglichkeiten. Die Entwicklungsländer konnten deshalb nicht
rnehr einsinnig auf eine Stärkung ihrer Position im CCITT drängen. Vielmehr
mußte es ihnen jetzt darum gehen, die Position des CCITT als der einzigen
Standardisierungsorganisation, in der sie überhaupt vertreten waren, gegenüber
den regionalen Organisationen zu stärken. Dafrir waren sie auch zum Verzicht
auf Einfluß- und Selbstdarstellungschancen im CCITT bereit.

Die Vollversammlung tat sich trotzdem noch schwer genug. Neben den
üblichen Stückwerksänderungen an der bestehenden StrukturT6 reichte es

nur zu einer wirklichen Strukturinnovation, der Aufwertung (vorbehaltlich
der Zustimmung der im fblgenden Jahr stattfindenden ITU-Regierungskon-
f-erenz) der postalischen Abstimmung zum vollgültigen Verabschiedungsver-
fahren für CCITT Empfehlungen (Resolution No. 2). Tatsächlich wurde damit
zwar nur eine längst vollzogene Machtumverteilung ratifiziert. Die Entschei-
dung, wann ein Entwurf reif zur Verabschiedung sei, lag ja sowieso seit lan-
gem nicht mehr bei der Vollversammlung, sondern bei den Studiengruppen.
Für die Vollversammlung bedeutete es deshalb keinen realen Machtverlust,
auf das Recht, diese Entscheidungen pro fbrma zu bestätigen, fallweise zu
verzichten. Trotzdem bedurfte es langwieriger Verhandlungen und der Zusi-
cherung, daß das postalische Verfahren die Abstimmung auf Vollversamm-
lungen nicht als Regelverfahren zur Verabschiedung von Standards verdrängen
würde, um diese Reform verabschieden zu können. Darüberhinaus schaffte
die Vollversammlung nur noch eine >ziemlich unverbindliche< (Codding
l99l: 283) Auffbrderung an die im folgenden Jahr stattfindende ITU-Regie-
rungskonferenz, das neue Abstimmungsverfahren zu billigen und andere Re-

Im Riickblick wurde dieses Gefiihl datiir zurn 'Spilit of Melbourne. geadelt.
Dazu geh(ilten etwa die Beschliisse tiber neue Grundsütze ftir die Abgrenzung der
Zuständigkeitsbereiche der Studiengruppen, die Feststellung der Dringlichkeit von
Standardisierungsauth'ügen (Fragen) und die Verarbeitung und Verteilung von Arbeits-
beiträgen und Sitzungsprotokollen (Resolution No. l) (lrmer 1990: l9).

'/5
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formen, die zur Verteidigung der >Präeminenz< des CCITT notwendig seien,

zu identifizieren und zu beschließen (Resolution No. l7).
Auch die Regierungskonferenz 1989 in Nizza war geprägt vom Eindruck

der äußeren Bedrohung und der Notwendigkeit, die internen Strukturen anzu-

passen. Nicht nur in der Standardisierung, sondern auch in anderen Tätigkeits-
feldern schienen die ITU und ihre Untergliederungen an Boden zu verlie-

ren.77 Reformen galten als das einzige Mittel, um eine weitere Erosion der

Stellung der ITU zu verhindern. Trotzdem blieb es auch in Nizza schwierig,

die eigentlich als notwendig erachteten Reformen tatsächlich zu beschließen.

Einige Beobachter sprachen sogar von einer >Status-quo-Konferenz in Re-

formverkleidung< (Pipe 1989: 43). Aber das wird den Ereignissen dann doch

nicht ganz gerecht. Immerhin akzeptierte die Konferenz nicht nur die von der

CClTT-Vollversammlung I 988 vorgeschlagene postalische Abstimmungspro-
zedur für das CCITT, sondern eröffnete außerdem auch den SIOs den Zugang

zur Vollmitgliedschaft im CCITT (Constitution Art. 13.2 b). Diese >Vollmit-

gliedschaft< umfaßte zwar weder Sitz noch Stimme in der Vollversammlung;
die letzten Entscheidungen bleiben Sache der Fernmeldeverwaltungen. Sie

garantierte den SIOs aber wenigstens die formale Gleichstellung auf der Ar-
beitsebene und ersparte ihnen dadurch, ihre offiziellen Arbeitsbeiträge, wie
bis dahin üblich, von den PTTs absegnen lassen zu müssen. Damit wurde ihre

gestiegene Bedeutung für das CCITT auch offiziell anerkannt. Der wichtigste
Beschluß der Konferenz bestand aber darin, eine außerplanmäßige, ausschließ-

lich dem Thema Reform gewidmete Regierungskonferenz in Aussicht zu

nehmen. Zur inhaltlichen Vorbereitung setzte sie eine hochrangige Experten-

gruppe ein, das sogenannte >High Level Committee< (vgl. ITU l99l).
Die außerplanmäßige Regierungskonferenz, die im Dezember 1992 statt-

fand, gliederte die ITU vollkommen neu (ITU 1992).Die Organisation besteht

heute aus drei Untergliederungen (>Sektoren<), einer für Radiokommunikation,
einer für Entwicklungshilfe und einer für Standardisierung. Jeder dieser Sekto-

ren wird von periodisch tagenden Mitgliedervollversammlungen regiert und

dazwischen von einem Direktor und seinem Stab verwaltet, der von einem

>Büro< (bureau) und einer >Beratergruppe< (advisory group) unterstützt wird.
Wieviel sich mit diesen Beschlüssen für die Standardisierung ändert, ist

noch nicht klar. Auf den ersten Blick jedenfalls sieht der neue >Standardisie-

rungssektor<78 ziemlich genauso aus wie das alte CCITT. Zwar wurden die

7'7 In der Regulierungspolitik z.B. hatte sie sich mit dem GATT auseinanderzusetzen, das

imZuge der Uruguay-Runde anfing, über den Handel rnit Telekommunikationsdienst-

leistungen zu verhandeln.

78 Die offizielle Bezeichnung ist >lTU Telecommunication Standardization Sectot'<
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Kompetenzen gegenüber dem CCITT geringfügig geändert; der Standardi-
sierungssektor erhielt zusätzlich zu den Standardisierungsbef'ugnissen des alten
CCITT auch noch die allerdings eher marginalen Befugnisse des alten CCIR
in diesem Bereich und gab dafür die - ebenso marginalen - Entwicklungs-
hilfefunktionen des alten CCITT ab7e. Im Grunde bleibt aber alles beim
alten. Alle vier Jahre findet eine Vollversammlung (etzt >World Telecommu-
nications Standardization Conference<, WTSC) statt, die die in den Studien-
gruppen erarbeiteten Entwürfe überprüft und verabschiedet, die die Standardi-
sierungsaufträge (Fragen) für die nächste Zukunft festlegt und an die Studien-
gruppen delegiert. Die Versammlung entscheidet außerdem, ob Studiengrup-
pen neu gegründet, aufgelöst oder thematisch umorientiert werden sollen.
Dazwischen findet die technische Arbeit in den Studiengruppen statt (ITU
1992: 5).

Die einzige wirkliche Neuerung ist die Einrichtung einer >Telecommunica-
tion Standardization Advisory Group. (TSAG). Aufgabe der TSAG soll es

sein, die Prioritätensetzung im Standardisierungsprogramm des Standardisie-
rungssektors regelmäßig zu überprüfen, die Fortschritte bei der Implementa-
tion dieses Programms zu überwachen, Richtlinien für die Arbeit der Studien-
gruppen zu erarbeiten und Vorschläge zur Verbesserung der Zusammenarbeit
mit anderen Standardisierungsorganisationen zu machen (Telecommunication
Journal 1993c: 194). Welche Rolle die TSAG in der Entscheidungsfindung
des Standardisierungssektors spielen wird, ist noch weitgehend unklar. Die
Gruppe hat zwar nur beratenden Status, tritt aber relativ oft zusammen, ist
klein, handlungsfähig und hochrangig besetzt und könnte deshalb sehr viel
mehr Einfluß gewinnen, als dieser Status vermuten ließe.80 Das wäre inso-
fern bedeutsam, als in dieser Gruppe auch die Akteursgruppen, die in der
Vollversammlung nicht stimmberechtigt sind, nämlich SIOs und RPOAs,
gleichberechtigt mitarbeiten. Es scheint geradezu eine der Hauptintentionen
hinter der Gründung der TSAG gewesen zu sein, diesen Akteursgruppen
substantiellen Einfluß auf die strategischen Entscheidungen des Standardisie-
rungssektors zu geben und damit die Folgen der Nichtdurchsetzbarkeit ihrer
Gleichberechtigung in der Vollversammlung zu neutralisieren. Der alte

(rTU-T).
79 Das CCIR verwendete lediglich ca. loo/o seiner Arbeit auf die Standardisierung, wüh-

rend das CCITT lediglich ca. l\o/o seiner Arbeit nicht auf die Standarrlisierung ver-
wendete (Savage l99l:367: Codding/Callegos l99l: 354).

80 Vgl. die Außerungen von Theoclor lrmer und Pekka Tarjanne, dern |TU-Ceneralsekre-
tär, im Telecommunicarion Journal (1993b: I03) und in Tarjanne (1993:377).
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CCITT-Direktor und jetzige Chef des neugeschaffenen Telecommunication
Standardization Bureau (TSB) Theodor Irmer behauptet jedenfalls, der Zweck
des TSAG sei

... to open ITU standardization activities to the newly emerging players in
telecommunications. In addition to ITU's constitutional membership (Adminis-
trations), network and service providers together with manufacturers are also

shaping today's world of telecommunications. If ITU is to remain a leader in
global telecommunication standardization it will have to be more open to these

other groups and forces. (zit. in Telecommunication Journal 1993b: 103)

Die erste World Telecommunication Standardization Conference, die im März
1993 in Helsinki stattfand, führte die von der außerplanmäßigen Regierungs-

konferenz eingeleiteten Veränderungen weiter (vgl. Telecommunication Jour-

nal 1993c). Sie traf Maßnahmen zur Übernahme der Standardisierungsaktivitä-

ten des alten CCIR, entschied über die Einführung elektronischer Medien für
den Daten- und Dokumentenaustausch und bestätigte die beschleunigte (posta-

lische) Abstimmung als ein Regelverfahren zur Verabschiedung von CCITT-
Empfehlungen. Das Standardverfahren bleibt aber weiterhin die Verabschie-

dung durch die Vollversammlung bzw. die WTSC.

4.1.2 Interpretation

Die Geschichte der Reformbemühungen im CCITT ist aus drei Gründen inter-
essant. Erstens zeigt sie, daß institutionelle Strukturen genauso reformresistent

sein können, wie der Neue Institutionalismus vermutet. Auch nach jahrelangen

Refbrmbemühungen sind die SIOs im CCITT noch immer nicht vollkommen
gleichberechtigt, und noch immer ist das Regelverfahren zur Verabschiedung

von Standards nicht die postalische Umfrage, sondern die Abstimmung auf
Vollversammlungen. Die zentralen institutionellen Regeln sind also sehr weit-
gehend erhalten geblieben. Grundlegende Anderungen gab es nur in eher

nachgeordneten Bereichen, wie etwa bei den Vorschriften zur Versendung

von CClTT-Arbeitsdokumenten an CCITT-Mitglieder.
Die Geschichte der Reformbemühungen irn CCITT ist zweitens deshalb

interessant, weil sie zeigt, daß auch Krisen nicht unbedingt zu radikalen Re-

formen führen müssen. Die Krise, in die das CCITT durch das Auftauchen
der drei regionalen Standardisierungsorganisationen Tl, TTC und ETSI in
den späten achtziger Jahren gestürzt wurde, hat zwar alte Reformblockaden
aufgebrochen, aber keine grundlegenden Reformen gebracht. Zugegeben,
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vieles ist umbenannt worden, nicht zuletzt die Organisation selbst. Die Bedeu-
tung solcher symbolischen Maßnahmen, der Schnitt, den sie markieren, soll
auch nicht bestritten werden. Es ist aber doch eindrucksvoll, daß die formale
Regelstruktur des CCITT bzw. des heutigen lTU-Standardisierungssektors
immer noch im wesentlichen die alte ist.

Der dritte interessante Aspekt der Fallstudie ist, daß das CCITT trotz seiner
Reformresistenz ausgesprochen wandlungs- und adaptionsfähig war. Das
CCITT hat sich während der letzten zwanzig Jahre stark geändert. Die Ver-
änderung wurde aber nicht durch die Reform seiner alten Strukturen erreicht,
sondern durch die Hinzufügung neuer Strukturen, wie z.B. der Rapporteurs-
gruppen, der TSAG oder des postalischen Abstimmungsverfahrens. Der in-
stitutionelle Wandel war ein Anbauprozeß, kein Umbauprozeß; bestehende
institutionelle Strukturen wurden nicht verändert, sondern lediglich um zusätz-
liche neue Strukturen ergänzt. Die Anbauten haben das CCITT komplexer
gemacht und ihm neue Operationsmöglichkeiten erschlossen, die ihm eine
beträchtliche Anpassung an die veränderten Anforderungen seiner Umwelt
erlaubten. In gewissem Maße haben sie dadurch den Effekt der ausbleibenden
Strukturreform kompensiert; ein Entlastungseffekt, mit dem im Modell diskon-
tinuierlichen Wandels überhaupt nicht gerechnet wird.

Die Reformresistenz der alten CCIT?Struktur ist ein Paradebeispiel für
den versteinernden Effekt, den irreversible Investitionen, Lernen, Risiko-
aversion, politische Transaktionskosten und institutionelle Interdependenzen
auf institutionelle Strukturen ausüben können. Während der siebziger und
frühen achtziger Jahren waren es vor allen Dingen die politischen Transak-
tionsprobleme zwischen Industrie- und Entwicklungsländern, die eine Reform
der CCITT-Struktur verhinderten. Die meisten Entwicklungsländer wollten
eine Reform vermeiden, weil sie davon eine Verschlechterung ihrer Position
befürchteten. Viele Industrieländer wollten eine Reform bewirken, weil sie
davon positive Anreize für ihre wirtschaftliche und industrielle Entwicklung
erwarteten. Die Entwicklungsländer waren in der Mehrheit und konnten sich
deshalb durchsetzen. Der Konflikt wurde durch die enge Anbindung des

CCITT an die ITU zusätzlich verschärft (institutionelle Interdependenz.). Sie
führte nämlich zu einer Verkoppelung der Reformfrage mit anderen sachfiem-
den, in der ITU behandelten Themen, wie vor allem der Gestaltung der ITU-
Entwicklungspolitik. Durch diese Verbindung übertrug sich die unnachgiebige
Haltung, die die Industrieländer zu diesen Themen einnahmen, auf die Haltung
der Entwicklungsländer zur CCITT:-Reform. Die Entwicklungsländer benutzten
ihren Widerstand gegen die Refbrm, um die Industrieländer ftr ihr unkoopera-
tives Verhalten in der ITU zu bestrafen. Ihre Position wurde dadurch härter
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und kompromißloser, als sie ohne die Verkoppelung vielleicht gewesen wäre.

Allerdings hätte die strategische Verknüpfung verschiedener in der ITU und

im CCITT verhandelter Probleme auch dynamisierend wirken können. Im

Prinzip schloß sie nämlich ein großes Spektrum möglicher Koppelgeschäfte

auf, durch die die Reformblockade im CCITT hätte überwunden werden kön-

nen. Den Industrieländern war aber offensichtlich der Preis dieser Geschäfte

zu hoch. Offenbar fürchteten sie auch, solche Geschäfte, in denen nach ihrer

Wahrnehmung technische Vernunft gegen politische Zugeständnisse einge-

tauscht würde, könnten ungute Präzedenzen für zukünftige Verhandlungen

in der ITU wie auch in anderen intergouvernementalen Organisationen schaf-

fen (noch eine institutionelle Interdependenz).
Die Reformblockade brach auf, als die regionalen Standardisierungsorgani-

sationen T I , TTC und ETSI auf der Bildfläche erschienen und die strategische

Situation im CCITT grundlegend änderten. Sie boten den Industrieländern
Alternativen zum CCITT und gaben ihnen dadurch die Möglichkeit zur Ab-
wanderung, sollten sie mit dem CCITT unzufrieden sein. Dadurch verschob

sich im Reformstreit die Rückfallbedingung (>default condition<<, Ostrom

1986). Es ging nicht mehr um Reform oder Status quo, sondern um Reform

oder Niedergang des CCITT.SI Das ließ den Entwicklungsländern nur die

unattraktive Wahl, entweder einer Reform des CCITT zuzustimmen oder

mitanzusehen, wie die einzige internationale Standardisierungsorganisation,

in der sie überhaupt vertreten waren, von den regionalen Organisationen aus

dem Felde gedrängt wird. Ihr Widerstand gegen eine Reform wurde deshalb

sehr viel schwächer.
Bemerkenswerterweise blieb aber auch danach die große Reform aus. Die

Probleme, die ihr entgegenstanden, waren eben nicht allein politisch. Auch

irreversible Investitionen und Lernffilcte spielten eine Rolle. Das CCITT hatte

ein Sekretariat im lTU-Hauptquartier in Genf, das von ITU-Angestellten be-

trieben wurde. Außerdem gab es in vielen Mitgliedsländern spezielle Gremien,

die die nationale Mitarbeit im CCITT koordinierten. Viele nationale und

internationale Mitarbeiter verfügten über ein ausgeprägtes CCITT-spezifisches

Wissen. Sie kannten die Regeln und waren in der Lage, kreativ mit ihnen

umzugehen. Außerdem besaßen sie die notwendigen persönlichen Kontakte,

um unbürokratische und schnelle Hilfe zu leisten, sollte es einmal irgendwo

So war jedenfalls der Eindruck unter den Teilnehmern der Vollversammlung in Mel-

bourne. Im Abschnitt 4.3.2 wird dagegen argumentiert werden, daß dieser Eindruck

unzutreffend und das CCITT durch die neuen regionalen Organisationen nicht kritisch

bedroht war.

8l
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>haken<. Der Wert dieser Einrichtungen und Ressourcen hätte bei einer Re-
form des CCITT gelitten, und zwar um so mehr, je radikaler die Reform
ausgefallen wäre. Das schloß radikale Reformen nicht aus, machte sie aber
doch kostspielig. Man brauchte zumindest gute Gründe, um diese Kosten zu
rechtfertigen.

Der Eindruck, das CCITT funktioniere mangelhaft und sei außerdem durch
die Konkurrenz der regionalen Standardisierungsorganisationen bedroht, war
zweifellos ein guter Grund, sich eine Steigerung seiner Leistungsfähigkeit zu
wünschen. Ob allerdings eine radikale Reform solch eine Leistungssteigerung
bewirken würde, war zweifelhaft. Erstens waren die technischen und regulato-
rischen Veränderungen in der Umwelt des CCITT so komplex und verwirrend,
daß ihre Implikationen für die Standardisierung nicht eindeutig zu ermitteln
waren. Es war zwar klar, daß die alte CCITT-Struktur den neuen Bedingungen
nicht mehr optimal angepaßt war. Aber es war unklar, wie eine optimal ange-
paßte Struktur auszusehen hätte. Zweitens hätte eine radikale Reform die
Gefahr mit sich gebracht, die Leistungsfähigkeit des CCITT während einer
Übergangsphase eher zu senken als zu steigern. In der Regel jedenfalls geht
der Übergang von alten zu neuen Strukturen mit Transitionsproblemen einher,
die sich leistungshemmend auswirken. Es war deshalb unsicher, ob - und wie
schnell - eine Reform positive Effekte zeigen würde. Diese Unsicherheit ließ
selbst diejenigen vorsichtig werden, die einen Umbau des CCITT im Prinzip
für notwendig hielten (Risikoaversion).

Eine weitere Schwierigkeit, die einer radikalen Reform im Wege stand,
war die enge Anbindung des CCITT an die ITU. Diese Anbindung engte das

Spektrum möglicher Reformmaßnahmen stark ein. So war es z.B. schwer
einzusehen, wie das CCITT als Teil einer intergouvernementalen Organisation
je privaten Akteuren die gleichen Mitgliedsrechte sollte einräumen können
wie staatlichen. Die formale Gleichberechtigung der SIOs war dadurch fak-
tisch ausgeschlossen (institutionelle Interclependenz).

Der kumulative Effekt von irreversiblen Investitionen und Lernen, von
Risikoaversion, Transaktionskosten und institutionellen Interdependenzen
verhinderte eine grundlegende Reform der alten CCITT-Strukturen und lenkte
den Veränderungsdruck in die Hinzufügung neuer Strukturen ab. Neue Struk-
turen waren aus zwei Gründen sehr viel einfacher auf- und anzubauen, als
die alten Strukturen zu ändern. Der erste Grund war, daß der Aufbau neuer
Strukturen sehr viel weniger riskant war (Risikoaversion). Das lag zum einen
daran, daß er geringere Einsätze forderte. Eine Reform der alten Struktur hätte
die Akteure gezwungen, die in dieser Struktur festliegenden Investitionen,
Erfahrungen und Kompetenzen weitgehend abzuschreiben. Der Anbau neuer
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Strukturen erforderte dagegen die Aufgabe dieser Ressourcen nicht. Er er-

sparte den Akteuren, einsetzen zu müssen, was ihnen an den alten Strukturen

am meisten wert war,'und machte ihnen das Handeln dadurch leichter. Er
ersparte ihnen aber auch die Übergangsprobleme, die der Wechsel von alten

auf neue Strukturen regelmäßig produziert (Shepsle 1989). Die alten Struktu-
ren wurden nur ergänzt, nicht ersetzt, und konnten deshalb mit voller Kraft
weiterarbeiteten. Die Gefahr vorübergehender Leistungseinbrüche bestand

nicht.
Der Anbau neuer Strukturen war zweitens deshalb weniger riskant, weil

er mit geringeren Unsicherheiten belastet war als die Reform der alten Struk-
turen. Jede Reform beruht auf der Wette, daß eine neue Institution die alte

Institution in allen Funktionen übertrifft, in denen die alte versagt, und daß

sie mit der alten Institution in allen Funktionen mithalten kann, in denen diese

nicht versagt. Die Chancen für diese Wette stehen schlecht. Die Funktionen
einer Institution lassen sich nämlich kaum je vollständig aufzählen. Während

Fehlschläge und andere Dysfunktionen vielfältige Informationen über die

Schwachstellen von Institutionen liefern, sind Informationen über deren starke

Seiten oft nicht verfügbar. Fortgesetztes effektives Funktionieren schafft keine

Probleme, die es in Erinnerung halten würden, und verschwindet deshalb für
gewöhnlich aus dem Blick. Viele Funktionen, und oft sehr wichtige, können

aus diesem Grunde nur unvollständig oder gar nicht ermittelt werden. Eine
Beurteilung des Nettonutzens eines Wechsels zu einer neuen Institution ist
unmöglich. Die Risiken einer Reform sind kaum kalkulierbar. Bei einem

Anbau neuer Strukturen sind die Erfolgschancen besser. Die Wette hierbei
ist lediglich, daß die neuen Strukturen spezifische Funktionsdefizite der alten

in profitabler Weise kompensieren können. Die Erfolgsbedingungen sind

weniger anspruchsvoll und besser definiert. Dadurch werden informiertere
Einschätzungen von Kosten und Nutzen möglich, und die Risiken erscheinen

kalkulierbarer (Schelsky 1952; Lindblom 1959; 1965; Kriele 1967).

Der zweite Grund, warum der Anbau neuer Strukturen einfacher zu bewerk-

stelligen war als die Reform der alten Strukturen, lag darin, daß er geringere

politische Transaktionskosten implizierte. Das ist zunächst erstaunlich, denn

beide Maßnahmen zielten auf ähnliche Wirkungen. Beide sollten die Arbeit
des CCITT rationalisieren und den Zugangprivater Akteure verbessern. Trotz-
dem nahm nur die Reform Aufmerksamkeit und Energie in Anspruch, wäh-

rend die Entscheidungen über den Anbau neuer Strukturen ohne großen Auf-
wand über die Bühne gingen. Warum diese Diskrepanz in der politischen

Aufregung? Eine Möglichkeit ist, sie durch sogenannte >Framing-Effekte< zu

erklären.
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Amos Tversky und Daniel Kahnemann haben gezeigt, daß die Beurteilung
von Entscheidungsproblemen nicht allein von >objektiven< Kriterien abhängt

- den Nutzenniveaus der zur Wahl stehenden Alternativen und ihren Eintritts-
wahrscheinlichkeiten - sondern auch von der Art, in der die Probleme sich
präsentieren, oder anders gesagt, dem >Frame., in dem die Akteure sie wahr-
nehmen (2.B. Tversky/Kahnemann l98l ). Es macht z.B. einen großen Unter-
schied, ob eine Entscheidungsproblematik als die Vermeidung von Verlusten
oder die Realisierung von Gewinnen wahrgenommen wird, denn im allgemei-
nen reagieren Menschen sehr viel empfindlicher auf Verluste als auf Gewinne,
d.h., sie treiben für die Verhinderung von Verlusten einen höheren Aufwand
und nehmen größere Risiken in Kauf als für die Realisierung von Gewinnen.
Ob etwas ein Gewinn oder Verlust ist, hängt freilich nicht allein von den
objektiven Gegebenheiten der Situation ab, sondern von ihrer Wahrnehmung.
Je nachdem, wie der Referenzpunkt gesetzt wird, an dem die zur Entscheidung
stehenden Alternativen gemessen werden (Referenzpunkteffekt), oder wie
vollständig die Konsequenzen dieser Alternativen berücksichtigt und ins Kal-
kül gezogen werden (Selektionseffekt), können dieselben Zustände positiv
oder negativ erscheinen. In der Regel, so Tversky und Kahnemann, sind die
Menschen in der Problemwahrnehmung ausgesprochen selektiv und berück-
sichtigen nur solche Konsequenzen, die direkt und unmittelbar auf eine der
Entscheidungsalternativen zurückzuführen sind. Mit Hilfe von Referenzpunkt
effekt und Selektionseffekt läßt sich nun erklären, warum der Anbau neuer
Strukturen weniger politische Probleme bereitete als der Umbau der alten
Strukturen.

Der Anbau neuer Strukturen änderte den Status quo im CCITT nur sehr
indirekt dadurch, daß er das relative Gewicht der alten Strukturen reduzierte.
Die Einrichtung von immer mehr Rapporteursgruppen verminderte auf Dauer
den Einfluß der Vollversammlung und reduzierte dadurch die Bedeutung, die
die dort herrschenden strikten Mitgliedsregeln für die Standardisierung haben.
Das CCITT wurde offener und weniger intergouvernemental. Diese Wirkung
kam aber nur langfristig, indirekt und sozusagen unter der Hand zum tragen
und wurde deshalb bei der Entscheidung, Rapporteursgruppen einzurichten,
nicht berücksichtigt. Der Anbau neuer Strukturen wurde lediglich als Chance
für den Gewinn zusätzlicher Einflußchancen wahrgenommen, aber nicht als
Verlustrisiko für bereits bestehende Einflußchancen (Selektionseffekt). Diese
Zugewinnperspektive wurde durch den Referenzpunkteffekt noch verstärkt.
Die Tatsache, daß durch den Anbau etwas zusätzliches Neues eingerichtet
wurde, daß also das CCITT an Struktur gewann, legte eine Sicht der Dinge
nahe, in der alle Wirkungen des Anbaus als zusätzliche Wirkungen, als Ge-
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winne, und nicht als mit den Wirkungen der alten Struktur zu verrechnende

Wirkungen und damit als potentielle Verluste auftraten. Es war leichter zu

sehen, was er zusätzlich brachte, als was er vom Bestehenden wegnahm. Die
Einigung auf Anbauten war deshalb relativ einfach zu erreichen.

Im Gegensatz zu Anbauten erscheinen Reformen von alten Strukturen leicht

in einer Verlust- oder Nullsummenperspektive. Der Grund dafür liegt vor
allem in der hohen Sichtbarkeit vieler Folgen, die eine Anderung bestehender

Institutionen für den Status quo hat. Wenn z.B. eine Mitgliedsregel geändert

wird, um neuen AkteurenZugang zu alten Entscheidungsgremien zu geben,

so ist ziemlich offensichtlich, was passiert: Die alten Akteure müssen zusam-

menrücken, um den neuen Platz zu machen. Die Tatsache, daß Anderungen
nur herbeigeführt werden können, indem Altes durch Neues ersetzt wird, legt

Konstanzvorstellungen nahe, nach denen Gewinne an einer Stelle zwangs-

läufig durch Verluste an anderer Stelle bezahlt werden müssen. Die Vorstel-
lung, daß alle gewinnen könnten, ist dagegen sehr viel schwieriger plausibel

zu machen als bei einer Addition von neuen Strukturen (Wiesenthal 1990: 35).

Der Anbau neuer Strukturen hat dem CCITT eine beträchtliche Anderung
seines Leistungsprofils und eine gewisse Anpassung an die Bedürfnisse seiner

Umwelt ermöglicht. Die Organisation produziert heute mehr Standards als

früher, und sie produziert qualitativ andere, d.h. auf andere Bedürfnisse zu-

geschnittene Standards. Die quantitative Steigerung des Ausstoßes hat vor
allen Dingen damit zu tun, daß die Strukturanbauten den >Produktionsapparat<

des CCITT vergrößert haben. Die Proliferation von Rapporteursgruppen und

die Einrichtung zahlreicher Special-rapporteur-Positionen hat die Zahl von

Standardisierungsprojekten gesteigert, die das CCITT parallel bearbeiten kann.

Die qualitative Anderung der vom CCITT produzierten Standards wurde

dagegen durch die Heterogenität ermöglicht, die die neu angebauten Struktu-
ren ins CCITT eingeführt haben. Die Konstruktionsprinzipien der TSAG
widersprechen denen der CClTT-Vollversammlung, die der postalischen Um-
frage denen der Abstimmung im Delegiertenkreis. Durch ihre Hinzufügung
zu den alten Strukturen haben sie deren relatives Gewicht vermindert. Sie

haben Inkonsistenzen in der CCITT-Struktur geschaffen, die die Akteure

ausbeuten konnten, um anders zu handeln als bisher, ohne dabei illegal ent-

scheiden zu müssen (Sewell 1992: 16-17). Im Abschnitt 5.2 werden die Vor-

teile multipler, redundanter und nicht vollkommen konsistenter Strukturen
für die Standardisierung eingehend erörtert.
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4.2 Der Neubau von Standardisierungsorganisationen

Die auffälligste Veränderung der Standardisierungsstruktur besteht in der
Proliferation von Standardisierungsorganisationen. Zusätzlich zu den alten
Organisationen wurde eine Vielzahl neuer Organisationen gegründet, die sich
heute mit ihnen die Arbeit teilen. In diesem Abschnitt werden die Hintergrün-
de und Verläufe der Organisationsneugründungen anhand zweier Beispiele
näher beleuchtet. Das erste Beispiel betrifft eine Gruppe von Standardisie-
rungsorganisationen, die im Zusammenhang mit der Standardisierung von
Computerkommunikation neu geschaffen worden sind (Abschnitt 4.2.1). Das
zweite Beispiel bezieht sich auf das neu eingerichtete European Telecommu-
nication Standards Institute (ETSI) (Abschnitt 4.2.2).

4.2.1 Neue Organisationen für die Standardisierung
von Computerkommunikation: Von SPAG
zum Regional Workshop Coordinating Committee

Die Geschichte, die in diesem Abschnitt erzählt werden soll, ist komplex. Sie
muß in mehrere Partien zerteilt werden. In einem ersten Abschnitt (4.2.1.1)
wird geschildert, warum sich während der siebziger Jahre ein Bedarf an Stan-
dards für die Computerkommunikation entwickelte, wie einzelne Hersteller
auf diesen Bedarf reagierten und wodurch sich das bei der ISO entwickelte
OSl-Konzept von diesen herstellerspezifischen Reaktionen unterschied. Der
zweite Abschnitt (4.2.1.2) rekonstruiert, warum die EG-Kommission und
einige von ihr unterstützte europäische Computerhersteller das OSl-Konzept
Anfang der achtziger Jahre aufnahmen und am Markt durchzusetzen versuch-
ten. Der dritte Abschnirt (4.2.1.3) stellt dar, wie die anderen Hersteller sich
im Gefolge des europäischen Vorstoßes ebenfalls für OSI zu engagieren be-
gannen. Der anschließende vierte Abschnitt (4.2.1.4) beschreibt das kompli-
zierte Geflecht von Standardisierungsorganisationen, das darauftrin für die
Standardisierung von OSI geknüpft worden ist. Abschließend wird in einem
fünften Abschnitt (4.2.1.5) der gegenwärtige Stand der technischen und in-
stitutionellen Annäherung zwischen OSI und TCP/IP, einem alternativen Satz
von Standards für die Computerkommunikation, diskutiert.
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4.2.1.1 Die Entwicklung des OSl-Modells für die Standardisierung

von Computerkommunikation

Die Standardisierung von Computerkommunikation begann in den sechziger

Jahren. Organisationen wie das CCITT, die ISO, ECMA und andere konzen-

trierten sich dabei zunächst auf die Entwicklung von Standards für die
und

Auf der Basis dieser

Standards ließ sich zumindest soviel Kompatibilität herstellen, daß Informatio-
nen zwischen vernetzten Computern hin- und herfließen konnten (Folts 1983:

1331).
Damit Computer >kommunizieren< können, reicht es nicht, daß sie sich

gegenseitig Informationen zuschicken können. Sie müssen diese Informationen
auch noch >verstehen< können, d.h., sie dürfen nicht ewig >durcheinander-

reden< (aber sich auch nicht nur erwartungsvoll anschweigen), und sie dürfen
nicht >in fremden Sprachen< miteinander sprechen. Eine weitere Vorausset-

zung der Computerkommunikation ist deshalb, daß die Prozeduren (Protokol-

le), nach denen die kommunizierenden Computer ihre Kommunikation steuern

und ihre Mitteilungen formulieren und auswerten, kompatibel sind (Clements

1987:27).
Eine Standardisierung dieser Prozeduren fand zunächst nur herstellerintern

statt.1974 entwickelte IBM einen Satz von Standards - die Systems Network
Architecture (SNA) -, nach dem sie die kommunikationstechnischen Charak-

teristika ihrer verschiedenen Produktreihen vereinheitlichen wollte. Andere

Firmen folgten, z.B. DEC mit DNA/DECnet, Honeywell mit DSA und Sperry

mit DCA (Passmore 1985: 98). Durch diese herstellerinternen Kommunika-
tionsstandards wurde es relativ einfach (wenn auch nicht problemlos), die
verschiedenen Computertypen eines Herstellers interoperabel zu machen.

Interoperabilität zwischen den Computern verschiedener Hersteller zu errei-
chen, blieb dagegen schwierig.

Gerade dafür hatten die Anwender aber einen wachsenden Bedarf, weil
mit der Abkehr vom >single-source procurement< die Markenvielfalt in den

computertechnischen Inventaren stark zunahm. Solange die einzelnen Compu-
ter nur jeder für sich (stand alone) operierten, war das kein übermäßiges

82 Beispiele sind etwa dieY.24lY.28-Empfehlungen des CCITT und die EIA-232-C-
Schnittstelle der amerikanischen Electronic Industries Association (EIA).

83 Die bekanntesten Beispiele in diesem Bereich sind ASCII und das International Alpha-

bet 5 (IA5).
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Problem. Schwierigkeiten entstanden aber, sobald sie miteinander vernetzt
werden sollten. Dann mußten spezielle Gateways angefertigt werden, um die
Inkompatibilitäten zwischen ihnen zu überbrücken, und das war teilweise mit
erheblichen Kosten verbunden. Eine niederländische Untersuchung schätzt,
daß korporative Computeranwender am Anfang der achtziger Jahre durch-
schnittlich 20Vo ihres Datenverarbeitungsetats aufwenden mußten, um inkom-
patible Computeranlagen nachträglich kompatibel zu machen. Bei Anwendern,
die computergestützte Fertigungsautomations-Konzepte implementierten, lag
dieser Anteil sogar noch höher, beim amerikanischen Automobilhersteller
General Motors bei 507o (Dankbaar/van Tulder 1989: 19, 30).

In gewisser Weise war der Mangel an herstellerübergreifender Kompatibili-
tät auch ein Problem für die Hersteller. Die Anwender machten immer stärker
zum Kaufkriterium, daß ein Computer ohne allzugroßen Aufwand mit anderen
Computern interoperabel gemacht werden konnte. Die Hersteller mußten
deshalb ftirchten, durch die Inkompatibilität ihrer Produkte Verkäufe zn ver
lieren, die sie bei Kompatibilität hätten realisieren können (Schmidt/Werle
1992a:22).

Herstellerübergreifende Interoperabilität ließ sich im Prinzip durch zwei
Strategien erreichen, durch nichtkooperative Standardisierung und durch Stan-
dardisierung im Komitee. Die nichtkooperative Standardisierung war das
Regelverfahren in der Computerindustrie (vgl. Abschnitt 2.2) und kam auch
in der Computerkommunikation zur Anwendung. Alle wichtigen Computerher-
steller kopierten den SNA-Standard von IBM als die am weitesten verbreitete
Kommunikationsarchitektur, boten ihre Produkte mit Gateways zu dieser Ar-
chitektur an und machten sie dadurch zu einem De-facto-Standard für die
Computerkommunikation. Im Gegensatz zu früherem Verhalten hat IBM
diesen Standardisierungsprozeß nicht nur geduldet, sondern phasenweise sogar
aktiv unterstützt. Sie half den Anwendern bei der Integration von Nicht-IBM-
Produkten in SNA-Netzwerke und legte einzelne SNA-Standards offen, damit
andere Hersteller sie leichter kopieren konnten. Der Grund für diesen Sinnes-
wandel war, daß IBM von der Interoperabilität ihrer Computer mit fremden
Computern eine Steigerung des Absatzes erwartete (komplementäre Kompati-
bilitäQ und nicht, wie von der Austauschbarkeit ihrer Komponenten mit den
Produkten der >steckerkompatiblen< Hersteller, einen Rückgang (substitutive
Kompatibilität) (Passmore 1985: 98, 100; CTR 1989: 3).

Der alternative Weg zur herstellerübergreifenden Kompatibilität, die Stan-
dardisierung im Komitee, war sehr viel voraussetzungsvoller. Er setzte ein
Maß an kollektivem Handeln voraus, das bis dahin in der Computerindustrie
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noch nie erreicht worden war. Daß er schließlich doch beschritten wurde, ist

das kontingente Ergebnis eines langen Prozesses.

Dieser Prozeß begairn am Anfang der siebziger Jahre mit zwei öffentlich
geförderten Projekten zum Aufbau von Datennetzen. In den Vereinigten Staa-

ten wurde unter der Leitung der Defense Advanced Research Projects Agency
(DARPA) ein Datennetz errichtet, das die verschiedenen mit militärtechnischer
Forschung befaßten Stellen im Land verbinden sollte, das ARPANET. In
Europa wurde im Rahmen des COST-Programms (Coop6ration Scientifique

et Technique) ein paneuropäisches Netz entwickelt, das verschiedene Univer-
sitäten und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen verknüpfen sollte, das

European Information Network (EIN) (Hart/Reed/Bar 1992; Dang Nguyen
1989: 7-8).

In beiden Projekten mußten Computer verschiedener Hersteller zusammen-

geschlossen und interoperabel gemacht werden, und in beiden Fällen griff
man zur Lösung dieses Problems auf ein Konzept zurück, das Ende der sech-

ziger Jahre von Jack Houldsworth in England entwickelt und als >Onion skin

architecture< veröffentlicht worden war. Es sah vor, das komplexe Problem

der Interoperation von Computern zunächst in mehrere Teilprobleme z\ zeF

legen, die dann separat voneinander bearbeitet werden konnten' Im amerika-

nischen ARPANET wurde unter dem Einfluß dieses Konzeptes das Transmis-

sion Control Protocol/Internet Protocol (TCP/IP) entwickelt, ein Satz von

Kommunikationsstandards, der im weiteren noch eine Rolle spielen wird.
Außerhalb der engen akademischenZirkel, die mit dem Aufbau der Daten-

netze beschäftigt waren, wurde der Mangel an herstellerübergreifenden Stan-

dards für die Computerkommunikation zunächst kaum wahrgenommen. Seit

dem Ende der sechziger Jahre versuchten Houldsworth und das britische
Institut für Standardisierung bei der ISO die Gründung einer speziellen Ar-
beitsgruppe für die Entwicklung einer allgemeinen Kommunikationsarchitektur
anzuregen, scheiterten damit aber immer wieder am Desinteresse der anderen

Mitglieder. Erst nach mehreren Anläufen gelang es 1976, den Plan mit knap-

per Mehrheit durchzusetzen. 1977 wurde die ISO TC 97 SC 16 gegründet.

Das SC 16 begann seine Arbeit damit, die Grundidee der Onion skin ar-

chitecture in einem >Referenzmodell für die Kommunikation offener Systeme<

auszuformulieren. Dieses Referenzmodell sollte nicht selbst einzelne kom-

munikationstechnische Probleme regeln, wie etwa die SNA-Standards oder

TCP/IP, sondern lediglich definieren, wie der komplexe technische Zusam-

menhang >Computerkommunikation< in einzelne kommunikationstechnische
Probleme zuzerlegen ist, für die dann einzelne Standards ausgewiesen werden
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können. Wenn man so will, ging es darum, einen Metastandard für die Com-
puterkommunikation zu schaffen.

Dieser Metastandard sollte einer Reihe von Funktionen dienen. Er sollte
einen Maßstab abgeben, an dem die verschiedenen bereits existierenden (und
womöglich in herstellerinterne Architekturen eingebundenen) Standards ge-

messen und verglichen werden konnten. Er sollte die Richtschnur für die
Anderungen sein, denen diese Standards unterzogen werden sollten, um sie
kompatibel zu machen. Er sollte ein Raster definieren, in dem Problemberei-
che identifiziert werden konnten, für die es noch keine hinreichenden Stan-
dards gab, und er sollte ein Schnittmuster vorgeben, nach dem komplexe Stan-
dardisierungsaufgaben zerlegt und auf verschiedene Organisationseinheiten
zur arbeitsteiligen Bearbeitung verteilt werden konnten (Folts 1983: l33l;
Day lZimmerrnann 1983: 1334). Der erste Entwurf des Referenzmodells wurde
Mitte des Jahres 1979 präsentiert und vier Revisionen später im Mai 1983
als ISO Standard 7498 >Information Processing Systems - Open System Inter-
connection - Basic Reference Model< (OSI-Modell) verabschiedet (Cerni
1984: 173).

Das OSI-Modell ist ein allgemeines Modell der Computerkommunikation.
Es konzeptualisiert die Kommunikation als einen Kooperationsvorgang zwi-
schen sieben hierarchisch aufeinander aufbauenden Funktionsschichten. Jede
dieser Schichten leistet einen spezifischen Beitrag zum Zustandekommen der
Kommunikation, der darin besteht, den Input, den sie von der ihr hierarchisch
unmittelbar untergeordneten Schicht empfängt, so umzuwandeln, daß er von
der hierarchisch nächst höheren Schicht als Input verwendet werden kann.
So fügt jede Schicht der von der untersten Schicht (Bitübertragungsschicht)
geleisteten physikalischen Verbindung der kommunizierenden Systeme >Funk-

tion< hinzu, bis schließlich auf der obersten siebten Schicht (Anwendungs-
schicht) die Kommunikation komplett ist. Die Abbildung l6 illustriert diesen
Schichtenaufbau in Analogie zum Aufbau eines Telefongespräches.

Jede Funktionsschicht des OSI-Modells bildet einen in sich geschlossenen

Problemkomplex, der unabhängig von den anderen geregelt und standardisiert
werden kann. Anderungen in einer Schicht müssen deshalb nicht unbedingt
Anderungen in anderen Schichten nach sich ziehen. Dadurch wird es weniger
aufwendig, Neuerungen in das System einzubauen oder es an geänderte An-
forderungen anzupassen (Day lZimmermann 1983; Görgen et al. 1985: l0-45).

Unter den Standardisierungsorganisationen wurde das OSI-Modell sehr gut
aufgenommen. Schon vor seiner endgültigen Verabschiedung beschlossen ISO,
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Abb. 16: Analogie zwischen dem OSI-Modell und einem Telefongespräch
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Sitzung
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G#'
Quel/e; Jaquier (1986: 205)

CCITT, ECMA und andere Standardisierungsorganisationen wie z.B.

IEEE84, ihre Arbeit zukünftig an diesem Modell zu orientieren. Sie respezi-

fizierten alte Standards, um sie einzelnen OSl-Schichten zuordnen zu können,

und sie begannen, neue Standards gleich so zu konzipieren, daß sie in einzelne

OSl-Schichten paßten.

Die Reaktion der Hersteller war sehr viel verhaltener. Sie beteiligten sich

zwar an der Entwicklung des OSl-Modells und der zu den einzelnen OSI-
Schichten gehörenden >Basisstandards<, aber sie machten wenig Anstalten,

diese Standards auch zu implementieren und OSl-Produkte anzubieten. Das

hatte verschiedene Gründe. Der wichtigste war wohl, daß die meisten von
ihnen gerade eine herstellereigene Kommunikationsarchitektur entwickelt

84 IEEE ist eine nordamerikanische Vereinigung von Elektroingenieuren, die inzwischen

Mitglieder weit über Amerika hinaus hat. Sie beschäftigt sich unter anderem auch mit
der Standardisierung. Eine ihrer Arbeitsgruppen, das IEEE 802 Committee, spielte eine

große Rolle bei der Standardisierung lokaler Datennetze (vgl. Cohen/Wilkens 1985;

Buckley 1986; Sirbu/Hughes 1986).
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hatten und sich darauf konzentrierten, diese am Markt zu etablieren. Die Ent-
wicklung von Osl-Produkten hätte Ressourcen von diesen Bemühungen abge-
zogen und ihnen den Schwung genommen. Ein weiterer Grund lag darin, daß
nicht von Anfang an Standards fiir alle OSl-Schichten zur Verfügung standen.

Während es für die unteren Schichten relativ schnell stabile Standards gab,

zieht sich die Standardisierung auf den höheren Schichten immer noch hin.
Ein dritter Grund schließlich war die Unschärfe der OSl-Standards. Die OSI-
Basisstandards sind aus Prinzip mit sehr vielen Freiheitsgraden ausge-
stattet85, um auf möglichst viele technische Kontingenzen anwendbar zu
sein. Das hat aber den Nachteil, daß sie keine Kompatibilität garantieren
können. Werden ihre Freiheitsgrade unterschiedlich genutzt, so können auch
standardkonforme Implementationen inkompatibel sein (Robien/Woodcock
1985: 604; OECD 1987: 35).

Das Mal des Erfolges stand OSI also keineswegs von Anfang an auf die
Stirn geschrieben. Das Desinteresse der Hersteller, der Mangel an Standards
und die konzeptionellen Probleme hätten gut dazu führen können, daß es sang-
und klanglos zwischen den sich ausbreitenden herstellereigenen Kommunika-

tionsarchitekturen untergegangen wäre (Green 1984: 6l). Vielleicht wäre das

auch geschehen, hätten nicht einige wettbewerbsschwache europäische Her-
steller und einige von Interoperabilitätsproblemen stark behinderte amerikani-
sche Großanwender OSI als Mittel zur Lösung ihrer Probleme >entdeckt<. Sie
organisierten sich unabhängig voneinander und entwickelten die notwendigen
Konzepte, um OSI am Markt durchzusetzen. Der Initiative der europäischen
Hersteller kam dabei zweifellos die höhere Bedeutung zu. Sie wird deshalb
im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen stehen. Da ihr Zustandekommen
sich nicht allein aus der Eigeninitiative der Hersteller ergab, sondern ohne

die industriepolitische Unterstützung der EG-Kommission nie zustandegekom-
men wäre, muß dazu zunächst auf die Industriepolitik der EG eingegangen
werden. In einem kleinen Exkurs wird die Serie von Versuchen der EG-Kom-
mission geschildert, eine europäische Industriepolitik für die Informationstech-
nik zu installieren.

85 Freiheiten bestehen sowohl bei der Umsetzung einzelner Basisstandards, denn häulig
enthalten sie ein weites Spektrum von Optionen, Untermengen und Parametern, als

auch bei der Kombination mit anderen Standards. Jeder Basisstandard decktja nur eine

Funktionsschicht ab und kann deshalb nur in Verbindung rnit anderen Basisstandards

implernentiert werden. Da es aber in der Regel für jede Schicht mehr als nur einen
Standard gibt, ist nicht von vornherein klar, wie diese Verbindung auszusehen hat (DIN
1990: I l; OECD 1987: 35).
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4,2.I.2 Das Bemühen der EG-Kommission um eine
europäische Industriepolitik für die Informationstechnik
und die Gründung von SPAG

Die Kompetenzen der EG in der Industriepolitik sind begrenzt. Die EGKS86

und EAG87 Verträge geben ihr zwar einige Interventionsrechte im Stahl-,
Bergbau- und Atomenergiebereich. Aber in allen anderen Sektoren ist die
Industriepolitik eine rein nationale Angelegenheit.s8 Lange Zeit wurde sie

von den Mitgliedsländern auch so betrieben. Jedes Land versuchte, seine

eigene Industrie zu fördern, und nahm dabei wenig Rücksicht auf die Aus-
wirkungen, die das auf die Industrie anderer Länder hatte. Eine europäische

Koordination der nationalen Fördermaßnahmen gab es nicht (vgl. Hodges

l 983).
In der Telekommunikation war dieses Verhaltensmuster besonders auffällig.

Es prägte aber auch die Computerindustrie. Jedes größere Land versuchte eine
eigene, alle Aspekte der Technik abdeckende und international konkurrenz-
fähige Industrie aufzubauen. Die Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen
nationaler Hersteller wurden subventioniert, Unternehmensfusionen zwischen
nationalen Herstellern gefördert oder sogar angebahnt und die nationalen

Unternehmen bei der öffentlichen Beschaffung gegenüber ihrer ausländischen

- und das hieß eben auch europäischen - Konkurrenz bevorzugt. Koopera-
tionschancen über innereuropäische Grenzen hinweg wurden nicht gesucht

und nicht realisiert (J6quier 1974).

Die EG Kommission hat diese national fixierte Industriepolitik immer
kritisiert und für eine stärkere Konzertierung und Europäisierung geworben.

Ein Motiv war dabei sicher das ganz eigennützige Interesse an einer Auswei-
tung der eigenen Kompetenzen in diesem Politikfeld (Schneider/Werle 1989:

248). Aber es gab auch Sachargumente. So behaupteten Kommissionsvertreter
regelmäßig, die nationale Fragmentierung der europäischen informationstech-
nischen Industrie führe zu unnötigen Duplikationen bei den Forschungs- und

Entwicklungsaufwendungen, verhindere die Ausnutzung von Serienproduk-
tionsvorteilen und unterminiere damit langfristig die internationale Wettbe-

werbsfähigkeit. Die einzelstaatlichen Versuche, international wettbewerbs-
fähige nationale Industrien heranzuziehen, seien zwar beachtlich, aufgrund

86 Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl.

87 Europäische Atorngemeinschaft (Euratom).
88 Erst mit dem Vertrag von Maastricht ist die Industriepolitik explizite Aufgabe der EG

geworden (Starbany/Vetterlein 1992: I 6).
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mangelnder Koordination aber wenig effektiv. Teilweise seien sie sogar kon-
traproduktiv, insbesondere dann, wenn sie zu kleine Unternehmen künstlich
am Leben erhielten (Kommission 1979:9).

Bei den Mitgliedsländern fanden diese Argumente keinen großen Anklang.
Nationale Förderstrategien galten als durchaus erfolgversprechend, und die
Regierungen sahen keine Veranlassung, von ihnen abzurücken. Eine stärkere
Kooperation aufeuropäischer Ebene hätte nur unsichere Vorzüge geboten und
mit einem sicheren Autonomieverzicht erkauft werden müssen (Sandholtz

1992:7). Die industriepolitischen Initiativen der Kommission liefen deshalb
immer wieder ins Leere. Anfang der siebziger Jahre versuchte sie, die Grün-
dung eines Gemeinschaftsunternehmens von Siemens, Philips und dem fran-
zösischen Hersteller CII zur Entwicklung IBM-kompatibler Rechner zu unter-
stützen (UNIDATA), mußte aber mit ansehen, wie das ganze Projekt nach

Jahren der Vorbereitung am Widerstand der französischen Regierung scheiter-
te; ein für alle Beteiligten prägendes Erlebnis, das weitere Versuche einer
europäischen Zusammenarbeit in der Computertechnik fürs erste beendete
(J6quier 1914: 2031, Dang Nguyen/Schneider/Werle 1993: 14).

Aber die Zeiten änderten sich. Am Anfang der achtziger Jahre war
schmerzhaft deutlich geworden, daß die nationalen Industriepolitiken die
erhofften international wettbewerbsfähigen Unternehmen nicht hervorgebracht
hatten. Die europäischen Computer- und vor allen Dingen Halbleiterhersteller
verloren kontinuierlich Marktanteile an ihre amerikanischen und japanischen

Konkurrenten; und aus dem Handelsbilanzüberschuß, den Europa Mitte der
siebziger Jahre in der Informationstechnik noch gehabt hatte, war inzwischen
ein Defizit geworden (Sandholtz 1992: 7-9; SandholtzlZysman 1989: 113).

Diese offenkundige Schwäche der europäischen Unternehmen war ein ge-

wichtiges politisches Problem, denn der Informationstechnik wurde eine große
Bedeutung für Beschäftigung und Wachstum zugemessen. Traditionelle Indu-
strien wie Bergbau, Stahl, Schiffbau und Textilien befanden sich in einer
Krise, und die Informationstechnik galt als die neue >Schlüsselindustrie<. Der
Rückfall dieser Industrie hinter die Konkurrenz aus den Vereinigten Staaten
und Japan schien deshalb einen Rückfall der gesamten europäischen Volks-
wirtschaften hinter diese Länder zu bedeuten. Mit Nachdruck wurde daher
nach neuen Strategien gesucht, um die informationstechnische Industrie wir-
kungsvoller zu fördern als bisher. Die alten nationalen Strategien wurden in
Frage gestellt, und die Kommission nutzte die Gelegenheit, um eine stärkere
Europäisierung der Industriepolitik in diesem Sektor zu erreichen. Die Initia-
tive dazu ging von dem EG-Kommissar frir Industrieangelegenheiten Davi-
gnon aus.
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1979 wurde unter Davignons Verantwortung ein Bericht über die europäi-
sche informationstechnische Industrie ausgearbeitet, der sogenannte Davignon-
Bericht (Kommission 1979). Der Bericht malte ein ziemlich dunkles Bild der
Lage. Europa verliere, so der Tenor, die Beherrschung über die Information-
stechnik. Im Großrechnerbereich sei der Abstand zur amerikanischen Kon-
kurrenz in absehbarer Zukunft nicht aufzuholen. Ob auf den rasch expandie-
renden Märkten für Kleinrechner, Bauelemente, Datenbanken und Periphe-
riegeräte europäische Hersteller Fuß fassen könnten, sei unsicher und ebenso
unsicher sei auch, ob die europäische Telekommunikationsindustrie ihre relativ
starke Position angesichts der Schwäche der restlichen informationstechni-
schen Industrie auf Dauer halten könne (Kommission 1979: 8). Um der euro-
päischen Industrie aus dieser Misere zu helfen, reichten rein nationale Strate-
gien nicht aus. Die Ressourcen und Märkte der europäischen Staaten entsprä-
chen nicht mehr den Dimensionen der Technik. Nationale Förderprogramme
liefen deshalb sogar Gefahr, die Lage noch zu verschlimmern. Sie führten
dazu, daß zu kleine, mit der amerikanischen und japanischen Konkurrenz nicht
konkurrenzfähige Firmen erhalten würden und machten dadurch die Chance,
daß die für die Zukunft entscheidenden technologischen Entwicklungen von
europäischen Unternehmen geprägt würden, endgültig zunichte (Kommission
1979: 9). Gefordert sei deshalb eine europäische Antwort. Nur durch eine
europäische Konzertierung aller Anstrengungen könnten den europäischen
Unternehmen die Möglichkeiten geboten werden, die ihren amerikanischen
und japanischen Konkurrenten bereits zum Erfolg verholfen hätten, nämlich
ein großer rechtlich und technisch nicht zersplitterter heimischer Markt und
eine systematische, langfristig angelegte und großzügig dotierte Förderstrate-
gie. Unglücklicherweise fehle Europa nämlich beides: Amerikas kontinentaler
Markt und Japans ausgearbeitete Strategie (Kommission 1979: 4-5).

Davignons entscheidender Schritt war, diesen Bericht nicht nur den Regie-
rungen der Mitgliedsländer vorzulegen, sondern ihn auch mit Vertretern der
betroffenen Industrien zu besprechen. Im Februar 1980 lud er dazu hochrangi-
ge Vertreter der l0 größten europäischen Unternehmen der Informationstech-
nik nach Brüssel ein. Die Industrievertreter waren mit den Einschätzungen
und Schlußfolgerungen des Berichtes weitgehend einverstanden, und Davignon
schlug ihnen darauftrin vor, gemeinsam eine europäische Strategie für die
Informationstechnik zu entwickeln. Als mögliche Elemente einer solchen
Strategie nannte er die Forschungsförderung im Grundlagenbereich und die
Entwicklung gemeinsamer Standards für Computer- und Kommunikations-
systeme. Die Unternehmen sollten die Sache durchdenken und ihm dann
genauere Vorschläge machen, was getan werden könne.
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Die Unternehmen setzten daraufhin eine kleine Expertengruppe an die
Arbeit, um Ideen zu entwickeln und einen Vorschlag ftir die Kommission
auszuarbeiten. Die Experten konzentrierten ihr Augenmerk zunächst auf die
Forschungsförderung und entwarfen die Umrisse eines Programms zur Anre-
gung paneuropäischer Forschungskooperationen. Konzeptionell an den erfolg-
reichen japanischen Förderprogrammen orientiert, sah es Subventionen für
die Forschungskooperation europäischer Unternehmen in der >vorwettbewerb-
lichen< Phase der Technikentwicklung uor89. Das UNIDATA-Debakel wirkte
noch nach. Engere und verbindlichere Formen der Kooperation wurden des-
halb nicht in Erwägung gezogen (SPAG Standard January 1990: i-ii).

Ende l98l traf Davignon sich mit den Vorstandsvorsitzenden der zwölf
größten europäischen Informationstechnik-Unternehmen zu erneuten Diskus-
sionen am >Runden Tisch.90. Davignon versprach den Unternehmen finan-
zielle Unterstützung, sollten sie sich auf eine gemeinsame Form der For-
schungskooperation einigen können. Die Firmen akzeptierten das Angebot.
Neue Treffen am runden Tisch fanden statt und Davignon bat die Firmen,
einen genauen Entwurf zu erarbeiten, wie die Forschungskooperation gefördert
werden sollte. Dazu wurde ein >Steuerungsausschuß< (steering committee)
berufen, der zunächst in enger Zusammenarbeit mit Beamten der Kommission
den Umriß des Förderprogrammes bestimmte und dann die Details festlegte.
Im Frühjahr 1982 war der Entwurf fertig.

Erst jetzt bemühte sich Davignon um die formale Unterstützung der Mit-
gliedsländer. Im Mai 1982legte er dem Ministerrat den Programmentwurf
vor. Der Rat verabschiedete ihn, und schon im Januar 1983 begann eine Test-
phase des inzwischen auf den Namen ESPRIT getauften Programmsgl. t98+
lief ESPRIT dann offiziell an. Für die Zustimmung der nationalen Regierun-
gen dürfte entscheidend gewesen sein, daß die Lage der Computerindustrie
tatsächlich schlecht war und daß ESPRIT nicht nur eine plausible Strategie
zur Verbesserung der Lage zu bieten schien, sondern darüber hinaus von allen
bedeutenden europäischen Herstellern von Informationstechnik unterstützt
wurde. Die Forschungsminister wurden nicht zuletzt von ihren >national cham-

89 Die vorwettbewerbliche Phase der Technikentwicklung wird etwa auf den Zeitraum
von 5-10 Jahren vor der gewerblichen Produktion angesetzt.

90 Zu diesem Roundtable gehörten Plessey, GEC und ICL aus England, Bull, CGE und
Thompson aus Frankreich, AEG, Nixdorf und Siemens aus Deutschland, Olivetti und
STET aus Italien und Philips aus den Niederlanden.

9l European Strategic Program for Research and Development in lnformation Technolo-
gies.
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pions< überzeugt, ESPRIT zu unterstützen (SPAG Standard January 1990:

i-iii; Sandholtz 1992i 13-17).
Die Entwicklung von ESPRIT war für die beteiligten Akteure offenbar sehr

faszinierend und absorbierte eine große Menge Aufmerksamkeit. Davignons
zweite Idee zur Vitalisierung der europäischen Computerindustrie, die Enr
wicklung gemeinsamer Standards, geriet darüber etwas in den Hintergrund
und wurde nur noch als ein untergeordneter Aspekt von ESPRIT behandelt.

ESPRIT, so das Konzept, würde die Entwicklung neuer und innovativer Pro-

dukte fördern und den europäischen Herstellern dadurch neue Märkte erschlie-

ßen. Als eine flankierende Maßnahme sollte eine parallel laufende Standardi-

sierungsinitiative dafür sorgen, daß diese neuen Märkte technisch einheitlich
sein würden, damit die Konsolidierung von Marktanteilen, die Nutzung von
Serienproduktionsvorteilen und die Abstimmung von Produktpolitiken nicht
mehr wie in der Vergangenheit an hersteller- und länderspezifischen Inkom-
patibilitäten scheitern müßten. Um den Vorteil exklusiv zu halten, sollte dabei

nicht auf die vorhandenen Standardisierungsorganisationen ECMA und ISO

zurückgegriffen werden, in denen neben europäischen auch amerikanische

und japanische Unternehmen mitarbeiteten, sondern eine eigene exklusiv
europäische Standardisierungsorganisation neugegründet werden, die ESPRIT
Standards Promotion & Application Group (ESPAG) (Rohmer 1985:422).

1982 setzten die Roundtable-Unternehmen eine Expertengruppe ein, die

eine Konzeption für ESPAG ausarbeiten sollte. In den Diskussionen dieser

Gruppe wurde sehr schnell deutlich, daß es noch Jahre dauern würde, bis

ESPRIT Resultate würde vorlegen können, die standardisiert werden könnten.

Es wurde aber als unbefriedigend angesehen, die Standardisierungsinitiative
bis dahin aufzuschieben. Alle Beratungen standen unter dem Eindruck, daß

der europäischen Industrie nicht mehr viel Zeit bleibe. Alles, was zu ihrer
Rettung getan werden könne, müsse gleich getan werden. In der Experten-
gruppe wurde deshalb diskutiert, ob ESPAG nicht, bis die ersten ESPRIT-

Ergebnisse vorlägen, etwas anderes standardisieren könnte. In dieser Situation

wurde die Idee lanciert, gemeinsame Standards lür die Computerkommunika-
tion zu entwickeln und sich dabei am OSI-Modell zu orientieren92 - ein

Vorschlag, der sich schließlich durchsetzte. Die Anbindung an das ESPRIT-

Programm wurde dadurch natürlich weitgehend gelöst. Als die Roundtable-

Unternehmen im März 1983 die neue Standardisierungsorganisation gründeten,

Die Initiative dazu ging offenbar von Leuten aus dem Umkreis des französischen

Computerherstellers Bull aus.
92
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nannten sie sie deshalb auch nicht ESPAG, sondern nur SPAG, Standards
Promotion and Application Group.93

SPAG hatte zunächst weder legalen Status noch formale Struktur. Sie war
nur - wie ein Interviewpartner formulierte - ein >Club von Freunden<. Erst
1986 wurde sie unter dem Namen >SPAG services s.a.< als Aktiengesellschaft
nach belgischem Recht konstituiert. Die entscheidende Neuerung, die SPAG
in die Standardisierung einführte, war, daß sie nicht wie ISO oder CCITT
Basisstandards für die einzelnen OSl-Schichten entwickelte, sondern lediglich
standardisierte, wie diese Basisstandards in bestimmten Verwendungskon-
texten implementiert werden müssen. Diese Implementationsvorschriften
nannte sie >funktionale Profile<. Ein funktionales Profil definiert, wie einzelne
Basisstandards zu kombinieren und wie ihre Freiheitsgrade auszufüllen sind,
wenn eine bestimmte Funktion realisiert werden soll. Es legt damit einen
Katalog von Bedingungen fest, unter denen OSl-Produkte interoperabel sind.
Mit Hilfe dieses Katalogs können interoperable Systeme leichter entwickelt
bzw. Systeme leichter auf ihre Interoperabilität überprüft werden.

If a supplier wishes to offer one product-package with functions >x., >y. and
>z<, then he should implement according to Profiles >Px<, >Py< and >Pz<; if a
second supplier offers a product with functions >a< and >z< implemented accord-
ing to Profiles >Pa. and >Pz<, then interworking between these two products
will be possible in conformity with the Profile >Pz<. The GUS [Guide to the
Use of Standardsl defines what >Pz< should be. (SPAG o.J.)

In der Abbildung 17 wird dieses Prinzip graphisch dargestellt. Auf der
linken Seite sind die Basisstandards abgebildet. Sie sind schichtenorientiert,
aber nicht unbedingt exklusiv oder trennscharf. Pro Schicht gibt es in der
Regel mehr als einen Standard, und jeder dieser Standards ist >breit< und läßt
Raum für unterschiedliche Arten der Implementation. Auf der rechten Seite
ist angedeutet, wie aus den Basisstandards funktionale Profile herausgeschnit-
ten werden. Die Profile sind funktionenorientiert. Zu jeder Funktion (u ... z)
gibt es genau ein Profil (Pu ... Pz).Jedes dieser Profile definiert, welche
Ausschnitte von Basisstandards wie kombiniert werden müssen, um die ange-
strebte Funktion zu realisieren.

Wie stark der ursprünglich vorgesehene Zusammenhang zwischen ESPRIT und SPAG
verloren ging, wurde besonders deutlich, als einige Jahre später die ersten standardisier-
baren Ergebnisse aus ESPRIT karnen. Diese wurden nicht von SPAG, sondern von
anderen Standardisierungsorganisationen, vor allem ECMA, standardisiert.

93



r26 Kapitel 4

Abb. 17: Basisstandards und funktionale Profile
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Die ersten funktionalen Profile wurden 1983 definiert und 1984 in einem

Guide to the Use of Standards (GUS) veröffentlicht (SPAG o.J.), der seitdem

regelmäßig überarbeitet und um neue Profile erweitert worden ist.

4.2.1.3 Der OSI-Zug rollt an

Das Kalkül hinter SPAG und der funktionalen Standardisierung war, daß auf
der Infrastruktur gemeinsamer Standards, die der GUS schaffen sollte, die

Marktanteile der SPAG-Firmen konsolidiert werden könnten. Der Referenz-

markt würde für alle Firmen größer werden. Sie würden sich stärker speziali-
sieren und höhere Serienproduktionsvorteile realisieren können als bis dahin.

Dadurch würde ihr Produktangebot attraktiver werden und die Nachfrage nach

ihren Produkten steigen. Alle könnten mehr verkaufen, und allen würde es

besser gehen. An den gemeinsamen Standards, so die Hoffnung, würden sie

sich gemeinsam aus dem Sumpf ziehen (Flamm 1988: 243).

Die Prämisse dieses Kalküls war allerdings, daß OSI eine exklusive Ange-

legenheit der SPAG-Unternehmen bleiben würde (vgl. O'Connor 1993: 2).

Würden nämlich auch Firmen wie IBM, die technisch leistungsfähiger waren

und billiger produzieren konnten, OSl-Produkte entwickeln, so würde die
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Konkurrenzsituation für die SPAG-Unternehmen eher noch schlechter. Dann
nämlich müßten sie direkt mit diesen Firmen konkurrieren, ohne noch den

Schutz zu genießen, den sie zu Zeiten herstellerspezifischer Standards aus

dem >Lock-in< ihrer Kunden hatten ziehen können (Gabel l99l: 16l-162).
Das Interesse an Exklusivität war ja auch der Grund, warum die Europäer
eine eigene Standardisierungsorganisation haben wollten und ihre Standardisie-
rungsinitiative nicht zu ECMA oder ISO trugen, die fachlich für die funktio-
nale Standardisierung ja kompetent gewesen wären.94

Trotz der eigenen Standardisierungsorganisation konnten die europäischen
Unternehmen die Exklusivität von OSI aber kaum kontrollieren. Die OSI-
Standards waren öffentliche Standards (public domain), die jeder benutzen
und implementieren konnte. Das ganze SPAG-Projekt hing damit an der Hoff-
nung, daß die amerikanischen Hersteller - allen voran natürlich IBM - sich
aus eigenem Antrieb von OSI fernhalten würden. Für diese Hoffnung sprach

zumindest, daß diese Firmen eigene Architekturen hatten, deren Markterfolg
durch die Unterstützung einer konkurrierenden Architektur kompromittiert
werden würde. Sie trog aber trotzdem. Schon Mitte der achtziger Jahre dräng-
ten IBM, DEC und andere wichtige Firmen in die funktionale Standardisie-
rung und begannen, OSl-Gateways und OSl-Systeme zu entwickeln. Dabei
dürften zwei Gründe eine Rolle gespielt haben.

Der erste Grund waren allgemeine Sicherheitserwägungen. Wenn OSI auch
nicht von Anfang an den Eindruck machte, als würde es kommerziell beson-
ders bedeutsam werden, so konnte das doch andererseits auch nicht ausge-
schlossen werden. Es war deshalb sinnvoll, an der funktionalen Standardisie-
rung beteiligt zu sein, selbst wenn man nicht unbedingt vorhatte, OSI-Pro-
dukte zu entwickeln. Dadurch hielt man sich die Möglichkeit offen, Informa-
tionen über die Entwicklung des Feldes zu sammeln und sie unter Umständen
zu sabotieren. Ein zweiter Grund war aber wohl wichtiger: Es gab inzwischen
Indizien, die darauf hindeuteten, daß sich tatsächlich einmal ein bedeutender
Markt für OSl-Produkte entwickeln könnte.

Ein Indiz, das für diese Vermutung sprach, war die Popularität des OSI-
Konzeptes bei den Anwendern. Einige Anwender begannen sogaq sich zu
organisieren, um die Computerindustrie zur Herstellung von OSl-Produkten

Daß die europäischen Unternehmen, die schließlich auch alle Mitglieder der ECMA
waren, mit der Gründung von SPAG versuchten, die Standardisierung wettbewerbs-
strategisch gegen andere Mitglieder von ECMA zu benutzen, wurde ihnen im ECMA-
Generalsekretariat in Genf immer übel genommen. Die Beziehungen zwischen ECMA
und SPAG waren, besonders in den ersten Jahren, gespannt.

94
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zu zwingen. Die Initiative ging dabei von zwei amerikanischen Unternehmen
aus, denen hohe Kosten aus inkompatiblen Computeranlagen entstanden:

General Motors und Boeing. General Motors verwendete Ende der siebziger
Jahre allein die Hälfte ihres Etats für die Fertigungsautomation darauf, in-
kompatible Computersysteme über speziell angefertigte Gateways kompatibel
zu machen. Um diese Kosten zu reduzieren, beschloß sie, ihre Computertech-
nik in Zukunft nur noch nach unternehmenseinheitlichen Einkaufsspezifika-
tionen zu tätigen. 1980 gründete sie eine Task Force, die diese Spezifikationen
entwickeln sollte. Nach einigen Beratungen entschied die Task Force, sich

bei der Entwicklung der Spezifikationen am OSI-Modell zu orientieren und

ähnlich vorzugehen wie SPAG, nämlich auf die Entwicklung eigener Basis-

standards zu verzichten und sich auf die Definition von Regeln zu beschrän-

ken, wie die von ISO und CCITT gelieferten Basisstandards implementiert
werden sollten. Der Satz von Profilen, den die Task Force auf dieser Grund-
lage entwickelte, nannte sie Manufacturing Automation Protocol (MAP)
(Dankbaar/van Tulder 1989: 29-30, 37). Aus ähnlichen Motiven wie General

Motors und mit ähnlicher Methode startete wenig später Boeing eine Initiative
zur Standardisierung von Systemen zur Büroautomation. Der daraus hervor-
gehende Satz von Profilen hieß Technical Office Protocol (TOP) (Cargill
1989: 208-209; Cerni 1989).

Um die Durchschlagskraft ihrer Standards am Markt zu erhöhen, waren

beide Unternehmen bemüht, die Unterstützung anderer Anwender einzuwerben

und zu organisieren . Dazu bauten sie zunächst in Amerika MAP- und TOP-
Anwendergruppen auf, die 1985 zur MAP/TOP User Group fusionierten. Die
General Motors Task Force startete zu einer Missionsreise durch Europa und
gründete dabei eine European MAP User Group (EMUG). 1987 erhielten die

europäischen TOP-Anwender OSITOP (European Group on Technical Office
Protocols) als Interessenvertretung und schließlich wurde noch eine World
Federation of MAP/TOP User Groups eingerichtet, um die Aktivitäten der

regionalen Verbände zu koordinieren (Dankbaar I van Tulder 1989: 40, 42;

Barzel 1991). Diese Vielzahl von Anwenderorganisationen repräsentierten

eine ganze Menge Kaufkraft und verhießen, daß OSl-Produkte gekauft wür-
den, sobald es nur ein entsprechendes Angebot gäbe.

Das zweite Indiz dafür, daß OSI einmal zu einem wichtigen Markt werden

könnte, war die Verve, mit der viele Regierungen begannen, seine Durchset-

zvngzu fördern. Den Anfang machte wiederum die EG. Die SPAG-Initiative
paßte sehr gut in das industriepolitische Konzept der Kommission, und die
Kommission suchte deshalb nach Mitteln und Wegen, um sie zu unterstützen.

Im Oktober 1983 richtete sie eine offizielle Anfrage an SPAG und bat um
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Vorschläge, wie sie ihr helfen könne. SPAG entwickelte darauftrin ein Strate-
giepapier zur OSl-Durchsetzung und leitete es der Kommission im Januar
1984 at Es enthielt eine Selbstverpflichtung der SPAG-Unternehmen, be-

stimmte bereits entwickelte oder noch zu entwickelnde Profile in ihren Pro-
dukten unterstützen zu wollen und die problemlose Interoperabilität dieser
Produkte in eigens dafür organisierten Demonstrationsveranstaltungen unter
Beweis zu stellen. Diese Veranstaltungen, so die Überlegung, würden die
potentiellen Anwender von den Vorteilen der freien Kombinierbarkeit der
europäischen OSl-Technik überzeugen und sie zum Kauf europäischer Waren
animieren (Robien/Woodcock 1985: 604). Die Kommission sollte diesen
Nachfrageschub verstärken und für die Bevorzugung von OSl-Produkten in
der öffentlichen Beschaffung der EG-Länder sorgen. Immerhin stellen öffent-
liche Beschaffungsaufträge ca. l\Vo des gesamten europäischen Computer-
markts dar (Kommission o.J.: 9). Dieser Vorschlag kam der Kommission inso-
fern entgegen, als er lediglich eine Forderung aufgriff, die sie selbst im
Davignon-Bericht schon gestellt hatte. >Die Förderung der Einhaltung gemein-
samer Standards und Normen bei der Beschaffung der öffentlichen Stellen<<,

so hatte sie damals behauptet, sei eine der >grundlegenden und unabdingbaren
... Bedingungen<< zur >Schaffung eines homogenen Marktes<< (Kommission
1979: 22).Im Dezember 1986 erreichte die Kommission eine Ministerrats-
entscheidung, mit der OSl-Konformität de facto zur Bedingung öffentlicher
Auftragsvergabe in den EG-Mitgliedsstaaten gemacht wurde.es

Auch andere wichtige Industrieländer wie etwa die USA, Japan, Kanada,
Australien und Schweden beschlossen, nur noch OSl-konforme Technik öf-
fentlich zu beschaffen. Dahinter stand das Eigeninteresse dieser Staaten als

Großanwender von Datentechnik an herstellerübergreifender Kompatibilität.
Es gab aber auch wettbewerbspolitische Erwägungen. Die Förderung von OSI
galt als ein Mittel, um die Marktmacht zu brechen, die große Hersteller und
insbesondere IBM durch ihre Fähigkeit gewannen, De-facto-Standards zu
setzen (OECD l99l: 89-93; O'Connor 1993). Die staatliche OSl-Förderung
beschränkte sich aber nicht auf die Bevorzugung von OSl-Produkten in der
öffentlichen Beschaffung. Ein weiteres wichtiges Element war auch die Sub-
ventionierung der OSl-Standardisierung. In Europa wurde die Entwicklung
von Standards und Profilen durch sogenannte >Standardisierungsmandate(
(bons de commande) der EG gefrirdert (vgl. Abschnitt 4.2.2.2), und auch in

Council Decision of 22 December 1986 on standardization in the field of information
technology and telecommunications (87 I 95 / EEC).
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den Vereinigten Staaten und Japan wurde die OSl-Standardisierung finanziell
unterstützt96.

Die Begeisterung der Anwender und der Druck der Regierungen waren
zwei gute Gründe, um auf den OSI-Zug aufzuspringen. Das Engagement von
Firmen wie IBM und DEC blieb zwar nicht ohne Ambivalenz, weil sie ihre
alten proprietären Kommunikationsarchitekturen nicht aufgaben. Aber ihre
überlegenen technischen und finanziellen Ressourcen erlaubten ihnen doch
schnell, zumindest ebenso versierte OSl-Anbieter zu werden wie die euro-
päischen Hersteller.9T Ihr materieller und intellektueller Beitrag zur OSI-
Standardisierung stellt den Einsatz der europäischen Hersteller inzwischen
sogar weit in den Schatten.

4.2.1.4 Ein Netz von Standardisierungsorganisationen entsteht

Bei SPAG erkannte man schon im Laufe des Jahres 1984, daß die ursprüng-
liche Hoffnung, OSI ganz für sich zu behalten, nicht aufrechtzuerhalten war.
Das OSl-Projekt wieder aufzugeben, war trotzdem keine Option. Erstens
waren die SPAG-Unternehmen öffentlich schon zu stark auf OSI verpflichtet,
als daß sie es ohne Ansehensverlust wieder hätten aufgeben können. Zweitens
hatten sie schon in die Entwicklung von OSl-Technologie investiert, und drit-
tens gab es zu OSI keine Alternative, die sie hätte besser stellen können. Für
herstellerspezifische Architekturen waren ihre Marktanteile zu klein, und das

Kopieren von SNA hielt sie in einer subalternen Position gegenüber IBM.98
Die SPAG-Unternehmen hielten deshalb an OSI fest und bemühten sich

zu verhindern, daß die amerikanischen Konkurrenten, wenn sie schon von
OSI nicht ferngehalten werden konnten, auch noch die funktionale Standardi-

96
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Neben der Bevorzugung von OSl-Produkten in der öffentlichen Beschaffung und der
Subventionierung der OSI-Standardisierung gab es auch noch andere Fördermaßnah-
men. So verlangte z.B. die EG-Kommission von den ESPRlT-Projektteilnehmern, daß

sie untereinander nur über OSI kommunizieren sollten (O'Connor 1993: 3).
Ironischerweise war IBM bei der Entwicklung eines breiten Angebots von OSI-Produk-
ten in einer besseren Position als all ihre Konkurrenten einschließlich der europäischen
Firmen. Sie mußte nämlich nur zwei Architekturen unterstützen, SNA und OSI, wäh-

rend alle anderen mindestens drei Architekturen unterstützen mußten: SNA, OSI und

ihre eigene proprietäre Architektur. OSI war deshalb für etwas kleinere amerikanische

Hersteller, wie etwa Hewlett-Packard, viel eher ein Problem als für IBM.
>Ctub-Standards. zu schaffen, also Standards, die sich im kollektiven Eigentum der

SPAG-Mitglieder befunden hätten und deshalb durch dritte Firmen nicht hänen mitbe-
nutzt werden können, war aus kartellrechtlichen Gründen nicht möglich.
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sierung an sich rissen. Die Strategie dabei war, die amerikanischen Firmen
in ein möglichst inklusives und fest institutionalisiertes Standardisierungs-
verfahren einzubinden, das den europäischen Unternehmen erlauben würde,
ihre Minderheitenposition besser zu verteidigen als in stark machtabhängigen
nichtkooperativen Standardisierungsprozessen.

Im Dezember 1984 und im Juni 1985 organisierte SPAG zwei Seminare
mit den l2 größten amerikanischen Herstellern, auf denen sie für ein koope-
ratives Vorgehen in der funktionalen Standardisierung warb. Die Amerikaner
griffen die ldee der funktionalen Standardisierung zwar auf, setzten sie aber
anders um, als den SPAG-Unternehmen lieb war. Statt eines organisatorischen
Widerparts zu SPAG gründeten sie eine Konkurrenzorganisation, die Cor-
poration for Open Systems International (COS). COS sollte weltweit operieren
und hielt ziemlich provokant ihre erste Sitzung in Brüssel ab. In Europa
wurde das als >imperialistisch< empfunden und löste die Befürchtung aus,

COS könne die Kontrolle über die funktionale Standardisierung gewinnen und
SPAG an den Rand spielen.

Tatsächlich kam aber alles ganz anders. COS gab ihre konfrontative Hal-
tung auf, beschränkte ihren Wirkungskreis auf den amerikanischen Kontinent
und trat schon 1986 in ein Kooperationsarrangement mit SPAG ein. Es wäre
interessant zu wissen, was im einzelnen diesen Umschwung bewogen hat.
Eine Rolle hat aber sicher gespielt, daß SPAG inzwischen die Unterstützung
japanischer Unternehmen gewonnen hatte, die 1985 gemeinsam mit dem
japanischen Netzbetreiber NTT die Promoting Conference for OSI (POSI)
gegründet hatten, eine Art >japanisches SPAG<gg. COS gab aber wohl auch
deshalb nach, weil sie der ISO und der IEC gegenüber gemeinsame Interessen
mit SPAG und POSI hatte, die sich zu organisieren lohnten.

ISO und IEC versuchten nämlich zu diesem Zeitpunkt gerade, in die funk-
tionale Standardisierung einzusteigen. SPAG, COS und POSI hatten ein ge-
meinsames Interesse zu verhindern, daß sie dabei allzuweit kämen. Dieses
gemeinsame Interesse wurde aktuell, als die drei Organisationen im Oktober
1986 zusammen mit der World Federation of MAP/TOP Users von der ISO

99 Ursprünglich hatten diese Unternehmen - Oki, Toshiba, NEC, Hitachi, Fujitsu und
Mitsubishi Electric - sogar geplant, ihre Organisation >Japanese SPAC< zu nennen.
Das war den europäischen Firmen allerdings auch nicht recht. Wenn alle möglichen
Organisationen SPAG hießen, so erläuterte ein lnterviewpartner die Sorge, dann wisse
nachher niemand mehr, welche Organisation eigentlich gemeint sei, wenn SPAG gesagt
werde. Um die eigene Erkennbarkeit und ldentität zu verteidigen, drängte SPAG des-
halb in Japan darauf, daß die neue Organisation unter eigenen Namen gegründet würde
und hatte damit Erfolg. Statt eines >Japanese SPAG< kam POSI.
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eingeladen wurden, um über die Zukunft der funktionalen Standardisierung
zu sprechen. Die Konferenz, die- eigentlich zur Verständigung zwischen der

ISO und dem Feeders' Forumlo dienen sollte, trug deshalb auch viel zur
Annäherung zwischen SPAG, COS und POSI bei. Die drei Organisationen
knüpften kooperative Beziehungen und schufen dadurch ein weltweites Netz-
werk zur Entwicklung funktionaler Profile.

Diesem Netz fehlte allerdings jede unmittelbare Verbindung zu den eben-

falls weltweit koordiniert arbeitenden MAP/ToP-Anwenderverbänden. Es

gab daher keine Gewähr, daß die dort entwickelten Profile mit den COS-/
SPAG-/POSI-Profilen kompatibel sein würden (EWOS 1989a: 1l). Auch
dieses Problem wurde auf der Konferenz im Oktober 1986 besprochen. Dabei
bestand prinzipieller Konsens, daß die Standardisierungsbemühungen beider

Seiten institutionell zusammengeführt werden sollten. Es gab auch ein Rollen-
modell, wie das geschehen könnte: den 1983 gegründeten OSI Implementors'
Workshop des amerikanischen National Bureau of Standards (NBS-OIW),
in dem Hersteller und Anwender gleichermaßen an der Entwicklung von
Implementationsvorschriften für OSl-Standards mitarbeiteten. Offen war
allerdings, ob die funktionale Standardisierung weltweit in einem einzigen
globalen Workshop konsolidiert oder auf mehrere regionale Workshops ver-

teilt werden sollte. COS plädierte für eine globale Lösung, und phasenweise

wurde diskutiert, ob nicht der NBS-OIW zu einem weltweit tätigen Workshop
aufgewertet werden könnte. Das scheiterte aber daran, daß das NBS sich

weigerte, den OIW auch außerhalb der Vereinigten Staaten tagen zu lassen,

während die Europäer und Japaner daraufbeharrten, daß, sollte es nur einen

Workshop weltweit geben, er auch zu ihnen kommen müsse. Statt einer globa-

len Lösung wurde deshalb eine regionale vereinbart. Sie sah vor, daß auf
jedem Kontinent ein regionaler Workshop eingrichtet werden sollte, der alle
dort laufenden Aktivitäten der funktionalen Standardisierung übernehmen

würde und für alle möglichen Akteure ohne jede regionale oder funktionale
Beschränkung frei zugänglich wäre, für Hersteller und Anwender ebenso wie
für PTTs, Universitäten und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen.

Bemerkenswert ist, daß offenbar zu keinem Zeitpunkt daran gedacht wurde,

die Entwicklung funktionaler Profile auf die ISO zu übertragen, obwohl das

doch offenbar eine sehr einfache Lösung gewesen wäre, um die disparaten

Standardisierungsinitiativen in diesem Bereich institutionell zusammenzufügen.

100 Das Feeders' Forum ist ein loser Zusammenschluß, den COS, SPAG, POSI und die

World Federation aus Anlaß dieser Konferenz ins Leben riefen, um gemeinsame ldeen

und Vorschläge zu erarbeiten, mit denen die ISO >gefüttert< werden sollte.



Die ISO war eine global tätige Organisation, stand allen möglichen Akteurs-
gruppen zur Mitarbeit offenl0l und mußte im Gegensatz zu den regionalen
Workshops nicht erst aufgebaut werden. Der Grund, warum ihr die funktionale
Standardisierung trotzdem nicht übertragen wurde, lag offenbar darin, daß
die OSl-Verbände ihr die Bewältigung dieser Aufgabe nicht zutrauten. Sie
hielten sie für zu verknöchert und langsam und wollten deshalb die funktio-
nale Standardisierung lieber neuen, >modernen< Organisationen anvertrauen
(vgl. Cargill 1989: ll5; Besen 1993:20).

In Europa übernahm SPAG die Initiative, den regionalen OSl-Workshop
zu gründen. Sie warb bei EMUG, OSITOP, ECMA und den beiden wichtig-
sten europäischen Vereinigungen akademischer Anwender, RAREl02 und
COSINEI03, um Unterstützungl04 und richtete gemeinsam mit diesen
Organisationen im Dezember 1987 den European Workshop for Open Systems
(EWOS) einl05. Im Oktober 1988 wurde in Japan mit chinesischer, korea-
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Mit der einen Einschränkung allerdings, daß jeder, der bei der ISO mitarbeiten wollte,
bereit sein mußte, sich in die Delegation seiner nationalen Standardisierungsorganisation
einzufügen.
Rdseaux Associds pour la Recherche Europ6enne.
Cooperation for Open Systems Interconnection in Europe.
Am schwierigsten war die Kooperation von ECMA zu gewinnen. Das Verhältnis zwi-
schen SPAG und ECMA war von Anfang an gespannt gewesen. Im ECMA-General-
sekretariat in Genf hatte man die Gründung von SPAG immer übel genommen. Alle
SPAG-Unternehmen waren auch Mitglieder bei ECMA und alles, was bei SPAG ge-
macht wurde, hätte genauso gut auch bei ECMA gemacht werden können. Nur waren
bei ECMA auch alle amerikanischen Firmen Mitglied, gegen die sich die SPAG-Firmen
gemeinsam rüsten wollten. Für die Intentionen der SPAG-Unternehmen war ECMA
deshalb nicht exklusiv genug gewesen. Jetzt, wo es um Exklusivität überhaupt nicht
mehr ging, war es ironischerweise IBM - gegen die sich die ursprünglichen Ausschluß-
bestrebungen von SPAG vor allen Dingen gerichtet hatten - die ECMA überredete,
SPAG bei der Gründung der neuen Organisation zu unterstützen.
EWOS ist ein Angegliedertes Normungsgremium (Associated Standardization Body)
des Comit6 Europ6en de Normalisation (CEN), das weiter unten noch näher vorgestellt
werden wird (vgl. Abschnitt 4.2.2.2). Dieser speziell für EWOS entwickelte Status
kombiniert die rechtliche Zugehörigkeit zu CEN mit sehr weitgehender Organisations-
und Haushaltsautonomie. Die Organisationsstruktur von EWOS weicht in manchen
Punkten erheblich von der des CEN oder anderer traditioneller Standardisierungsorga-
nisationen ab. Vor allen Dingen ist das Repräsentationsprinzip in EWOS nicht Nationa-
lität, sondern ähnlich wie in ECMA Organisationszugehörigkeit. Auch die Arbeits- und
Entscheidungsprozesse sind schlanker als normal. So wird z.B. die technische Arbeit
in EWOS nicht ausschließlich von periodisch tagenden Arbeitsgruppen erledigt, sondem
teilweise auch durch kleine Gruppen von für einzelne Standardisierungsprojekte haupt-

l0r

l02
103

t04

105
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nischer und australischer Beteiligung der OSI Asia-Oceania Workshop (AOW)
gegründet. l06

EWOS, AOW und der seit 1988 als National Institute for Science and

Technology - OSI Implementors' Workshop (NIST-OIW) geführte OIW
haben die funktionale Standardisierung inzwischen vollständig übernommen.

SPAG, COS und POSI zogen sich aus der Standardisierungsarbeit zurück und

beschäftigen sich heute mit der Entwicklung von Testmethoden, mit denen

die Feststellung von OS[-Konformität objektiviert werden kann (Cerni 1989;

Wells 1988).

Für die Koordination zwischen den Workshops war von Anfang an gesorgt.

Das Feeders' Forum wirkte im Hintergrund, und recht viele multinationale
Unternehmen nahmen anzurei oder sogar allen drei Workshops teil und mach-

ten sich dadurch deren Koordination zum internen Problem. Schließlich wurde

im März 1989 auch das Regional Workshop Coordinating Committee
(RW-CC) gegründet, in dem die Workshops regelmäßig zusammenkommen,

um ihre Arbeitspläne zu vergleichen und aufeinander abzustimmen. Gemein-

sam interessierende Entwicklungsprojekte sollen identifiziert und dann koope-

rativ abgearbeitet werden. Für die Kooperation stehen drei Verfahrensweisen

zur Verfügung. Entweder arbeitet nur ein Workshop an dem Projekt und die
beiden anderen übernehmen seine Ergebnisse, oder alle drei bearbeiten das

Projekt simultan, oder sie gründen eine gemeinsame Arbeitsgruppe, an die

sie das Projekt delegieren (EWOS 1989b: 6). Latente Anreize zur Koopera-

tionsverweigerung werden durch den Umstand kontrolliert, daß die drei Work-
shops inzwischen mit dem von ISO und IEC gegründeten JTC I zusammen-

urbäitenl07. Sie liefern funktionale Profile an JTC l, die dort ohne große

amtlich angestellten Ingenieuren (Projektgruppen). Zur Struktur und Arbeitsweise von

EWOS vgl. EWOS (1990); Macpherson (1990:269-272).
106 Zu Organisation und Struktur von AOW vgl. Macpherson (1990: 267-269).
l\i Die Gründung des ISO/IEC Joint Technical Committee I Information Technology (JTC

I ) stand am Ende einer langjährigen Auseinandersetzung zwischen ISO und IEC über

die Zuständigkeit in der Informationstechnik. Anfang der achtziger Jahre hatte die IEC

ein neues technisches Komitee gegründet (TC 83 >Information Technology Equip-

ment"), mit dem es wieder in die Standardisierung von Informationstechnik einsteigen

wollte, die sie seit Ende der sechziger Jahre vollständig der ISO überlassen hatte (vgl.

Abschnitt 2.2).Bei der ISO und in der informationstechnischen lndustrie löste dieser

Schritt erhebliche Verärgerung aus. Es war offensichtlich, daß das IEC TC 83 weitge-

hend dieselbe Arbeit tun würde wie das ISO TC 97 und daß die Standardisierung

dadurch teurer und schlechter werden würde. Wichtige Unternehmen kündigten deshalb

an, nicht beide Komitees gleichzeitig mit Experten zu beschicken. Unter dem Druck

dieser Drohung bemühten sich ISO und IEC um eine Beilegung ihrer Differenzen und
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weitere Anderung in internationale Standards, sogenannte International Stan-
dardized Profiles (ISPs) umgewandelt werden. Dieses Verfahren kann aber
natürlich nur funktionieren, wenn die Profile, die die Workshops abliefern,
abgestimmt und konsensfähig sind und deshalb im JTC I nicht weiter modifi-
ziert werden müssen (vgl. Abschnitt 4.3.2).

Mit der Gründung und Vernetzung von EWOS, NIST-OIW und AOW und
ihrer Anbindung an das JTC I kam die institutionelle Entwicklung in der OSI-
Standardisierung zu einem vorläufigen Ende. Die im Laufe dieser Entwicklung
entstandene Standardisierungsstruktur ist kompliziert. Sie umfaßt das JTC I
und das CCITT, die die OSl-Basisstandards entwickeln und dabei von dritten
Organisationen wie z.B. IEEE und ECMA mit Inputs versorgt werden, und
die regionalen OSl-Workshops EWOS, NIST-OIW und AOW, die auf der
Grundlage dieser Standards funktionale Profile entwickeln und an JTC I zur
Verabschiedung als internationale Standards weiterleiten.

4.2.1.5 CCITT, JTC I und Isoc

Angesichts des Aufwandes an Zeit, Geld und Nerven, die der Aufbau und
die Unterhaltung dieser Standardisierungsstruktur gekostet hatl08, ist der
Verbreitungsgrad von OSI-Standards enttäuschend gering. Obwohl eindeutige
Zahlen fehlen, läßt sich feststellen, daß manche Umfrageergebnisse zwar
positiver sind als andere (vgl. Abbildungen l8 und l9), insgesamt aber die
Verbreitung von OSI hinter den ursprünglichen Erwartungen weit zurück-
bleibt. Immerhin bietet eine wachsende Zahl von Herstellern OSl-Produkte
an, diese sind aber in der Regel Produkte der ersten Generation mit begrenzter
Funktionalität, Leistung und Nutzerfreundlichkeit - und hohem Preis. Gekauft
und eingesetzt werden sie fast ausschließlich im öffentlichen Sektor. Die
privaten Anwender verhalten sich abwartend. Die Nachfrage ist träge (Lanting
1992; Sweeny 1993).

Die Konkurrenz, die OSI zu erdrücken droht, kommt nicht allein von den
proprietären Architekturen, die es einmal ersetzen sollte, sondern auch von
TCP/IP, also einem Satz von Standards, der genauso >offen< und hersteller-

beschlossen 1987, ihre informationstechnischen Komitees im JTC I zusammenzulegen
(Mohr 1982: 740; Cargill 1989: 133; Macpherson 1990: ll9).

108 Farrell und Saloner zitieren eine Schätzung, nach der die OSl-Standardisierung die
Industrie rund 4 Mrd. US-Dollar gekostet haben soll ( 1992: l0). Die Zahl wirkt sehr
hoch gegriffen. Gem wüßte man näheres über die Methodologie der Schätzung. Auf
jeden Fall aber war die Standardisierung von OSI überaus teuer.
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Abb. 18: Die Einsteltung europäischer Anwender zu OSI
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unabhängig ist, wie es selbst. TCP/IP hat sich in den letzten Jahren rapide
ausgebreitet und inzwischen eine sehr viel höhere Marktdurchdringung erreicht
alsbst.l0g Dabei haben zwei Ursachen eine besondere Rolle gespielt.
Erstens war die Entwicklung der TCP/IP-Standards immer sehr eng an die
Technikentwicklung rückgekoppelt. Die Standards wurden für das ARPANET
entwickelt und im ARPANET bzw. später im Internetll0 getestet, ange-
wendet und weiterentwickelt. Das hat zu einer sehr einheitlichen Implementa-
tion dieser Standards geführt. Sie sind deshalb sehr einfach zu gebrauchen.
Reine Konformität mit ihnen verbürgt schon Kompatibilität. Nicht so bei OSI.
Die OSl-Standards wurden unabhängig von konkreten Nutzungskontexten
entwickelt und deshalb bewußt offen gehalten, um auf alle möglichen Nut-
zungskontexte anwendbar zu sein. Sie sind deshalb sehr unhandlich in der
Benutzung. Um Kompatibilität zu erreichen, müssen zunächst die Basisstan-
dards studiert und die passenden Profile ausgesucht werden. Ob die auf dieser
Grundlage vorgenommenen Implementationen dann auch wirklich kompatibel
sind, erweist aber erst der praktische Test (O'Connor 1993: 5). Ein zweiter
Vorzug von TCP/IP ist, daß es Mitte der achtziger Jahre in UNIX integriert
wurde und heute mit fast jedem UNIX-Produkt frei mitgeliefert wird. Dadurch
profitierte es direkt vom Aufschwung bei UNIX. OSI dagegen muß extra
gekauft und bezahlt werden (Jardins 1992:4).

TCP/IP hat allerdings auch technische und institutionelle Schwächen, die
OSI nicht hat. Vor allen Dingen kann es sehr viel weniger Adressen verwalten
als OSI, was angesichts des rapiden Wachstums des Internet immer stärker
zum Problem wird. Außerdem eröffnet es sehr viel weniger Anwendungs-
möglichkeiten als OSI, bietet sehr viel weniger Dienste an, hat keine umfas-
sende Architektur und schlechtere Vorrichtungen für die Überlast-Kontrolle
(congestion control) (Jardins 19921'Lanting 1992; Retix 1992). Schließlich
fehlt ihm der politische Rückhalt, den OSI hat. Von öffentlichen Beschaffun-
gen ist es nach wie vor ausgeschlossen.lllDamit sich das ändert, müßte

109 Ein Indiz für die beschleunigte Ausbreitung von TCP/IP ist die explosionsartige Ver-
mehrung von Hostcomputern am Internet. Waren I 987 erst 10.000 Rechner angeschlos-
sen, so waren es 1989 schon 80.000, l99l 376.000 und1992 schließlich 727.00A(Open
Systems Newsletter September 1992:2: vgl. auch Abb. l9).

I l0 Das Internet ging im Laufe der Zeit aus dem ARPANET hervor, als dieses aufgrund
der enormen Nachfrage für immer mehr Nutzer und Nutzergruppen geöffnet wurde.
Es ist kein einheitliches Netz mehr, sondern nur noch eine lose verknüpfte Föderation
vorr Netzen (zur Geschichte von ARPANET und lnternet vgl. Hart/Reed lBar 1992).

I I I In der EG-Kommission wird allerdings diskutiert, ob nicht die öffentliche Beschaffung
auch für TCP/IP und andere offene Standards geöffnet werden sollte. Auslöser dieser



138 Kapitel 4

für die Pflege und Weiterentwicklung der TCP/IP-Standards eine ähnlich fest
institutionalisierte Komiteestruktur wie für OSI installiert werden, die Offen-
heit, Unparteilichkeit und Fairness des Standardisierungsprozesses gewähr-

leistet. Daran mangelt es bisher, wenn auch mit der Gründung einer Internet
Society (Isoc) ein erster Schritt in diese Richtung getan worden ist (vgl. Open

Systems Newsletter February 1992).

Es erscheint aus diesen Gründen wenig wahrscheinlich, daß TCP/IP OSI
einmal ganz verdrängen wird. Vielmehr sieht es im Moment so aus, als wür-
den TCP/IP und OSI technisch zusammengeführt, um ihre komplementären

Stärken besser zum Tragen zu bringen. Durch eine Integration von TCP/IP
in OSI könnte OSI am Markterfolg von TCP/IP profitieren, während
TCP/IP sämtliche institutionellen und technischen Vorzüge von OSI zugute
kämen. Gegenwärtig verhandeln Isoc, CCITT und JTC I über eine Aufnahme
der Zusammenarbeit. Noch sind die genauen Konditionen umstritten. In Ex-
pertenkreisen wird aber vermutet, daß die Verhandlungen trotzdem zum Erfolg
führen werden. Der potentielle Nutzen für beide Seiten ist groß (Judge 1993;

Open Systems Newsletter September 1993).

4.2.2 Neue Organisationen für die Standardisierung von
Telekommunikation: Das Beispiel ETSI

Während der achtziger Jahre entstanden weltweit drei neue regionale Standar-
disierungsorganisationen für die Telekommunikation, Tl in Amerika, TTC
in Japan und ETSI in Europa.

Die älteste dieser drei Organisationen ist Tl. Seine Gründung 1984 stand

in engem Zusammenhang mit der im selben Jahr vollzogenen Entflechtung
(divestiture) von AT&T. Vor der Entflechtung hatte AT&T die technische
Integrität des amerikanischen Telekommunikationssystems garantiert. Mit der
Entflechtung verlor sie aber die vertikale und horizontale Kontrolle, die für
diese Garantie notwendig war, und ein neuer Mechanismus mußte gefunden

werden, um den technischen Zusammenhalt des Systems zu gewährleisten.

1983 gründeten die amerikanischen Netzbetreiber die Exchange Carriers' Stan-

dards Association (ECSA), um diese Funktion zu übernehmen, stießen damit

Diskussionen war ein aus EG-Mitteln geförderter Bericht des Unternehmensberaters

Ray O'Connor (O'Connor Report; vgl. O'Connor 1993 und Open Systems Newsletter

July 1993).
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aber auf den Widerstand der Federal Communications Commission (FCC),
die eine Monopolisierung dieser strategisch wichtigen Aufgabe befürchtete.
Der darauftrin ausgehandelte Kompromiß sah vor, daß ECSA unter dem Dach
des American National Standards Institute (ANSI) eine eigene Standardisie-
rungsorganisation für die Telekommunikation gründen würde, das ANSI Ac-
credited Standards Committee for Telecommunication - One (Tl). Die An-
bindung von Tl an ANSI sorgte nicht nur dafür, daß neben den in der ECSA
repräsentieften Betreibergesellschaften auch Ausrüstungshersteller und Anwen-
der an der Standardisierung beteiligt wurden, sondern ermöglichte auch aus-
ländischen Akteuren die Partizipation. Das ANSI-Reglement erlaubt nämlich
allen Parteien, die ein direktes und materielles Interesse an einem Standardi-
sierungsprozeß haben die Teilnahme. Weil z.B. der kanadische Telekommuni-
kationssektor von Entscheidungen des Tl-Komitees >direkt und materiell<
betroffen ist, arbeiten auch kanadische Akteure an diesen Entscheidungen mit.
De facto ist Tl deshalb eine regionale Organisation (Lifchus 1985; Hawkins
1992:343-344).

Aus ähnlichen Gründen wie das Tl in den Vereinigten Staaten wurde nur
ein Jahr später das Telecommunications Technology Committee (TTC) in
Japan gegründetll2. Die Telekommunikation wurde dereguliert, die alten
Monopolanbieter NTT und KDD verloren ihre Monopol und büßten damit
die Kontrollressourcen ein, die notwendig sind, um die technische Integrität
des nationalen Telekommunikationssystems durch hierarchische Standardisie-
rung zu garantieren. Um die Leerstelle zu füllen, drängte das Postministerium
(MPT) auf die Gründung einer Standardisierungsorganisation. Daraufhin
wurde das TTC eingerichtet. Es ist eine privatrechtliche Organisation, die an
ihrer Arbeit nicht nur die japanischen Netzbetreiber und Ausrüstungshersteller
beteiligt, sondern auch ausländische Unternehmen (Besen 1990: 5).

Beim European Telecommunications Standards Institute (ETSI) war alles
etwas anders als bei Tl und TTC. Es wurde nicht im Gefolge nationaler
Deregulierungen gegründet, sondern imZuge der Bemühungen der EG-Kom-
mission um die Schaffung eines einheitlichen europäischen Marktes für Tele-
kommunikationsdienste und -ausrüstu ngen. Zur Rekonstruktion der Umstände
seiner Gründung muß etwas weiter ausgeholt werden. In einem ersten Ab-
schnitt (4.2.2.1) wird gezeigt, wie die EG-Kommission während der achtziger
Jahre versuchte, über eine Doppelstrategie von Liberalisierung und Harmoni-
sierung die Schaffung eines gemeinsamen Telekommunikationsmarktes zu
erreichen, und welche Rolle dabei der Standardisierung zukam. Der zweite

l12 Nicht zu verwechseln mit dern Telecommunications Technology Council.
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Abschnitt (4.2.2.2) beschreibt den institutionellen Rahmen, der während der

achtziger Jahre für die allgemeine Harmonisierungs- und Standardisierungs-
politik der Gemeinschaft geschaffen wurde. Der dritte Abschnitt (4.2.2.3)

schließlich erzählt die Geschichte der Gründung des ETSI selbst und die
Probleme seiner Einfügung in diesen Rahmen.

4.2.2.1 Die EG und die Telekommunikation

Das Engagement der EG in der Telekommunikation entwickelte sich nur
langsam. In den Mitgliedsländern herrschte lange Zeit die Auffassung, die
EG habe in diesem Sektor keinerlei Kompetenzen. Die Telekommunikation
gehöre in den Bereich einzelstaatlicher Infrastrukturvorsorge und sei ohne

handelspolitische Relevanz.Ihre rein nationale Organisation sei deshalb ange-

messen und gerechtfertigt (Schneider/Werle 1989: 252).In der EG-Kommis-
sion war man anderer Ansicht und drängte auf eine stärkere Europäisierung
der Telekommunikationspolitik. Der Kommissar Spinelli argumentierte z.B.
1972 vor der Vollversammlung des Europaparlaments, daß die Abriegelung
der nationalen Telekommunikationsmärkte zum Vorteil einzelstaatlicher Unter-
nehmen zu einer erheblichen Verschwendung von Ressourcen führe. Sie ver-
ursache unnötige Duplikationen bei den Forschungs- und Entwicklungsaus-
gaben, provoziere Unterschiede bei den technischen Normen, verhindere Ein-
sparungen durch Serienproduktion und wirke sich hemmend auf die Wett-
bewerbsfähigkeit der europäischen Fernmeldeindustrie aus. Außerdem sei sie

mit den Zielen des Römischen Vertrags und der Existenz eines gemeinsamen

Marktes unvereinbar. Die Kommission strebe deshalb an, in Zusammenarbeit
mit den interessierten Behörden die Grundlage für eine europäische Politik
im Fernmeldewesen zu schaffen (Kuhn 1980: 270).

Das Problem war nur, daß außer der Kommission niemand an einer euro-
päischen Politik für die Telekommunikation interessiert war. Die PTTs wach-
ten eifersüchtig über ihre Vorrechte und wollten sie keinesfalls mit der EG

teilen. Die Hersteller profitierten von geschützten heimischen Märkten und
hatten keine Neigung, sie zugunsten der unsicheren Gewinnchancen, die eine
Europäisierung der Telekommunikation ihnen bot, aufzugeben. Die nationalen

Regierungen schließlich lehnten es ab, Kompetenzen an die EG abzutreten,

wo dies nicht unbedingt erforderlich erschien (Dang-Nguyen/Schneider/Werle
1993: l7).

Gegen diese Widerstände liefen alle Initiativen der Kommission ins Leere.

Mitte der siebziger Jahre bemühte sie sich, eine Öffnung der Beschaffungs-

verfahren der PTTs zu erreichen, damit neben der heimischen Herstellerindu-
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strie auch Anbieter aus dem europäischen Ausland zumZuge kommen könn-
ten. Als jedoch der Ministerrat 1976 eine Richtlinie zur Liberalisierung des

öffentlichen Beschaffungswesens verabschiedete, nahm er die Telekommuni-
kation von der Anwendung dieser Richtlinie ausdrücklich aus (Dang-Nguyen/
Schneider/Werle 1993: l5)"'. Ende der siebziger Jahre wiederholte die
Kommission im Davignon-Bericht die Forderung, die öffentlichen Telekom-
munikationsbeschaffungsmärkte zu öffnen, und schlug außerdem die Schaf-
fung eines EG-weiten freien Marktes für Telekommunikationsendgeräte und
eine Harmonisierung der europäischen Telekommunikationsnetze und -dienste
uorlf4 (Kommission 1979). Aber wieder drang sie nicht durch. Der Rat
verabschiedete lediglich eine vage und unverbindliche Empfehlung (Dang-
Nguyen 1986:299).

Erst in den frühen achtziger Jahren begann sich das Blatt zugunsten der
Kommission zu wenden. Die traditionell starke Position der europäischen
Telekommunikationsindustrie schien bedroht, und dringende Maßnahmen zur
Abwehr dieser Bedrohung schienen geboten. Gründe für diesen Wahr-
nehmungswandel gab es viele (vgl. Schneider/Werle 1989; Dang-Nguyen/
Schneider/Werle 1993). Zentral war aber, daß AT&T mit der Entflechtung
1984 das Recht erhalten hatte, sich außerhalb des amerikanischen Marktes
zu engagieren. AT&T nutzte dieses Recht sofort und dokumentierte durch
den Abschluß von zwei Joint ventures mit Olivetti und Philips, daß sie in
Zukunft auf dem europäischen Markt aktiv sein würde. In Europa löste das

die Befürchtung aus, nach der Computerindustrie könne nun auch noch die
Telekommunikation unter die Hegemonie amerikanischer Unternehmen gera-
ten - eine Befürchtung, die um so berechtigter schien, als zum selben Zeir
punkt IBM Anstalten machte, in die Telekommunikation zu diversifizieren
(Ungerer/Costello I 988: I 07).

Unter dem Eindruck der äußeren Bedrohung gelang es der Kommission,
den Mitgliedsstaaten Zugeständnisse in der Telekommunikationspolitik ab-
zuringen. 1983 gründete sie bei der Generaldirektion III (Binnenmarkt und
Industrie) eine Sondereinsatzgruppe (Special Task Force), die die Implementa-
tion eines einheitlichen europäischen Marktes für die Telekommunikation
vorantreiben sollte. Zunächst konzentrierte sich diese Gruppe darauf, bei

Es handelte sich dabei um die sogenannte >Lieferkoordinierungsrichtlinie.
('t7 t62/EWG).
Die Fernmeldeverwaltungen sollten verpflichtet werden, neue Telekommunikations-
dienste nur noch auf europaweit standardisierter Basis einzuführen und nur standar-
disierte Ausrüstungen zu beschaffen.

ll3

ll4
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wichtigen Entscheidungsträgern das Gefühl zu kultivieren, die europäische

Fernmeldeindustrie stehe vor dem Abgrund. Dazu gab sie bei verschiedenen
Unternehmensberatungsfirmen Studien in Auftrag, die beweisen sollten, wie
stark die europäische Telekommunikationsindustrie gegenüber der amerikani-
schen Konkurrenz verlor und wie eng dieser Niedergang mit der nationalen

Fragmentierung des europäischen Telekommunikationsmarktes zusammen-

hing.ll5 Sie präsentierte die Ergebnisse vor hochrangigen Industrievertre-
tern und empfahl die Liberalisierung und Harmonisierung der europäischen

Telekommunikationsmärkte als Rettung in der Not. Die Liberalisierung würde

die rechtlichen Barrieren zwischen den nationalen Märkten niederreißen, die
Harmonisierung die technischen. Dadurch würde ein großer, einheitlicher
Binnenmarkt entstehen. Die auf diesem Markt operierenden Hersteller und
Diensteanbieter könnten Forschungs- und Entwicklungskosten durch die Ver-

meidung unnötiger Duplikationen sparen und außerdem höhere Serienproduk-
tionsvorteile realisieren als bisher. Ihre internationale Wettbewerbsposition
würde sich verbessern (Schneider/Werle 1989: 256, 266; Richter l99l: 2;

Dang-Nguyen/Schneider/Werle 1993: 19).

Neben diesen Aktionen zur Bewußtseinsbildung verfolgte die Task Force

auch die Entwicklung eines Aktionsprogramms für die praktische Politik. Der
erste, 1983 fertiggestellte Entwurf (Com [83] 573 final) baute auf den schon

bekannten Forderungen der Kommission auf und sah als konkrete Maßnahmen
zur Schaffung eines einheitlichen Gemeinschaftsmarktes für Telekommuni-
kationsausrüstungen und -endgeräte unter anderem eine Öffnung der PTT-

Beschaffungsverfahren, die gegenseitige Anerkennung von Endgerätezulassun-

gen und eine gemeinsame Standardisierungspolitik vor (vgl. Ungerer/Costello
1988:135-136).

l15 Ein typisches Beispiel ist eine 1983 angefertigte Studie von Arthur D. Little, die zu

dem Ergebnis kam, daß im Rahmen der gegebenen national fragmentierten europäi-

schen Struktur eine leistungsstarke Telekommunikationsinfrastruktur und -industrie nicht

zu erreichen sei. Die nationalen Märkte seien zu klein, um die Investitionen zu amorti-
sieren, die notwendig seien, um Produkte auf dern neuesten Stand der Technik zu

entwickeln. Die an die nationalen Märkte gebundenen Hersteller und Diensteanbieter

gerieten deshalb in immer größere Probleme, wenn sie an der Spitze der Technikent-

wicklung bleiben wollten. Die Duplikation der Entwicklungsanstrengungen sei zu groß,

die Absatzzahlen zu klein. Die national parzellierte Struktur müsse deshalb aufgebro-

chen und die rechtliche und technische Fragmentierung des europäischen Marktes

beseitigt werden. Nur dann könne in Europa ein international konkurrenztähiges Spek-

trum an Telekommunikationsausrüstungen und -diensten entwickelt werden (Arthur

D. Little 1983).
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Um die Unterstützung der nationalen PTTs zu gewinnen, gegen deren
Widerstand keine Telekommunikationspolitik zu machen war, wurde im No-
vember 1983 die Senior Officials Group for Telecommunications (SOGT)
gegründet. Sie hatte beratenden Status und war mit hochrangigen Beamten
aus den Mitgliedsländern bestückt. Das Aktionsprogramm wurde mit SOGT
durchgesprochen, modifiziert und im Mai 1984 an den Ministerrat weiterge-
leitet (Com tS4l277 final). Der Ministerrat stimmte dem Program- rul16
und legte sich damit zum ersten Mal auf das Projekt eines gemeinsamen
Telekommunikationsmarktes fest. Die Telekommunikationspolitik der Gemein-
schaft erreichte damit eine neue Qualität. Nach Jahren des Appellierens und
Predigens war jetzt eine Legitimationsbasis für konkretes Handeln gelegt
(Schneider/Werle 1989: 262).Die Kommission schlug erste Maßnahmen zur
Liberalisierung und Harmonisierung der nationalen Telekommunikations-
märkte vor, und der Rat, durch seine Zustimmung zum Aktionsprogramm
gebunden. segnete sie ab. Das Beschaffungswesen der PTTs wurde ein erstes
Stück geöffnetllT, eine vorläufige Regelung für die gegenseitige Anerken-
nung von Endgerätezulassungen wurde getroffenllS und die harmonisierte
Einführung neuer Telekommunikationsdienste beschlossenll9. Außerdem
wurde ein Forschungsförderungsprogramm für die Telekommunikation nach
dem Vorbild von ESPRIT gestartetl20.

Die seit 1985 sich entfaltende Initiative zur Vollendung des Binnenmarktes
1992 gab der EG-Telekommunikationspolitik zusätzlichen Schub. In einem
weithin beachteten Grünbuch zur Telekommunikation erweiterte die Kommis-
sion ihr bis dahin auf den Endgerätemarkt und die öffentliche Beschaffung
beschränktes Liberalisierungs- und Harmonisierungsprogramm und forderte
jetzt auch die Öffnung und Vereinheitlichung des Marktes für Telekommuni-

I t6

lt7

il8

n9

Council Recommendation of l2 November 1984 concerning the implementation of
a common approach in the field of telecommunications (841549 IEEC\.
Council Recommendation of I 2 November I 984 concerning the lirst phase of opening
up access to public telecommunications contracts (84/550/EEC).
Council Directive of 24 July 1986 on the initial stage of the mutual recognition of type
approval for telecommunications terminal equipment (86/361 /EEC).
Council Recommendation of 22 December 1986 on the coordinated introduction of
the Integrated Services Digital Network (ISDN) in the European Community<
(86/659/EEC) und Council Recommendation of 25 June 1987 on the coordinared
introduction of public pan-European digital mobile communications in the European
Communiry (8'7 /371 IEEC).
Council Directive of 25 July 1985 on a delinition phase for an R&D programme in
advanced communications technologies for Europe (RACE) (85 / 372 I EEC).

t20
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kationsdienste. Das Grünbuch traf auf breite Zustimmung (Dang-Nguyen/

Schneider/Werle 1993: 20) und wurde in den fblgenden Jahren zu wesentli-
chen Teilen umgesetzt. Die Kommission erließ zwei Richtlinien zur Liberali-
sierung des Endgeräte- und des Telekommunikationsdienstemarktesl2l, und

der Ministerrat verabschiedete Richtlinien zur Harmonisierung dieser beiden

Märktel22 und zur Liberalisierung und technischen Harmonisierung des

öffentlichen Beschaffungr*"."nr123 (vgl. XIII Magazine, Sept. 1993: 4-5).
Die Harmonisierungsrichtlinien entsprachen den Prinzipien des >neuen

Ansatzes< der EG für die Harmonisierungspolitik (vgl. Abschnitt4.2.2.2).Sie
legten keine detaillierten Vereinheitlichungsvorschriften fest, sondern formu-
lierten lediglich grobe Harmonisierungsziele, die durch den Bezug auf ein-

heitliche europäische Standards genauer präzisiert werden sollten. Damit auf
einheitliche europäische Standards Bezug genommen werden konnte, mußte

es solche Standards aber zunächst einmal geben. Im Gleichschritt mit ihrer
Kampagne zur rechtlichen Öffnung und Vereinheitlichung der europäischen

Telekommunikationsmärkte hat sich die Kommission deshalb um den Aufbau
einer institutionellen Infrastruktur für die europäische Standardisierung von

Telekommunikation bemüht. In diesem Bemühen allerdings mußte sie nicht
nur auf die Besonderheiten des Telekommunikationssektors Rücksicht neh-

men, sondern auch auf das Kooperationsregime, das sie mit zwei europäischen
Standardisierungsorganisationen, dem CEN (Comit6 Europden de Normali-
sation) und dem Cenelec (Comit6 Europ6en de Normalisation Electrotechni-
que), zur Unterstützung der allgemeinen Harmonisierungspolitik der Gemein-
schaft aufgebaut hatte, und das durch ihre Vorstöße in die Standardisierung
von Telekommunikationstechnik keinesfalls gestört werden sollte. Bevor auf
die Gründung von ETSI eingegangen werden kann, muß deshalb zunächst

die Entstehung und Gestalt dieses Regimes skizziert werden.

l2l Die Commission Directive of l6 May 1988 on competition in the markets in telecom-

munications terminal equipment (88/301 /EEC) und die Commission Directive of 28

June 1990 on competition in the markets for telecommunication services
(90/388/EEC).

122 Die Council Directive of 29 April l99l on the approximation of the laws of the Mem-
ber States concerning telecommunications terminal equipment, including the mutual

recognition of their conformity (91 1263 IEEC), die die alte Richtlinie (86/361 /EEC)
ersetzt, und die Council Directive of28 June 1990 on the establishment ofthe internal

market for telecommunications services through the implementation of open network
provision (90/387 / EEC).

123 Council Directive of l7 September 1990 on the procurement procedures of entities

operating in the water, energy, transport and telecommunication sectors (90/53 I /EEC).
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4.2.2.2 Die Harmonisierungspolitik der EG und die Standardisierung

Der >gemeinsame Markt( ist die Raison d'ötre der Europäschen Gemeinschaft.
Artikel 100 der Römischen Verträge billigt ihr legislative Kompetenzen über-
all dort - und eigentlich nur dort - zu, wo divergierende Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedsstaaten die Marktintegration behindern (Joerges

l99l: 227).In den ersten Jahren der Gemeinschaft ging es mit der Integration
der nationalen M?irkte zügig voran. Die Zollschranken fielen schneller als
gedacht, und je niedriger sie wurden, desto stärker kamen die bisher vernach-
lässigten nichttarifüren Handelshemmnisse in den Blick. Nach einigen Ad-hoc-
Ansätzen legte die EG-Kommission 1968 dem Ministerrat ein >Allgemeines

Programm zur Beseitigung der technischen Handelshemmnisse< vor, mit dem
sämtliche den Handel beschränkenden Vorschriften zum Arbeits-, Umwelt-
und Verbraucherschutz vereinheitlicht werden sollten. Für alle Produkte und
Produktgruppen, die diese Anliegen tangieren, sollten Harmonisierungsricht-
linien erlassen werden, die die relevanten technischen Aspekte regeln und
nationale Vorschriften ersetzen würden (Pelkmans /Vollebergh 1986: 12, l5).

Der Erfolg dieses Programms war aus zwei Gründen extrem begrenzt. Der
erste Grund war, daß die Mitgliedsländer weit schneller neue Regulierungs-
vorschriften produzierten als die EG-Harmonisierungsrichtlinien. Das Pro-
gramm verlangsamte zwar das Tempo, mit dem neue Handelsbarrieren ent-
standen, konnte aber eine zunehmende Fragmentierung des europäischen
Marktes nicht verhindern (Pelkmans 1987: 251). Für diese Schwäche wurden
zum einen der technische Detaillierungsgrad der Harmonisierungsrichtlinien
verantwortlich gemacht, der die EG-Kommission zwang, in langwierigen
Verfahren abseitige technische Feinheiten zu klären und mit nationalen Fach-
beamten abzustimmen, ehe sie dem Ministerrat eine Vorlage zur Verabschie-
dung zuleiten konnte, und zum anderen die Entscheidungsschwäche des unter
der Einstimmigkeitsregel operierenden Ministerrats selbst. Beides habe die
Vorbereitung und Verabschiedung von Harmonisierungsrichtlinien unnötig
in die Länge gezogen. Tatsächlich ist schwer nachvollziehbar, warum z.B.
die Harmonisierung der Anforderungen an Mineralwasser über 10 Jahre dau-

ern mußte (Lauwaars 1988: 155-156).
Der zweite Grund für den Mißerfolg des Harmonisierungsprogramms war,

daß es nichts zur Harmonisierung der rechtlich irrelevanten, praktisch aber

sehr folgenreichen nationalen Standards unternahm (Joerges 1991: 245). In
allen Mitsliedsländern sab es nationale Orsanisationen. wie etwa das

DlNl24 iöeutschlana, ÄpNon125 in Frankräch oder 
"tttze 

in England,

124 Deutsches Institut für Normung.
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die weitgehend unabhängig voneinander Standards für die verschiedensten
Industriesektoren produzierten. Für die Vereinbarkeit der von ihnen produzier-

ten Standards gab es kaum eine Gewähr. Zwarhatten sie Anfang der sechzi-
ger Jahre zusammen mit den Standardisierungsverbänden aus den EFTA-Län-
dern zwei europäische Standardisierungsorganisationen gegründet - das Co-
mitd Europden de Normalisation (CEN) für alle technischen Bereiche außer-

halb der Elektrotechnik und das Comitd Europden de Normalisation Electro-
technique (Cenelec)I27 für die Elektrotechnik - und vereinbart, daß deren
Standards, sogenannte Europäische Standards (ENs), nationale Standards
ersetzen sollten. Der harmonisierende Effekt blieb aber gering. CEN ver-
abschiedete zwischen 1961 und 1982 ledielich 96 Europäische Standards,
Cenelec sogar nur 37128. Verylichen mit äen uber 20.000 Standards, die
z.B. das deutsche DIN veröffentlicht hat, war das verschwindend wenig
(Kommission 1990: 15, 18).

In den achtziger Jahren wurden die beiden Gründe des Mißerfolgs schritt-
weise therapiert. Der erste Schritt war die sogenannte >Informationsrichtlinie<
von 1983119, mit der eine Sicherung g"g"n das Entstehen neuer Handels-
hemmnisse geschaffen wurde. Sie verpflichtete die Mitgliedsstaaten zur früh-
zeitigen gegenseitigen Unterrichtung über Gesetzgebungsvorhaben, so daß

drohende Marktspaltungen schon im Vorfeld entdeckt und durch die Erarbei-
tung europäischer Lösungen antizipiert werden konnten. Als flankierende
Maßnahme wurde der EG-Kommission die Möglichkeit an die Hand gegeben,

durch Stillhalte-Anordnungen zu unterbinden, daß die Mitgliedsstaaten eigene
Regulierungen erlassen, während an einer einheitlichen europäischen Lösung
gearbeitet wird (stand-still). Sobald eine europäische Regelung erlassen ist,
müssen die Mitgliedsstaaten entgegenstehende nationale Regulierungen zu-
rückziehen (transposition).

Eine Besonderheit der Informationsrichtlinie bestand darin, daß sie neben

den rechtlich verbindlichen technischen Regeln auch die rechtlich unverbind-
lichen Standards miterfaßte. Sie schuf für die Standardisierung in Europa ein
ganz ähnliches Informationsverfahren wie für die Gesetzgebung. Allerdings

125 Association Frangaise de Normalisation.
126 British Standards Institution.
127 Cenelec wurde unter anderem Namen gegründet. Bis 1973 hieß es Cenelcom.
128 Daneben produzierte Cenelec allerdings 303 harmonisierte Dokumente: Spezifikationen,

die zwar Gemeinsamkeiten aufweisen, ständig oder zeitweise aber nationale Abwei-
chungen erlauben.

129 Council Directive of 28 March 1983 laying down a procedure for the provision of
information in the field of technical standards and regulations (83/189/EEC).
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sind in diesem Bereich nicht die Regierungen der Mitgliedsstaaten Träger des
Verfahrens, sondern CEN/Cenelec.

CEN/Cenelec führen im Auftrag der EG ein Register aller in den Mit-
gliedsländem laufenden Standardisierungsprogramme. Sollten in diesem Regi-
ster Unvereinbarkeiten zwischen einzelnen Programmen offen zutage treten,
so kann die Kommission mit Zustimmung eines ständigen, aus Vertretern der
Wirtschafts- und Industrieministerien der Mitgliedsländer zusammengesetzten
EG-Auschusses die europäischen Standardisi-erungsorganisationenlf0 auffor-
dern, diese durch die Erarbeitung eines europäischen Standards zu beseitigen.
Technisch erfolgt diese Aufforderung in Gestalt eines >Mandats< an die zu-
ständige Organisation. Während die Organisation an dem Mandat arbeitet,
gilt für die nationalen Standardisierungsorganisationen eine Stillhaltepflicht:
parallele nationale Projekte müssen ruhen.

Als Entschädigung für ihre Anstrengungen erhalten CEN/Cenelec finanziel-
le Zuwendungen von der EG. Grundlage dafür ist die Anerkennung als offi-
zielle europäische Standardisierungsorganisationen. Diese Anerkennung ist
an vier Auflagen gebunden. Im Anhang zur Informationsrichtlinie sind sie
formuliert. Um anerkannt werden zu können, muß eine europäische Standardi-
sierungsorganisation garantieren, daß

- die Teilnahme allen interessierten Akteuren offensteht (transparency),

- alle Standards vor ihrer Veröffentlichung der Öffentlichkeit zur Begutach-
tung vorgelegt werden (public inquiry),

- alle Standardisierungsarbeiten im nationalen Bereich ruhen, während an
einem europäischen Standard gearbeitet wird (stand-still),

- alle einem europäischen Standard widersprechenden nationalen Standards
zurückgezogen werden und der europäische Standard in die nationalen
Normenwerke überführt wird (transposition) (Mohr I 983 : 323 -324 ; G abler
1989: 574).

Ein zweiter Schritt zur Behebung der Schwächen des alten Harmonisie-
rungsprogramms war die Resolution des Ministerrats über einen >neuen Ansatz
in der technischen Harmonisierung und Standardisierung< von 1985 l3l.

Der Kern des neuen Ansatzes war, die Rechtsangleichung auf die >zwingenden
Erfordernisse< der Sicherheit, des Gesundheitsschutzes etc. zu beschränken,

130 Zu den anerkannten europäischen Standardisierungsorganisationen gehört heute neben
CEN und Cenelec auch ETSI.

I 3 I Council Resolution of 7 May 1985 on a new approach to technical harmonization and
standards (85/C 136/01).
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die Produkte erfüllen müssen, um frei in der Gemeinschaft gehandelt werden

zu dürfen. Wie diese Erfordernisse erfüllt würden, sollte dagegen in Zukunft
nicht mehr durch Gemeinschaftsrecht geregelt werden. Die EG sollte z.B. nur

noch festlegen, daß jede Stromleitung ein geerdetes drittes Kabel enthalten

müsse, aber offen lassen, wie das technisch zu realisieren sei, ob der dritte
Born rund oder eckig zu sein oder in der Mitte oder an der Seite des Steckers

zu sitzen habe (Kommission 1990: 3).
Das festzulegen, sollte in Zukunft Aufgabe der europäischen Standardisie-

rungsorganisationen sein. Im Rahmen des unter der Informationsrichtlinie
etablierten Kooperationsregimes sollten sie per Mandat aufgefordert werden,

Standards zu definieren, die die technische Umsetzung der Harmonisierungs-
richtlinien präzisieren. Die Standards sind zwar rechtlich unverbindlich, doch

sind die Regierungen der Mitgliedsstaaten verpflichtet, alle Produkte, die

diesen Standards entsprechen, so zu behandeln, als würden sie den zwingen-
den Erfordernissen der Harmonisierungsrichtlinien genügen. Die Implementa-

tion europäischer Standards garantiert daher automatisch den freien Markt-
zutritt. Ein Hersteller kann zwar ohne weiteres auch nach andercn Spezifika-
tionen arbeiten, muß dann aber selber den Beweis führen, daß sein Produkt
den zwingenden Erfordernissen entspricht, wenn er es ohne Beschränkung

auf dem europäischen Markt vermarkten will (Pelkmans 1987: 255).

Der neue Ansatz entlastete die Kommission und den Ministerrat und be-

schleunigte die Vorbereitung und Verabschiedung von Harmonisierungsricht-
linien. Gleichzeitig führte er zu einer wachsenden Zahl von Mandaten an die

europäischen Standardisierungsorganisationen. Dadurch gewannen CEN /Cene-

lec an Bedeutung und an Ressourcen. Ihre Sekretariate expandierlen rasch

von l0 (CEN) bzw. 13 Angestellten (Cenelec) im Jahr 1985 auf 7O bzw.32
Angestellte 1989. Die Zahl ihrer technischen Komitees verdoppelte sich in
nur zwei Jahren von 122 1987 auf 239 1989 und auch ihr Arbeitsausstoß

wuchs rasch. Hatte CEN im Jahr 1982 nur l9 Standards produziert und Cene-

lec20t32, so waren es 1989 bereits 130 bzw. 126 (Tabelle l). Die Kehrsei-
te dieser Entwicklung war, daß beide Organisationen in eine empfindliche
Abhängigkeit von der EG gerieten. TOVo des CEN und 55Vo des Cenelec Jah-

reshaushaltes werden inzwischen durch die EG (und EFIA) finanziert (Kom-
mission 1990: 12, 18, 4l).

Auch umgekehrt wuchs die Abhängigkeit, denn die EG delegierte mit dem

neuen Ansatz einen großen Teil der Verantwortung für den Erfolg ihrer Har-
monisierungspolitik an CEN/Cenelec. Sie entlastete sich dadurch von einigen

132 einschließlich Harmonisierungsdokumente.
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Tabelfe 1r Entwicklungen in der europäischen Standardisierung 1987-1992

Zeitpunkt

31.12.
1 987

31.12.
1 988

31.'t2.
1 989

31.10.
1990

31.12
1 991

31.12.
1 992

Anzahl von neu verabschiedeten
Richtlinien, die Bezug auf
Standards nehmen

Anzahl von laufenden
Standardisierungsprojekten bei
CEN/Cenelec

Anzahl der technischen Komitees
bei CEN

Anzahl der pro Jahr von CEN
verabschiedeten Standards

3 I

5oa

1 6oa

1 soa

144

754

2004

35oa

1ga

100

150

700

5a

140

300

1.000

27 37

81 122

39 49

a Schätzungen aul der Grundlage des Arbeitsprogramms der EG und des französischen Standardi-
sierungsprogramms

Ouel/e: OECD (1991)

Problemen der Entscheidungsfindung und -vorbereitung, machte sich dafür
aber von der Kooperationsbereitschaft der beiden Standardisierungskomitees
abhängig. Nur wenn CEN/Cenelec im Gleichschritt mit der Verabschiedung
von Harmonisierungsrichtlinien die dazu passenden Standards verfügbar mach-
te, konnte die Harmonisierungspolitik erfolgreich sein. Ohne solche Standards
wären die Hersteller gezwungen gewesen, die Anforderungen der Richtlinien
nach eigenem Gutdünken zu erftillen, und die Harmonisierung wäre auf die
rechtliche Ebene beschränkt geblieben, ohne die technische zu erreichen.

Dann kann zwar jeder EG-Bürger im Nachbarland eine Waschmaschine ein-
kaufen und sie ungehindert über die Grenze bringen, aber zu Hause wird er
womöglich feststellen, daß der Stecker nicht in die Steckdose paßt.
(Kommission 1990: 3)

Im Interesse der Harmonisierungspolitik war die Kommission deshalb gezwun-
gen, auf die Bedürfnisse von CEN/Cenelec Rücksicht zu nehmen und alles
zu vermeiden, was deren Kooperationsbereitschaft grundsätzlich hätte in Frage
stellen können; eine Restriktion, auf die sie ihr Vorgehen in der Standardisie-
rung von Telekommunikationstechnik einzustellen hatte.
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4.2.2.3 Die EG und die Standardisierung von Telekommunikationstechnik:
Von CEPT zu ETSI

In der Telekommunikation gab es keine Standardisierungsorganisation, mit
der die EG in ähnlicher Weise hätte kooperieren können, wie mit CEN/Cene-
lec. Es gab zwar das CCITT das aber als globale Organisation sich schon

aus politischen Gründen nicht von einer regionalen Organisation, wie der EG,
in die Pflicht nehmen lassen konnte. Außerdem produzierte es auch nicht die
Standards, die die EG brauchte. Es konzentrierte sich zu stark auf die Normie-
rung der Schnittstelle zwischen nationalen Netzen, während die EG gerade

die Schnittstellen innerhalb nationaler Netze vereinheitlicht haben wollte.
Schließlich waren die CClTT-Empfehlungen auch zu wenig detailliert, ließen
zuviel Raum für unterschiedliche Interpretationen und waren damit zu unge-
nau für die Harmonisierungsziele der EG.

Als ersten Anknüpfungspunkt wählte die EG-Kommission deshalb die
Conf6rence Europ6enne des Administrations des Postes et des Tdl6communi-
cations (CEPT), eine 1959 per Verwaltungsabkommen geschaffene Vereini-
gung von PTTs aus 26 europaischen Ländern.l33 Die CEPT war zwar keine
Standardisierungsorganisation, dafür aber die repräsentative Interessenvertre-
tung der europäischen PTTs, ohne die in Europa keine Telekommunikations-
politik zu machen war. Immerhin hatte sie sich aber 1975 ein Komitee für
Standardisierungsfragen zugelegt, das Comitd de coordination pour l'harmoni-
sation (CCH), in dem sie CCITT-Standards für die Anwendung in Europa
näher präzisierte (Purton I 989: l7). Mit der CEPT versuchte die Kommission
eine ähnliche Form der Arbeitsteilung zu institutionalisieren wie mit CEN/
Cenelec: CEPT sollte im Gleichschritt mit den gesetzgeberischen Maßnahmen
der EG die Standards entwickeln, die zur einheitlichen Durchführung dieser
Maßnahmen gebraucht wurden (Richter l99l: 5).

Die CEPT zeigte sich im Prinzip auch kooperationsbereit, schon um der
Kommission keinen Vorwand zu liefern, an ihr vorbei zu operieren. Im Juli
1984 unterzeichnete sie eine Vereinbarung, in der sie sich verpflichtete, bei
der Entwicklung von Standards die >besonderen Bedürfnisse< der Gemein-
schaft >in Rechnung< zu stellen (Kommission 1987, Anlage 3: I l4). Sie ver-
stärkte ihre Leistungsfähigkeit durch die Gründung >permanenter Arbeitsein-
heiten< für die Standardisierung, und sie trat einem Koordinationsgremium
von CEN/Cenelec bei, dem Information Technology Steering Committee
(ITSTC), um ihre Arbeit mit diesen beiden Organisationen zu synchronisieren.

133 Zur Entstehung und Sruktur der CEPT vgl. Labarröre (1985:57-92)'
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Für die Kommission war das Arrangement mit CEPT trotzdem nur eine
Übergangslösung. Aus verschiedenen Gründen hatte sie kein Interesse, der
CEPT die europäische Telekommunikationsstandardisierung langfristig zu
überlassen. Ein Grund war, daß dadurch die Kontrolle der PTTs über die
Telekommunikation befestigt worden wäre. Die CEPT war ein exklusives
Gremium der europäischen PTTs, das unter großer Geheimhaltung und mit
minimaler Industriebeteiligung arbeitete. Die Hersteller, Anwender und priva-
ten Diensteanbieter, um deren Förderung es der Kommission vor allem ankam,
waren kaum beteiligt (Gabler 1989: 574).

Ein zweiter Grund war, daß es einen langfristigen Verzicht der Kommission
auf eine direkte Steuerung der Standardisierung bedeutet hätte. Die Kommis-
sion konnte die CEPT nämlich nicht als offizielle europäische Standardisie-
rungsorganisation anerkennen, weil die CEPT keine der dazu notwendigen
Auflagen erfüllte. Sie stand weder allen interessierten Akteuren offen (trans-
parency), noch arbeitete sie mit öffentlichen Anhörungen (public inquiry),
noch hatte sie Vorrichtungen, um die Einhaltung der Stillhaltevorschrift
(stand-still) oder die Übertragung ihrer Standards in nationale Standards
(transposition) zu garantieren. Die Kommission konnte ihr deshalb auch keine
Mandate erteilen und keinen direkten Einfluß auf ihr Standardisierungspro-
gramm nehmen. Der einzige Einfluß, den die Kommission nehmen konnte,
war indirekt und lief über die SOGT. Sie konnte ihre Standardisierungsbedürf-
nisse mit den SOGT-Beamten besprechen und diese bitten, entsprechende
Standardisierungsprojekte in der CEPT anzuregen. Das war umständlich und
unzuverlässig und für die Kommission ziemlich unbefriedigend. Nach den
ersten Erfahrungen_im Zusammenhang mit den für die Implementierung der
Endgeräterichtliniel3a notwendigen Standardisierungsarbeiten fand die
Kommission, die CEPT berücksichtige die Prioritäten der EG nur unzurei-
chend, arbeite zu langsam und stimme ihre Arbeit zu schlecht auf die Politik-
entwicklung in der EG ab (Gagliardi 1989: 240).Ein dritter Grund, der >nicht-
anerkennbaren< CEPT die europäische Standardisierung von Telekommunika-
tionstechnik nur kurzfristig zu überlassen, lag schließlich darin, daß andern-
falls die Telekommunikation auf ewig ein Ausnahmebereich in der allgemei-
nen Harmonisierungspolitik der Gemeinschaft geblieben wäre.

1987 unternahm die Kommission einen Vorstoß, um die Standardisierung
von Telekommunikationstechnik in Europa neu zu regeln. In ihrem Grünbuch
zur Telekommunikation schlug sie die Gründung eines Europäischen Instituts

134 Council Directive of 24 July 1986 on the initial stage of the mutual recognition of type
approval for telecommunications terminal equipment (86/36 I /EEC).
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für Telekommunikationsnormen, ETSIl35, vor, dem die gesamte Standardi-

sierung in diesem Bereich übertragen werden sollte (Kommission 1987: 7l).
Obwohl dieser Vorschlag vollkommen unausgearbeitet geblieben war und im
Kontext des Grünbuchs nur eine recht untergeordnete Fosition einnahml36,

interpretierte die CEPT ihn trotzdem als Drohung der Kommission, ein sol-

ches Institut auch selbst einzurichten, sollte es auf anderem Wege nicht zu-

stande kommen. Um dieser >Ersatzvornahme< zuvorzukommen und das neue

Institut im eigenen Sinne prägen zu können, beschloß sie die Gründung von
ETSI selbst in die Hand zu nehmen. Schon im September 1987 legte sie den

Gründungstermin auf den Januar 1988 fest (Temple l99l: 50, 64).

Zur Vorbereitung setzte sie eine spezielle Expertengruppe ein. Diese

Gruppe sollte untersuchen, wie ETSI aussehen, welche Rolle es spielen und

in welchem Verhältnis es zur CEPT stehen könnte. Am Anfang waren die

Vorstellungen der Gruppenmitglieder noch sehr unterschiedlich. Manche sahen

in ETSI ein Forschungsinstitut, das standardisierungsrelevante Probleme unter-

suchen und mit ihren Ergebnissen die Standardisierungsarbeit bei CEPT unter-

stützen und beschleunigen würde. Andere wollten lediglich die >permanenten

Arbeitseinheiten< der CEPT institutionell ausgliedern, ausbauen und mit einem

besseren Management versehen. Alle stimmten jedoch darin überein, daß die
Rolle von ETSI begrenzt und CEPT in der Standardisierung aktiv bleiben
sollte. Beide sollten sich irgendwie in die Arbeit teilen. Aber wie sollte diese

Arbeitsteilung aussehen?

Auf der zweiten Sitzung der Expertengruppe legten die englischen Vertreter

eine Reihe von Diagrammen vor, auf denen alle möglichen Ausgestaltungen

eines arbeitsteiligen Verhältnisses von CEPT und ETSI skizziert waren. Der
Anblick dieser Diagramme war offenbar etwas verwirrend und machte sehr

deutlich, daß jede Aufteilung der Arbeit kompliziert und unpraktisch sein

würde. Die Gruppe kam deshalb zu einem spontanen Konsens, im Interesse

betrieblicher Effizienz die Verantwortung für die Standardisierung vollständig
auf das ETSI zu übertragen. Im Entwurf des Gründungsvertrags wurde ETSI
als eine vollkommen autonome Organisation konzipiert, die allerdings >unter

dem Schutz< (under the aegis) der CEPT stehen sollte. Was mit dieser Formu-
lierung gemeint war, blieb unklar. Sie schien lediglich kaschieren zu sollen,

daß das ETSI nach seiner Gründung vollkommen unabhängig von CEPT sein

würde (Temple l99l: 47 48).

European Telecommunications Standards Institute.
Das 104 Seiten starke Dokument widmete ihm lediglich einen halben Absatz (Kommis-

sion 1987: 7l).

r35
r36
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Die PTT-Direktoren, die über den Entwurf zu befinden hatten, beschlossen,
auch diese symbolische Bindung an CEPT noch zu kappen. Die Kommission
wollte eine Organisation haben, in der neben den PTTs auch Herstelleq priva-
te Diensteanbieter und Anwender mitarbeiteten. Da die Direktoren befürch-
teten, daß die Mitarbeit dieser Akteursgruppen nicht zu gewinnen sei, wenn
ETSI den Eindruck einer bloßen >Unterorganisation< von CEPT mache, ver-
suchten sie alles zu vermeiden, was diesen Eindruck hätte bestätigen können.
Deshalb strichen sie auch noch den >Schutz der CEPT< und gründeten ETSI
im Januar 1988 als eine von der CEPT rechtlich vollkommen unabhängige
Organisation (Temple l99l: 48). Die Logik des Projekts erforderte die Ver-
leugnung des Motivs, aus dem es begonnen worden war.

Die Hersteller und Anwender waren trotzdem skeptisch und zurückhaltend.
Sie hatten große Zweifel, ob ETSI tatsächlich unabhängig von der CEPT und
unparteiisch gegenüber den Interessen der PTTs sein würde. Die Initiative
zur Gründung von ETSI war schließlich von der CEPT ausgegangen. Seine
Organisationsstatuten und seine Geschäftsordnung beruhten auf den Vorarbei-
ten der CEPT, und auch seine ersten Arbeitsgruppen hatte es vom CCH über-
nommen. All das trug nicht eben zu dem Eindruck bei, die CEPT-Verwaltun-
gen hätten bei ETSI nicht mehr Einfluß als alle anderen auch.

Die Initiatoren von ETSI sahen ihr Unternehmen durch solches Mißtrauen
gefährdet und bemühten sich, es zu zerstreuen. Immer wieder betonten sie,
ETSI sei ganz anders als CEPI sei offen, wo diese geschlossen sei, sei flexi-
bel, wo diese bürokratisch verknöchert sei und werde von betriebswirtschaftli-
chen Kalkülen regiert, wo diese von hoheitlichen Erwägungen dominiert
werde. Die Verleugnung der eigenen Wurzeln ging soweit, daß der Vorsitzen-
de der technischen Versammlung von ETSI die öffentliche Erwähnung der
CEPT unter eine symbolische Strafandrohung stellte.l3T Wichtiger in die-
sem Zusammenhang war aber wohl der Streit, den ETSI mit der CEPT um
die Standardisierung von Dienstemerkmalen ausfocht, denn ETSI vertrat dabei

137 >The unease [of manufäcturers and users] was not helped by several of the former
CEPT working group chairmen and at least one of the vice chairmen continuing to
refer to how things used to be done in CEPT. At one of the early Technical Assem-
blies, after one such indiscretion, I managed to get the point across to rny fbrmer CEPT
colleagr,res. I mentioned that in some circles anyone who inadvertently swore gave a
small sum of money to a charity. As far as the Technical Assembly is concerned I

was making a ruling from the chair that anyone caught saying >how things used to be
done in CEPT< would be required to give one franc to a local French charity. lt was
taken in good humour by the Technical Assembly. lt also had the desired effect. There
were no francs collected for local French charities" (Temple l99l:48).
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dezidiert die von den Herstellern geforderte Position und setzte sich auch

durch (Temple l99l: 49).

Nicht zuletzt aufgrund dieser engagierten Überzeugungsarbeit verlor sich

die Skepsis der Nicht-PTT-Akteure relativ schnell, und sie strömten in wach-

sender Zahl in das Institut. Die Mitgliederzahl stieg rasch an, von zunächst

43 auf 270 Anfang l99l (Ask l99l). Zahlenmäßig zumindest haben die
Nicht-PTT-Akteure längst die Oberhand g"ronn.n.f38 Die nationalen Ver-

waltungen und Netzbetreiber sind zwar nach wie vor überproportional ein-

flußreiche Akteure, aber weit davon entfernt, die Vorgänge voll zu kontrollie-
ren (Temple 199l:4849).

Die Gründung von ETSI und die Übertragung aller Standardisierungsfunk-
tionen von CEPT auf ETSI verlief zum Erstaunen aller Beteiligten schnell

und reibungslos (Purton 1989: 17).139 Viel schwieriger gestaltete sich die

Einbindung des neuen Instituts in das Kooperationsregime, das die Kommis-
sion unter der Informationsrichtlinie mit CEN/Cenelec erichtet hatte.

CEN/Cenelec standen ETSI von Anfang an kritisch gegenüber. Sie wiesen

darauflrin, daß angesichts der Konvergenz von Computer- und Telekommuni-
kationstechnikjede organisatorische Trennung in der Standardisierung nachtei-

lig sei. Die Standardisierung der beiden Bereiche solle deshalb im Rahmen

einer einheitlichen Struktur zusammengefaßt werden. Da es in der EG mit
CEN/Cenelec und den dort repräsentierten nationalen Standardisierungsorgani-
sationen bereits eine einheitliche Struktur gebe, solle sich die Standardisie-

rungsinitiative für die Telekommunikation in diese Struktur einfügen, statt

eine neue Struktur zu schaffen (Vaucelle/Kirkham 1987).

Die in CEN /Cenelec organisierten nationalen Standardisierungsorganisa-
tionen empfanden es als besonders bedrohlich, daß ETSI, wie zuvor schon

EWOS, als eine Organisation angelegt war, in der die interessierten Akteure
direkt und ohne Vermittlung durch die nationalen Standardisierungsorganisa-
tionen arbeiten und entscheiden würden. Um zu verhindern, daß sie in der

Standardisierung von Telekommunikationstechnik vollkommen übergangen

werden, beschlossen sie deshalb auf der CEN-Generalversammlung im Sep-

tember 1987 in Madrid, daß das ETSI als >Angegliedertes Normungsgremium<

138 Schon Ende 1989 waren von den ETSI Mitgliedern 60,4Vo Hersteller, 13,9o/o nationale

Verwaltungen, ll,2Vo öffentliche Netzbetreiber, lO,7Vo Anwender und private Dien-

steanbieter, sowie 3,87o Forschungseinrichtungen (ETSI 1989: 5).

139 Zwischen dem Vorschlag, das ETSI zu gründen, und der tatsächlichen Gründung von

ETSI lag nur ein halbes Jahr. Im Juni 1987 war das Grünbuch veröffentlicht worden,

und im Januar 1988 wurde ETSI offiziell gegründet.
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in die CEN-Struktur integriert werden sollte. Dieser kurz zuvor speziell für
EWOS geschaffene Status hätte ETSI volle Organisations- und Haushalts-
autonomie gewährt, es rechtlich aber an die CEN gebunden und damit die
Letztverantwortung der nationalen Standardisierungsorganisationen für die
europäische Standardisierung gewahrt.

Bei CEPT empfand man den Beschluß der CEN-Versammlung als Auf-
forderung zur Unterordnung und damit als vollkommen inakzeptabel. ETSI
sollte eine eigenständige und vollgültige Standardisierungsorganisation werden
und nicht irgendeine >Unterabteilung( von CEN. Jede Anbindung an CEN/
Cenelec wurde abgelehnt und keine der beiden Organisationen zu den im
Vorfeld der ETSI-Gründung durchgeführten Anhörungen geladen. Die Zeit
sei knapp, hieß es. Da könne man sich nicht mit Akteuren aufhalten, die
sowieso nur Destruktives im Sinn hätten. Das Verhältnis zwischen CEN/
Cenelec und ETSI war schon zerrüttet, bevor es ETSI überhaupt gab (Temple
t99l: 52-53).

Bei der Kommission verfolgte man diese Entwicklung mit gemischten
Gefühlen. Einerseits war den Beamten sehr an einer von der CEPT unabhängi-
gen Standardisierungsorganisation für die Telekommunikation gelegen. Ande-
rerseits wollte man aber vermeiden, daß die Stabilität und Integrität der Ko-
operation mit CEN/Cenelec in Mitleidenschaft gezogen würde. Durch die
Integration von ETSI als >Angegliedertes Normungsgremium< in die CEN/
Cenelec-Struktur hätten beide Interessen gewahrt werden können.l40 Die
CEPT handelte aber so schnell, daß der Kommission kaum Zeit blieb, sie in
diesem Sinne zu beeinflussen. Als die Kommission im Januar 1988 ein Tref-
fen zwischen einem hohen CEPT-Vertreter und den Präsidenten von CEN
und Cenelec vermittelte, hane CEPT ETSI bereits gegründet. Die Stimmung
war deshalb gespannt und das Treffen wenig produktiv. Die Präsidenten von
CEN und Cenelec beschwerten sich über den Fait accompli der CEPT, und
deren Vertreter beschwerte sich über die Beschimpfung durch seine

Gesprächspartner. Eine Verständigung schien fürs erste ausgeschlossen.

140 Warum hatte die Kommission dann nicht sofort ihren Vorschlag im Grünbuch in die-
sem Sinne spezifiziert? Ein Grund war vielleicht, daß das Grünbuch in der DC XIll
>Telecommunications, lnfbrmation Industries and Innovation< unter einem engen Fokus
auf die Telekommunikation geschrieben wurde. Die Kompatibilität des Vorschlages
für ETSI mit der von der DG III >lnternal Market and Industrial Affairs. verantworteten
allgemeinen Harmonisierungspolitik wurde dabei womöglich nicht sofort gesehen. In
der DG III empfand man die ETSI-lnitiative denn auch als eine >ungesteuerte Rakete<
(Temple l99l:64).
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Die Kommission lavierte zwischen den beiden Seiten des Konfliktes. Sie

bemühte sich einerseits, ETSI bei seiner Etablierung zu helfen, und es ande-
rerseits zu strukturellen Zugeständnissen zu bewegen, die CEN/Cenelec ver-
söhnten. Nach den Vorstellungen der Kommission sollte ETSI den nationalen
Standardisierungsverbänden eine Rolle in der Standardisierungsprozedur ein-
räumen und ihnen die letzte Entscheidung über die Verabschiedung von Stan-
dards überlassen (Temple l99l: 53, 65, 88).

Bei ETSI hielt man das für sachlich unbegründet und politisch gefährlich.
Man fürchtete, daß die Standardisierungsarbeit unnötig verteuert und verlang-
samt würde und die nationalen Organisationen die Gelegenheit bekämen,
Forderungen an ETSI zu stellen. Eine direkte Kooperation mit den nationalen
Standardisierungsverbänden sollte deshalb vermieden werden. Andererseits
konnten die Vorschläge der Kommission nicht rundheraus abgelehnt werden,
ohne die Anerkennung von ETSI als offizielle europäische Standardi-
sierungsorganisation zu gefährden. Ein geregeltes Verhältnis zu den nationalen
Verbänden war schon deshalb notwendig, um den formalen Kriterien der
Informationsrichtlinie genügen zu können, namentlich der Stillhalte- (stand-

still) und der Transpositionsverpffichtung.
ETSI kam den Vorstellungen der Kommission deshalb entgegen, ohne sie

ganznr verwirklichen. Es beteiligte die nationalen Standardisierungsorganisa-
tionen an den Schlußabstimmungen zur Verabschiedung eines Standards, aber

nur indirekt. Die Abstimmung bleibt Sache der ETSI-Mitglieder. Allerdings
geben sie ihre Stimme nicht individuell, sondern zu nationalen Voten zusam-
mengefaßt ab. Die Verantwortung für die Zusammenfassung ihrer individuel-
len Präferenzen zu einem nationalen Votum treten sie an eine nationale Stan-
dardisierungsorganisation ihrer Wahl ab, die dann auch die Stillhalte- und
Transpositionsverpflichtung übernimmt (ETSI 1990a: Art. 12.2.1 und Art.
14.2). ln der Regel wurden mit dieser Aufgabe die Mitgliedsorganisationen
von CEN/Cenelec betraut. Gegenüber einer direkten Kooperation mit CEN/
Cenelec hat dieses Arrangement aus der Sicht von ETSI aber den Vorteil,
daß den nationalen Standardisierungsorganisationen gegenüber keine Ver-
pflichtungen eingegangen werden. Als Beleg der eigenen Autonomie ist das

offenbar von hoher Bedeutung (vgl. Temple l99l: I l, 52).
Die Zugeständnisse von ETSI waren hinreichend, um der Kommission die

offizielle Zusammenarbeit zu erlauben. Inzwischen beschickt sie ETSI nach

demselben Muster mit Mandaten wie CEN/Cenelec. Auch CEN/Cenelec
haben sich inzwischen mit ETSI arrangiert. Sobald klar war, daß ETSI die
Unterstützung der Kommission hatte und so schnell nicht wieder von der
Bildfläche verschwinden würde, frigten sie sich in das Unvermeidliche. Ständi-
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ges gutes Zureden von Seiten der Kommission tat ein Übriges, und CEN/
Cenelec gaben ihre Gereiztheit allmählich auf. Sie integrierten ETSI in ihre
Koordinationsstrukturen, namentlich in das für die Informationstechnik zustän-
dige Information Technology Steering Committee (ITSTC) und schlossen
1990 einen Vertrag mit ihm, der das gegenseitige Verhältnis endgültig regeln
und einen Rahmen für zukünftige Kooperationen schaffen sollte. Im Abschnitt
4.3.1 .2 wird dieser Prozeß der Annäherung genauer rekonstruiert.

4.2.3 Vergleich und Interpretation

Das Muster des institutionellen Wandels, das die beiden Fallstudien beschrei-
ben, ähnelt sehr stark demjenigen, das schon in der Fallstudie über das CCITT
beschrieben worden ist, nämlich der Ergänzung alter Strukturen durch neue
Strukturen. Genauso, wie im CCITT-Fall alte Gremien (Vollversammlung,
Studiengruppen, etc.) und alte Entscheidungsregeln (Verabschiedung von
Standards auf den Vollversammlungen) durch neue Gremien (Rapporteurs-
gruppen, TSAG, etc.) und neue Entscheidungsregeln (postalische Umfrage)
ergänzt wurden, werden hier alte Organisationen (ISO, CCITT, IEC, ECMA
etc.) durch neue Organisationen (SPAG, ETSI, Tl, AOW etc.) ergänzt. Ein
entscheidender Unterschied besteht allerdings darin, daß im CCITT-Fall die
Ergänzungen organisationsintern vorgenommen wurden, während in diesen
Fällen die Ergänzungen in ganz neuen Organisationen bestehen. Dort wurden
neue Strukturen direkt an die alten Strukturen angeschlossen. Hier werden
die neuen Strukturen unverbunden neben die Strukturen der alten Organisa-
tionen gesetzt und konstituieren neue, von diesen unabhängige Organisationen.
Dort war es Anbau, hier ist es Neugründung und die Frage ist, was hinter
den Neugründungen steht. Aus welchen Gründen haben Akteure nicht nur
angebaut, sondern auch neugebaut? Vier Motive sind denkbar und durch die
beiden Fallstudien belegt.

Ein erstes Motiv bestand in der Vermeidung einer inhärenten Beschränkung
der Anbaustrategie. Die Möglichkeiten dieser Strategie sind nämlich dadurch
begrenzt, daß nichtjede neue Struktur anjede alte Struktur angebaut werden
kann, sondern nur solche, die >passen<. Die Bedingungen, die die neuen Struk-
turen erfüllen müssen, um zu passen, werden aber von den alten Strukturen
definiert. Dadurch gewinnen die alten Strukturen Einfluß auf die Auswahl
der neuen Strukturen und engen die Menge möglicher Strukturinnovationen
mehr oder weniger stark ein. Wenn die für die Bewältigung eines bestimmten
Problems notwendige Struktur nicht im >feasible set< ist, ist eine Adaption
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durch Anbau unmöglich. Die Anbaustrategie bringt die neuen Strukturen also

in eine direkte institutionelle Interdependenz mit der alten Struktur und

schränkt dadurch die Gestaltungsfreiheit ein (vgl. Cargill 1989: I l4). Die
Gründung neuer unabhängiger Organisationen vermeidet diese Interdependenz

und eröffnet dadurch mehr Freiheiten.l4l
Soweit die Fallstudien zeigen, ist bei der Neugründung von Standardisie-

rungsorganisationen von diesen Freiheiten ausgiebiger Gebrauch gemacht

worden. Die Organisationsmuster der neuen Organisationen brechen deutlich
mit den Traditionen der alten Komitees. Unterschiede zeigen sich vor allem

in den Mitgliedsregeln - in den neuen Organisationen sind in der Regel Unter-
nehmen Mitglieder und nicht Nationen - aber auch in den Arbeitsmethoden

und den Entscheidungsverfahren. Eine genauere Analyse der Fallstudi en zeigt
allerdings auch, daß die höhere Gestaltungsfreiheit, die die Neugründung von

Organisationen bietet, nie das ausschlaggebende Motiv war, eine Neugründung

vorzunehmen. Einen Grenzfall bildet lediglich der Beschluß des Feeders'

Forum vom Oktober 1986, die funktionale Standardisierung nicht der ISO

zu übertragen, sondem neue Standardisierungsorganisationen für diesen Zweck
zu gründen, die OSl-Workshops. Hier scheint wirklich die Skepsis, ob die

ISO-Strukturen den Herausforderungen der neuen Aufgabe angepaßt werden

könnten, eine gewisse Rolle gespielt zu haben. Sonst waren aber für die Neu-
gründung von Standardisierungsorganisationen andere Motive ausschlagge-

bend. Die Ausnutzung der Gestaltungsfreiheit von Neugründungen war offen-
bar eher ein Mitnahmeeffekt als eine Ursache der Neugründungen.

Ein wichtigeres Motiv, das die Akteure zur Neugründung von Standardi-

sierungsorganisationen bewogen hat, war die Reduzierung politischer Trans-

aktionskosten Die Funktionsdelizite der alten Standardisierungsorganisationen
betrafen die Akteure in der Informationstechnik höchst unterschiedlich. Was

dem einen ernste Probleme verursachte, war für den anderen lediglich eine

ärgerliche Lappalie und für den dritten vielleicht sogar vorteilhaft. Solche

Unterschiede in der Betroffenheit machen nicht nur die Anderung alter Struk-
turen schwierig, sondern behindern auch die Ergänzung dieser Strukturen

l4l Diese Aussage gilt nur rnit Einschränkung, denn wenn auch die Neugründung von

Organisationen die intraorganisatorischen institutionellen Interdependenzen vermeidet,

die die Anbaustrategie behindern, so unterliegt sie doch interorg,anisatorischen institu-
tionellen lnterdependenzen. Der Spielraum für die Neugründung von Organisationen

kann rechtlich beschränkt sein, z.B. über Bestimmungen, die den Zugang von Organisa-

tionen zu bestimmten Domänen regeln. Die Neugründung von Organisationen schatli

also nur dann zusätzliche Freiheiten, wenn sie selbst nicht übermäßig reglementiert

ist.
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durch neue Strukturen. Um neue Strukturen an die alten anzuschließen, bedarf
es nämlich einer koordinierten Aktion aller, die unter der alten Struktur leben.
Für Minderheitengruppen kann es deshalb mitunter schwierig sein, Anbauten
zu erreichen, denen eine Mehrheit gleichgültig oder sogar ablehnend gegen-

übersteht. Die Gründung einer neuen Organisation setzt dagegen sehr viel
weniger Koordination und Kooperation voraus. Die Akteure, die sich durch
ein spezifisches Defizit einer alten Organisation besonders behindert fühlen,
können einfach eine neue Organisation gründen, die auf die Beseitigung dieses
Defizits spezialisiert ist, ohne auf die Zustimmung und Mithilfe anderer Ak-
teure warten zu müssen. Das reduziert Informations-, Koordinations- und Eini-
gungsprobleme und macht schnelleres und weniger transaktionskosteninten-
sives Handeln möglich (vgl. Besen 1993:20).

Diese Transaktionskosten-Vorteile der Neugründung haben vor allem bei
der Einrichtung der Anwendervereinigungen MAP und TOP eine Rolle ge-

spielt. Die Anwender waren in den alten Organisationen CCITT, ISO und IEC
nur spärlich vertreten und hatten deshalb Schwierigkeiten, in diesen Organisa-
tionen Aktionen anzuregen, die ihrem spezifischem Problem, nämlich der
Untauglichkeit der CCITT-, ISO- und IEC-Standards als Einkaufsspezifikatio-
nen, hätte abhelfen können. Es war deshalb einfacher, schneller und erfolgs-
sicherer, sich unabhängig von den alten Organisationen zu sammeln und neue,
auf das eigene Problem speziell zugeschnittene Standardisierungsorganisa-
tionen zu gründen.

Ein weiteres Motiv, das bei der Neugründung von Standardisierungsorgani-
sationen eine Rolle gespielt hat, bestand in den Diskriminierungsmöglichkei-
ten, die sie eröffnet. In manchen Fällen versprachen Akteure sich ofTenbar
strategische Vorteile davon, andere Akteure daran zu hindern, von der Beseiti-
gung von Funktionsengpässen alter Organisationen zu profitieren. Sie zogen
es deshalb vor, diese Funktionsengpässe durch die Gründung neuer exklusiver
Organisationen zu beheben anstatt durch den Anbau neuer Strukturen an

inklusivere alte Organisationen. Am klarsten trat dieses Ausschlußmotiv bei
der Gründung von SPAG hervor. In diesem Falle stand nämlich für das in
Frage stehende Standardisierungsproblem - die Entwicklung funktionaler
Profile - eine durchaus geeignete alte Standardisierungsorganisation zur Ver-
fügung, nämlich ECMA. Die europäischen Computerhersteller gründeten mit
SPAG aber trotzdem eine neue Standardisierungsorganisation, um die in der
ECMA vertretene amerikanische Konkurrenz von der funktionalen Standardi-
sierung auszusperren. Eine gewisse Rolle könnte dieses Motiv auch bei der
Gründung der regionalen Standardisierungsorganisationen für die Telekom-
munikation gespielt haben. Zumindest in der industriepolitischen Argumenta-
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tion der EG-Kommission tauchte der Gedanke, der heimischen Industrie Wett-
bewerbsvorteile auf dem Weltmarkt durch das Angebot einer guten Infrastruk-
tur von Standards zu verschaffen, immer wieder auf.

Ein viertes Motiv hinter der Neugründung von Standardisierungsorganisa-
tionen bestand darin, daß sie oft eine problemadäquatere Lösung war, als die
Anderung alter Organisationen. Die Entflechtung von AT&T in den Vereinig-
ten Staaten und die Deregulierung und Liberalisierung des Telekommunika-
tionssektors in anderen Ländern schufen einen neuen Bedarf an sehr regional-
spezifischen Standards zur Netzintegration. Das CCITT war auf die Bewälti-
gung dieses Bedarfs nicht vorbereitet. Vielleicht hätte das CCITT etwa durch
die Hinzufügung spezieller regionaler Gremien zu seiner alten Gremienstruk-
tur auf diesen neuen Bedarf eingestellt werden können. Aber das wäre unnötig
aufwendig gewesen, denn für die Bearbeitung regionaler Probleme sind regio-
nale Organisationen meist besser geeignet als Weltorganisationen. Auch ganz
unabhängig von der mangelnden Wandlungs- und Anpassungsfähigkeit des

CCITT war es deshalb vorteilhaft, neue Standardisierungsorganisationen für
die Entwicklung regionaler Standards zu gründen und diese Aufgabe nicht
dem CCITT zu überlassen.

Bei der Besprechung der vier Motive für die Neugründung von Standardi-
sierungsorganisationen - Vermeidung institutioneller Interdependenzen, Redu-
zierung politischer Transaktionskosten, Ausbeutung strategischer Chancen und
Nutzung von Subsidiaritätsvorteilen - wurde implizit unterstellt, hinter diesen
Motiven stünden die Funktionsprobleme der alten Standardisierungsorganisa-
tionen CCITT, ISO und IEC. Ein etwas genauerer Blick auf die Fallstudien
zeigt aber, daß das nicht beijeder Neugründung zutrifft. Zumindest im Com-
puterbereich waren viele Neugründungen Reaktionen auf Probleme, die von
unmittelbar zuvor neu gegründeten Organisationen verursacht worden waren.
COS z.B. wurde gegründet, um die strategischen Nachteile zu neutralisieren,
die die Gründung von SPAG den amerikanischen Herstellern eingetragen
hatten. Die Gründung der regionalen OSl-Workshops war eine Folge der
Integrationsprobleme, die die unkoordinierte Gründung mehrerer Organisatio-
nen für die funktionale Standardisierung (SPAG, COS, POSI, MAP/TOP,
EMUG, OSITOP) verursacht hatte. Phasenweise wirkte der institutionelle
Wandel durch Neubau also selbstverstärkend. Die neugegründeten Organisa-
tionen behoben nicht nur die Funktionsdefizite der alten Organisationen, son-
dern produzierten auch ihrerseits Funktionsprobleme, die die Gründung wieder
neuer Organisationen verursachten. In der Spezialliteratur zur Standardisierung
wird dieser Aspekt für gewöhnlich unterschlagen und die ganze Schuld für
die Proliferation von Standardisierungsorganisationen den alten Standardisie-
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rungsorganisationen und ihren Mängeln zugeschlagen (vgl. z.B. Kommission
1988: 4; Cargill 1989: 1l;OECD 1991: 85; Besen/Farrell 1991: 311;Besen
1993:20-22; David i993: 18).

4.3 Die Vernetzung von Standardisierungsorganisationen

Ein dritter Veränderungstrend in der Standardisierung neben dem Umbau und
Neubau von Standardisierungsorganisationen bestand in der zunehmenden
Vemetzung solcher Organisationen. Immer mehr Standardisierungsorganisatio-
nen nahmen Kontakt zueinander auf und überftihrten ihr Verhältnis in mehr
oder weniger stark formalisierte Kooperationsregime. Der Hintergrund dieser
Entwicklung war die zunehmende Interdependenz zwischen den Organisatio-
nen. Die technische Entwicklung schob die vormals klar getrennten Domänen
von Telekommunikations- und Computerorganisationen ineinander, und neu
gegründete Organisationen drangen in Domänen ein, die schon von alten
Organisationen reklamiert wurden. Die überlappenden und konkurrierenden
Domänenansprüche führten bei den betroffenen Organisationen zu einiger
Verunsicherung über das gegenseitige Verhältnis und lösten Auseinanderset-
zungen aus, in deren Verlauf die interorganisatorischen Verhältnisse definiert
und institutionell strukturiert wurden.

In diesem Abschnitt werden vier solcher Auseinandersetzungen dargestellt
und analysiert: zwei zwischen Telekommunikations- und Computerorganisatio-
nen (4.3.1) und zwei zwischen alten und neuen Organisationen (4.3.2).

4.3,I Konkurrenz oder Kooperation?
Telekommunikations- und Computerorganisationen

In diesem Abschnitt geht es um zwei Fälle, in denen Telekommunikations-
und Computerorganisationen mit dem Problem überlappender Domänenan-
sprüche konfrontiert wurden. Der erste Fall betrifft das CCITI die ISO und
die Standardisierung von Computerkommunikation (4.3.1.1), der zweite Fall
die ECMA, das ETSI, das Cenelec und die Standardisierung von privaten
Telekommunikationsanla gen (4.3 .l .2).
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4.3.1.1 CCITT und ISO

Die Domänen von CCITT und ISO waren ursprünglich sauber voneinander
getrennt. Das gegenseitige Verhältnis war von einer freundlichen Indifferenz
geprägt. Man mischte sich nicht in die Angelegenheiten der anderen Seite

und erwartete, daß die sich genauso zurückhalten würde. Die Konvergenz von
Telekommunikations- und Computertechnik entzog diesem Modus der friedli-
chen Koexistenz den Boden. Sie brachte die Domänen im Bereich der Com-
puterkommunikation zur Überlappung und machte dadurch strikte Nichtein-
mischung unmöglich. Sobald eine Organisation in diesem Bereich tätig wurde,

hatte das unweigerlich auch Auswirkungen auf die Arbeit der anderen. Die
Auseinandersetzung mit diesem Problem begann Anfang der siebziger Jahre.

Auf der Plenarversammlung 1972 beschloß das CCITT, eine Studiengruppe

VI[, New Networks for Data Transmission, zu gründen und mit der Standardi-

sierung öffentlicher Datennetze zu beauftragen. Ein zentrales Projekt dieser

neuen Studiengruppe war die Standardisierung einer Schnittstelle für den

Anschluß von Computem an (packet-vermittelte) Datennetze. Dazu entwickel-
te sie einen Entwurf, der auf der Vollversammlung 1976 als sogenannteX.25-
Empfehlung verabschiedet wurde. Gleichzeitig beschäftigte sich auch das ISO
TC 97 mit der Schnittstelle zwischen Computer und Datennetz und entwickel-
te einen Standard, der einen Teilaspekt des von X.25 beschriebenen Sach-

verhalts abdeckte, das sogenannte HDlC-Protokoll. Die CClTT:Studiengruppe
VII reagierte mit dem Beschluß, das HDlC-Protokoll in X.25 zu integrieren,
um beide Standards konsistent zu halten. Das Problem war nur, daß noch

keine endgültige Version von HDLC vorlag. X.25 wurde deshalb auf der

Basis der letzten beim ISO TC 97 diskutierten Version verabschiedet. Als
diese Version freilich in der ISO zur Schlußabstimmung kam, fiel sie durch

und wurde modifiziert. Damit drohte, was die CClTT-Studiengruppe VII
durch die Integration von HDLC in X.25 gerade hatte verhindern wollen,
nämlich die Entwicklung inkonsistenter ISO- und CCITT:Standards.

Um dieser Entwicklung zuvorzukommen, wurde auf Expertenebene ein

Treffen zwischen Vertretern der CClTT-Studiengruppe VII und des ISO TC

97 arrangiert Die Differenzen zwischen den verschiedenen HDlC-Versionen
wurden diskutiert und in einem Kompromiß beigelegt. Er wurde in den X.25-
Standard eingearbeitet, und das CCITT verabschiedete diese neue X.25-Ver-
sion im >beschleunigten Verfahren< als den neuen Standard. Damit war die
formale Konsistenz von CCITT X.25 und ISO HDLC gesichert.

Die Gefahr inkompatibler Standards war damit aber keineswegs gebannt.

Inzwischen hatten nämlich einige Netzbetreiber schon in Datennetze auf der
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Basis des alten X.25-Standards investiert und waren nicht bereit, sofort auf
den neuen Standard zu wechseln. Es schien deshalb durchaus möglich, daß
der alte Standard und mit ihm die von der ISO zurückgewiesene HDLC-Ver-
sion zum De-facto-Standard werden würde, so daß die offizielle lSO-Version
von HDLC keine Durchsetzungschance mehr hätte: Es drohte also eine regel-
rechte >Konkrrrenz< zwischen einem ISO- und einem CCITT-Standard (Sirbu/
Zwimpfer 1985: 4l).

Das für alle Beteiligten Beunruhigende an dieser Konkurrenz war, daß

keiner sie gewollt hatte. Sie war wider Willen entstanden und machte damit
die Schwierigkeit, die friedliche Koexistenz auch unter der Bedingung über-
lappender Domänen fortzusetzen, deutlich. Koexistenz erforderte jetzt Koope-
ration. Aber dazu waren die ISO und das CCITT angesichts ihrer prozeduralen
und >kulturellen< Unterschiede nur schlecht in der Lage (Macdonald 1987:
256). Das CCITT hatte einen Planungszyklus von vier Jahren, die ISO von
fünf. Das CCITT war Teil einer intergouvernementalen Organisation und
damit an Verfahrenskomplizierungen gebunden, die der ISO als privatem
Verein erspart blieben. Die technische Kultur des CCITT war von Fernmelde-
ingenieuren geprägt, die des TC 97 von Managern und Technikern der Com-
puterindustrie. Beide Gruppen hatten unterschiedliche Ausbildungen und
Erfahrungen und orientierten sich an unterschiedlichen >Leitbildern< und
>Musterbeispielen<. Die Verständigung war schwierig und anfällig für sterile
ideologische Konfl ikte.

Die Organisationen hatten im Prinzip zwei Möglichkeiten, auf diese
Schwierigkeit zu reagieren. Sie konnten an der Vorstellung der friedlichen
Koexistenz festhalten und versuchen, die Kooperationsfähigkeit gemeinsam
zu schaffen, die sie dafür unter den geänderten Umständen brauchten. Oder
sie konnten diese Vorstellung aufgeben und sich auf Konkurrenz umstellen.
Sie würden dann mehr oder weniger offen gegeneinander arbeiten und ver-
suchen, einander aus dem Feld zu drängen. Die Unsicherheit, für welche
Möglichkeit die andere Organisation sich entscheiden würde, frihrte dazu, daß
das bisher freundlich distanzierte Verhältnis von CCITT und ISO miß-
trauischer und eifersüchtiger wurde.

Für die Klientel hätte es durchaus einen Vorteil gehabt, wenn eine der
beiden Organisationen das Feld geräumt hätte. Sie hätten nur eine von ihnen
mit Experten beschicken müssen und dadurch Kosten sparen können. Es gab
aber keinen Konsens, welche der beiden Organisationen der anderen hätte
Platz machen sollen, denn die Durchsetzungschancen verschiedener Klienten
waren ungleich über sie verteilt. In der ISO dominierten die Computerfirmen,
und im CCITT die öffentlichen Netzbetreiber sowie die traditionellen Herstel-
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ler von Telekommunikationstechnik. Keine dieser Gruppen wollte, daß ausge-

rechnet ihre >Hausorganisation< aus dem Feld verschwindet. Im allgemeinen
waren sie deshalb daran interessiert, eine Konkurrenz zwischen ISO und
CCITT zu verhindernl42, unter der Voraussetzung natürlich, das sei mög-
lich. Sollte das nicht möglich sein, dann allerdings hatten sie ein Interesse,

daß >ihre< Organisation gut gerüstet in die Konkur"reflz geht und die andere

Organisation möglichst verdrängt.
Die neue Lage konfrontierte die Akteure mit erheblichen Unsicherheiten.

Sicher war nur, daß alle im Prinzip die Kooperation der Konfrontation vor-
zogen. Ungewiß dagegen war, ob eine erfolgreiche Kooperation angesichts
der erheblichen Struktur- und Verfahrensunterschiede zwischen ISO und
CCITT überhaupt möglich sei, ob mit einer kooperativen Haltung der anderen

Seite gerechnet werden könnte und ob für die eigene Position eine eher

kooperative oder konfrontative Strategie vorteilhaft wäre.
Die Besorgnis, das Verhältnis von CCITT und ISO könne in offene Kon-

kurrenz umschlagen, erhielt neue Nahrung, als die ISO 1977 ein neues Unter-
komitee für die Standardisierung von Computerkommunikation schuf, das ISO
TC97 SC l6 (vgl. 4.2.1.1),dessen Aufgabenstellung große Übereinstimmun-
gen mit derjenigen der CClTT-Studiengruppe VII aufwies (Cerni 1984: 179).

Diese Besorgnis erwies sich im weiteren allerdings als unberechtigt. Das SC

16 und die Studiengruppe VII bauten eine sehr erfolgreiche Kooperations-
beziehung auf und bereiteten damit einer breiteren Zusammenarbeit von ISO
und CCITT den Boden. Warum ihnen die Kooperation gelang, ist im einzel-
nen schwer zu rekonstruieren. Ein wichtiger Faktor dürfte aber wohl gewesen

sein, daß mit dem SC 16 eine methodische Innovation in die Standardisierung
eingeführt wurde, die die Kooperationsprobleme im Bereich der Computer-
kommunikation drastisch zu entschärfen versprach und deshalb besondere

Kooperationsanstrengungen lohnte. Diese Innovation bestand in der Entwick-
lung des OSl-Referenzmodells.

Dieses >Schnittmuster< für die Standardisierung versprach nicht nur die
intraorganisatorische Koordinierung in der ISO zu erleichtern, sondern auch

142 Zumal solch eine Konkurrenz auch das Risiko bzw. die Kosten der Implementation
von Standards erhöht hätte. Sie hätte die Klienten gezwungen, darauf zu wetten, welche

Organisation sich durchsetzen wird, und dann nur die Standards dieser Organisation
zu implementieren oder die Standards beider Organisationen gleichzeitig zu unterstützen

und darauf zu warten, welche der beiden sich endgültig durchsetzt. Im einen Fall wäre

die Standardbefolgung riskanter und im anderen teurer als in dem Fall, in dem beide

Organisationen kooperieren und konsistente Standards produzieren.
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die interorganisatorische Koordination mit dem CCITT und anderen Standardi-
sierungsorganisationen. Wenn alle Organisationen sich an den Vorgaben des

OSl-Modells orientieren würden, so könnten sie weitgehend unabhängig von-
einander arbeiten und trotzdem zu kompatiblen und komplementäiren Ergebnis-
sen kommen. OSI verhieß also Koordination ohne viel Interaktion und ent-
schärfte damit die Bedeutung der prozeduralen und kulturellen Differenzen,
die die Koordination von ISO und CCITT so zu erschweren drohten. Voraus-
setzung war natürlich, daß das CCITT und die ISO sich auf identische OSI-
Versionen einigten, und dazu war ein hohes Maß an Kooperation notwendig.

Beim CCITT wurde eine spezielle Rapporteursgruppe eingerichtet, die die
CCIT?Version von OSI entwickeln sollte. Sie arbeitete mit dem SC 16 eng

zusammen. Experten wurden ausgetauscht, gemeinsame Arbeitstreffen abge-

halten und eine sehr weitgehende Abstimmung der Arbeit erreicht (Cerni/
Gray 1983: 18,76-77).1983 konnten ISO und CCITT zwei im wesentlichen
identische Versionen des OSl-Referenzmodells verabschieden.l43

Unter den Standardisierungsorganisationen war OSI ein voller Erfolg.
Schon vor seiner offiziellen Verabschiedung wurde das Modell als Modus
vivendi im Bereich der Computerkommunikation anerkannt, und zwar nicht
nur von ISO und CCITT, sondern auch von anderen Organisationen wie etwa
ECMA oder IEEE. Die Organisationen paßten ihre Arbeit in den OSI-Rahmen
ein und entwickelten ihre Standards so, daß sie einzelnen OSl-Schichten
zugeordnet werden konnten (vgl. Cerni 1984: 183-189). Damit war die Ver-
einbarkeit ihrer oft disparaten und wenig koordinierten Aktivitäten garantiert.

Mit dem Erfolg bei der Entwicklung des OSl-Modells begannen manche
der Unsicherheiten sich aufzulösen, die das Verhältnis von CCITT und ISO
belastet hatten. Die ISO unternahm es, gemeinsam mit der IEC dafür zu sor-
gen, daß dieser Trend sich fortsetzte. 1984 machten sie dem CCITT den Vor-
schlag, die bei der Entwicklung des OSI Modells so erfolgreiche Zusammen-
arbeit zu institutionalisieren und auf andere Bereiche auszuweiten. Es sollte
eine gemeinsame Expertengruppe gebildet werden, um die Arbeitsprogramme

143 ISO International Standard 7498 rlnformation Processing Systems - Open Systems
Interconnection - Basic Reference Model< und CCITT-Empfehlung X.200 >Reference

Model of Open Systems Interconnection for CCITT Applications<. X.200 wurde erst
aufder Vollversammlung 1984 endgültig verabschiedet. Ein weiterer Faktor, der zum
Erfolg der Kooperation von ISO und CCITT bei der Entwicklung des OSI Modells
beigetragen haben könnte, ist die Dominanz europäischer Interessen in beiden Organisa-
tionen. Es schien ein starkes gemeinsames Interesse an der Abwehr amerikanischer
Standards - vor allem der SNA von IBM und den vom amerikanischen Verteidigungs-
ministerium gesponsorten DARPA-Protokollen - zu geben (Abbate 1992: ll),
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zu vergleichen und Vorschläge zu ihrer Koordination auszuarbeiten. Nach
entsprechenden Konsultationen sollte punktuell eine Zusammenarbeit in ge-

meinsamen technischen Komitees in Erwägung gezogen werden. Dadurch
könnte die Konsistenz ihrer Standards gesichert und die Verschwendung von
Ressourcen - Expertenzeit und Reisekosten - durch unnötige Doppelarbeit
vermieden werden.l4 Das CCITT nahm den Vorschlag in den wesentlichen
Punkten auf und schlug seinerseits die Entwicklung gemeinsamer Koopera-
tionsverfahren vor, die in Zukunft als Grundlage der Zusammenarbeit dienen
könnten.145

In der Folgezeit kam es zu einer Intensivierung und Ausweitung der techni-
schen Zusammenarbeit. In vielen Bereichen wurde jetzt kooperiert. Standards
wurden gemeinsam entwickelt und in identischen Versionen veröffent-
licht.la6 Nicht immer blieb die Zusammenarbeit dabei auf den Bereich der
Domänenüberlappung beschränkt, sondern griff teilweise sogar darüber hinaus.
In einem Fall übernahm z.B. die ISO eine beim CCITT entwickelte Program-
miersprache für Vermittlungscomputer (CHILL)147 vollständig als eigenen
Standardl48. Sachlich gab es dafür keinen Grund. Die Vermittlungstechnik
gehört eindeutig in die Domäne des CCITT. Sozial machte es aber trotzdem
einen gewissen Sinn. Das Vertrauen in die Kooperation war noch relativ frisch
und ungefestigt, und es war deshalb nicht unvernünftig, mit ihr in Bereichen
zu experimentieren, in denen es nicht auf sie ankam. Dabei konnten Erfahrun-
gen gesammelt und Kontakte geknüpft werden, die späteren und womöglich
bedeutsameren Kooperationen zugute kommen konnten.

Je weiter die Zusammenarbeit ausgeweitet wurde und je länger sie dauerte,
desto stärker verlor sie allmählich den Charakter des Außergewöhnlichen,
scharf Beobachteten und extra zu Begründenden. Die Kooperation wurde ge-

wöhnlicher und habitueller. Kooperationsroutinen schliffen sich ein, und die
Generalsekretariate begannen, die Formalisierung und Institutionalisierung

144 Vgl. ISO Council Resolution 361 1984 (zit. in ISO 1988: 60-61).
145 Vgl. CCITT Resolution No. 7, Collaboration with the International Organization for

Standardization (lSO) and the Intemational Electrotechnical Commission (IEC). (Mala-
ga-Torremolinos, 1984, zit. in CCITT 1989b: 2l-22).

146 Gemeinsame Texte gibt es über die Definition des OSl-Referenzmodells (CCITT
X.200-Serie) hinaus jetzt auch im Message-handling-Bereich (CCIT"f X.400-Serie),
im Directory-Bereich (CCITT X.500-Serie) und im Document-architecture-Bereich
(CCITT T.4OO-Serie) (ISO/IEC JTC I 1988: l).

147 CCITT High Level Language (Werle 1990: 195).

148 Sie hat diesen Standard dann allerdings nicht auch noch veröffentlicht. In ihrem Stan-

dardwerk findet sich lediglich der Verweis auf die Veröffentlichungen des CCITT.
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Abb. 20: Kooperation zwischen CCITT und JTC 1
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der Kooperation zu betreiben. 1988 wurde eine gemeinsame Arbeitsgruppe
aus Vertretern des CCITT und des neu gegründeten ISO/IEC JTC I l4e

gebildet, die Grundsätze der Kooperation ausarbeiten sollte. Das Ergebnis ihrer
Bemühungen war ein Katalog von zunächst nur informell gültigen Organisa-
tions- und Verfahrensregeln. Diese Regeln definierten unter anderem verschie-
dene Modi der Zusammenarbeit und ein Verfahren, wie zwischen ihnen zu
wählen sei, verschiedene Maßnahmen zur zeitlichen Synchronisierung der Ar-
beits- und Entscheidungsabläufe, sowie ein gemeinsames Dokumentenformat,
das es den beiden Organisationen erlaubte, Schriftstücke der anderen Organisa-
tion ungeändert in ihren Entscheidungsablauf zu übernehmen (Abb. 20).

1991 wurde der Regelkatalog noch einmal überprüft, modifiziert und ver-
feinert. Er soll jetzt in die Geschäftsordnungen beider Organisationen aufge-
nommen und damit formal in Geltung gesetzt werden (CCITT l99l: l). Das

149 1987 hatten ISO und IEC ihre mit der Informationstechnik befaßten Komitees in einem
gemeinsamen Komitee, dem ISO/IEC Joint Technical Committee I >Information Tech-
nology" (JTC 1) zusammengelegt (vgl. 4.2.1.4).
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relativ unsichere Neben- und Gegeneinander von ISO und CCITT ist damit

einem relativ fest institutionalisierten Miteinander gewichen.

4.3.L2 ECMA, ETSI und Cenelec

Mit der wachsenden Bedeutung privater Telekommunikationsanlagen (vgl.

Abschnitt 3.2) entstand ein Bedarf an speziellen Standards für solche Anlagen.

Das von den PTTs dominierte CCITT reagierte nur langsam und tat kaum

etwas, um diesen neuen Bedarf zu befriedigen. Dafür sprang die ECMA in
die Bresche. Sie richtete eine entsprechende Arbeitsgruppe ein und wurde zum

Fokus der Standardisierung privater Telekommunikationstechnik. Damit war

das Problem zunächst geregelt.

1986 wurde es jedoch erneut aufgeworfen. In der EG-Kommission wurde

diskutiert, einheitliche Standards für die Netzschnittstelle digitaler Telefone

entwickeln zu lassen, die sowohl für öffentliche als auch private Netze gelten

sollten.l50 Dadurch könnten, so die Überlegung, Massenproduktionsvorteile
erschlossen und die Diffusion digitaler Technologie beschleunigt werden. Die

Hersteller privater Telekommunikationsanlagen reagierten auf diese Überle-
gungen alarmiert. Sie rechneten damit, daß die PTTs darauf bestehen würden,
die Standards in der CEPT zu entwickeln, in der sie weder Sitz noch Stimme
hatten. Das erschien ihnen nicht nur wegen der Investitionen bedrohlich, die

sie bereits in die Entwicklung digitaler Telefone unternommen hatten und die
in der CEPT vielleicht nicht angemessen berücksichtigt werden würden, son-

dern auch weil es einen Präzedenzfall für spätere, ähnligh gelagerte Situatio-
nen schaffen konnte. Die Hersteller wandten sich daher an Cenelec, das ihrem
Einfluß sehr viel besser zugänglich war, und forderten es auf, die Zuständig-
keit für die Standardisierung privater Telekommunikation für sich zu rekla-
mieren. Das Cenelec reagierte prompt, richtete ein spezielles technisches

Komitee für die private Telekommunikation ein, das TC 108, und sicherte

sich bei der EG-Kommission ein Mandat für die Standardisierung von Neben-

stellenanlagen (Temple 1991: 55-56).
Damit hatten die Hersteller ein Problem gelöst - die Abwehr eines mögli-

chen Eindringens der CEPT in die private Telekommunikation -, aber nur

um den Preis eines anderen Problems. Der Einstieg von Cenelec in die Stan-

150 Dieser Vorschlag war Teil einer Studie, die eine Untergruppe des SOG-T, die Groupe

d'Analyse et Prddiction (GAP), über die Einführung von ISDN in Europa angefertigt

hatte.
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dardisierung privater Telekommunikationstechnik machte es notwendig, das
Verhältnis dieser Organisation zu ECMA zu klären. Die Hersteller wollten
eine Duplikation der Arbeit auf jeden Fall vermeiden. Sie hatten kein Inter-
esse, beide Organisationen mit teuren Experten beschicken zu müssen, um
anschließend womöglich mit inkonsistenten Standards bedient zu werden. Sie
hatten aber auch kein Interesse daran, daß Cenelec die gesamte Standardisie-
rung übernahm. Ihr Einfluß auf die Cenelec war zwar größer als auf die
CEPT, aber geringer als auf die ECMA. In der ECMA waren sie unmittelbar
als Unternehmen repräsentiert, während sie in Cenelec nur mittelbar als Mit-
glieder von nationalen Delegationen an der Arbeit teilnehmen konnten. Außer-
dem war ECMA exklusiver zusammengesetzt und konnte deshalb schneller
und >unbürokratischer< arbeiten als Cenelec. Die Hersteller, angeführt von
Siemens und Alcatel, machten daher bei Cenelec deutlich, daß sie ihm keine
Experten für die technische Arbeit zur Verfügung stellen würden. Cenelec
und ECMA handelten darauftrin einen Kooperationsvertrag aus und verein-
barten, sich in Zukunft die Arbeit an der Standardisierung privater Telekom-
munikationstechnik zu teilen. ECMA sollte die Verantwortung für alle techni-
schen und Cenelec für alle formalen Aspekte der Standardisierung überneh-
men. ECMA sollte die Standards entwickeln und Cenelec sollte sie zur Ab-
stimmung bringen und veröffentlichen.

Auch diese Problemlösung währte nur kurz. Dann wurde ETSI gegründet
und erhob Anspruch auf die private Telekommunikation. Die Durchsetzung
dieses Anspruches war für ETSI ein zentrales Anliegen, sie stellte seine junge.
noch ungefestigte Identität des >Ganz-anders-als-CEPT:Seins< auf die Probe
(vgl. 4.2.2.3). ETSI wollte das genaue Gegenstück dieser als bornierte Inter-
essenvertretung der PTTs verstandenen Organisation sein, nämlich offen und
alle Anliegen und Interessen der Telekommunikation abdeckend. Die Zustän-
digkeit für die private Telekommunikationstechnik war als Bestätigung dieses
Selbstbildes wichtig, denn die Anliegen und Interessen dieses Bereiches ge-
hörten zu denen, die aus der CEPT am deutlichsten ausgesperrt geblieben
waren. Ein hochrangiger ETSl-Vertreter formulierte das so:

If ETSI accepted a split of responsibility between public and private telecom-
munications in its mandate, it would be an admission of defeat that it was not
representing the manufacturing interests properly. (Temple l99l: 56)

Das >Ganz-anders-als-CEPT:sein< von ETSI überzeugte die Hersteller priva-
ter Telekommunikationstechnik allerdings nicht sofort. Zunächst hielten sie
ETSI eher für das, was es gerade nicht sein wollte, nämlich eine Fortsetzung
der CEPT mit anderen Mitteln, und versuchten deshalb, sein Eindringen in
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die private Telekommunikation zu verhindern. ETSI kam es aber gar nicht
darauf an, selbst in die Standardisierung dieses Bereiches >einzudringen<; es

wollte lediglich eine Bestätigung seiner formalen Zuständigkeit haben. Die
ganze Affäre war für das Institut von eher symbolischer als materieller Bedeu-

tung. Um die Bedenken der Hersteller zu zerstreuen, schloß ETSI deshalb

1989 einen Vertrag mit ECMA, der festlegte, daß die beiden Parteien in der

Standardisierung privater Telekommunikationstechnik die gleiche Zusammen-

arbeit pflegen werden wie Cenelec und ECMA, sobald ETSI die formale Zu-
ständigkeit für diesen Bereich von Cenelec übernimmt (vgl. ETSI/ECMA
1991). ECMA würde die technische Arbeit leisten und ETSI die formale.

Die Bedenken der Hersteller, denen es vor allem darauf ankam, daß die
technische Entwicklungsarbeit bei ECMA blieb, waren damit weitgehend
zerstreut. Ob die öffentlichen Anhörungen bei der Verabschiedung der Stan-

dards über ETSI oder über Cenelec abgewickelt würden, war ihnen, ganz im
Gegensatz zu Cenelec, weniger wichtig. Cenelec dagegen hatte keine Neigung,
die Zuständigkeit für die private Telekommunikation ohne Entschädigung

abzugeben und schon gar nicht an ETSI. Das Verhältnis zu ETSI war noch

immer durch den Streit um dessen Gründung belastet (vgl. Abschnitt4.2.Z.3).
Cenelec hatte damals zusammen mit CEN versucht, die Gründung von ETSI
als eigenständiger Organisation zu verhindern, was ihm von einigen ETSI-
Vertretern immer noch nachgetragen wurde. Umgekehrt hing die Aversion
des Cenelec gegen ETSI damit zusammen, daß es bei der Entscheidung, ETSI
zu gründen, nicht >angemessen( gehört worden war.

Die Konfrontation zwischen beiden Organisationen war angesichts der

besonderen Umstände, unter denen ETSI gegründet worden waE durchaus

verständlich. Aber sie war inzwischen funktionslos geworden. ETSI war fest
etabliert, und es spielte keine Rolle mehr, wer seine Gründung hatte verhin-
dern wollen und wer bei diesem Ereignis übergangen worden war. Die Kon-
frontation war zu einer Belastung für beide Organisationen geworden, denn

niemand in ihrer Umwelt - und schon gar nicht die EG-Kommission - war
bereit, die dadurch entstehenden Reibungsverluste auf Dauer zu tolerieren.
Die Organisationen standen daher unter dem Druck, ihr Verhältnis zu ent-

schärfen. Aber einen Ausstieg aus der Konfrontation zu finden, war nicht
einfach. Beide Organisationen wollten ihr Gesicht wahren. Keine wollte so

aussehen, als sei sie umgefallen und habe eingelenkt und damit der anderen

Seite nachträglich Recht gegeben.

Den Anfang machten schließlich die Herren Temple und Gaddes, die bei

ETSI bzw. Cenelec führende Positionen bekleideten und früher gemeinsam

im britischen Handels- und Industrieministerium gearbeitet hatten. Ihr per-
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sönliches Vertrauensverhältnis half ihnen, die Grundlage für interorganisa-
torisches Vertrauen zu legen. Im Juli 1989 handelten sie am Rande eines
offiziellen Treffens mit Vertretern der EG-Kommission ein Konzept zur ein-
vernehmlichen Beilegung der Differenzen zwischen Cenelec und ETSI aus
(Temple l99l: 57). Es bestand aus zwei Teilen. Der erste Teil definierte fünf
verschiedene Modi, in denen Cenelec und ETSI auf gemeinsam interessieren-
den Feldern zusammenarbeiten könnten. Sie reichten von einer >Information
Relation<, in der eine Organisation die volle Verantwortung für die Standardi-
sierung hat, aber die anderen über ihr Vorgehen ständig informiert, bis zu
einer >Integrated Relation<, in der beide Organisationen gemeinsame Arbeits-
gruppen einrichten und die dort entwickelten Standards in einem gemeinsamen
Verfahren verabschieden. Der zweite Teil definierte, welcher Modus auf wel-
chem Feld angewendet werden sollte und legte damit fest, welche Organisa-
tion auf welchem Feld die Oberhand haben würde. Diese >Work Repartition.
wurde dadurch erleichtert, daß es neben der privaten Telekommunikation noch
andere umstrittene Felder von Bedeutung gab. So konnte ein Koppelgeschäft
anangiert werden, in dem ETSI die Generalzuständigkeit für die private Tele-
kommunikation für Zugeständnisse in anderen Bereichen eintauschte (Temple
l99l: 58).

Bei ETSI und Cenelec hatte man offenbar nur darauf gewartet, daß.jemand
das Risiko auf sich nehmeo solch ein Konzept auszuarbeiten und vorzuschla-
gen. Es wurde jedenfalls in beiden Organisationen sehr rasch und ohne große
Modifikationen akzeptiert und in einem Kooperationsvertrag verabschiedet.
Das Verhältnis beider Organisationen verbesserte sich danach fast schlagartig.
Die Streitigkeiten der Vergangenheit waren vergessen, und Kooperation galt
jetzt als das einzig Vernünftige.

Die rasche Annäherung zwischen ETSI und Cenelec führte allerdings bei
der dritten europäischen Standardisierungsorganisation, CEN, zu diffusen Aus-
schlußängsten. Sie bestand darauf, an dem Kooperationsvertrag beteiligt zu
werden, auch wenn es dafür keine zwingenden sachlichen Gründe gab. Domä-
nenüberlappungen bestanden zwischen CEN und ETSI keine. Cenelec und
ETSI akzeptierten aber trotzdem, und der Kooperationsvertrag wurde als
dreiseitiger Vertrag verabschiedetl5l. Auf der Basis dieses Vertiages wurde
dann auch das Verhältnis von ETSI und Cenelec zu ECMA endgültig geregelt.
Die drei schlossen einen Vertrag, in dem ETSI die alleinige Zuständigkeit
für alle Telekommunikationsstandards zugesprochen und die ECMA-Cenelec-

l5 I European Standardization. Basic Cooperation Agreement for Handling ofthe Technical
Work (Cenelec-Dokument: CLC/AG(SG)573 Rev. v. April 1990).



t72 Kapitel 4

Abb.21: Die Kooperation zwischen ETSI und ECMA im Bereich
privater Telekommunikationstechnik
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Vereinbarung über die Kooperation bei der Standardisierung privater Telekom-
munikationstechnik durch die gleichartige ECMA-ETSI Vereinbarung ersetzt
wurdel52. Die Zuständigkeit itir die Standardisierung privater Telekommu-
nikation war damit endgültig zugewiesen, und die Kooperation von ETSI und
ECMA konnte beginnen (vgl. Abb. 2l).

4.3.2 Konkurrenz oder Kooperation? Alte und neue Organisationen

In diesem Abschnitt wird über zwei Fallbeispiele berichtet, in denen neue
Organisationen in Domänen eindrangen, die bereits von alten Organisationen
reklamiert wurden und dadurch Auseinandersetzungen über das gegenseitige
Verhältnis auslösten. Der erste Fall betrifft die ISO, die regionalen OSI-Ver-
bände und die funktionale Standardisierung, der zweite Fall das CCITT, die
neuen regionalen Standardisierungsorganisationen und die Standardisierung
von Telekommunikationstechnik.

4.3.2.1 Die ISO und die regionalen OSl-Verbände

Aus den historischen Gründen, die in Abschnitt 4.2.l auseinandergelegt wor-
den sind, bildete sich für die Standardisierung funktionaler Profile eine eigene
institutionelle Infrastruktur. Diese Infrastruktur bestand aus einer Reihe eigens
zum Zw ecke der funktionalen Standardisierung gegründeter regionaler Ver-
bände, den Herstellerverbänden SPAG, COS und POSI in Europa, Nordameri-
ka und Südostasien und den Anwenderorganisationen MAP und TOP in Nord-
amerika und EMUG und OSITOP in Europa. Zu den traditionellen Standardi-
sierungsorganisationen ISO und IEC bestand keinerlei Verbindung. Die funk-
tionale Standardisierung ging an ihnen vorbei.

Bei ISO und IEC bestand einiges Unbehagen über diesen Zustand, der
möglicherweise als Präzedenzfall für ihre Verzichtbarkeit interpretiert werden
konnte. Sie wollten deshalb zumindest vermeiden, daß er sich ausweitete, und
daß die OSl-Verbände über die Domäne der funktionalen Standardisierung
hinaus expandierten. Wenn möglich, wollten sie ihn sogar ganz beenden und
selbst eine Rolle in der funktionalen Standardisierung übernehmen.

Dem ersten Ziel diente eine Konferenz, zu der die ISO die wichtigsten OSI-

152 Settlement of the Private Telecommunications Network Field between Cenelec, ETSI
and ECMA (ECMA l99l: GA/91127).
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Verbände - COS, SPAG, POSI und die World Federation of MAP/TOP Users

- im Oktober 1986 nach Genf einlud (vgl. auch 4.2.1.4). Das zentrale Thema

waren die OSl-Basisstandards, die für die funktionale Standardisierung benö-

tigt wurden. Zwar gab es ein allgemeines Einvernehmen darüber, daß funktio-
nale Profile wo immer möglich auf der Grundlage von ISO- oder CCITT-
Basisstandards entwickelt werden sollten. Aber trotzdem war innerhalb der

OSl-Verbände umstritten, ob nicht auch auf andere Quellen zurückgegriffen
werden solle. Einige Verbandsmitglieder fanden, daß ISO und CCITT die
Basisstandards zu langsam produzierten (Cerni 1989). Um ein Abwandern
der OSl-Verbände zu verhindern, versprach die ISO, die Entwicklung von
Basisstandards stärker auf die Bedürfnisse dieser Verbände abzustellen. Zu

diesem Zweck sollte gemeinsam mit den Verbänden eine Prioritätenliste für
die Basisstandardisierung entwickelt werden, an der das CCITT und sie in
Zukunft ihre Arbeitspläne orientieren könnten. Außerdem sollten spezielle
Kommunikationskanäle zu den Verbänden aufgebaut werden, die den Infor-
mationsaustausch und die Handlungskoordinierung erleichtern sollten. Beide
Vorschläge wurden aufgegriffen. Die Prioritätenliste wurde entwickelt und

auf einer Anschlußkonferenz im März I 987 diskutiert. Abgesehen von einigen
Ausnahmen, in denen die OSl-Verbände auf eine Beschleunigung des Zeir
plans bestanden, bestätigten sie, daß diese Liste ihren Bedürfnissen entspräche.

Die Basisstandardisierung war damit für ISO, IEC und CCITT gesichert
(Macpherson 1990: 120-122).

Gleichzeitig zu diesen Ereignissen wurde im ISO TC97 nach einer Nische
gesucht, die die ISO in der funktionalen Standardisierung besetzen könnte.
Einige Experten bezweifelten, daß es solch eine Nische überhaupt gäbe. Die
funktionale Standardisierung sei fest in der Hand der OSl-Verbände. Die
Unternehmen, die diese Verbände gegründet hatten, besäßen das Monopol
auf die dafür notwendige Expertise, und es sei wenig wahrscheinlich, daß sie

diese Expertise der ISO zur Verfügung stellen würden, damit diese die schon

in den Verbänden erledigte Arbeit noch einmal tue. Die ISO solle daher gar

nicht erst versuchen, in die funktionale Standardisierung einzusteigen. Die
Mehrheit hielt das dagegen für notwendig. Die funktionale Standardisierung
sei ein integraler Bestandteil der OSl-Standardisierung. OSI gehöre zu den

Kernbereichen der Iso-Aktivitäten, und die ISO müsse daher auch an der

funktionalen Standardisierung beteiligt sein. Im Januar 1987 wurde eine Spe-

cial Group on Functional Standardization (SGFS) gegründet, die die Konzepte

und Verfahren ausarbeiten sollte, nach denen die ISO in der funktionalen
Standardisierung verfahren könnte. Dabei sollte sie auch die von den OSI-
Verbänden geleisteten >Vorarbeiten< sichten (Groenke 1987: 42).
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Die hinter den OSl-Verbänden stehenden Unternehmen betrachteten dieses

Manöver ausgesprochen kritisch. Sie behaupteten, die ISO sei zu langsam
und zu unflexibel, um in einem so dynamischen Feld wie der funktionalen
Standardisierung effizient arbeiten zu können. Ihre Verfahren seien zu büro-
kratisch und ihr nationaler Aufbau angesichts der transnationalen Konstitution
der Computerindustrie anachronistisch. Beides verursache Zeit- tnd Ressour-
cenverluste, die in den OSl-Verbänden durch unaufwendigere Verwaltungs-
und Entscheidungsstrukturen und eine exklusivere Zusammensetzung der
Mitglieder vermieden würden. Die Gründung der Verbände müsse eben auch
als eine >>Revolte<< gegen die alten und verbrauchten Formen der traditionellen
Standardisierungsorganisationen verstanden werden (Cargill 1989: 115; Eicher
1990: 35).

Bei aller Kritik hatte die ISO doch einen unbestreitbaren Vorzug vor den
OSl-Verbänden: ihre höhere Reputation und Sichtbarkeit. Sie war eine einge-
führte und politisch anerkannte Institution. Ihre Standards besaßen das Flui-
dum des Offiziellen, spielten eine große Rolle bei öffentlichen Beschaffungen
und galten allgemein als Garanten parteiloser technischer Qualität. Die Ver-
bände dagegen waren junge Gremien, mit deren Arbeitsergebnissen es noch
keine Erfahrungen gab. Ihre exklusive Zusammensetzung war zudem geeignet,
bei allen Nichtmitgliedern Verschwörungsängste zu wecken. Es stand daher
zu vermuten, daß von der ISO ratifizierte funktionale Profile eine bessere

Chance auf rasche Diffusion und Marktdurchsetzung haben würden als die
von den Verbänden verabschiedeten. Für die OSl-Verbände gab es daher
einen gewissen Anreiz, die ISO pro forma an der funktionalen Standardisie-
rung zu beteiligen.

ISO und IEC - die IEC war inzwischen beteiligt, weil die SGFS mit dem
ISO TC 97 ins ISO/IEC JTC I übergegangen war - war die Beteiligung an

der funktionalen Standardisierung so wichtig, daß sie dazu auch eine Be-
schränkung dieser Beteiligung auf eine eher symbolische Rolle in Kauf zu
nehmen bereit waren. Sie waren bereit, den OSl-Verbänden die Entwicklung
der funktionalen Profile zu überlassen und selbst nur die Ratifizierung dieser
Profile als ISO/IEC-Standards zu übernehmen. Mit der Schaffung der proze-
duralen Voraussetzungen für diese Selbstbeschränkung machten sie diese
Bereitschaft deutlich. Sie richteten für die OSl-Verbände eine eigene Mitglied-
schaftskategorie bei der SGFS ein, die sogenannte S-Liaison, die bis auf das

Stimmrecht die vollen Mitgliedschaftsrechte umfaßt. Sie schufen ein neues
Standarddokument für funktionale Profile, das International Standardized
Profile (ISP), und sie schufen neue Verfahrensregeln, die es erlaubten, einen
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aus dem Mitgliederkreis der SGFS stammenden Entwurfl53 ohne weitere
technische Beratung zur Schlußabstimmung zu bringen und als ISP zu ver-
öffentlichen; eine prozedurale Abkürzung, die bei der Entwicklung >normaler<

ISO- oder IEC-Standards nicht möglich ist (Cerni 1989).
Auf der Basis dieser Zugeständnisse waren die Verbände bereit zu koope-

rieren. Es wurde vereinbart, daß die Verbände die technische Entwicklung
der funktionalen Profile übernehmen und sich dabei untereinander soweit
abstimmen würden, daß möglichstjedes Profil von allen Verbänden unterstützt
wird. Diese >global harmonisierten< Profile sollten dann bei der SGFS einge-
reicht, zur Abstimmung gebracht und als ISPs veröffentlicht werden. Inzwi-
schen waren allerdings die regionalen OSl-Workshops neu gegründet worden,
der EWOS in Europa, der NIST-OIW in Nordamerika und der AOW in Süd-
ostasien (vgl. 4.2.1.4), die im >Complementary process< schnell die Rolle
übernahmen, die ursprünglich für die OSl-Verbände vorgesehen war: Sie
entwickeln funktionale Profile und koordinieren diese Entwicklungsarbeit im
Vorfeld des SGFS (Abbildung 22).

Die ersten Läufe dieses Complementary process zeigten, daß ISO und IEC
entgegen allen Erwartungen eine mehr als nur symbolische Rolle spielten.
Die ersten von den Workshops eingereichten Entwürfe wurden nämlich in
der SGFS wegen erheblicher Qualitätsmängel zurückgewiesen und mußten
erst überarbeitet werden, bevor sie als ISPs verabschiedet werden konn-
ten.l54 Das kostete natürlich Zeit, zeigte aber auch, daß die ISO/IEC-Betei-
ligung eine wichtige qualitätssichernde Funktion in der Entwicklung von ISPs
haben konnte - eine Funktion, die auch von den OSl-Verbänden anerkannt
wurde.

Überhaupt ließ die ostentative Kritik der OSl-Verbände an den traditionel-
len Standardisierungsorganisationen allmählich nach. Sie wurden erfahrener
in der Standardisierung und sahen, daß die Hoffnungen, die sie ursprünglich
in ihre eigene Arbeits- und Entscheidungsgeschwindigkeit gesetzt hatten, in
den meisten Fällen getrogen hatten. Fast alles dauerte länger, als sie erwartet
hatten, und das hatte nichts mit dem Bürokratismus zu tun, den sie bei ISO,
IEC und CCITT vermuteten, sondern mit den Einigungsproblemen, die der
konsensuelle Entscheidungsstil in der Komitee-Standardisierung impliziert.

153 Entwürfe für ISPs können neben Vollmitgliedern der ISO und S-Liaison-Mitgliedern
des JTC I SGFS theoretisch auch sogenannte A-Liaison-Mitglieder einbringen, zu

denen etwa das CCITT gehört.
154 Ein Mangel bestand kurioserweise darin, daß bestimmte >Standards< für die Entwick-

lung von Standards nicht eingehalten worden waren.
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Abb. 22: Der 'Complementary process. der Standardisierung lunktionaler Prolile
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Die Beilegung von Einigungsproblemen braucht Zeit. Die Parteien müssen
miteinander reden, handeln, Angebote austauschen und sich gelegentlich ver-
tagen. Das dauert und läßt sich durch organisatorische Innovationen nur in
begrenztem Maße beschleunigen. Je deutlicher das in den Verbänden gesehen
wurde, desto größer wurde das Verständnis für die Probleme der traditionellen
Organisationen.

Auch umgekehrt ließ das Mißtrauen nach. Entgegen allen Befürchtungen
hatten die neuen Verbände und Workshops die ISO und die IEC nicht von
der funktionalen Standardisierung ausgeschlossen. Die ISO und die IEC konn-
teu ihnen deshalb gelassener begegnen, ja möglicherweise sogar Reputations-
gewinne aus der Tatsache ziehen, daß diese Flexibilität, Tempo und >Moderni-
tät< ausstrahlenden Organisationen mit ihnen kooperierten.

4.3.2.2 Das CCITT und die regionalen Standardisierungsorganisationen

Im Laufe der achtziger Jahre wurden drei regionale Standardisierungsorganisa-
tionen für die Telekommunikation eingerichtet, das ANSI Tl in den Vereinig-
ten Staaten, das TTC in Japan und das ETSI in Europa. Dadurch entstand ein
Organisationsfeld, das eine gewisse Ahnlichkeit mit dem der funktionalen
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EWOS NrsT-orw AOW

JTCl-SGFS

-SGFS
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Standardisierung hatte: Hier wie dort gab es eine etablierte internationale
Organisation, die mit einer Reihe neu gegründeter regionaler Organisationen
konfrontiert wurde.

Einige Beobachter behaupten auch, daß die Auseinandersetzungen zwischen
dem CCITT und den regionalen Organisationen von ganz ähnlichen Motiven
und Befürchtungen geprägt sind, wie sie eben für die ISO und die OSI-Ver-
bände beschrieben wurden (Besen/Farrell l99l; Hawkins 1992). Die Grün-
dung der regionalen Organisationen habe, so behaupten sie, die Vormacht-
stellung des CCITT bedroht. Die neuen Organisationen seien in die CCITT-
Domäne eingedrungen und hätten es in eine Konkurrenz gezwungen, für die
es nur schlecht vorbereitet gewesen sei. Seine Struktur sei antiquiert und den

aktuellen Anforderungen nicht mehr angepaßt. Es arbeite langsameq weniger
präzise und weniger effizient als die regionalen Organisationen und werde
deshalb sukzessive von diesen verdrängt. Seine Rolle werde sich in Zukunft
darauf beschränken zl ratifizieren, was in den regionalen Organisationen
entschieden worden ist.

In diesem Szenario trafen sie sich mit den öffentlichen Befürchtungen
hochrangiger ITU- und CClT?Vertreter. Der Generalsekretär der ITU, Butler,
warnte, die regionalen Organisationen könnten zu einer Marginalisierung des

CCITT führen (Temple 1991: 68), und der Direktor des CCITT Irmer argu-
mentierte:

These three regional standardization organizations ... are young, dynamic orga-
nizations. They are, because they are young, using not traditional but modern
methods of work and ... they are operating market-oriented. True in many
discussions ... representatives of our membership ... stress that they would like
to see world-wide standards worked out by the CCITT ... . But if CCITT is

not able to produce such standards in a reasonable time they will devote their
resources (and that is not only money, that is also manpower) to those regional
organizations which are setting the standards at the time when needed.
(Irmer 1989: 17-18)

Viele Beobachtungen deuten also auf eine zumindest teilweise Verdrängung
des CCITT durch die regionalen Organisationen hin, auf einen Angriff hier
und Verteidigung dort, auf Gewinne der einen auf Kosten der anderen Seite.

Trotzdem ist dieses Bild falsch oder doch zumindest unvollständig. Es über-
treibt die kompetitive Handlungsorientierung der Beteiligten und unterschlägt
das starke Bemühen der regionalen Organisationen um Kooperation mit dem

CCITT. Es überzeichnet die Gefahr, die die neuen Organisationen für das

CCITT bedeuteten, und vernachlässigt, daß sie ihm gleichzeitig auch eine
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Chance zur Regelung und Abwälzung von organisationsinternen Problemen
boten.

Keine der drei regionalen Organisationen war mit der Intention gegründet
worden, dem CCITT Konkurrenz zu machen. Vielmehr haben sich alle drei
dem CCITT gegenüber auf eine subsidiäre Rolle verpflichtet. Am schwächsten
fiel diese Verpflichtung noch bei T1 aus. In seinem >Mission Statement< heißt
es lediglich, daß zu den Aufgaben des Komitees auch die Ausarbeitung von
Stellungnahmen für die intemationale Standardisierung gehöre (Lifchus 1985:
35). Das TTC und das ETSI legten sich sehr viel weitergehender fest. Das
TTC beschränkte in seiner Satzung die eigene Rolle darauf, CCITT-Empfeh-
lungen zu übernehmen und an lokale Bedingungen anzupassen. Nur in den
Ausnahmefällen, in denen das CCITT noch keine Standards entwickelt hat,
will es selbst welche schreiben, die dann solange gelten sollen, bis die enr
sprechenden CCITT-Standards verfügbar sind (vgl. Müller/Kuhn 1988: l3).
Die Geschäftsordnung des ETSI schließlich bestimmt, daß die Arbeit des
Instituts auf bestehenden oder in Vorbereitung befindlichen internationalen
Standards aufzubauen und zur Entwicklung solcher Standards beizutragen
habe (ETSI 1990a: Art. 14.7).

In diesen Selbstbeschränkungen spiegelt sich das Bemühen, eine Konkur-
renz mit dem CCITT möglichst zu vermeiden. An solch einer Konkurrenz
war weder den Netzbetreibern noch den Herstellerfirmen gelegen, die hinter
den neuen Organisationen standen. Die Netzbetreiber waren dem CCITT aus
historischen Gründen verpflichtet. Es war nach wie vor ihr >Club<, und sie
hatten Hemmungen, sich >clubschädigend< zu verhalten. Die Hersteller fürch-
teten, daß eine Schwächung oder gar Verdrängung des CCITT durch die
regionalen Organisationen eine regionale Segmentierung des Weltmarkts
fördern würde, die sie bei der weltweiten Vermarktung ihrer Produkte stören
könnte.

Die Möglichkeit der Konfrontation blieb aber trotz dieser Konfrontations-
scheu gegeben. Sollte das CCITT auf Dauer unfähig sein, die von den regio-
nalen Organisationen benötigten Standards rechtzeitig zu liefem, dann konnten
diese ihre subsidiäre Rolle aufgeben und am CCITT vorbei handeln. Mit
wiederholter Kritik an der Arbeit des CCITT sorgten die regionalen Organisa-
tionen dafür, daß diese Möglichkeit bewußt blieb (vgl. z.B. ETSI 1990b: 2).

Die Befürchtung der ITU- und CCITT-Spitze, die regionalen Organisatio-
nen könnten das CCITT aus dem Felde drängen, waren also nicht vollkommen
gegenstandslos. Aber sie schienen doch angesichts der Kooperationsbereit-
schaft der regionalen Organisationen und der Anstrengungen, die diese unter-
nahmen, um eine Konkumenz mit dem CCITT zu vermeiden, stark überzogen.
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Manche Vertreter der regionalen Organisationen empfanden es deshalb auch

als unfair, daß ihre Organisationen zu einer Gefahr stilisiert wurden, die sie

gar nicht sein wollten.l55
Die >Überreaktionen< des ITU-Generalsekretärs und des CCITT-Direktors,

aber auch anderer hochrangiger CCITT- und ITU-Vertreter, hing womöglich
damit zusammen, daß die regionalen Organisationen noch sehr neu waren -
das ETSI war erst im Frühjahr 1988 gegründet worden. Vielleicht sahen sie

in einer ersten Verunsicherung die Zukunft des CCITT schwärzer, als sie nach

Lage der Dinge tatsächlich gesehen werden mußte. Vielleicht ging es ihnen

aber auch gar nicht um eine abgewogene Einschätzung der durch die neuen

Organisationen entstandenen Lage, sondern um eine effektvolle Beeinflussung

des innerorganisatorischen Reformprozesses im CCITT.
Eine grundlegende Reform des CCITT stand schon länger auf der Tages-

ordnung. Seine Strukturen und Verfahren wurden von großen Teilen der

Klientel als überholt und ineffizient kritisiert und für eine als mangelhaft
empfundene Arbeitsgeschwindigkeit und Interessenberücksichtigung verant-

wortlich gemacht. Seit einiger ZeitbefafJten sich deshalb die Vollversamm-
lungen des CCITT und die Regierungskonferenzen des ITU regelmäßig mit
dem Thema Reform, ohne allerdings je mehr als symbolische Beschlüsse in
dieser Richtung zu fassen. Sie wurden von den Entwicklungsländern und von
>konservativen< Netzbetreibern dominiert, die beide für die Kritik der CCITT-
Klientel relativ wenig sensibel waren. Beide Gruppen räumten einer Reorgani-

sation des CCITT nur geringe Priorität ein und schreckten vor den Machtver-
lusten zurück, die ihnen aus einzelnen Reformmaßnahmen, wie etwa einer

Öffnung des CCITT für die Mitgliedschaft von Industrieuntemehmen, ent-

standen wären. Reformversuche wurden von ihnen regelmäßig blockiert (vgl.

Abschnitt 4.1.1).
Den Sekretariaten von CCITT und ITU war diese Reformblockade ein Dorn

im Auge. Sie mußten das Tagesgeschäft des CCITT organisieren und waren

deshalb allen Reibungen und Unzufriedenheiten, zu denen die nicht reformier-
ten CClTT-Strukturen Anlaß gaben, ganz unmittelbar ausgesetzt. Außerdem
sahen sie sehr deutlich, wie stark das CCITT von den Akteuren abhing, die
seine Reform am lautesten forderten. >Innovative< Netzbetreiber und multina-
tional operierende Herstellerfirmen leisteten den Großteil der technischen

155 Ein ETSl-Repräsentant kommentiert z.B. >ETSI had neither the intention nor ... even

the capability to be a threat to the CCITT. Further, if ETSI was to contribute to world-

wide standards, it needed a vibrant international organisation to feed its ideas into. Thus

it was a little unfair to portray ETSI as such a threat< (Temple l99l:68).
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Arbeit, während diejenigen, die einer Reform des CCITT Widerstand leisteten,
kaum etwas beitrugen. Schließlich hing auch das professionelle Selbstwertge-
fühl der Sekretariatsangestellten davon ab, daß das CCITT sich den von den
regionalen Organisationen gesetzten Maßstäben für >moderne< Strukturen und
Methoden annäherte.

Trotz dieser eindeutigen Sympathien griffen die Sekretariate, von einzelnen
Ausnahmen abgesehen, nicht in die organisationsinterne Politik ein. Sie gaben
zwar Informationen, Einschätzungen und Ratschläge, wenn sie dazu aufgefor-
dert wurden, aber sie wurden nicht selbst aktiv, um Positionen zu besetzen
und Veränderungen anzustoßen. Diese Haltung änderte sich, als 1982 Richard
Butler zum ITU-Generalsekretär und 1984 Theodor Irmer zum CCITT-Direk-
tor gewählt wurden. Beide intervenierten in bisher ungewohnter Weise in
organisationsinterne politische Vorgänge, machten Werbung für eine Reform
und versuchten, die dazu notwendige Unterstützung zu mobilisieren (vgl.
Codding 1990: 139; l99l:283).

Ihre lautstarken Warnungen vor der Gefahr der regionalen Organisationen
waren Teil dieser Werbungs- und Mobilisierungsarbeit. Die Zuspitzung der
Lage auf die Alternative von Reform oder Untergang, Anpassung an die von
den regionalen Organisationen repräsentierte Organisationskultur oder Ver-
sagen in der Konkunenz sollte die Entscheidungsgremien in CCITT und ITU
aufschrecken und unter Reformdruck setzen. Das ist auch gelungen. Die
CClTT-Vollversammlung 1988 in Melbourne stand ganz unter dem Eindruck
der >regionalen Bedrohung<. Die traditionellen Reformgegner standen unter
ungewohnt starkem Druck, ihre Positionen zu revidieren, und hatten durch
die regionalen Organisationen auch einen Vorwand, der ihnen das ohne Anse-
hensverlust erlaubte, Alte Reformblockaden brachen auf, und ein ITU-weiter
Reformprozeß wurde angestoßen, der schließlich zu den Beschlüssen der
außerpl anmäßi gen Reg ierungskonfere nz im D ezember I 992 frihrte (vgl. Ab-
schnitt 4.1.1).In gewisser Weise ermöglichten die regionalen Organisationen
dem CCITT und der ITU also eine Reform, an der diese bisher immer ge-
scheitert waren. Die regionalen Organisationen entlasteten das CCITT aber
auch noch auf eine zweite Weise. Sie boten ihm nämlich die Gelegenheit,
einen Teil seiner Arbeitsbelastung abzuwälzen.

Im Februar 1990 lud der Vorsitzende von Tl Vertreter von ETSI, TTC,
CCITT und CCIR nach Fredericksburg, Virginia, um über Möglichkeiten der
Kooperation zu sprechen. Der Anlaß waren offenbar Befürchtungen, ETSI
könne sich aus der weltweiten Standardisierung auskoppeln. Im Unterschied
zu den anderen regionalen Organisationen war die Mitgliedschaft bei ETSI
nämlich regional begrenzt". Da man ganz generell mißtrauisch war, ob Europa
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mit seinem Binnenmarktprojekt nicht die Abschottung gegen den Rest der

Welt betreibe, führte das zu der Sorge, externe Interessen sollten aus der

europäischen Standardisierung ausgesperrt werden.l56 Dut Ziel der Ein-
ladung war deshalb, ETSI auf die Anerkennung der Führungsrolle des CCITT
zu verpflichten (Temple l99l: 70; Hawkins 1992: 350).

Irmer nutzte die Gelegenheit dieser ersten Interregional Telecommunica-
tions Standards Conference (ITSC), um den drei regionalen Organisationen

einen sehr weitreichenden Vorschlag zur Arbeitsteilung zu machen (vgl. Irmer
1990:28-32). Dieser Vorschlag sah vor, zwischen dem CCITT und den drei

regionalen Organisationen etwas ähnliches zu installieren wie den Comple-
mentary process in der funktionalen Standardisierung. Die regionalen Organi-
sationen sollten die technische Entwicklung der Standards übernehmen und

das CCITT die Mobilisierung weltweiter Unterstützung für diese Standards.

Diese Kooperation sollte in drei Phasen über die Bühne gehen. In einer ersten

Planungsphase sollten die Organisationen ihre Projektplanungen vergleichen

und gemeinsam interessierende Projekte identifizieren. In einer zweiten Ent-
wicklungsphase sollten die regionalen Organisationen die gemeinsam avisier-
ten Standards entwickeln und dabei untereinander so guten Kontakt pflegen,

daß die Ergebnisse der Entwicklungsarbeit auch die Unterstützung aller drei

Organisationen haben. Das CCITT sollte sich in dieser Phase ganz zurückhal-
ten. Erst in einer dritten Verabschiedungsphase sollte es wieder aktiv werden

und die von den regionalen Organisationen gelieferten >konsolidierten< Ent-
würfe unter Beteiligung von Akteuren, die nicht in den regionalen Organisa-

tionen vertreten sind, diskutieren, modifizieren und als CClTT-Empfehlungen
verabschieden. Diese Empfehlungen sollten dann von den regionalen Organi-
sationen übernommen und je nach regionalem Bedarf weiter präzisiert werden.

Der Vorschlag implizierte zwar einige Kompetenzverzichte für das CCITT,
eröffnete aber die Möglichkeit, einen Großteil der langwierigen Entwicklungs-
arbeit und Konsenssuche auf die regionalen Organisationen abzuschieben. Das

CCITT hätte dadurch Zeit und Ressourcen sparen können (Irmer 1990:

29-32).
Fast macht es den Eindruck, als habe Irmer die Vertreter der regionalen

Organisationen durch die Radikalität seiner Überlegungen erschrecken wollen.

156 Ganz ähnliche Probleme hatten die Amerikaner mit CEN und Cenelec. Auch hier

befürchteten sie eine Aussperrung amerikanischer Interessen, und auch hier versuchten

sie dieser Aussperrung dadurch zu begegnen, daß sie die beiden Organisationen auf

die Zusammenarbeit in den entsprechenden weltorganisationen ISo und IEC zu ver-

pflichten versuchten (vgl. U.S. Department of Commerce 1989)'
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Sein Vorschlag sah einen viel weitergehenden Kompetenzverzichtdes CCITT
vor, als die regionalen Organisationen eigentlich wollten. Sie zweifelten an
ihrer Fähigkeit, sich außerhalb des CCITT-Rahmens einigen zu können, und
waren deshalb von der Vorstellung, das CCITT könnte sich im wesentlichen
auf das Ratifizieren von Einigungen beschränken, wenig angetan. Sie waren
zwar einverstanden, das CCITT von einem Großteil der zeitraubenden Ent-
wicklungsarbeit zu entlasten, aber sie wollten, daß es eine führende, lenkende
und integrierende Funktion behielte.

Der Plan, der auf der Fredericksburger Konferenz schließlich verabschiedet
wurde, war deshalb weit weniger radikal als der lrmer-Vorschlag (vgl. ETSI
1990c). Er sah lediglich vor, daß die regionalen Organisationen sich perio-
disch unter dem Vorsitz des CCITT-Direktors treffen sollten, um ihre Arbeits-
pläne zu vergleichen und über gemeinsam interessierende Problembereiche
zu reden. Dabei sollte dann ad hoc entschieden werden, wie Pläne und Priori-
täten aneinander angepaßt und auf welchen Feldern kooperiert werden könnte.
Um den Informationsaustausch und die Möglichkeiten zur spontanen Hand-
lungskoordination zu verbessern, sollte außerdem ein Datennetz zwischen den
Organisationen installiert werden, und ISO und IEC sollten aufgefordert wer-
den, sich an diesem Netzverbund zu beteiligen.

Der Plan war insgesamt wenig detailliert und verbindlich. Eine größere
Detaillierung wurde als unnötig und eine größere Verbindlichkeit als hinderlich
angesehen. Sobald die Kooperation zwischen den regionalen Organisationen
und dem CCITT nämlich eine verbindlichere Qualität bekommen hätte, wären
Probleme zu regeln gewesen, die sich bei einer informellen Kooperation nicht
stellten. Tl z.B. konnte nicht als Organisation an offiziellen Sitzungen teil-
nehmen, die vom CCITT-Direktor geleitet wurden, denn die offizielle Schnitt-
stelle zwischen Tl und dem CCITT ist das amerikanische Außenministerium.
Solange die Sitzungen dagegen informell blieben, war das kein Problem.

Inzwischen haben zwei weitere ITSC-Konferenzen stattgefunden, 199 I in
Nizza und 1992 in Tokio. Ihr Sinn wurde mitunter inZweifel gezogen. Die
horizontale Koordination zwischen den regionalen Organisationen ist auf der
Arbeitsebene durch Doppel- oder Tripelmitgliedschaften gesichert. Die Koor-
dination auf der >politischen< Ebene wird auf den zahlreichen CCITT-Treffen
miterledigt. Für die ITSC-Konferenzen bleiben kaum eigenständige Koordina-
tionsfunktionen übrig. Sie können zwar zurDemonstration von Kooperations-
bereitschaft dienen, zur Kooperation selbst aber nur wenig beitragen. Auf der
Konferenz in Tokio wurde deshalb beschlossen, die Aufgabenbeschreibung
des ITSC stark zurückzunehmen und den Teilnehmerkreis um einige nationale
Standardisierungsorganisationen zu erweitern, die sich durch ihren bisherigen
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Ausschluß benachteiligt fühltenl57. Von Steuerung und Planung der interre-
gionalen Kooperation ist keine Rede mehr, und wahrscheinlich wird die in
Global Standards Collaboration Group (GSC) umbenannte ITSC in Zukunft
nur noch dem unverbindlichen Informationsaustausch und der eher zeremo-

niellen Beschwörung der Zusammenarbeit dienen (Evagora lggz).tsq
Die Zusammenarbeit zwischen den regionalen Organisationen und dem

CCITT ist zwar hinter der im lrmer-Vorschlag skizzierten Arbeitsteilung
zurückgeblieben, trägt aber doch Züge davon. Die regionalen Organisationen

leisten eine beträchtliche Interessenaggregation im Vorfeld des CCITT. Sie

entwickeln Entwürfe und sammeln in ihrer Mitgliedschaft Konsens dafür.

Wenn diese Entwürfe im CCITT verhandelt werden, können die Delegationen

aus den Ländern der regionalen Organisationen ihnen nicht ohne weiteres die

Unterstützung versagen. Stanley Besen und Joseph Fanell vergleichen deshalb

die Rolle der regionalen Organisationen im CCITT mit der von Parteien im
Parlament (Besen/Farrell 1991: 312). Sie behaupten, daß die regionalen Orga-

nisationen das Verhalten großer Blöcke nationaler Delegationen im CCITT
genau so kontrollieren, wie Parteien das Verhalten großer Abgeordnetenblöcke

im Parlament. Die Analogie ist vielleicht etwas überzogen, weil die nationalen

Delegationen im CCITT schwächer an die Linie ihrer regionalen Organisation
gebunden zu sein scheinen als Abgeordnete in der Regel an ihre Partei. Auch
sind nicht alle Delegationen im CCITT regional organisiert. Im Kern scheint

die Analogie aber das Verhältnis von regionalen Organisationen und CCITT
zutreffend zu beschreiben.

Besen und Farrell sind allerdings etwas einseitig, wenn sie in der Parteien-

bildung bloß den Kompetenzverlust des Parlamentes und in der Bildung der

regionalen Organisationen nur den Kompetenzverlust des CCITT sehen. Der
Kompetenzverlust ist zwar unbestreitbar. Aber ihm steht ein Gewinn an Ent-
scheidungsfähigkeit gegenüber. Wenn Entscheidungsprobleme komplex sind

und die Präferenzen der Abgeordneten widersprüchlich und unstabil, dann

kann ein Parlament nur dann einigermaßen schnell und stabil entscheiden,

wenn die Entscheidungsfreiheit der Abgeordneten durch Parteiendisziplin
eingeengt ist (vgl. Shepsle/Weingast 1981). Insofern ist auch für das CCITT
die Entstehung der regionalen Organisationen keine so eindeutig negative

157 Dazu gehörten vor allen Dingen die Organisationen aus Kanada, Australien und Süd-

korea.
I 58 Daß auf den GSC-Konferenzen nur noch unverbindlich komtnuniziert wird, muß nicht

bedeuten, daß diese Konferenzen wirkungslos und überflüssig wären. Auch >cheap talk<

kann einen Unterschied machen (vgl. Farrell 1987).
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Entwicklung gewesen, wie Besen und Farrell das interpretieren. Es hat zwar
etwas von seiner >Supr6matie< abgeben müssen, ist aber auch von bestimmten
Problemen entlastet worden und entscheidungsfähiger als zuvor.

4.3.3 Vergleich und Intelpretation

Alle vier Fälle folgen einem sehr ähnlichen Verlaufsmuster. Alle gehen von

einer Situation eindeutiger Zuständigkeiten aus. Jede Standardisierungsorgani-
sation hat ihre eigene Domäne. Die Domänen überlappen nicht, und jeder-

mann innerhalb und außerhalb der Organisationen weiß, welche Organisation
für welche Probleme zuständig ist. In einer zweiten Phase kommt es zu einer

Verwischung der Kompetenzen. Der technische Wandel schiebt vormals ge-

trennte technische Domänen ineinander, und neue Standardisierungsorganisa-
tionen werden gegründet, die in Domänen eindringen, die zum Teil schon

von alten Organisationen besetzt sind. Die Zuständigkeitsansprüche beginnen
zu überlappen. Redundanz entsteht. Diese Redundanz bietet im Prinzip die
Möglichkeit zu struktureller Vereinfachung. Die Menge von Standardisie-
rungsorganisationen könnte durch Planung oder Konkumenz reduziert und auf
ihren >nichtredundanten< Kern gebracht werden. Diese Möglichkeit wird aber

- bis auf einen Ausnahmefall - nicht genutzt. Stattdessen kommt es in einer
dritten Phase zum Aufbau mehr oder weniger formalisierter Beziehungen
zwischen den verschiedenen Komitees, durch den die Redundanz institutiona-
lisiert und auf Dauer gestellt wird. Wie kommt es, daß die Organisationen
so regelmäßig übereinkamen, die Domänenüberlappung kooperativ zu bearbei-

ten?
Die Frage läßt sich am einfachsten für die letzte Fallstudie beantworten.

Das CCITT und die regionalen Standardisierungsorganisationen etablierten
ein fest institutionalisiertes Muster der Kooperation einfach deshalb, weil sie

ein gemeinsames Interesse an einer engen Kooperation hatten. Die regionalen
Organisationen definierten ihre Rolle als subsidiär zu derjenigen des CCITT.
Sie fühlten sich von bestimmten Leistungen des CCITT, vor allem seiner
globalen Koordinationsfunktion, abhängig und waren deshalb an einer gut

abgestimmten Kooperation interessiert. Ihre einzige Sorge waq daß das

CCITT aufgrund seiner internen Verfassung nicht so leistungsfähig sein könn-
te, wie es für diese Kooperation notwendig wäre. Für das CCITT war die
Gründung der regionalen Standardisierungsorganisationen zwar verunsichernd,
weil es damit sein Monopol über die internationale Standardisierung von Tele-
kommunikationstechnik verlor. Da es die Neugründungen aber nicht verhin-
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dern konnte, blieb als beste Möglichkeit, die enge Kooperation mit den neuen

Organisationen zu suchen, um diese an sich binden und gegebenenfalls inter-
nen Problemdruck auf sie abzuwälzen.

Im Grunde war eine Kooperation also sowohl für das CCITT als auch für
die regionalen Standardisierungsorganisationen vorteilhaft. Das Problem war
nur, daß diese Interessenkongruenz nicht von Anfang an klar zutage lag. Sie
wurde zunächst von der Aufregung darüber überdeckt, daß sich mit der Grün-
dung der regionalen Organisationen überhaupt etwas an der bisher unange-
fochtenen Stellung des CCITT änderte. Außerdem versuchte auch das CCITT-
Generalsekretariat, durch die Stilisierung dieser Organisationen als existentiel-
ler Bedrohung für des CCITT den Reformdruck auf die Vollversammlung
1988 in Melbourne zu erhöhen. Nachdem sich jedoch die erste Aufregung
gelegt hatte und die CClTT-Vollversammlung stattgefunden hatte, wurden
die Gemeinsamkeiten zwischen CCITT und regionalen Standardisierungsorga-
nisationen sehr deutlich sichtbar. Die Annäherung in Fredericksburg und die
Vereinbarung langfristiger Formen der Kooperation bereitete danach keine
prinzipiellen Probleme mehr.

Der Aufbau kooperativer Beziehungen zwischen CCITT und ISO (Abschnitt
4.3.2.1) war schon schwieriger, obwohl es auch hier ein gemeinsames Inter-
esse an einer engen Kooperation gab. Einerseits wollten nämlich die Klienten
der beiden Organisationen die Unsicherheiten vermeiden, die aus einer Stan-
dardisierungskonkurrenz im Bereich der Computerkommunikation entstanden

wären (Rlsifroaversion). Andererseits waren sie nicht in der Lage, die Domä-
nenüberlappung der beiden Organisationen dadurch zu bereinigen, daß sie

einfach einer der beiden die Alleinverantwortung für die Computerkommuni-
kation zuschlugen. Ihre Einflußchancen waren zu ungleich über beide Organi-
sationen verteilt, als daß eine Einigung darüber, welcher der beiden Organisa-
tionen die Verantwortung gegeben werden sollte, möglich gewesen wäre.
Außerdem wären die Kommunikations- und Abstimmungsprobleme solch

eines Schrittes immens gewesen (Transaktionskosten).
In diesem Fall war das Problem mit dem gemeinsamen Kooperationsinter-

esse nur, daß einige Unsicherheit bestand, ob es überhaupt ein >realistisches<

Interesse sei, d.h. ob eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen CCITT und

ISO überhaupt möglich sei. In den siebziger Jahren gab es noch kein Beispiel
für eine langfristige und systematische Kooperation zwischen Standardisie-
rungsorganisationen. Außerdem stimmte der mißglückte Versuch einer Koor-
dination von HDLC und X.25 eher skeptisch. Für die Akteure war deshalb

unklar, ob sie sich besser für die Kooperation oder für die Konfrontation
rüsten sollten. Diese Unsicherheit wich erst mit dem Erfolg der von den bei-
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den Organisationsuntereinheiten ISO TC97 SC l6 und CClTT-Studiengruppe
VII selbstständig improvisierten Kooperation bei der Entwicklung des OSI-
Referenzmodells. Der Erfolg zeigte, daß eine Kooperation im Prinzip machbar
ist. Er schuf damit den kognitiven Rahmen, innerhalb dessen das gemeinsame
Kooperationsinteresse wirkungsmächtig werden konnte (Lerneffekt). Während
der achtziger Jahre wurde die Kooperation orientiert am >Lernerfolg< der OSI-
Standardisierung sehr schnell ausgeweitet und systematisiert. Die Institutiona-
lisierung der gegenseitigen Beziehungen vollzog sich weitgehend reibungslos
und wurde von keinen prinzipiellen lnteressenkonflikten behindert. 159

Im Unterschied zum obigen Fall gab es zwischen der ISO und den regiona-
len OSI-Verbänden zunächst durchaus Interessenkonflikte, die eine Koopera-
tion auszuschließen schienen (Abschnitt 4.3.2.1). Die OSl-Verbände hatten
die neue >Nische< der funktionalen Standardisierung kreiert und hatten keine
Absicht, sie mit der ISO zu teilen. Die ISO dagegen wollten unbedingt in die
funktionale Standardisierung einsteigen. Die funktionale Standardisierung
gewann immer stärkere Bedeutung für die OSI-Standardisierung insgesamt.
Die ISO betrachtete OSI als ihr Geschöpf, und ein Gutteil ihrer Repurarion
in der Informationstechnik hing an OSI (irreversible Investitionen). Sie wollte
sich deshalb nicht aus der funktionalen Standardisierung einfach aussperren
lassen. Da aber die funktionale Standardisierung von den regionalen Verbän-
den bereits fest besetzt war, war die einzige Möglichkeit, um den Ztgang zu
dieser Nische zu erlangen, die Zustimmung der Verbände zu diesem Schritt
zu gewinnen. Angesichts der kritischen Einstellung, die die Verbände zur ISO
pflegten, erschien das zunächst wenig aussichtsreich. Daß es schließlich aber
doch gelang, lag daran, daß die ISO einen Modus der Kooperation vorschlug,
der den regionalen Verbänden nichts wegzunehmen schien, ihnen aber etwas
gab, woran sie offenbar noch gar nicht gedacht hatten.

Der entscheidende Schritt der ISO war, die Dominanz der OSI-Verbände
in der funktionalen Standardisierung anzuerkennen und sich selbst auf eine
unterstützende Hilfsfunktion zu beschränken. Die Selbstbegrenzung auf die
zeremonielle Bestätigung der von den OSl-Verbänden beschlossenen Stan-

159 Natürlich wäre es interessant zu wissen, was die Akteure )gelernt( hätten, wenn auch
die Kooperation bei der Entwicklung des OSl-Referenzmodells gescheitert wäre: daß
eine Kooperation prinzipiell unmöglich ist und deshalb nicht weiter versucht werden
sollte, oder, im Gegenteil, daß der Kooperation noch mehr Aufmerksamkeit als bisher
gewidmet werden sollte, um sie endlich zum Erfolg zu bringen? Auf jeden Fall wäre
die Geschichte der Beziehungen zwischen ISO und CCITT während der achtziger Jahre
in ganz anderen Bahnen verlaufen.
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dards ließ diesen vollkommene Freiheit und bot ihnen aber trotzdem etnen

wertvollen Vorteil: eine verbesserte Akzeptanz ftir ihre Produkte' Die Ver-

bände erkannten diesen Vorteil und waren bereit, auf der Basis des ISO-Vor-

schlages mit der ISO zu kooperieren. lmZuge dieser Kooperation zeigte sich

relativ schnell, daß es neben der zeremoniellen auch noch sinnvolle inhaltliche
Aufgaben für die ISO in der funktionalen Standardisierung gibt, vor allem

in der Koordination und Qualitätssicherung der Arbeit der OSl-Verbände. Im
Laufe der Zeit stieg deshalb die Beteiligung der ISO an der funktionalen

Standardisierung weit über das ursprünglich erwartete und vereinbarte Maß

hinaus, und zwar mit Duldung der Verbände. Die Verbände merkten, daß die
Beteiligung der ISO an der inhaltlichen Arbeit der funktionalen Standardi-

sierung auch für sie vorteilhaft sei und gaben deshalb ihre ursprüngliche

Gegnerschaft immer weiter auf.
Am Ende gibt es also auch in der funktionalen Standardisierung ein ge-

meinsames Kooperationsinteresse. Allerdings war dieses gemeinsame Interesse

den Akteuren nicht von Anfang an klar. Es mußte erst im Zuge der Koopera-

tion gelernt werden. In gewissem Sinne beruhte deshalb auch hier das sich

schließlich herausbildende Muster der Kooperation auf einem >Lerneffekt<.

Die Geschichte von ECMA, Cenelec, ETSI und der Standardisierung priva-

ter Telekommunikationstechnik ist in gewisser Weise ein Ausnahmefall, denn

hier wurden zweimal Domänenüberlappungen kooperativ bereinigt. Das erste

Vorkommnis dieser Art war der Vertrag zwischen Cenelec und ECMA, in
dem die Cenelec die Zuständigkeit für die technischen Aspekte der Standardi-

sierung privater Telekommunikationstechnik vollkommen an die ECMA ab-

trat. Dieser Vertrag kam auf Betreiben der europäischen Herstellerindustrie
zustande. Im Gegensatz zum oben analysierten Fall von ISO und CCITT, in
dem die Klientel durch ihre große Zahl und die Heterogenität ihrer Interessen

daran gehindert worden war, einer der beiden Organisationen die Alleinzustän-
digkeit für die Computerkommunikation zu geben, war in der Auseinanderset-

zung zwischen Cenelec und ECMA die Klientel handlungsfähig. Das lagzrtm
einen daran, daß in diesem Fall die Interessen der Klienten weitgehend iden-

tisch waren: In der Cenelec arbeiteten im wesentlichen die gleichen Unter-

nehmen mit wie in der ECMA, und praktisch alle dieser Unternehmen hatten

eine Präferenz für die ECMA. Zum anderen lag es an der hohen Machtkon-

zentration in der Klientel. Die in der privaten Telekommunikation engagierte

europäische Fernmeldeindustrie wurde deutlich von Alcatel und Siemens

dominiert. Diese Machtkonzentration erlaubte, das gemeinsame Interesse an

einer Domänenbereinigung ohne große Kollektivhandlungsprobleme umzuset-

zen. Es genügte ein Vorstoß von Siemens und Alcatel, um die Cenelec zum
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Verzicht zu bewegen. Im Gegensatz zum CCITT-ISO-FaII waren also hier
die politischen Transaktionskosten einer Domänenbereinigung relativ gering.

Die zweite Domänenbereinigung wurde mit dem dreiseitigen Vertrag zwi-
schen ETSI, CEN und Cenelec vollzogen, der die Auseinandersetzung zwi-
schen ETSI und Cenelec um die private Telekommunikationstechnik beendete.

Im Grunde ging es in dieser Auseinandersetzung nur um das Recht, die bei
ECMA entwickelten Standards gegenzeichnen und verabschieden zu dürfen;
ein Streit, der sehr leicht dadurch hätte gelöst werden können, daß die ECMA-
Standards einfach von beiden Organisationen in identischer Form veröffent-
licht worden wären. Dieser Lösung stand jedoch entgegen, daß ETSI aus

symbolischen Gründen die Alleinzuständigkeit für die Verabschiedung dieser
Standards haben wollte . Dazu, daß es sich mit dieser Forderung schließlich
durchsetzen konnte, trugen zwei Umstände bei. Erstens standen die beiden
Organisationen unter externem Druck, vor allen Dingen der EG-Kommission;
ihre Streitigkeiten beizulegen (institutionelle Interdependenz). Zweitens gab

es neben der privaten Telekommunikationstechnik noch andere Bereiche, die
zwischen ETSI und Cenelec umstritten waren. Unter dem Druck von außen

wurde deshalb am Ende ein Koppelgeschäft arrangiert, in dem ETSI die Zu-
ständigkeit für die private Telekommunikation im Austausch für Zugeständ-
nisse in anderen Bereichen zugeschlagen bekam.





Kapitel 5

Nach dem Wandel: Ein Netzwerk
von Standardisierungsorganisationen

Die institutionellen Wandlungen, die im Kapitel 4 geschildert worden sind,
lassen sich drei groben Kategorien zuordnen. Die erste Kategorie umfaßt
interne Veränderungen einzelner Standardisierungsorganisationen. Die Struk-
turen und Verfahren der traditionellen Organisationen CCITT, ISO und IEC
wurden durch neue Strukturen und Verfahren ergänzt, um Kapazitäten für
zahlenmäßig mehr und qualitativ andere Standards zu schaffen. Die zweite
Kategorie umfaßt Veränderungen der Population von Standardisierungsorgani-
sationen. Diese Population ist stark gewachsen, weil zu den alten Organisatio-
nen eine erhebliche Zahl neu gegründeter Organisationen hinzugekommen
ist, etwa die regionalen OSl-Workshops oder die regionalen Standardisierungs-
organisationen, und sie hat an interner Differenzierung gewonnen. Die älteren
Standardisierungsorganisationen waren alle sozial inklusiv und technisch
wenig spezialisiert. Die neuen Organisationen dagegen sind zum Teil sehr
exklusiv und sehr stark spezialisiert. Die dritte Kategorie von Wandlungen
umfaßt schließlich Veränderungen im Verhältnis der Standardisierungsorgani-
sationen zueinander. Früher waren die Organisationen weitgehend unabhängig
voneinander gewesen. Mit der Zeit gerieten sie aber in ein interdependenteres
Verhältnis und bildeten kooperative Operationsweisen aus. Standardisiert wird
heute nicht mehr in einzelnen eigenständigen Standardisierungsorganisationen,
sondern in einem Netzwerk von Organisationen. l60

In diesem Kapitel werden zunächst die Gestalt und die Funktionsweise
dieses Netzwerkes beschrieben und der im Rahmen dieses Netzwerkes ge-
pflegte Standardisierungsstil charakterisiert (5.1). Danach werden einige Ver-
mutungen darüber angestellt, ob mit diesem Netzwerk eine Standardisierungs-

160 Interorganisatorische Netzwerke sind soziale Gebilde, die sich >>aus autonomen, aber
interdependenten Akteuren mit unterschiedlichen, aber gegenseitig abhängigen Inter-
essen zusammensetzen( (Mayntz 1992: l3).
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struktur realisiert worden ist, die in den institutionellen und technischen Kon-
text )paßt(, der im Kapitel 3 beschrieben worden ist, oder ob eine andere

Strukturform >besser< gepaßt hätte (5.2).

5.1 Standardisierung im Netzwerk

Für das Standardisierungsnetzwerk und seine Operation sind vier Merkmale
charakteristisch: die Art der vemetzten Organisationen, die Struktur ihrer
Vernetzung, die Art der Kooperationsbeziehungen, über die sie vernetzt sind,

und die Art, in der sie diese Kooperationsbeziehungen steuern. Im folgenden
werden diese vier Merkmale beschrieben.

Art der vernetzten Organisationen

Das Netzwerk besteht aus einer Vielzahl von Organisationen, die sich in
sozialer, sachlicher und zeitlicher Hinsicht unterscheiden. In sozialer Hinsicht
unterscheiden sie sich inihrer Inklusivität. Bei den traditionellen Organisatio-
nen ISO,IEC und CCITT ist die Beteiligung an der Standardisierung größer

und heterogener als in allen anderen Organisationen. Ihr Konsens deckt die
größte Spannbreite von Interessen ab. In den anderen Organisationen ist die

Beteiligung entweder regional oder funktional stärker eingeschränkt. Im ETSI
z.B. sind nur europäische Akteure beteiligt, in der ECMA nur Hersteller. In
sachlicher Hinsicht unterscheiden sich die Organisationen nach der Art und

dem Ausmaß ihrer Spezialisierung. Manche sind auf die Telekommunikation
spezialisiert, andere auf die Computertechnik, und manche sind stärker spezia-

lisiert als andere. Das JTC 1 deckt den gesamten Bereich der Computertechnik
ab, die OSl-Workshops beschränken sich dagegen auf die funktionale Standar-

disierung. Die ECMA beschäftigt sich mit Aspekten privater Telekommunika-
tionsinstallationen, das ETSI mit der gesamten Telekommunikation. In zeitli-
cher Hinsicht schließlich unterscheiden sich die Organisationen in ihrem
Arbeits- und Entscheidungstempo. Je schlanker die Verfahrensregeln, desto

schneller geht die Arbeit voran. In der Regel sind es die sozial exklusiven
und die technisch stark spezialisierlen Organisationen, die sich die am wenig-
sten aufwendigen Verfahrensregeln leisten. Exklusivität,'spezialisierung und

Tempo korrelieren eng miteinander.
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Struktur de r v ernetzten O rganisationen

Abbildung 9 (siehe Kapitel 4) hat bereits einen Eindruck von der Struktur
des Standardisierungsnetzwerks vermittelt. Die Standardisierungsorganisatio-
nen sind stark, aber nicht vollständig miteinander vermascht.l6l Die engsten
Beziehungen bestehen zwischen technisch ähnlich, aber räumlich unterschied-
lich spezialisierten Organisationen, wie z.B. den regionalen OSl-Workshops.

Art der Kooperationsbeziehungen zwischen den Organisationen

Die Kooperationsbeziehungen im Netzwerk kombinieren zwei verschiedene
Kooperationsformen: Funktionsteilung (task sharing) und Ergebnispartizipation
(result sharing) (Smith/Davis 1981; I{ein/Tank l99l). Im idealen Fall der
Funktionsteilung wird die Bearbeitung einer Problemstellung so zerlegt und
auf die kooperierenden Einheiten verteilt, daß jede Überschneidung von Akti-
vitäten vermieden wird. Die einzelnen Einheiten erarbeiten dann die Elemente
einer gemeinsamen Lösung. Im idealen Fall der Ergebnispartizipation arbeiten
die kooperierenden Einheiten parallel an der gleichen Problemstellung. Sie
tauschen Informationen, Kommentare und Zwischenergebnisse aus, berück-
sichtigen sie in der eigenen Arbeit und nähern sich auf diesem Wege einer
identischen Lösung oder doch zumindest untereinander kompatiblen Lösungen.

Funktionsteilung wird im Standardisierungsnetzwerk unter Sach- und unter
Effizienzgesichtspunkten praktiziert. Technisch unterschiedlich spezialisierte
Organisationen teilen sich die Arbeit unter Sachgesichtspunkten. Jede Organi-
sation beteiligt sich nur an solchen Standardisierungsprozessen, die in ihre
Domäne fallen, und überläßt alle anderen Prozesse anderen Organisationen.
So wird sich z.B. das CCITT kaum in die Standardisierung von Computer-
Betriebssystemen einmischen und das JTC I nicht in die Standardisierung
von Signalisierungsplänen für internationale Telekommunikationsnetze. Sozial
unterschiedlich inklusive und sachlich unterschiedlich eng spezialisierte Orga-
nisationen teilen sich die Arbeit unter Effizienzgesichtspunkten. Jede Organi-
sation konzentriert sich auf die Phase des Standardisierungsprozesses, in der
ihre komparative Stärke liegt. Die sozial exklusiven, sachlich eng spezialisier-
ten und schnell arbeitsfähigen Organisationen konzentrieren sich aufdie tech-
nische Entwicklungsarbeit, die sozial inklusiveren auf die Konsensbeschaffung
und -bestätigung. Die einen schreiben Standardentwürfe, und die anderen

l6l D.h., die Dichte des Netzes ist hoch, aber nicht rnaxinral.
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segnen sie ab. Beispiele für solch eine Funktionsteilung finden sich etwa im
Verhältnis von ETSI und ECMA im Bereich privater Telekommunikations-
systeme, von JTC I und den OSl-Workshops in der funktionalen Standardisie-
rung und von CCITT und den regionalen Standardisierungsorganisationen in
der Telekommunikation.

In vielen Fällen ist die Funktionsteilung formal geregelt, wie etwa zwischen
CEN, Cenelec und ETSI oder zwischen ECMA und ETSI. In keinem Fall ist
die Funktionsteilung aber in dem Sinne vollständig, daß jede Überschneidung
zwischen den Tätigkeitsbereichen der kooperierenden Organisationen ausge-

schlossen wäre. Das hat verschiedene Ursachen. Ein Grund sind die Domänen-
überlappungen, die auch zwischen unterschiedlich spezialisierten Organisatio-
nen bestehen. Ein weiterer Grund ist, daß viele Organisationen sehr ähnlich
oder sogar weitgehend gleich spezialisiert sind, z.B. die regionalen OSI-Work-
shops in der funktionalen Standardisierung oder die regionalen Standardisie-
rungsorganisationen in der Telekommunikation. Ein dritter Grund schließlich
ist, daß sozial inklusive Organisationen nicht vollständig aufeigene technische
Entwicklungsarbeiten verzichten können. Auch wenn sie fertige Entwürfe von
exklusiven Organisationen geliefert bekommen, müssen sie diese in vielen
Fällen noch technisch modifizieren. Das kann z.B. notwendig sein, um die
Zustimmung von Akteuren zu sichern, die in den zuliefernden Organisationen
nicht vertreten sind, oder, falls die Entwürfe der zuliefernden Organisationen
inkonsistent sind, um diese zu kompatibilisieren und in einen gemeinsamen

Standard zu integrieren.
Aus diesen und anderen Gründen arbeiten in der Regel mehrere Organisa-

tionen gleichzeitig an gleichen, ähnlichen oder überlappenden Standardisie-
rungsproblemen. Die Kooperation läuft dann über Ergebnispartizipation. Die
Organisationen halten sich über den Stand ihrer Arbeiten auf dem Laufenden,
tauschen (Zwischen-)Ergebnisse aus, kommentieren sie und bauen sie in die
eigene Arbeit ein. In vielen Fällen läuft dieser Austausch über eine dritte,
sozial inklusivere Organisation, die Clearing-Funktionen übernimmt. Wenn
z.B. die regionalen Standardisierungsorganisationen an einem ähnlichen Stan-
dardisierungsproblem arbeiten, so ist das CCITT das wichtigste Forum für
Kontakte. Hier kommen Vertreter der regionalen Organisationen und zusätz-
lich noch Akteure, die in diesen Organisationen gar nicht repräsentiert sind,
zusammen, um einen >Weltstandard< zu entwickeln. Dabei präsentieren sie

die in ihren Organisationen erarbeiteten Entwürfe und diskutieren sie mit
Vertretern anderer Organisationen. Zurück in ihren rHausorganisationen<

melden sie die Reaktionen, die ihr Entwurf gefunden hat. Sollte es dann op-
portun erscheinen, so wird er im Lichte dieser Reaktionen revidiert und dann
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erneut im CCITT vorgestellt. Das wiederholt sich so oft, bis schließlich alle
Organisationen ihre Standards verabschiedet haben. Diese sind nur selten
vollkommen identisch. In der Regel sind die CClTT:Empfehlungen unpräziser
und enthalten mehr Optionen als die regionalen Standards, und diese wieder-
um unterscheiden sichje nach den regionalen Bedingungen, aufdie sie zuge-
schnitten worden sind. Aber alle sind doch insoweit konsistent, als sie in der
CClTT-Empfehlung ihren gemeinsamen Nenner haben.

Auch die Ergebnispartizipation ist in vielen Fällen formal geregelt. Koope-
rationsvereinbarungen, wie sie etwa das CCITT mit dem JTCI oder CEN mit
Cenelec und ETSI getroffen haben, definieren die Modalitäten des Informa-
tions- und Ergebnisaustausches und sorgen für eine Vereinheitlichung von
Verfahren und Dokumentenformaten. Je ähnlicher die Verfahren und die in
den einzelnen Verfahrensschritten entwickelten Dokumententypen sind, desto
leichter fällt schließlich die Bewertung und Berücksichtigung der ausgetausch-
ten Dokumente. Eine besondere Form der Ergebnispartizipation sind einseitige
Verpflichtungen, die eigenen Standards mit denen einer anderen Organisation
konsistent zu halten. Solche Verpflichtungen sind z.B. TTC und ETSI im
Bentg auf CClTT-Empfehlungen oder Cenelec im Bezug auf IEC-Standards
eingegangen.

Steuerung der Kooperationsbeziehungen

Die Kooperationssteuerung im Standardisierungsnetzwerk läßt sich in einer
ersten Annäherung darüber bestimmen, was sie nicht ist: Sie ist nicht hier-
archisch. Die Organisationen sind interdependent. Keine kann die Entschei-
dungen der anderen steuern. Die Steuerung ist auch nicht zentralistisch. Es
gibt kein Gremium, in dem alle Organisationen vertreten wären und über das
sie ihre Kooperation zentral steuern könnten. Deshalb ist die Steuerung auch
nicht am >allgemeinen Interesse< aller venetzten Organisationen orientiert.
Nirgends im Netz wird die Gesamtheit des Netzes repräsentiert, so daß so
etwas wie ein allgemeines Interesse gar nicht ermittelt werden kann.

Positiv gesagt erfolgt die Kooperationssteuerung im Standardisierungsnetz-
werk dezentral und an partikularen Interessen und lokalen Informationen
orientieft. Jeder einzelne Kooperationsakt wird von den unmittelbar beteiligten
Organisationen gesteuert. Diese Organisationen gehen dabei naturgemäß von
dem aus, was ihnen bekannt ist und relevant erscheint, und das muß sich nicht
- und wird sich im Normalfall auch nicht - mit dem decken, was den anderen
mittelbar betroffenen, an der Steuerung aber nicht unmittelbar beteiligten
organisationen bekannt ist und relevant erscheint. An verschiedenen stellen
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des Netzes können daher Entscheidungen getroffen werden, die schlecht zu-

sammenpassen oder sogar widersprüchlich sind. Diese Unvereinbarkeiten
werden aber erst im nachhinein spür- und konigierbar. Von vornherein aus-

steuern lassen sie sich nicht.
Die Kooperationssteuerung läuft teils über formale und teils über informelle

Kanäle. Viele Organisationen haben gemeinsame Gremien eingerichtet und

mit der Planung und Überwachung der Kooperation beauftragt. Nicht alle sind

dabei so weit gegangen wie ETSI, CEN und Cenelec, die allein drei solcher

Gremien unterhalten: das Information Technology Steering Committee
(ITSTC), die Joint Co-ordination Group (JCG) und die Joint Presidents'

Group (JPG). Aber CCITT, ISO und IEC unterhalten immerhin eine Joint
Working Party >Information Technology<, Cenelec und IEC eine Joint Man-
agement Supervisory Group, ETSI und ECMA ein Joint ETSI/ECMA Com-
mittee (JEEC) etc. In der Regel beschränken sich diese Gremien auf eine
grobe Rahmenplanung und Erfolgskontrolle. Sie sind zu hochrangig besetzt

und treten zu selten zusammen, als daß sie einzelne Kooperationsakte fein-
steuern könnten. Der Großteil der Steuerung wird deshalb über die >Liaison<

der beteiligten Arbeitsgruppen erledigt. Auch das ist formalisiert. In vielen
Kooperationsabkommen gibt es z.B. Regeln, zu welchen Gelegenheiten Stel-
lungnahmen der anderen Organisation einzuholen sind oder welche Beglaubi-
gung einer haben muß, um die Positionen seiner Organisation in der anderen

vertreten zu dürfen, und welche Rechte er dabei hat (vgl. z.B. Cenelec 1990:

2.2;CCITT l99l: l0).
Die formalen Kanäle würden aber rasch verstopfen, wenn sie die gesamte

Last der Steuerung z\tragen hätten. Ihre Kapazität ist beschränkt, vor allem
deshalb, weil sie nicht permanent offenstehen. Die gemeinsamen Koordina-
tionsgremien tagen nicht dauernd, und auch Arbeitsgruppensitzungen, auf
denen >Liaisoninformationen< entgegengenommen werden könnten, finden
nicht ständig statt. Erhebliche Steuerungsleistungen müssen daher über infor-
melle Kanäle realisiert werden. Solche Kanäle stehen in Form persönlicher
Bekanntschaften zwischen den Mitarbeitem der kooperierenden Organisationen
zur Verfügung. In der Regel sind viele Sekretariatsangestellte und technische

Experten der verschiedenen Organisationen miteinander bekannt und sich
gegenseitig durch kleine >Freundschaftsdienste< verpflichtet. Man denkt anein-

ander. Es wird telefoniert, gefaxt und zusammen zu Mittag gegessen, und

dabei werden Informationen getauscht, gemeinsame Probleme besprochen und

formale Kommunikationen und Entscheidungen vorberäitet. rol

162 Die erhebliche Bedeutung informeller Kanäle für die Kooperationssteuerung relativiert
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Viele persönliche Kontakte ergeben sich dadurch, daß Klienten ihre Experten
in mehreren Standardisierungsorganisationen gleichzeitig haben. Die meisten
großen Hersteller von Telekommunikationstechnik beteiligen sich z.B. gleich-
zeitig an der Arbeit von Tl, TTC und ETSI und machen sich damit deren
Kooperationsprobleme zum internen Problem (vgl. Hawkins 1991: l5). Schon
aus reinem Eigeninteresse bemühen sie sich, den Experten, von denen sie sich
in diesen Organisationen vertreten lassen, Gelegenheiten und Anreize zu bieten,
für eine ausreichende Koordination zwischen den Organisationen zu sorgen
und unnötige Friktionen zu vermeiden. In vielen Fällen schicken sie sogar
denselben Experten in die verschiedenen Gremien, die mit einem speziellen
Standardisierungsproblem befaßt sind, und schaffen dadurch sehr direkte und
durchlässige Verbindungen zwischen diesen Gremien. Unter Standardisierungs-
experten gilt das als die wirkungsvollste Methode, um die Arbeit verschiedener
Standardisierungsgremien zu koordinieren (vgl. CCITT 1991: ll).

Zusammenfassend läßt sich das Standardisierungsnetzwerk folgendermaßen
charakterisieren:

- Das Netz verknüpft eine Vielzahl von sozial unterschiedlich inklusiven,
sachlich unterschiedlich spezialisierten und zeitlich unterschiedlich schnel-
len Organisationen. Insgesamt gesehen ist es inklusiver, weniger speziali-
siert und langsamer, als jede Organisation, die es integriert.

- Es ist stark- aber nicht vollvermascht. Seine Grenzen sind diffus. An ver-
schiedenen Stellen blendet es über in andere Netzwerke, die andere Stan-
dardisierungsorganisationen verknüpfen, welche aber in der Perspektive
der vorliegenden Untersuchung weniger relevant sind.

- Die Redundanz im Netz ist beträchtlich. Die vernetzten Organisationen
unterscheiden sich zwar in vielen Hinsichten. In der Regel arbeiten aber
trotzdem mehrere gleichzeitig an gleichen, ähnlichen oder überlappenden
Problemen.

- Die Toleranz für interne Inkonsistenz ist groß. An verschiedenen Stellen
des Netzes kann Widersprüchliches beschlossen werden, ohne sofort Auf-
merksamkeit zu binden und starke Gegenreaktionen auszulösen. Die Koor-
dination ist langsam und unvollkommen.

die Unterschiede in der formalen Ausgestaltung von Kooperationsbeziehungen. Egal,
rvie die Regeln im einzelnen aussehen, die Praxis der Kooperation ist überall im Netz
sehr ähnlich (vgl. Weick 1976: 5).
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Wie die Einbindung in das Netzwerk die Arbeit der einzelnen Standardi-
sierungsorganisationen prägt, ist nicht ohne weiteres offensichtlich. Die Orga-
nisationen sind nur recht lose verknüpft (wobei es natürlich von Dyade zu

Dyade Unterschiede gibt) und arbeiten den größten Teil der Zeit unabhängig
voneinander. Nur gelegentlich treten sie in Kontakt und Kooperation. Bei
einem kurzen Beobachtungsintervall geraten diese Kontakte aus dem Blick,
und das Netzwerk erscheint als bloße Assemblage von Organisationen, die
unabhängig voneinander Standards entwickeln. Erst eine Verlängerung des

Beobachtungszeitraums konigiert den Eindruck. Der Effekt der gelegentlichen

interorganisatorischen Kontakte besteht in einer Art >Inklusivisierung< der
sonst exklusiven Standardisierungsprozesse. Alle im Netzwerk eingebundenen
Standardisierungsorganisationen sind relativ exklusiv insofern, als keine die

Menge und Vielfalt von Akteuren voll repräsentiert, die von ihrer Arbeit
mittelbar oder unmittelbar betroffen sind. Die interorganisatorischen Kontakte
heben diese relative Exklusivität nicht auf, denn nur in den seltensten Fällen
zielen sie darauf, organisatorisch getrennte Standardisierungsprozesse zusam-

menzulegen und dadurch inklusiver zu machen. Sie kontrollieren aber das

Risiko, daß aus dieser relativen Exklusivität inkompatible und weithin unak-
zeptable Standards hervorgehen. Sie sorgen für eine >quasiinklusive< Regulie-
rung der exklusiven Standardisierungsvorgänge.

5.2 Wäre ein Standardisierungmonopol effizienter?

Die Standardisierungsstruktur ist durch den Anbau, Neubau und die Vernet-
zung von Standardisierungsorganisationen an die gewandelten Anforderungen
in ihrer Umwelt angepaßt worden (vgl. Abschnitt 3.3). Das Standardisierungs-
netzwerk repräsentiert die heterogene Vielfalt der Akteure, es ist thematisch
offen für die Vielfalt der Portabilitäts- und Interoperabilitätsprobleme, und
es führt die Standardisierung von Computer- und von Telekommunikations-
technik strukturell zusammen. Es bleibt allerdings die Frage, ob nicht ein

Wandel, der sich auf den Umbau der alten Strukturen beschränkt hätte, zu

besseren Ergebnissen geführt hätte. Diese Frage stellt sich um so drängender,
da der Ruf des Standardisierungsnetzwerks unter Standardisierungsexperten
und Ökonomen ausgesprochen schlecht ist. Die Standärdisierungsexperten
klagen regelmäßig, es gebe zu viele Standardisierungsorganisationen, und die
Koordination zwischen diesen Organisationen sei zu umständlich und ineffek-
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tiv. Durch das parallele Operieren verschiedener Standardisierungsorganisa-
tionen würden knappe Ressourcen wie Experten (Irmer 1990: 5) und Zeit
(Rusconi 1990:2) verschwendet. Außerdem würden Inkonsistenzen in die
Standardisierung eingeführt, da die Organisationen sich nicht zu schade für
die Konkurenz um Domänen seien (Cullen 1987: 183). Die enorme Zahlvon
Standardisierungsorganisationen sei deshalb alarmierend (Rankine l99O: 46)
und ein Zeichen des Versagens (Reynolds 1990: 433). Sie müsse reduziert
werden, um endlich gemäß dem Grundsatz handeln zu können, alles nur ein-
mal zu machen und dann gleich richtig und international (Marriot l99l: I I ).

Die Bedenken der Fachleute werden von Ökonomen geteilt. Die Standardi-
sierung, so behaupten sie, sei ein natürliches Monopol, also etwas, was von
einer einzigen Organisation effizienter erledigt werden könne als von mehre-
ren (Besen /Fanell I 99 I : 3 I 9). Ihre Verteilung auf mehrere Standardisierungs-
organisationen vergeude deshalb Massenproduktionsvorteile, verursache unnö-
tige Koordinationskosten (Besen 1993: 2l) und bedeute im Endeffekt nur
Ressourcenverschwendun g,Zeitverzug, Kompetenzstreitigkeit und Unsicher-
heit (David 1993: l4).

Faßt man die Kritik zusammen, so konzentriert sie sich auf zwei Punkte:

Redundanz: Oft arbeiten mehrere Standardisierungsorganisationen gleichzeitig
an ähnlichen oder identischen Standardisierungsprojekten. Dadurch werden
nicht nur knappe Ressourcen verschwendet, sondern auch Inkonsistenzen in
die Standardisierung eingefrihrt. Die interorganisatorische Koordination ist
teuer und schwierig, und parallel laufende Prozesse werden oft nur unvoll-
kommen aufeinander abgestimmt. Dadurch entsteht Unsicherheit. Nachträgli-
che Anpassungen werden notwendig und kosten Zeit und Geld.

Selektive Interessenberücksichtigung; Nicht jeder Industrieakteur arbeitet in
jeder Standardisierungsorganisation mit. Die Wahrscheinlichkeit, daß nicht
bei jedem Standardisierungsprojekt alle Chancen frir Pareto-Verbesserungen
geprüft werden, ist deshalb hoch. Aus diesem Grund werden systematisch
Chancen verpaßt, um Standards effizienter zu machenl63.

Beide Kritikpunkte deuten darauf hin, daß der Wandel durch Anbau, Neubau
und Vernetzung suboptimal war. Er schuf ein ineffizientes Maß an strukturel-

163 Effizient ist nach dem Pareto-Kriterium die Gestaltung eines standards dann, wenn
keine Veränderung mehr möglich ist, die einen von diesem Standard betroffenen Akteur
besser stellen würden, ohne gleichzeitig andere Akteure schlechter zu stellen. Alle
Annäherungen an diesen Zustand werden als Pareto-verbesserungen bezeichnet.
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ler Redundanz und Inkonsistenz, das vielleicht hätte vermieden werden kön-

nen, hätte der Wandel sich auf den Umbau der wenigen alten Strukturen
beschränkt. Die Standardisierungsstruktur wdre einfacher und stärker zentrali-

siert geblieben. Unnötige Redundanzen und Duplikationen hätten vermieden
werden können und die Entscheidungsfindung wdre auf wenige Arenen kon-

zentriert geblieben. Geld hätte gespart und die Chance, Möglichkeiten für
Pareto-Verbesserungen zu identifi zieren, verbessert werden können.

Das Argument ist plausibel und entspricht den gängigen Vorstellungen von

organisatorischer Rationalität und demokratischer Legitimität. Trotzdem ist

es falsch. Der Wandel durch An- und Neubau erlaubte eine effizientere An-
passung an die gewandelten Umweltanforderungen, als ein Wandel durch

Umbau der alten Strukturen je hätte bewirken können, gerade weil er Redun-

danzen schuf und die Interessenaggregation dezentralisierte. Um den Wert

von Redundanz und selektiver Interessenberücksichtigung für die Standardisie-

rung zu belegen, werden im folgenden die Kosten analysiert, die entstünden,

wollte man sie durch eine Rezentralisierung der Standardisierungsstruktur
wieder austreiben.

Einer zentralen Struktur wird für gewöhnlich mehr Rationalität zugetraut

als einer dezentralen. Das hängt mit der Vorstellung zusammen, sie garantiere

Überblick und Konsistenz und erlaube die Berücksichtigung aller Interessen,

die Berechnung aller Effekte und die Koordinierung aller Interdependenzen
(Lindblom 1965: 167). Überblick zu gewinnen und Konsistenz zu gewähr-

leisten ist allerdings keine leichte Aufgabe, zumal wenn das zu kontrollierende
System so komplex ist wie die Standardisierung von Informationstechnik. Es

müßten Informationen über alle zur Standardisierung anstehenden Probleme

gesammelt und ausgewertet, in konsistente Koordinationspläne übersetzt und

als Entscheidungen implementiert werden. Das könnte bestenfalls dann gelin-
gen, wenn die Erfüllung dieser Aufgaben hierarchisch organisiert wird (Simon

1962;1913 Scharpf 1993). Die Informationstechnik müßte in verschiedene

Sektoren aufgeteilt werden. Für jeden dieser Sektoren müßte ein eigener

Manager eingesetzt werden, der die jeweiligen Standardisierungsprozesse plant

und kontrolliert, und diesen Managern vorgesetzte Stellen müßten die Koor-

dination an den >Schnittstellen< zwischen diesen Sektoren besorgen. Während
die Manager dann dafür sorgen würden, daß es innerhalb ihrer Sektoren zu

keinen Redundanzen und Inkonsistenzen in der Standardisierung kommt,

müßten ihre Vorgesetzten kontrollieren, daß auch über die Sektoren keine

Redundanzen auftreten.
Das Problem mit jeder hierarchischen Arbeitsteilung ist, daß sie nur unter

einer Bedingung effektiv funktioniert: die Interaktionen zwischen den Prozes-
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sen, die unter der Kontrolle eines Managers stehen, müssen wesentlich wichti-
ger und häufiger sein, als die Interaktionen zwischen Prozessen, die unter der
Kontrolle verschiedener Manager stehen. Andemfalls müssen zu viele Koor-
dinationsleistungen zu weit oben in der Hierarchie erbracht werden, die oberen
Entscheidungsebenen werden überlastet und die Vorteile der Arbeitsteilung
gehen verloren. Diese Bedingung kann aber nur dann erfüllt werden, wenn
das zugrundeliegende Kontrollproblem in Teilprobleme mit hoher interner
und niedriger externer Interdependenzzerlegbar ist. Nur wenn diese Voraus-
setzung der, wie Herbert Simon es nennt, >näherungsweisen Zerlegbarkeit<
(near decomposability) (Simon 1962: 473475) gegeben ist, läßt sich eine
hierarchische Kontrollstruktur entwerfen, die die Einheitlichkeit und Konsi-
stenz der Kontrolle garantiert, ohne die Hierarchiespitze zu überfordern
(Scharpf 1993: l4).

Es spricht nichts gegen die Annahme, daß die Standardisierung ein im
Prinzip näherungsweise zerlegbares Problem ist. Es gibt zwar viele Interde-
pendenzen, aber doch nicht so viele, daßjeder Standardisierungsprozeß direkt
mit jedem anderen zusammenhinge. Aus dieser prinzipiellen Zerlegbarkeit
kann aber nicht geschlossen werden, daß die Standardisierung auch in der
Praxis jederzeit zerlegbar ist. Dagegen steht, daß die Interdependenzen zwi-
schen Standardisierungsprozessen ex ante, also bevor die Standardisierung
beginnt, oft nur schwer oder aber gar nicht zu identifizieren sind. In vielen
Fällen geht es um neue Technologien, deren Eigenschaften nicht voll bekannt
und deren Wechselwirkungen mit anderen Techniken nicht voll erforscht sind.
Die Interdependenzen zwischen Standardisierungsprozessen zu ermitteln, die
solche Technologien betreffen, erfordert nicht nur eigene Forschungsanstren-
gungen, sondern oft auch, daß die Prozesse zunächst einmal ungewollt kolli-
dieren. Nicht jede Interdependenz kann im voraus berechnet werden. Manche
bleibt solange verborgen, bis sie einmal weh tut. 164

Nun ließe sich vielleicht argumentieren, Zerlegbarkeit sei lediglich eine
Frage der Zeit. Verwende tnan nur genug Sorgfalt und gestehe sich auch einige
Experimente zu, dann werde man auch bei beschränkter Rationalität die

164 Es ist zudem zweifelhaft, ob der Nutzen der Erforschung und Aussteuerung von Inter-
dependenz die Kosten unbehandelter Interdependenz in jedem Fall übersteigt. Von
zumindest heuristischem Wert sind Ergebnisse aus der Informatik, die belegen, daß
eine Optimierung von Kontrolle oft mehr kostet, als sie einbringt. >Selbst bei einer
bescheidenen Anzahl von Knoten ist die vollständige Analyse, um für jeden Knoten
die Aktivitäten genau festzulegen, unwirtschaftlich ... . Die Berechnungs- und Kom-
munikationskosten für die optimale Verteilung übersteigen die Verbesserungen in der
Problemlösungsperformance bei weitem< (Hein /Tank 199 I : 69 l).
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>Bruchstellen< geringer Interdependenz schon finden, an denen ein Problem-
komplex sich (näherungsweise) zerlegen lasse. Das mag sein. Die Informa-
tionstechnik ist aber ein sehr dynamisches Feld, und die Industrie kann nicht
ewig auf ihre Standards warten. Die Opportunitätskosten einerZentralisierung
der Kontrolle wären deshalb hoch. Entweder käme es zu erheblichen Ver-

zögerungen in der Standardisierung, weil die Zerlegungdes Standardisierungs-
zusammenhangs einige Zeit in Anspruch nimmt. Oder es würden zu wenig
Standards produziert, weil die Monopolorganisation, um diese Verzögerungen
zu verhindern, den Standardisierungszusammenhang künstlich einfach hält
und nicht alle zur Standardisierung anstehenden Probleme tatsächlich bearbei-

tet. Schließlich könnte es auch dazu führen, daß die Organisation fehlerhafte
Standards produziert, weil sie, wiederum aus Gründen der Zeitersparnis, Infor-
mationen ignoriert, die für eine erfolgsichere Koordinierung notwendig sind.

Wahrscheinlich aber würden alle drei Argernisse im Verbund auftreten.

Entlastung könnte nur eine Lockerung der zentralen Kontrolle und die
Einführung von Elementen horizontaler Selbstkoordinierung schaffen. Dafür
müßte aber die Einheit der Kontrolle geopfert und Redundanz und Inkonsi-
stenz in gewissem Umfange wieder in Kauf genommen werden. Nach den

vorangegangenen Ausführungen erscheint das aber kaum als zu hoher Preis.

Gerade daß in einer zentralisierten Kontrollstruktur jede Redundanz ausgetrie-
ben wird, macht ja so unwahrscheinlich, daß sie die heterogene und teilweise
schlecht definierte Nachfrage nach Standardsje angemessen befriedigen könn-

te. Sie ist zu straff, zu selektiv und zu wenig fehlertolerant. Das Standardisie-

rungsnetzwerk dagegen läßt Redundanz zu und ist deshalb offener, innovativer
und verläßlicher. Redundanz ist eben nicht in jedem Fall von Nachteil (Ben-
dor 1985: 248-25r.t6s

Selbst wenn die Vermeidung von Redundanz kein hinreichender Grund ist,

um eine zentralisierte Standardisierungsstruktur einer netzwerkförmigen vor-
ntziehen, so könnte es doch immerhin noch andere Argumente dafür geben.

Es könnte z.B. sein, daß die Konzentration aller die Aufnahme und den Ab-
schluß von Standardisierungsprozessen betreffenden Entscheidungen in einer

zentralen Monopolorganisation die Chancen verbessern würde, daß pareto-

optimale Standards gewählt werden. Voraussetzung wäre natürlich, daß in
dieser Organisation alle möglichen Interessenten mitarbeiten dürften und das

auch täten, und daß nach dem Konsensprinzip verfahren würde wie bisher
in Standardisierungsorganisationen üblich. Nur dann würde eine Zentralisie-

165 Vgl. zu den Vorzügen von Redundanz auch Klein/Meckling (1958); Landau (1969;

1913: l99l): Penow (1989).
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rung der Standardisierung verbürgen, daß bei keiner Entscheidung irgendein
Interesse übergangen würde. Pareto-Effizienz wäre garantiert. Die kollektive
Wohlfahrt würde steigen.

Das Argument ist wenig überzeugend. Nur drei Einwände seien hier ge-
nannt. Der erste betrifft den mangelnden Realismus der Vorannahmen. Es
ist zwar vorstellbar, daß eine Monopolorganisation de jure allen möglichen
Akteuren offenstünde. Es ist aber kaum vorstellbar, daß dieses Recht auch
de facto von allen interessierten Akteuren gentJtzt würde. Eine Menge kleine-
rer Industrieakteure, die sich im Moment an der Arbeit lokaler und speziali-
sierter Standardisierungsorganisationen beteiligen, wären mit dem Aufwand,
in einer großen, stark formalisierten, internationalen Organisation mitzuarbei-
ten, überfordert. Eine Zentralisierung der Standardisierungsstruktur würde
deshalb die Zahl der an der Standardisierung beteiligten Akteure reduzieren.
Ob freilich eine zentrale Struktur, in der eine kleinere Menge von Akteuren
an einer größeren Menge von Entscheidungen partizipiert, eher zu pareto-
optimalen Ergebnissen führt als eine dezentrale Struktur, in der eine größere
Menge von Akteuren an einer kleineren Menge von Entscheidungen teilhat,
kann analytisch nicht entschieden werden.

Der zweite Einwand betrifft die Entscheidungsfähigkeit einer hypotheti-
schen Monopolorganisation. Nach einer Faustregel nehmen die Entscheidungs-
schwierigkeiten eines Entscheidungsgremiums mit seiner Größe zu, weil Kom-
munikationsprozesse unhandlich werden, Interessendivergenzen wachsen, Teil-
nehmer den Überblick verlieren, Mißverständnisse sich ausbreiten, allseitige
Reputation knapper wird und Gleichgewichtslösungen immer schwerer zu
fi nden sind (Shepsle 1986: 7 l-7 2; Sartori 1992: 216: Milgrom /Roberts I 992:
145). Die Entscheidungsfähigkeit großer Entscheidungsgremien ist deshalb
begrenzt, insbesondere wenn sie unter der Konsensregel arbeiten. Da eine
hypothetische Monopolstandardisierungsorganisation notgedrungen ein sehr
großes Entscheidungsgremium sein müßte, wäre ihre Entscheidungsfähigkeit
besonders eingeschränkt. Sie wäre deshalb in steter Gefahr, durch die Nach-
frage nach Standards überwältigt zu werden und insgesamt zu wenige Stan-
dards anzubieten. Das wäre selbst dann fatal, wenn diese wenigen Standards
tatsächlich pareto-optimal sein sollten. Den wenigen Fällen optimaler Standar-
disierung stünden dann nämlich viele Fälle gegenüber, in denen auf jede
Standardisierung verzichtet werden müßte, von optimaler ganzzLr schweigen.

Der dritte Einwand gegen die vermutung, eine zentralisierte standardisie-
rungsstruktur würde mit größerer Sicherheit pareto-effiziente Standards produ-
zieren als eine netzwerkförmige, ist komplizierter und macht es erforderlich,
weiter auszuholen.
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Die Standardisierung im Komitee ist relativ problemlos, solange die Inter-
essen der beteiligten Akteure identisch sind. Die Einigung auf einen gemein-

samen Standard ist dann einfach, und das einzige Problem besteht darin, einen

vernünftigen, d.h. pareto-optimalen Kandidaten für den Standard zu finden
(Snidal 1985: 931; Besen/Saloner 1989: 180-181). [n derRegel istdie Sache

aber kompliziefier, denn oft haben die Akteure verschiedene Interessen an

einem Standard, z.B. weil sie in unterschiedliche Technologien investiert
haben oder den Standard für unterschiedliche Zwecke benutzen wollen, und

können sich deshalb nicht ohne weiteres auf einen gemeinsamen Standard

einigen. Bei der Standardisierung geht es dann nicht mehr um Koordination
per se, sondern um Pareto-Verbesserungen im Angesicht von Verteilungskon-
flikten. Die Akteure können sich nämlich in solchen Lagen normalerweise

verschiedene Lösungen für das Standardisierungsproblem ausdenken, die
2ihnlich effizient, aber in ihrer Verteilungswirkung insofern höchst unterschied-

lich sind, als sie die an den Standard gerichteten Interessen unterschiedlich
gut bedienen. Die Einigung auf einen gemeinsamen Standard ist dann inhärent
problematisch (Shepsle 1989: 139).

In vielen Fällen stellen sich in der Standardisierung deshalb zwei Probleme
gleichzeitig: ein Effizienzproblem, das darin besteht, pareto-optimale Lösungen

für ein Standardisierungsproblem zu finden, und ein Verteilungsproblem, das

darin besteht, aus diesen Lösungen eine auszuwählen. Die Kombination beider

Probleme führt in die strategische Problematik des >Battle of the Sexes<: Alle
Akteure gewinnen, wenn sie sich auf einen gemeinsamen Standard einigen,

aber sie gewinnen alle in unterschiedlichem Maße, die einen_mehr, die anderen

wenigeilFarrell/Saloner 1988; Schmidt/Werle 1994).166 W"nn der Streit

166 Die Geschichte zu dem Battle-of-the-Sexes-Spiel ist folgende. Ein Ehepaar möchte

den Abend gemeinsam verbringen. Die Frau (F) ginge aber lieber zu einem Boxkampf
(B), der Mann (M) in die Oper (O). Um zusammen sein zu können, muß einer sich

opfem und auf seine Lieblingsbeschäftigung verzichten. Egal, wer von beiden das Opfer

bringt, er wird weniger profitieren als sein Partner. Er wird durch dessen Gemeinschaft

aber immerhin so weit entschädigt, daß er besser dasteht, als ginge er alleine seiner

Lieblingsbeschäftigung nach. Am schtimmsten wäre natürlich, wenn beide gleichzeitig

sich opferten, und sie ginge in die Oper und er zum Boxkampf.
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um die relativen Gewinne heftig ist, so kann es sein, daß es zu keiner Einigung
und damit auch zu keinen Gewinnen kommt (Snidal 1991).

Diese Gefahr ist besonders ausgeprägt, wenn kein Akteur einen Standard
implementieren kann oder will, ohne sich vorher explizit mit den anderen
Akteuren auf diesen Standard geeinigt zu haben. Alle warten dann darauf,
daß die anderen von ihrer ersten Präferenz abrücken, um eine Einigung zu
ermöglichen, aber für keinen besteht ein Anreiz, das selbst zu tun. Die Wahr-
scheinlichkeit, dalS alle ewig auf das Einlenken der anderen warten, ist deshalb
groß. Diese Wahrscheinlichkeit kann sich reduzieren, wenn ein Akteur willens
und in der Lage ist, auch ohne das explizite Einverständnis der anderen einen
bestimmten Standard zu implementieren. Wenn nämlich der Akteur bedeutend
genug ist, um durch seine Entscheidungen einen signifikanten Einfluß auf die
Payoffs der anderen Akteure zu haben, ändert er dadurch die strategische
Situation grundlegend. Die beste Reaktion der anderen Akteure ist dann plötz-
lich, ihre eigene erste Präferenz aufzugeben und sich seiner Entscheidung
anzuschließen. Ein Bandwagon kommt in Gang und die Akteure >einigen<

sich sequentiell auf seinen Standard (vgl. Luce/Raiffa 1957:91; Colman
l9B2:98 Farrell/Saloner 1988). Die Bedingung ist aber, wie gesagt, daß der
Akteur bedeutend sein, also Marktmacht haben muß. Andernfalls ist nicht
garantiert, daß seine Kraft reicht, um einen Bandwagon anzustoßen. Zuleicht
gehen seine Entscheidungen dann im Lärm des Marktgeschehens unter, von
niemandem beobachtet, von niemandem kopiert, und er riskiert, zum >techno-
logischen Waisen< zu werden (vgl. Kapitel l). Um dieses Risiko zu vermei-
den, beschränken machtlose Akteure sich darauf, auf schon rollende Bandwa-
gons aufzuspringen, oder, wenn noch kein Bandwagon rollt, keinen Standard
ohne das vorherige explizite Einverständnis der anderen Akteure zu implemen-
tieren. Damit schließt sich der Kreis.

Wenn ein Standardisierungsproblem die Battle-of-the-Sexes-Struktur hat
und es keinen deutlichen Marktführer gibt, dann stehen die Akteure offenbar
vor einem Dilemma: Versuchen sie die Standardisierung nichtkooperativ am

Für den vorliegenden Zusammenhang ist wichtig, daß es im Battle of the Sexes zwei
Nash-Gleichgewichte gibt ([B,B] und [O,O]), aber keinen zwingenden Grund, warum
beide Spieler das gleiche wählen sollten. Beide Gleichgewichte sind gleich effizient
und in ihrer Verteilungswirkung gleich asymnretrisch. Das eine (B,B) bevorteilt F
stärker und das andere (O,O) M. Um das Spiel >gewinnen< zu können, reicht es deshalb
nicht, nur die effizienten Lösungen zu identifizieren (Effizienzproblem), es muß auch
trotz Interessendivergenz eine Einigung erzielt werden, welche dieser Lösungen reali-
siert werden soll (Verteilungsproblem) (vgl. zum Battle of the Sexes allgemein Luce/
Raiffa 1957: 90-94; Colman 1982 97-98).
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Markt, so drohen sie daran zu scheitern, daß keiner von ihnen stark genug

ist, um einen Bandwagon sicher ins Rollen zu bringen (Problem der kritischen
Masse); versuchen sie die Standardisierung kooperativ im Komitee, so drohen

sie daran zu scheitern, sich auf keinen Standard einigen zu können (Eini-
gungsproblem).

Aus diesem Dilemma würde eine zentralisierte Standardisierungsstruktur

die Akteure nicht befreien, sondern sie lediglich auf die Seite des Einigungs-
problems festlegen. Jede Einigung in einer alle Interessen repräsentierenden

Monopolorganisation wäre an extrem komplexe Koppelgeschäfte gebunden,

die angesichts der Größe und Unübersichtlichkeit der Organisation nur unter

erheblichen Anstrengungen zu organisieren sein würden. Die Verhandlungen

würden sich deshalb hinschleppen, während die Akteure am Markt auf einen

Standard warten. Die Neigung, aus den Verhandlungen auszubrechen und zu

versuchen, eine nichtkooperative Standardisierung in Gang zu bekommen,

dürfte entsprechend groß sein. Freilich würde damit bloß das Einigungspro-
blem gegen das Problem der kritischen Masse vertauscht werden, und ob das

leichter zu lösen wäre, ist offen.
Das Standardisierungsnetzwerk hilft den Akteuren ein Stück weit aus ihrem

Dilemma heraus, weil es kooperative und nichtkooperative Standardisierung

kombiniert. Es verteilt die kooperative Standardisierung auf verschiedene

Standardisierungsorganisationen, überläßt die Koordination zwischen diesen

Organisationen der nichtkooperativen Standardisierung und entschärft dadurch

sowohl das Problem der kritischen Masse als auch das Einigungsproblem.
Die beiden Modi der Standardisierung kompensieren nämlich in diesem Arran-
gement ihre spezifischen Schwächen bis zu einem gewissen Grade gegenseitig.

Die kooperative Standardisierung entschärft das Problem der kritischen
Masse der nichtkooperativen Standardisierung dadurch, daß sie diese auf die

Ebene von Standardisierungsorganisationen hebt. Im Standardisierungsnetz-

werk beobachten und kopieren sich nicht einzelne versprengte Individuen,
sondern Standardisierungiorganisationen. I 67 Dadurch wird die nichtkoope-
rative Standardisierung erfolgssicherer, und z.war aus zwei Gründen. Erstens

wird die Sammlung der relevanten Informationen einfacher, weil statt einer

16-1 Ein gutes Beispiel ist etwa die Standardisierung von Message-handling-Systemen. Das

CCITT und die ISO arbeiteten gleichzeitig an verschiedenen Standards für solche

Systeme. Mit der Zeit mußte die ISO aber erkennen, daß die Standardisierung beim

CCITT sehr viel schneller fortschritt. Sie sah sich deshalb gezwungen, große Teil ihrer

MOTlS-standards aufzugeben und statt dessen Standards aus der CCITT-X.400-Serie

zu übernehmen (Schmidt/Werle 1994).
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Unzahl individueller Akteure nur eine sehr viel geringere Zahl von anderen
Standardisierungsorganisationen beobachtet werden muß, was zusätzlich noch
dadurch erleichtert wird, daß der Informationsaustausch in Form der Ergeb-
nispartizipation fest institutionalisiert ist. Die Gefahr, daß Entscheidungen
übersehen und ignoriert werden, ist deshalb gering. Zweitens sind die Ent-
scheidungen von Standardisierungsorganisationen auch bedeutsamer, weil
hinter ihnen nicht nur die Ressourcen eines vereinzelten Akteurs stehen, son-
dern die einer ganzen Gruppe. Die Chance, daß ihre Entscheidungen ernst-
genommen und kopiert werden, ist deshalb groß, das Risiko, daß Zweifel an
der Durchsetzungsf2ihigkeit eines >First mover< die nichtkooperative Standardi-
sierung blockieren, klein.

Die nichtkooperative Standardisierung entschärft umgekehrt das Einigungs-
problem der kooperativen Standardisierung, weil sie den Zwang zum alle
Akteure umgreifenden Konsens auftrebt. Weil im Standardisierungsnetzwerk
auch nichtkooperativ standardisiert wird, müssen sich nicht alle Akteure ex-
plizit auf einen Standard einigen, sondern nur die (relativ zur Gesamtzahl aller
betroffenen Akteure) exklusive Auswahl von Akteuren, die in einer der vielen
Standardisierungsorganisationen zusammenkommt. Diese Organisationen sind
kleiner, als eine Monopolorganisation es wäre, und homogener zusammen-
gesetzt. Die Akteure haben eine deutliche Präferenz für Komitees, in denen
ihre Vorstellungen anschluß- und durchsetzungsfähig sind, und neigen deshalb
dazu, sich nach dem Kriterium der Ahnlichkeit von Interessen auf die ver-
schiedenen Standardisierungsorganisationen zu verteilen. Diametral entgegen-
gesetzte Interessen prallen deshalb seltener aufeinander, als es in einer Mono-
polorganisation der Fall sein würde. Die Einigungsfähigkeit ist höher (vgl.
Voelzkow/Hilbert/Bolenz 1987 : I I I ; Reynolds I 990: 433). Die Konkumenz
zwischen den Standardisierungsorganisationen verstärkt diesen Effekt noch.
Jede möchte möglichst schnell mit einem eigenen Standard auf den Markt
kommen, um nicht einen von einer anderen Organisation entwickelten Stan-
dard übernehmen zu müssen. Der Anreiz, die Einigung in der eigenen Organi-
sation zu blockieren, ist deshalb gering. Die Akteure verhalten sich konzilian-
ter, als sie es in einer Standardisierungsorganisation tun würden, die allein
auf der Welt wäre (vgl. Lohse 1985: l8).

Eine netzwerkförmige Standardisierungsstruktur ist für die Bearbeitung von
Standardisierungsproblemen mit Battle-of-the-Sexes-Charakter besser geeignet
als eine zentralisierte Struktur, weil sie diese Probleme parzelliert. Sie teilt
die Akteure auf mehrere Standardisierungsorganisationen auf, die intern nach
kooperativen und extern nach nichtkooperativen Lösungen für diese Probleme
suchen. Da jede Organisation in dem externen, nichtkooperativen Spiel nur



208 Kapitel 5

gewinnen kann, wenn sie sich intern schnell auf einen gemeinsamen Zug
einigt, wird kooperatives gruppeninternes Verhalten belohnt. Da außerdem

der Erfolg im externen Spiel um so sicherer ist, je näher die Entscheidung

der >First-mover-Gruppe< an den Interessen der anderen Gruppen liegt, gibt
es einen zusätzlichen Bonus darauf, Einigung zu Kosten nichtbeteiligter Drit-
ter zu vermeiden. Beide Mechanismen sorgen dafür, daß eine netzwerkförmige
Standardisierungsstruktur besser als eine zentralistische in der Lage ist, eini-
germaßen effiziente Standards hinreichend schnell und in ausreichender Zahl
zu produzieren.

Wenn aus diesem und den vorher genannten Gründen behauptet wird, das

Standardisierungsnetzwerk sei eine effizientere Standardisierungsstruktur, als

es eine integrierte Monopolorganisation wäre, so müssen dazu doch drei Ein-
schränkungen gemacht werden. Erstens bezieht sich diese Behauptung nur
aufdas Strukturprinzip des Standardisierungsnetzwerks, aber nicht aufdessen

konkrete Ausgestaltung. Sie besagt lediglich, daß eine netzwerkförmige Struk-
tur besser sei als eine straffzentralisierte. Sie besagt aber nicht, daß die gege-

bene Netzwerkstruktur auch die beste denkbare sei. Zweitens gilt die Behaup-

tung nur unter den institutionellen und technischen Kontextbedingungen, die
im Kapitel 3 geschildert worden sind. Andern sich diese Bedingungen und

mit ihnen die Anforderungen an die Standardisierung, so kann es sein, daß

das Netzwerk seine komparativen Vorzüge gegenüber einer stärker zentrall'
sierten Struktur einbüßt. Sollte sich z.B. die technische Entwicklung verlang-
samen und durch paradigmatische Festigung an Berechenbarkeit gewinnen,

so hätten weniger redundante Strukturen wieder Vorteile. Sollte die Zahl und

Vielfalt von Akteuren durch die vor allem in der Telekommunikationsindustrie
beobachtbaren Konzentrationstendenzen abnehmen, so könnte es sein, daß

eine Zentralisierung der Komitee-Standardisierung oder sogar das völlige
Abrücken von der kooperativen Standardisierung Vorteile bringen könnte.

Drittens impliziert die Behauptung, das Standardisierungsnetzwerk sei unter

den gegebenen Bedingungen effizienter als eine zentralisierte Struktur, nicht
die weitergehende Behauptung, es sei aus diesem Grunde entstanden oder

werde aus diesem Grunde erhalten.



Kapitel 6

Wandel durch Substitution und Wandel durch Addition

Der Neue Institutionalismus unterstellt, daß kein institutioneller.Wandel mög-
lich ist, solange Institutionen stabil sind. Im Modell diskontinuierlichen Wan-
dels wird das Verhältnis von Stabilität und Wandel deshalb sequentialisiert:
entweder es herrscht Stabilität oder, wenn diese zusammenbricht, Wandel.
Beide Zustände lösen sich ab. Die Gegenwart des einen impliziert die Ab-
wesenheit des anderen. Dieser Unvereinbarkeitsvorstellung liegt implizit die
Annahme zugrunde, institutioneller Wandel geschehe ausschließlich in krisen-
haften Brüchen, in denen alte Strukturen durch neue Strukturen verdrängt und
ersetzt würden. Wandel erscheint in dieser Perspektive immer als ein >Wandel
durch Substitution<. Der in diesem Buch analysierte Fall zeigt, daß Wandel
auch anders möglich ist, nämlich durch die Addition neuer Strukturen. Als
die dramatischen technischen und regulatorischen Verwerfungen der siebziger
und achtziger Jahre die alten Standardisierungsorganisationen CCITT, ISO
und IEC unter Druck setzten, wurde dieser Druck nicht durch den Umbau
der überkommenen Organisationsstrukturen abgeleitet, sondern durch die
Ergänzung dieser Strukturen durch zusätzliche neue Strukturen. Organisations-
intern wurden neue Gremien und neue Verfahrensregeln geschaffen, und
organisationsextern wurde eine ganze Reihe von neuen Standardisierungsorga-
nisationen gegründet. Der Wandel kombinierte also Stabilität auf der Ebene
einzelner institutioneller Strukturen mit einer Veränderung auf der Ebene des
institutionellen Arrangements, in das diese Strukturen eingebettet sind. Die
alten Strukturen von CCITT, ISO und IEC blieben weitgehend dieselben. Aber
ihre Bedeutung und Wirkung hat sich grundlegend geändert, weil sie heute
in einen weit komplexeren Zusammenhang anderer (organisationsinterner und
-externer) Strukturen eingebunden sind.

Der Neue Institutionalismus hat sich für das Phänomen des Wandels durch
Addition wenig interessiert, was zunächst einmal wegen der Verbreitung
dieser Art des wandels erstaunlich ist. Möglicherweise hat aber die Fixierung
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auf die Suche nach Belegen für die Annahme institutioneller Rigidität zu einer

Vernachlässigung der Veränderungen geführt, die dadurch erreicht werden

können, daß an sich stabile Institutionen in ein neues Verhältnis zueinander

gebracht werden. Die Konzentration auf die Stabilität einzelner institutioneller
>Komponenten< mag ausgeblendet haben, daß ein Wandel auf der Ebene der

aus diesen Komponenten zusammengesetzten >Systeme< trotzdem möglich

sein kann.
Die neoinstitutionalistische Vernachlässigung des Phänomens eines institu-

tionellen Wandels durch Addition ist aber nicht total. Eine wichtige Ausnahme

bildet Stephen Skowroneks Buch über die Entwicklung des amerikanischen

Bundesstaates im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert. In diesem Buch

beschreibt er sehr ausführlich, wie der Regierungs- und Verwaltungsapparat

mit vielerlei zusätzlichen Strukturelementen aufgerüstet wurde, als neue Ent-

wicklungen - Industrialisierung, Urbanisierung, das Ende der internationalen
Isolation und die endgültigen Besiedlung aller Landesteile - neue Anforderun-
gen an den Staat zu stellen begannen. Die Adaptionsleistung dieses Wandels

beurteilt er jedoch ausgesprochen kritisch. Die neuen Strukturen hätten, so

sein Eindruck, lediglich den Anpassungsdruck auf die alten Strukturen aufge-

fangen und dadurch ermöglicht, im alten Stil weiter zu regieren. Eine An-
passung der Politik an neue Bedingungen hätten sie nicht erlaubt, sondern

geradezu verhindert. Statt Adaption hätten sie eine Perpetuierung obsoleter

Verhaltensmuster bewirkt. Sie waren Teil der Krankheit und nicht Mittel zur

Heilung (Skowronek 1982: 46).

Die Vorstellung, institutioneller Wandel durch Addition sei irgendwie >inef-

fizient< und >pathologisch<, ist sehr weit verbreitet. In der Managementliteratur
wird in An- und Neubaumaßnahmen geradezu der Sündenfall jeder Reform-

strategie gesehen. Peter Drucker z.B. warnt, daß in der Vergangenheit Struk-

turinnovationen in der Regel darin bestanden hätten, neue Institutionen zu

gründen. Heute komme es aber vor allem darauf an, bestehende Institutionen
zu ändern (Drucker 1985: 186-187; vgl. auch Osborne/Gaebler 1992). lm
selben Stil klagt ein neuer Bericht zur Reform der amerikanischen Bundesver-

waltung: >The federal government seems unable to abandon the obsolete. It
knows how to add, but not to subtract<< (Gore 1993: l). Das fundamentale

Problem scheint geradezu die Verhinderung der Addition neuer Strukturen

zu sein.
Dieses Buch kommt zu einer sehr viel günstigeren Einschätzung des Wan-

dels durch Addition. Der hier vorgetragene Fall belegt, daß die Addition neuer

Strukturen adaptiv sein und Institutionen wirksam an geänderte Umweltbedin-
gungen anpassen kann. Er zeigt einige attraktive Eigenschaften dieses Vor-
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gehens, die vermuten lassen, daß es unter manchen Umständen leichter zu
implementieren und möglicherweise auch effektiver ist als ein Abriß alter
Institutionen. Vier dieser Eigenschaften stechen hervor.

Der Wandel durch Addition entwertet die an die alten Strukturen gebunde-
nen irreversiblen Investitionen und, Lernerfahrungen nicht. Das hat einen
doppelten Vorteil. Erstens macht es den Wandel weniger riskant. Die Akteu-
re brauchen keine gesicherten Errungenschaften für unsichere Chancen auf-
zugeben. Wenn der Wandel scheitert, so ist lediglich das Geld, die Zeit und
die Mühe verloren, die in den Aufbau der neuen Strukturen gegangen ist,
aber nicht die Sicherheit und Funktionalität der alten Strukturen. Der Einsatz
ist niedrigeq das Schadenspotential begrenzter und die Neigung, den Wandel
zuwagen, höher (vgl. Luhmann 1968).Zweitens macht es den Wandel weni-
ger disruptiv. Die Substitution alter durch neue Strukturen führt immer durch
eine Übergangszeit, in der die alten Strukturen schon eingerissen und nicht
mehr funktionsfähig sind, während an den neuen Strukturen noch gebaut und
experimentiert wird. Es herrschen Orientierungslosigkeit und Inkompetenz;
die Wahrscheinlichkeit, daß die Performanz vorübergehend unter das von der
alten Institution realisierte Niveau fällt, ist groß (Hannan/Freeman 1984:
159; Shepsle 1989: l44;Przeworski 1991). Diese Übergangsphase kann kurz
sein. Aber die Erfahrungzeigt, daß selbst so unschuldige Vorgänge wie der
Umzug einer Behörde in ein neues Gebäude erhebliche Übergangsprobleme
verursachen können. Ein Wandel durch Addition vermeidet solche Probleme.
Die alten Strukturen werden nicht angerührt und können mit voller Kraft
weiterarbeiten, während die neuen Strukturen aufgebaut werden. Das schließt
Übergangsprobleme nicht vollkommen aus, verringert aber die Gefahr von
Leistungseinbrüchen deutlich.

Ein weiterer Vorteil des Wandels durch Addition besteht darin, daß er
weniger Unsicherheit generiert als ein Wandel durch Substitution. Der Wandel
durch Substitution geht aufs Ganze. Er zielt darauf, in einer neuen Institution
alle Probleme auf einmal zu lösen, diejenigen, die die alte Institution bereits
gelöst hatte und diejenigen, die die alte Institution nicht lösen konnte. Die
Erfolgsbedingungen dieser Ambition sind so voraussetzungsvoll, daß sie sich
bei begrenzter Aufmerksamkeit und Rationalität nie vollkommen kontrollieren
lassen. Was bei einem Wechsel auf eine neue Institution tatsächlich heraus-
kommt, ist deshalb in höchstem Maße unsicher. In vielen Fällen bewirkt er
nur einen Ringtausch von Problemen. Die neue Institution beseitigt Probleme
der alten Institution und schafft dafür neue Probleme, die die alte Institution
nicht hatte (vgl. Scharpf 1986: 185). Helmur Schelsky schreibt z.B.:
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Die in revolutionären Umstürzen neu enichteten Institutionen mögen zwar den

neu aufgekommenen Folgebedürfnissen [der alten Institutionen] vollkommen
entsprechen, aber durch völlige Zerstörung der alten Organisationen laden sie

sich deren noch vorhandene, ursprünglichere Bedürfnisse alle mit aufden Hals,

anstatt durch hierarchische Überhöhung der alten Institutionen diese zu unterge-

ordneten, aber sie außerordentlich entlastenden Faktoren des Fortschritts der

Kultur zu machen. So entsprach z.B. die Weimarer Verfassung im hohen Maße

den noch im Kaiserreich entstandenen Bedürfnissen zu demokratischer Selbst-

bestimmung vieler Deutscher, aber mit der vö11igen Zerstörung der Institution
der Monarchie oder auch des Landesfürstentums mußten die noch vorhandenen

Bedürfnisse stärkerer Volkskreise nach patriachalischer Machtrepräsentation
das abstrakt-demokratische System der Verfassung überlasten und zu jener

Untergrundbewegung der politischen Bedürfnisse werden, die in dem Schrei

nach dem starken Mann explodierte. (Schelsky 1952: 16)

Ob die Aufgabe einer alten zugunsten einer neuen Institution einen Netto-
nutzen abwirft, ist zutiefst unsicher. Angesichts des Einsatzes, den sie erfor-
dert - Abschreibung von irreversiblen Investitionen und Lernerfahrungen -
bedarf es deshalb schon der Verzweiflung einer Krise, damit die Akteure ihre
R is ikoav e r s io n gegen diesen Schritt überwinden I 68.

Im Gegensatz ntm Wandel durch Substitution wird der Wandel durch

Addition von vergleichsweise bescheidenen Zielen getrieben. Es geht nur
darum, einzelne ausgewählte Probleme der bestehenden Struktur zu beheben.

Die neuen Strukturen müssen deshalb sehr viel weniger leisten, um in den

Augen der Akteure ein Erfolg zu sein. Zudem ist das, was sie leisten müssen,

auch noch sehr viel besser definiert, denn die Frustration über die Funktions-
engpässe, Dysfunktionalitäten und anderen Probleme der alten Struktur gene-

riert reichlich Informationen über die Zustände, die durch die neuen Struktu-
ren vermieden werden sollen. Schließlich bewahrt der Wandel durch Addition
das schon erreichte Niveau an Problemlösungsfähigkeit, so daß die Gefahr,

hinter den Status quo zurückzufallen, relativ gering bleibt.l69 Er ist deshalb

168 Es gibt noch eine zweite Situation, in der Akteure dazu neigen mögen, ihre Aversion

gegen die Risiken eines Wandels durch Substitution aufzugeben, nämlich langanhalten-

den Erfolg. Wenn alle Hoffnungen in Erfüllung gehen und alle Prognosen sich bewahr-

heiten, so kann das dazu verleiten, die Konfiollierbarkeit der Lebensumstände zu über-

und die Risiken groß angelegter institutioneller Umbauten zu unterschätzen. Risiken

werden nicht nur aus Verzweiflung in Kauf genommen, sondern manchmal auch aus

Übermut (vgl. Levinthal /March 1994 29).

169 Dies bietet allerdings nur in solchen Situationen eine Beruhigung, in denen der Status

quo selbst stabil ist. Wenn der Status quo instabil ist und sich zu verschlechtern droht,
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insgesamt sehr viel weniger verunsichernd als Wandel durch Substitution und
kann bei gleicher Risikoaversion eher gewagt werden (Lindblom 1959;
l965). | /u

Ein dritter Vorteil des Wandels durch Addition besteht darin, daß er die
politischen Transaktionskosten des Wandels reduziert. Soll eine Institution
durch eine neue Institution substituiert werden, so erfordert das ein koordinier-
tes Handeln aller, die unter der Institution leben. Alle müssen mehr oder
minder gleichzeitig die alte Institution aufgeben und auf die neue Institution
überwechseln. Diese Voraussetzung, daß alle mitmachen, schafft Einigungs-,
Koordinations- und Kollektivhandlungsprobleme. Wie schwierig diese Proble-
me zu lösen sind, hängt natürlich von den institutionellen und situativen Gege-
benheiten ab. Wenn es viele Vetopositionen gibt und die Akteursinteressen
kaum überlappen, dann werden sie schwieriger zu lösen sein, als wenn die
Zahl der Vetopositionen gering und die Vereinbarkeit der beteiligten Inter-
essen groß ist. Auf jeden Fall kostet die Regelung dieser Probleme aber Zeit,
Geld und Energie. Der Wandel durch Addition kann diese Kosten oft reduzie-
ren, weil erstens die Hinzufügung neuer Strukturen in vielen Fällen weniger
leicht als Bedrohung alter Besitzstände wahrgenommen wird. Akteure, die
von einer gegebenen Institution besonders profitieren, sind deshalb in der
Regel eher bereit, einer Ergänzung dieser Institution zuzustimmen als ihrer
Anderung. Das wirkt besänftigend auf den politischen Streit und macht den
Wandel etwas weniger anfällig gegen Vetoblockaden. Zweitens kann der
Aufbau neuer Strukturen oft dezentral organisiert werden. Akteure, die sich
durch ein besonderes Problem einer alten Institution behindert fühlen, können
auf eigene Faust eine neue auf die Bearbeitung dieses Problems spezialisierte
Institution gründen, ohne auf die Zustimmung und Kooperation anderer Ak-
telrre zu warten. Potentielle Gegner können >außen vor< gelassen werden.
Vetopositionen werden vermieden. Die Gefahr ist kleiner, daß der Wandel
an politischem Einspruch scheitert. Es ist zwar gut möglich, daß nach der
Gründung der neuen Institution einige nichtbeteiligte Akteure wünschen, sie
hätte nicht stattgefunden, aber dann ist sie nur noch relativ schwer rückgängig

dann verändern sich die Parameter des Risikokalküls. Die Risiken eines radikalen
institutionellen Wandels werden dann sehr viel lohnender erscheinen.

l7O Vgl. dazu auch Martin Kriele, der behauptet: >Zu den Bedingungen des Fortschritts
gehört die Beruahrung des schon Erreichten<< (Hervorhebung im Original). Hegel zitie-
rend argumentiert er, kollektives Lernen sei nur dann möglich, wenn >nicht diejenigen
sich durchsetzen, die >iri ihrer ungebildeten Meinung alles unnittelbni'zu haben sich
versichern<. Denn von ihnen ,kann nur Zertrümmerung aller sittlichen Verhältnisse,
Albernheit und Abscheulichkeit ausgehen<< (Kriele 1967: 4849).
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zu machen. Einmal etablierte Institutionen haben eine starke Tendenz, sich
zu stabilisieren.

Mit der Möglichkeit zu dezentralem Handeln hängt schließlich ein vierter
Vorteil des Wandels durch Addition sehr eng zusammen. Oftmals können

neue Strukturen relativ unabhängig neben alte Strukturen gesetzt werden, so

daß die Wahlmöglichkeiten weit weniger durch institutionelle Interdependen-

zen eingeschränkt sind, als es bei einer Reform bereits vorhandener Strukturen

der Fall ist. Innovationen, die im Rahmen alter Institutionen nie möglich
wären, können in neuen Institutionen realisiert werden.

Die voranstehenden Überlegungen zeigen, daß ein Wandel durch Addition
einfacher zu implementieren und effektiver sein kann als ein Wandel durch

Substitution. Allerdings können diese Vorteile nur unter bestimmten Bedin-
gungen zum Tragen kommen. Sind diese Bedingungen nicht gegeben, so ist
der Wandel durch Addition ineffektiv oder sogar nicht realisierbar. Der in
diesem Buch untersuchte Fall trägt zur Erhellung der Erfolgsbedingungen
dieser Art des Wandels relativ wenig bei, denn er dokumentiert ja selbst nur
einen Erfolg. Auf der Grundlage der bisherigen Überlegungen sind aber doch

einige informierte Spekulationen über Faktoren möglich, die einen institutio-
nellen Wandel durch Addition unwirksam machen oder sogar ganz ausschlie-
ßen könnten.

Eine Ursache, die die Addition neuer Strukturen ineffektiv oder sogar un-

möglich machen kann, ist der Einfluß, den bereits bestehende institutionelle
Strukturen auf die Auswahl der neuen Strukturen ausüben. Dieser Einfluß ist
besonders ausgeprägt, wenn die neuen Strukturen direkt an die alten angebaut
und angeschlossen werden sollen. Dann selektieren nämlich die von den alten

Strukturen vorgegebenen Anschlußbedingungen, welche neuen Strukturen
möglich sind. Wenn die wünschenswerten Strukturinnovationen nicht im
>feasible set< sind, ist der Wandel durch Addition ineffektiv. Wenn die alten

Institutionen überhaupt keine Anschlußstellen für neue Institutionen bereit-
stellen, so ist der Wandel durch Addition ausgeschlossen. Der Einfluß der

alten Strukturen ist geringer, wenn die neuen Strukturen relativ unverbunden
neben sie gesetzt werden. Aber selbst hier können die Möglichkeiten des

Wandels noch dadurch eingeschänkt sein, daß die alten Strukturen durch

Zugangsbarrieren geschützt sind, die die Gründung neuer Institutionen aus-

schließen oder zumindest erschweren.
Der Einfluß, den die alten Strukturen auf die Auswahl neuer Strukturen

haben, macht additive Wandlungsprozesse pfadabhängig. Die historisch frühe-
ren Strukturentscheidungen engen den Spielraum für historisch spätere Struk-
turentscheidungen ein und legen damit den Wandel auf einen mehr oder weni-
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ger breiten Entwicklungspfad fest. Es gibt keine Garantie, daß dieser Pfad
auf Dauer optimal ist. Ist er suboptimal, so kann er nicht additiv, sondern nur
durch die Beseitigung bestehender Strukturen und ihre Substitution durch neue
Institutionen verlassen und gegen einen möglicherweise besseren Entwick-
lungsweg eingetauscht werden (vgl. Arthur 1988, 1989; North 1990).

Ein weiteres Problem des Wandels durch Addition besteht darin, daß er
eine gewisse Zeit braucht, um sich zu entfalten und wirksam zu werden. Es
ist unmöglich, die Schwächen einer alten Struktur verzögerungsfrei zu diagno-
stizieren und durch die Gründung neuer Institutionen zu kurieren. Plötzliche,
stoßartige Umweltveränderungen können eine Struktur kollabieren lassen,
bevor sie durch neue Strukturen entlastet, abgestützt und an die neue Lage
angepaßt werden konnte (Lounamaa/March 1987 l2l).

Ein drittes Problem des Wandels durch Addition liegt darin, daß der An-
und Neubau institutioneller Strukturen sehr ressourcenintensiv sein kann. In
Zeiten der Prosperität und des Überflusses - und die achtziger Jahre, in denen
sich die hier geschilderte Geschichte im wesentlichen abspielt, waren Jahre
der Prosperität - muß das nicht unbedingt ein Problem sein. Wenn jedoch
der >Slack< gering und die Dispositionsspielräume eng sind, dann können die
Ansprüche, die ein Wandel durch Addition an die vorhandenen Ressourcen
stellt, prohibitiv hoch sein (Olsen l99l: 133).

Ein viertes Problem beim Wandel durch Addition stellt sich dadurch, daß
er oft ein redundantes und inkonsistentes Institutionenmuster produziert. Wie
das Kapitel 5 gezeigt hat, kann solch ein Strukturmuster durchaus Vorzüge
haben, dann nämlich, wenn es um die Bearbeitung von Problemkomplexen
geht, die näherungsweise zerlegbar sind, deren Teilprobleme schlecht verstan-
den und beherrscht werden und an deren Lösung uneinheitliche Interessen
bestehen. Redundante Strukturen generieren mehr Informationen, bieten eine
größere Sicherheit gegen die Nichtbeachtung und Nichtbearbeitung wichtiger
Problemaspekte und erlauben es besser als nichtredundante und in sich voll-
kommen konsistente Strukturen, inkompatible Interessen gleichzeitig zu bedie-
nen (vgl. Landau 1969; Bendor 1985; Brunsson 1989).

Wenn jedoch die kausale Struktur von Problemen klar ztJtage liegt und an
der Lösung dieser Probleme identische Interessen bestehen, dann ist jede
Redundanz und jede Inkonsistenz überflüssig. Darin liegt der Grund der popu-
lären Kritik, redundante Strukturen verschwendeten nur Geld und stifteten
unnötige Verwinung (vgl. z.B. Gore 1993). Diese Kritik mag in manchen
Fällen zutreffen. Oft wird sie jedoch unüberlegt und unberechtigt geäußert.
Meistens bezieht sie sich auf Anekdoten, in denen sich viele der Informatio-
nen, Sicherheiten und Schizophrenien, die eine redundante Struktur im Prozeß
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der Lösung eines Problems generiert hat, als überflüssig erwiesen, was dann
als Beleg ihrer generellen Überflüssigkeit genommen wird. Dabei wird aber

leicht übersehen, daß immer erst im nachhinein feststeht, welche Informatio-
nen, Sicherheitsvorkehrungen und Inkonsistenten überflüssig waren, während
im voraus nur klar war, daß nachher irgend etwas überflüssig gewesen sein

würde. Jede Bereinigung von Redundanz riskiert deshalb, gerade das zu besei-

tigen, was sich im nachhinein als notwendig erweisen könnte.
In manchen Situation sind Redundanz und Inkonsistenz allerdings nicht

nuq wie unter den oben beschriebenen Bedingungen, ineffizient, sondern
sogar schädlich. Das ist typischerweise dann der Fall, wenn Institutionen mit
Problemkomplexen konfrontiert werden, die sich nicht in weitgehend unabhän-
gig bearbeitbare Teilprobleme zerlegen lassen, oder anders gesagt, wenn es

eine Bedingung der Problemlösung ist, daß nur eine einzige Lösung versucht
wird. Dazu ist aber erstens zu sagen, daß die Regelung solcher Problemlagen
auch im Rahmen nichtredundanter, vollkonsistenter Strukturen große Schwie-
rigkeiten macht (vgl. Scharpf 1993: 1 35), und zweitens, daß die Zerlegbarkeit
oder Nichtzerlegbarkeit von Problemen keine inhärente, technische Qualität
dieser Probleme selbst sein muß. Ob Interdependenzen bei der Problemlösung
eine Rolle spielen oder nicht, hängt nicht allein davon ab, ob es solche
Interdependenzen tatsächlich gibt, sondern auch davon, ob sie gesehen wer-
den. Wenn eine Institutionenstruktur die Aufmerksamkeit parzelliert, dann
werden auch die Probleme, die die Akteure im Rahmen dieser Struktur zu

lösen versuchen, parzellierbar erscheinen. Die Interdependenzen, die dabei
übersehen werden, können natürlich zu einem späteren Zeitpunkt große Pro-
bleme machen. Aber dann sind sie wenigstens sichtbar und damit prinzipiell
bearbeitbar. Außerdem müssen sich auch nicht alle ignorierten Probleme
gleich zu katastrophalem Ausmaß auswachsen. Manche gehen auch einfach
unbemerkt vorüber (Levinthal/March 1994: 8).

Diese Liste von Problemen des Wandels durch Addition kann sicherlich
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Sie macht aber doch deutlich,
daß Adaptionsprobleme nicht in jedem Fall durch die Hinzufügung neuer
institutioneller Strukturen zu den bereits bestehenden behoben werden können.
Die Rigidität der alten Strukturen kann die Anpassung an neue Bedingungen
verhindern und dadurch zur Entstehung einer Krise beitragen, in deren Verlauf
sie von der Bildfläche verschwinden. Im Modell diskontinuierlichen Wandels
erscheinen diese Krisen als Chancen der Effizienz, weil sie Platz für potentiell
effizientere Strukturen schaff'en. Im Lichte der vorangegangenen Überlegungen
erscheint freilich zweifelhaft, ob solche Chancen besonders häufig genutzt

werden können. Neue Institutionen zu finden, die effizienter sind als die alten,
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ist eine einschüchternd schwierige Aufgabe. Es muß ermittelt werden, in
welchen Hinsichten die alten Institutionen versagt und in welchen sie funktio-
niert haben, und es müssen neue Institutionen entworfen werden, die dieses
Anforderungsprofil besser erfrillen. Schon unter normalen Bedingungen sind
diese Voraussetzungen kaum erfüllbar, und in Zeiten der Krise dürften die
Möglichkeiten dafür noch schlechter stehen. Zeitund Ressourcen sind knapper
als sonst, und die Möglichkeiten, zu experimentieren und zu lernen, sind be-
grenzter. Der Wandel durch Substitution bleibt deshalb auch in Zeiten der
Krise ein Risiko. Vielleicht nehmen die Akteure dieses Risiko in der Ver-
zweiflung der Krise eher in Kauf als sonst. Die gegenteilige Annahme ist aber
genauso plausibel. Wenn die Krise das Leben sowieso schon riskanter macht
als sonst, werden die Akteure sich hüten, durch die Aufgabe ihrer alten In-
stitutionen noch zusätzliche Risiken einzugehen. Die Risikoaversion steigt
noch über das Normalniveau, und die Akteure sind weniger als sonst bereit,
ihre alten Institntionen zugunsten der unsicheren Aussichten aufzugeben, die
neue Institutionen ihnen bieten (Schlicht 1993: 190; LevinthallMarch 1994:
29).t71

Unabhängig davon, was die Akteure während einer Krise tun, ob sie ihre
alten Institutionen abschreiben oder an ihnen festhalten, gibt es keinen Grund
zu der Annahme, daß nach einer Krise dieEffizienz der institutionellen Struk-
tur unbedingt höher sein müßte als davor. Und selbst wenn die Akteure sich
während einer Krise entschließen, ihre alten Institutionen aufzugeben, so ist
doch diese Aufgabe nie komplett. Um alles auf einmal zu ändern, fehlen in
einer endlichen Welt dieZeit und die Ressourcen. Bei der Konstruktion neuer
Institutionen muß deshalb immer auf Bausteine und Überreste der alten In-
stitutionen zurückgegriffen werden. Auch durch epochale Umbrüche hindurch
gibt es deshalb erhebliche Kontinuitäten (vgl. North 1990: 90; siehe auch
Krasner 1993). Ein sozialer Phasensprung, in dem eine Gesellschaft alle In-
stitutionen auf einmal wechselt, ist schlecht vorstellbar.

Diese Bemerkungen führen zurück zum Ausgangspunkt dieses Buches,
dem Modell des diskontinuierlichen Wandels. Das Modell baut auf vier Be-
griffen auf - Stabilität, Krise, lneffizienz und Adaption. Sein Reiz liegt darin,
daß es diese Begriffe in sehr einfacher Weise miteinander relationiert: Die
Stabilität von Institutionen erzeugtlneffizienz, weil es die Adaption an neue
Gegebenheiten behindert, Ineffizienz provoziert Krisen, Krisen geben die

17 I Das Problem ist eben, daß riskante Strategien die Chancen optimaler Adaption erhöhen,
aber die Wahrscheinlichkeit, den Status quo zu halten, verschlechtern (vgl. March
l98l: l6l).
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Chance zur Adaption, und mit der Adaption kommt wieder Stabilität. Dieses
Buch zeigt, daß diese Relationierung zu einfach und zu eindeutig ist, um
wahr zu sein. Unproblematisch erscheint lediglich die Annahme, Institutionen
seien genuin stabile Strukturen. Aus Stabilität muß aber nicht notwendig
lneffizienz folgen. Der in dieser Arbeit diskutierte Fall belegt, daß Adaption
auch bei institutioneller Stabilität möglich sein kann. Aber natürlich kann aus

Stabilität lneffizienz folgen. Unter bestimmten Umständen ist ein Wandel
durch Addition ausgeschlossen oder ineffektiv. Die Stabilität bestehender
Institutionen kann dann Ineffizienzen verursachen und zum Krisenfaktor
werden. Ob eine Krise die Ineffizienz allerdings beseitigen würde, ist unge-
wiß. Es kann sein, daß die Akteure auch in der Krise an ihren alten Institutio-
nen festhalten oder daß sie auf neue Institutionen wechseln, die aber im End-
effekt nicht besser sind.
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Je komplizierter die Informationstechnik wird,je mehr

Hard- und Softwareelemente zusammengesteckt,

zusammengeschaltet oder sonstwie zusarnmen genutzt

werden müisen, damit etwas funktioniert, desto

schwieriger gestaltet sich die Koordination o-

techniscfier Entwicklungen. Kompatibilitätsstandards

werden zur Voraussetzung für Innovation und

Wachstum. nl

Es wird untersucht, wie die internationale Produktion

solcher Standards an die dramatisch steigenden

Koordinationsbedürfnisse angepaßt wird. Wie die

Technik selbst, so wird auch die Organisation ihrer

Standardisierung immer komplexer, immer
neEwerkförmigär und immer weniger hierarchisch'

Anpassung erfolgt durch Wucherung.
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